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Noch im Frühherbst schien es, als habe die Schweiz die Pandemie besser im Griff als 
andere Länder. Doch Mitte Oktober musste Bundesrat Alain Berset angesichts des 
raschen Anstiegs der Ansteckungen mit dem Covid-19-Virus besorgt feststellen, dass 
die Situation in unserem Land «eine der schlimmsten in Europa» sei. Anders als in 
der Gesellschaft gab es im Freiheitsentzug keine Rückschläge bei der Bewältigung 
der Pandemie: Zwar haben auch in den Hafteinrichtungen im Herbst die Ansteckun-
gen zugenommen, allerdings in bescheidenem Ausmass. Bisher konnte eine gross-
flächige Verbreitung des Virus erfolgreich verhindert werden.

Laut ersten Ergebnissen eines Forschungsprojekts über das Krisenmanagement 
im Freiheitsentzug haben die Verantwortlichen den Härtetest des Lockdowns be-
standen. Dies ist namentlich auf die rasch getroffenen, strengen epidemiologischen 
Schutzmassnahmen, den ausserordentlichen Einsatz des Personals und die teilweise 
Sistierung von Aufgeboten für Haftantritte zurückzuführen.

Eine Nahaufnahme der Situation in Genf rückt die Professionalität der Akteure und 
die wirksame Umsetzung der Strategien gegen die Ausbreitung des Covid-19-Virus in 
den Blickpunkt. Sie zeigt zudem, dass auch die enge Zusammenarbeit zwischen den 
Gesundheitsdiensten, der Gefängnisverwaltung und den Gesundheitsbehörden ent-
scheidend ist. Sie weist aber auch auf Handlungsbedarf hin: Es braucht Alternativen 
zur Inhaftierung, um die Überbelegung der Haftanstalten zu reduzieren und damit 
die Verbreitung von Krankheitserregern wirksam unterbinden zu können.

Die Pandemie hat auch die familiären Beziehungen auf die Probe gestellt. Für die 
Angehörigen der Inhaftierten war «die grosse Leere, die der abrupte Unterbruch der 
direkten Kontakte mit sich brachte», besonders gravierend. Die Stiftung REPR (Relais 
Enfants Parents Romands) bescheinigt zahlreichen Anstalten, grosse Anstrengungen 
unternommen zu haben, um einen guten Kontakt zwischen den Inhaftierten und 
ihren Angehörigen aufrechtzuerhalten. Sie stellt aber auch fest, dass die Familien 
immer noch als zweitrangig betrachtet werden – obwohl sie eine wichtige Rolle bei 
der Resozialisierung spielen.

Auch im Zusammenhang mit der Pandemie bewahrheitet sich das afrikanische 
Sprichwort «Der Mensch ist des Menschen Medizin». Der Halt und die Unterstützung 
durch die Familie sind auch für die Jugendlichen in den stationären Erziehungs-
einrichtungen besonders wichtig. Und dass sie trotz eingeschränkter Besuchs-
möglichkeiten den Lockdown einigermassen glimpflich überstanden haben, ist laut 
dem Ergebnis einer Online-Umfrage dem ausserordentlichen Engagement und der 
Präsenz des sozialpädagogischen Personals zu verdanken.

Folco Galli,  
Redaktor #prison-info

Online-Version:
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Melanie Wegel und Daniel Fink

Vom Nachweis erster Covid-19-Krankheitsfälle in 
Wuhan bis zur Expansion der Covid-19-Epidemie vor 
die Tore der Schweiz, Anfang Februar 2020, dauerte 
es rund 10 Wochen. Revolten in einigen Gefängnis-
sen in Norditalien bereiteten Anlass zur Sorge. Am 
28. Februar rief der Bundesrat die «besondere» Lage 
aus, am 16. März die «ausserordentliche Lage». An 
diesem Tag traf er die ersten gesamtschweizerischen 
Massnahmen für die Gesellschaft, vor allem die Re-
geln des Social Distancing. Dem folgte eine Auswei-
tung des Homeoffice, die Schliessung von Schulen 
und das Verbot von Grossveranstaltungen sowie ein 
weitgehender Lockdown im tertiären Sektor (vor al-
lem betreffend den Einzelhandel). Schliesslich wurde 
am 20. März ein Versammlungsverbot für Gruppen 
von mehr als fünf Personen erlassen, und der Bun-
desrat rief die Bevölkerung auf, das Haus nur noch 
für Lebensmittelkäufe und Arztbesuche zu verlassen. 

Es gibt allerdings Institutionen, in denen das 
Social Distancing schwierig umsetzbar ist und die 
ohne eine physische Präsenz des Personals kaum 
funktionsfähig sind, nämlich die Einrichtungen des 
Freiheitsentzuges. Auf der einen Seite ist das Social 
Distancing von dem zur Verfügung stehenden Platz 
abhängig, auf der anderen Seite finden sich gerade 
bei den Insassen im Freiheitsentzug gehäuft vulne-
rable Gruppen wie ältere und vorerkrankte Personen 
oder aber Personen mit problematischen psychi-
schen Befunden. Die Institutionen des Freiheits-

entzugs wurden somit vor die Aufgabe gestellt, ein 
Eindringen des Covid-19-Virus in die Institutionen zu 
verhindern, die Präventionsmassnahmen des Bundes 
so weit als möglich umzusetzen und dennoch eine 
Tagesstruktur für die Insassen zu gewährleisten.

Das Forschungsprojekt 
Im Rahmen der im März 2019 lancierten Sonder-
ausschreibung zum Thema «Coronaviren» fördert 
der Schweizerische Nationalfonds eine Reihe von 
Forschungsprojekten. Dazu gehört das Projekt «Kri-
senmanagement der Covid-19-Pandemie in Zwangs-
kontexten», das im Mai bewilligt wurde. Die Arbeit 
wurde anfangs Juni mit der Teambildung und ers-
ten Interviews im Straf- und Massnahmenvollzug 
aufgenommen. Die Arbeitshypothese lautete, dass 
die Umsetzung der vorgegebenen Massnahmen im 
Freiheitsentzug auf gewisse Schwierigkeiten stos-
sen würde, die in der föderalistischen Schweiz nicht 
nur unterschiedlich angegangen, sondern auch ver-
schieden gelöst würden. Deshalb sollten einerseits 
die Strategien des Umgangs mit der Covid-19-Pan-
demie, andererseits die unterschiedlichen Vorge-
hensweisen in der Umsetzung der Massnahmen 
untersucht werden. 

Im Rahmen der qualitativen Studie wurden in 
einem ersten Schritt in 15 Einrichtungen des Frei-
heitsentzugs Interviews mit Direktorinnen und Di-
rektoren geführt. Um die Bandbreite der Institutio-
nen im Freiheitsentzug zu berücksichtigen, wurden 
sowohl geschlossene als auch offene Institutionen 

Die Covid-19-Pandemie ist 
bisher erfolgreich gemeistert 
worden
Ein Forschungsprojekt untersucht das Krisenmanagement im Freiheitsentzug

Die Umsetzung der Präventionsmassnahmen zur Eindämmung der Covid-
19-Pandemie in der Gesellschaft hat vor allem ausreichend Platz und Flexibilität 
vorausgesetzt. Der Freiheitsentzug als Zwangskontext stand zumindest 
bezüglich des verfügbaren Platzes vor grossen Herausforderungen. Im Rahmen 
eines vom Schweizerischen Nationalfonds geförderten Forschungsprojektes 
zum Thema «Covid-19 im Freiheitsentzug» wird das Krisenmanagement im 
Freiheitsentzug genauer untersucht.

Melanie Wegel ist Professorin am 
Institut für Delinquenz und Kriminal-
prävention an der Zürcher Hochschu-
le für Angewandte Wissenschaften 
ZHAW und Leiterin des Forschungs-
projekts zum Thema Covid-19 im 
Freiheitsentzug.

Daniel Fink ist Dozent für Kriminal-
statistik an der Universität Luzern, 
Mitglied des UN-Unterausschusses 
zur Verhütung von Folter (SPT) und 
arbeitet am Forschungsprojekt mit.
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Dank der Schaffung digitaler Kon-
taktmöglichkeiten (Bild: überwachte 
Bildtelefonie in der JVA Thorberg) 
wurde die Sistierung der Besuche 
breit akzeptiert. 
Foto: Peter Schulthess (2020)

«In einem ersten 
Schritt wurden 
in 15 Einrichtun-
gen des Freiheits-
entzugs in der 
ganzen Schweiz 
Interviews mit 
Direktorinnen 
und Direktoren 
geführt»
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«Dank der digi-
talen Kontakt-
möglichkeiten 
fand die Sistie-
rung von Besu-
chen eine grosse 
Akzeptanz»

«Eine der wich-
tigsten Entschei-
dungen war, ob 
und inwieweit 
die Arbeitsbe-
triebe geschlos-
sen werden 
mussten»

ausgewählt. Weiter wurden eine Einrichtung für 
strafrechtlich platzierte Jugendliche und Leitungs-
personen von Wohn- und Arbeitsexternaten sowie 
von Massnahmenzentren befragt. Von den 15 Insti-
tutionen liegen 3 in der Westschweiz, 8 in der Ost-
schweiz und 4 in der Nordwest- und Innerschweiz. 

In dem bis September 2021 laufenden Projekt 
werden in einem zweiten Schritt zusätzliche Inter-
views mit Personen aus dem Bereich Aufsicht und 
Betreuung sowie dem Gesundheitsdienst geführt. 
Die Interviews werden inhaltsanalytisch anhand der 
zentralen Kategorien des Leitfadens ausgewertet. 
Dieser gliedert sich grob in drei Bereiche. In einem 
ersten Teil wurden die Situation und die Vorberei-
tung auf einen möglichen Lockdown thematisiert. 
In einem zweiten Teil ging es um die konkreten 
Massnahmen und besonderen Herausforderungen 
bei deren Umsetzung. In einem dritten Teil wurden 
innovative Lösungsansätze vertieft, die zum Ziel hat-
ten, den Tages- und Arbeitsablauf trotz Einschrän-
kungen und geringerem Personalbestand möglichst 
reibungslos zu gewährleisten. Bislang konnten 26 
Interviews geführt werden. In einem weiteren Pro-
jektabschnitt wird im Dezember 2020 zudem eine 
quantitative Befragung der Mitarbeitenden zu den 
Wahrnehmungen und Erfahrungen während des 
Lockdowns durchgeführt.

Vorbereitungen auf die Covid-19-Pandemie 
Bereits vor der Ausweitung der Pandemie nach Euro-
pa wurden in nahezu allen befragten Institutionen 
Vorkehrungen getroffen, um auf mögliche Restrik-
tionen reagieren zu können. In einem ersten Schritt 
wurden die Vorräte an Desinfektionsmitteln und 
Schutzmasken überprüft. Weiter wurden bis spätes-
tens Ende Februar in allen befragten Institutionen 
Task-Forces gegründet. Daran beteiligt waren in der 
Regel die Leitungspersonen der verschiedenen Ab-
teilungen, insbesondere jedoch Vertreter und Ver-
treterinnen der Bereiche Aufsicht und Betreuung, 
Gesundheit, Betriebe und Küche. 

Teilweise konnten vorhandene Pandemiepläne 
aus dem Jahr 2009 als Grundlage herangezogen 
werden, jedoch zeigte sich schnell, dass diese nicht 
ausreichend waren. Zum einen forderte die Schwei-
negrippe im Jahr 2009 das Gesundheitssystem nicht 
derart stark wie sich dies bei der Covid-19-Pandemie 
abzeichnete. Zum anderen wurden auch neue Pläne 
entwickelt, um für unterschiedliche Stufen eines 
Lockdowns als ultima ratio bis hin zum kompletten 
Einschluss der Insassen und massiven Personalaus-
fall gerüstet zu sein. Je nach Einrichtung wurden in 
einem ersten Schritt technische Präventionsmass-
nahmen und -vorkehrungen getroffen, indem z.B. 

Plexiglasscheiben für Besucherräume beschafft, 
Abstandsmarkierungen angebracht und Desinfek-
tionsspender aufgestellt wurden. 

Der Zeitpunkt der Umsetzung der einzelnen 
Massnahmen variierte zwischen den einzelnen In-
stitutionen. Grundsätzlich galt es ein Eindringen 
des Covid-19-Virus in die Institution zu verhindern 
und die Arbeitsabläufe so zu gestalten, dass diese 
unter den neuen Bedingungen zu bewältigen waren. 
Dabei wurde auch von der Prämisse ausgegangen, 
dass man auf einen Teil des Personals verzichten 
müsste. Gleichzeitig war man bemüht, die Restrik-
tionen für die Insassen im Freiheitsentzug möglichst 
zu kompensieren. Aus Platzgründen kann an dieser 
Stelle nur auf drei Präventionsmassnahmen näher 
eingegangen werden, welche die grösste Tragweite 
haben und deren Umsetzung die grösste Heraus-
forderung darstellen dürften.

Fast sämtliche Besuche sistiert ... 
Die Insassen in den Gefängnissen wurden von den 
Anstaltsleitungen über die notwendigen Massnah-
men informiert. Für die Information wurden je nach 
Institution die verschiedensten Kanäle und Mittel 
verwendet: Briefe, internes Video, Gruppengesprä-
che, individuelle Beratung, sehr häufig jedoch der 
direkte Dialog mit den Insassen. Diese Vorgehenswei-
se sowie die Möglichkeit zu Rückfragen bezeichnen 
die Anstaltsleitungen als wichtigen Punkt für das 
Gelingen und die Akzeptanz der später getroffe-
nen, einschränkenden Massnahmen. Die Situation 
ausserhalb der Institutionen war den meisten In-
sassen bekannt, wodurch generell eine hohe Akzep-
tanz der Einschränkungen erreicht werden konnte. 
In einigen Institutionen konnten kurz vor dem all-
gemeinen Lockdown noch Besuche durch Plexiglas-
trennscheiben stattfinden. Als der Bundesrat am 16. 
März den vollständigen Lockdown beschloss, wurden 
mit einer Ausnahme in allen Institutionen sämtliche 
Besuche eingestellt. Teilweise war dies bereits vor-
gängig geschehen. 

... aber mehr digitale Kontaktmöglichkeiten 
Mit Ausnahme einer Institution wurde zeitgleich 
die Anzahl und/oder die Dauer der Telefonate aus-
geweitet sowie die Möglichkeit des Kontaktes via 
Internet/Skype/Webex etc. eingerichtet. Dank die-
ser Möglichkeit der visuellen Kontaktaufnahme mit 
Bezugspersonen fand die Sistierung von Besuchen 
eine grosse Akzeptanz. Die überwiegende Anzahl der 
befragten Institutionen wird dieses Angebot auch 
zukünftig beibehalten. In einer Institution, in der 
die Videotelefonie bereits existierte, wurde diese 
gesperrt, da der Aufwand der Überwachung für das 

6   prison-info 2/2020	 Fokus: Bewältigung der Covid-19-Pandemie



Personal nicht zu bewältigen war. Generell ist die 
Einstellung gegenüber einer Installation von digi-
talen Medien im Vollzug seit dem Lockdown offener. 

Im Laufe des Monats Mai konnten in den meisten 
Institutionen wieder Besuche zugelassen werden, 
die allerdings teilweise von der Anzahl der Perso-
nen her limitiert waren. Zudem waren in einigen 
Anstalten die Besucherräume komplett mit Plexi-
glastrennscheiben ausgestattet worden. 

Organisation der Tagesstruktur 
Eine der wichtigsten Entscheidungen war, ob und 
inwieweit die Arbeitsbetriebe geschlossen werden 
mussten. Es musste die Frage gelöst werden, was 
notwendig war, um die Tagesstruktur, insbesondere 
die Arbeitsbetriebe, aufrecht zu erhalten. Ein Teil der 
geschlossenen und offenen Einrichtungen entschied 
sich für die Schliessung der Produktionsbetriebe 
und Ateliers. Ein weiterer Teil entschied sich dafür, 
zumindest die systemrelevanten Betriebe offen zu 
halten. Ein dritter Teil der Institutionen konnte die 
Schliessung der Arbeitsbetriebe umgehen. Dabei 
waren die baulichen Rahmenbedingungen ein zent-
rales Kriterium. Zum einen wurde überprüft, ob die 
Abstandsregel von zwei Metern in den Gängen und 
auf den Wegen zur Arbeitsstätte sowie in den Werk-
stätten selbst eingehalten werden konnte. Sofern die 
Einrichtung der Arbeitsplätze einen Mindestabstand 
garantierte, war häufig die weitere Öffnung der Be-
triebe möglich. Dies hatte den Vorteil, dass der Ta-
gesablauf der Insassen weiterhin strukturiert war. 
Im Rahmen der Abklärungen, ob die Arbeitsbetriebe 
geschlossen werden mussten, konnte auch geprüft 
werden, ob zum Zeitpunkt des Lockdowns das Covid-
19-Virus bereit in die Institution eingedrungen war.

Die Einschränkungen galten teilweise auch für 
den Freizeitbereich. In Fitnessräumen konnte dann 
weiter trainiert werden, sofern die Abstandsrege-
lungen gewährleistet waren oder Trennscheiben 
angebracht werden konnten. In jenen Institutio-
nen, in denen die Abstandsregeln nicht eingehal-
ten werden konnten, schlossen die Task-Forces die 
Arbeitsbereiche. Dabei waren Aufenthalte auf den 
Abteilungen weiterhin möglich. Auch die Einnahme 
der Mahlzeiten ist Teil der Tagesstruktur. In einigen 
Anstalten, die über einen Speisesaal verfügten, wur-
den die Mahlzeiten während des Lockdowns in den 
Zellen eingenommen oder die Anzahl von Personen 
an einem Tisch wurde reduziert. Die Leitungsperso-
nen erkannten die Gefahr, dass bei unentdeckten 
infizierten Insassen durch den Kontakt mit Insassen 
aus anderen Wohnabteilungen während der Arbeit 
und in den Speisesälen eine Ausbreitung des Virus 
innerhalb der Institution nicht mehr kontrollier-

bar gewesen wäre. Daher war der Aufenthalt nur 
noch mit Personen aus den gleichen Abteilungen 
möglich. Die Gefahr einer Ausbreitung des Covid-
19-Virus durch eine Durchmischung der Abteilun-
gen während der Arbeit und des Essens konnte in 
Institutionen mit grösseren Abstandsmöglichkeiten 
geringer gehalten werden.  

Innovative Lösungen bei Personalengpässen
Nicht nur die Insassen in den Institutionen waren 
– und sind weiterhin – von der Pandemie betroffen, 
sondern in vielfacher Hinsicht auch das Personal. Die 
Insassen waren sich bewusst, dass eine Ansteckung 
mit dem Covid-19-Virus am wahrscheinlichsten 
durch die Personengruppe drohte, die zwischen der 
Institution und der Welt draussen pendelt – dem 
Personal. Auf diesen Aspekt wurde das Personal 
auch mehrfach von den Insassen angesprochen. 
Ein Teil des Personals wurde zu Beginn der Präven-
tionsmassnahmen als Risikogruppe identifiziert. 
Diese Personen wurden deshalb von der Arbeit 
dispensiert oder konnten je nach Arbeitsbereich 
im Homeoffice arbeiten. Vor allem im Bereich Auf-
sicht und Betreuung ist die Präsenz vor Ort jedoch 
unabdingbar. Im überwiegenden Teil der befragten 
Institutionen kam es nicht zu massiven Ausfällen, 
jedoch durchaus zu Engpässen. 

Anhand zweier Beispiele kann aufgezeigt wer-
den, dass diesem Problem auf innovative Art begeg-
net werden konnte. Zum einen konnte die Mithilfe 
von Mitarbeitenden der Flughafenpolizei gewon-
nen werden, sodass keine grösseren Lücken bei der 
Versorgung der Insassen und des Anstaltsbetriebes 
entstanden sind. Zum anderen wurde eine Fachhoch-
schule für Soziale Arbeit darum gebeten, Studierende 
und Sozialarbeitende aus dem Ausland als Aushilfen 
einstellen zu können. Beide Strategien waren hilf-
reich, um etwaige Personalengpässe aufzufangen. 
Grundsätzlich konnte in den befragten Institutionen 
dem Personalmangel mit einer effizienten Planung 
und der Rekrutierung von Hilfskräften entgegenge-
wirkt werden und der organisatorische Mehrauf-
wand teilweise kompensiert werden. 

Härtetest bestanden
Die drei Aspekte Besuchsregelung, Arbeitsbeschrän-
kung und innovative Lösungen bei Personalengpäs-
sen stellen nur einen Ausschnitt der Präventions-
massnahmen während der Covid-19-Pandemie dar. 
Weitere wichtige Aspekte wären etwa die Sistierung 
im Bereich Administrativhaft, die Schaffung von Iso-
lationsbereichen oder Abteilungen, um für den Fall 
von Erkrankungen gewappnet zu sein. Besonders 
erwähnenswert ist die Reaktivierung des Gefäng-

«Ein Teil des Per-
sonals wurde zu 
Beginn der Prä-
ventionsmass-
nahmen als Ri-
sikogruppe 
identifiziert»
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nisses in Horgen, das quasi über Nacht wieder in 
Betrieb genommen wurde, um als Quarantänesta-
tion dienen zu können. Der Lockdown stellte für die 
Institutionen des Freiheitsentzuges einen Härtetest 
dar. Dieser Härtetest hat gezeigt, dass das System 
funktioniert und die Covid-19-Pandemie bislang 
erfolgreich gemeistert werden konnte. Besondere 
Aufmerksamkeit verdient auch die bedeutsame 
Frage, ab welchem Zeitpunkt wieder Lockerungen 
möglich waren oder - vor dem Hintergrund der wie-
der ansteigenden Covid-19-Fälle - wann und in wel-
chem Ausmass wieder Beschränkungen nötig sind. 

Die bisher untersuchten Präventionsmassnah-
men zeigen, dass sich grob drei Typen des Vorgehens 
skizzieren lassen: Diese Präventionsstrategien las-
sen sich als «safety first» (vollständiger Lockdown), 
«as much as necessary» (die Arbeitsbetriebe und 
Freizeiträume bleiben geöffnet, sofern die Platzver-

hältnisse das Social Distancing ermöglichen) bis hin 
zum Typus «minimum lockdown» (Beschränkung 
auf die Umsetzung der vom Bund vorgeschriebenen 
Massnahmen) bezeichnen. In allen untersuchten 
Einrichtungen konnten Erfahrungswissen gene-
riert sowie Notfallpläne erstellt, modifiziert oder 
adaptiert werden. Heute sind die technischen Aus-
stattungen und Vorräte vorhanden, um im Falle 
eines weiteren Lockdowns das Erarbeitete schnell 
umsetzen zu können. Diese Erfahrungswerte erwie-
sen sich in jenen Institutionen als hilfreich, in denen 
nach den ersten Lockerungen Personen positiv auf 
das Covid-19-Virus getestet wurden und ein erneu-
ter Lockdown sowie eine komplette Testserie nötig 
waren. Eine Ausbreitung des Virus konnte durch die 
Massnahmen auf mehreren Ebenen somit bislang 
in den schweizerischen Institutionen des Freiheits-
entzugs weitgehend vermieden werden.

Die Wandmalereien in der JVA 
Thorberg vermitteln auf ebenso an-
schauliche wie eindringliche Art die 
Botschaft, dass die Abstandsregeln 
zu den wichtigsten Präventionsmass-
nahmen zur Eindämmung der Covid-
19-Pandemie gehören. 
Foto: Peter Schulthess (2020)

«Der Lockdown 
stellte für die In-
stitutionen des 
Freiheitsentzu-
ges einen Här-
tetest dar. Er hat 
gezeigt, dass das 
System funktio-
niert»
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Zwei Meter Abstand halten! 
Yo!
Street-Art im Dienst der Covid-19-Prävention

 
Die Justizvollzugsanstalt (JVA) Thorberg hat auf unkonventionelle Weise die 
Gefangenen für die Covid-19-Abstandsregeln sensibilisiert. Sie beauftragte 
den Graffiti-Künstler Soniconer, das Gebot «Zwei Meter Abstand halten!» in 19 
Variationen bildlich darzustellen.

Die Idee für das Malprojekt ist in der Covid-19-Task-
Force der JVA Thorberg aufgekommen. «Die Visua-
lisierung der Abstandsregeln auf den Etagen und 
Abteilungen sowie im Spazierhof ist eine von zahl-
reichen Massnahmen, die getroffen wurden, um die 
Gefangenen vor dem Virus zu schützen», erklärt Re-
gine Schneeberger, die stellvertretende Direktorin. 
Die JVA Thorberg stand vor grossen Herausforderun-
gen, da hier 180 Gefangene aus vielen Ländern auf 
sehr engem Raum zusammenleben und -arbeiten. 
Als das Bundesamt für Gesundheit (BAG) nach Aus-
bruch der Pandemie seine Aufklärungskampagne 
über das Covid-19-Virus startete, «fragten wir uns 
in der Task-Force, wie wir die Gefangenen für die 
Hygiene- und Verhaltensregeln, insbesondere für 
die Einhaltung der Abstandsregeln sensibilisieren 
konnten». 

Die Plakate des BAG enthielten nach Einschät-
zung der Task-Force auch Botschaften, die wenig für 
die Verhältnisse im Freiheitsentzug geeignet waren. 
So hätte namentlich die Aufforderung «Bleiben Sie 
zuhause!» in einer Strafanstalt zynisch wirken kön-
nen. Deshalb entschied sich die Task-Force, die be-
sonders wichtigen Abstandsregeln den Gefangenen 
nicht nur über die offiziellen Plakate, sondern auch 
über Wandbilder bekannt zu machen. «Wichtig war 
uns, dass die Botschaft nicht zu ‹brav› vermittelt 
wurde», sagt Regine Schneeberger. «Deshalb ent-
stand die Idee mit den Graffitis». 

Der Seeländer Künstler «Soniconer» war kurz-
fristig bereit, den Auftrag zu übernehmen. Er legte 
der Task Force zahlreiche Skizzen zur Auswahl vor 
und malte dann insgesamt 19 Bilder. «Die von ihm 
vermittelte Botschaft ist immer noch sehr aktuell», 

«Wichtig war uns, 
dass die Bot-
schaft nicht zu 
‹brav› vermittelt 
wurde. Deshalb 
entstand die Idee 
mit den Graffitis»

In der ganzen Anstalt machen Soni-
coners drollige Figuren die Insassen 
auf die Abstandsregeln aufmerksam. 
Foto: Peter Schulthess (2020)
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Auch als Notruf (Mayday) werden die 
Abstandsregeln übermittelt.  
Foto: Peter Schulthess (2020)

betont die stellvertretende Direktorin. Die Gefan-
genen und das Personal seien gehalten, die Ab-
standsregeln weiterhin strikte zu beachten, auch 
wenn inzwischen weitere Massnahmen wie etwa 
die Maskenpflicht für alle getroffen worden seien.

Für Gespräche gesorgt
Nach der erfolgreichen Ausführung des Auftrags 
hätten die Bilder des Künstlers für Gespräche ge-
sorgt, was durchaus erwünscht gewesen sei. «Der 
Tenor der Gefangenen war ganz unterschiedlich», 
erzählt Regine Schneeberger. «Einige fanden es eine 
gute Idee, um auf ein wichtiges Thema hinzuweisen, 
zudem könne etwas Farbe auf den Etagen und Ab-
teilungen nicht schaden. Andere meinten hingegen, 
die Figuren seien eher kindisch und man hätte die 
Bilder auch von Gefangenen malen lassen können.» 
Ein Einbezug der Gefangenen sei allerdings ange-
sichts der Dringlichkeit – das Projekt wurde innert 
zwei Wochen durchgezogen – nicht möglich gewe-
sen. «Wir werden aber die Gefangenen in ähnliche 
Projekte wie etwa eine allfällige Neubemalung eines 
anderen Teils des Spazierhofes einbeziehen», versi-
chert Regine Schneeberger. 

Warnung, aber auch Freude
Es sei schon eine spezielle Erfahrung gewesen, meint 
Soniconer, der seit fast vierzig Jahren Graffiti malt 
und seit 1996 als freischaffender Street-Art-Künst-
ler tätig ist. Er hat zahlreiche Projekte im In- und 
Ausland realisiert (siehe www.sonicone.ch), aber 
noch keines in einem Gefängnis. «Ich habe zwar den 
Film über den Thorberg gesehen, aber die Realität 
ist anders.» Er habe sich erst an das komische Ge-
fühl des Eingeschlossenseins gewöhnen müssen, 
sagt der Vertreter der Kunstrichtung, deren Werke 
im öffentlichen Raum geschaffen werden und frei 
zugänglich sind, über seine Arbeit in der geschlos-
senen Vollzugsanstalt. Trotz dieses Spannungsver-
hältnisses hat er sein Ziel erreicht: «Ich habe mit 
meinen Graffitis Aufmerksamkeit erregen und eine 
bleibende Warnung schaffen wollen. Ich habe damit 
aber auch Freude bereiten wollen», betont Sonico-
ner, dessen Figuren vom Stil des amerikanischen 
Comiczeichners Vaughn Bode beeinflusst sind. (gal)

«Ich habe Auf-
merksamkeit er-
regen, eine blei-
bende Warnung 
schaffen, aber 
auch Freude be-
reiten wollen»
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Auch im Freiheitsentzug gelten die 
allgemeinen Verhaltens- und Hygie-
neregeln des Bundesamtes für Ge-
sundheit (BAG). Hinzu kommen die 
in der Orientierungshilfe der KKJPD 
aufgeführten Präzisierungen.  
Foto: Peter Schulthess (2020)

Verbreitung der Covid-19-Pan-
demie im Freiheitsentzug 
verhindert
Die Verantwortlichen haben rasch und entschieden gehandelt

 
Die kantonalen Justizvollzugsämter haben bisher zusammen mit den einzelnen 
Justizvollzugsanstalten einen massenhaften Ausbruch von Covid-19-An-
steckungen in Gefängnissen und Strafanstalten verhindern können. Dass dies 
im Gegensatz zu den Alters- und Pflegeheimen möglich war, ist auf die strikten 
epidemiologischen Schutzmassnahmen, den grossen persönlichen Einsatz des 
Personals sowie die teilweise Sistierung von Vollzugslockerungen und Auf-
geboten für Haftantritte zurückzuführen.

Benjamin F. Brägger
 

Die einzelnen Kantone begannen bereits im Feb-
ruar 2020 mit der Aktualisierung der bestehenden 
Pandemiepläne. Dies geschah mittels eines regen 
Fach- und Informationsaustausches über die Kan-
tonsgrenzen hinweg. Der Vorstand der Konferenz 
der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen 
und -direktoren (KKJPD) beauftragte zudem die Ko-
ordinationskonferenz Justizvollzug (KoKJ) mit dem 
Aufbau und der Aktualisierung eines nationalen 
Lagebildes zur Entwicklung der Ansteckungszahlen 
bei Insassen und Mitarbeitenden in den Anstalten 
des Freiheitsentzugs in allen Kantonen. 

Bereits anfangs April 2020 veröffentlichte die 
KKJPD eine Orientierungshilfe an die für den Jus-
tizvollzug zuständigen kantonalen Stellen zum 
Umgang mit Covid-19. Diese konkretisierte die 
international publizierten Empfehlungen der WHO, 
CPT und der NKVF zum Umgang mit Covid-19 im 
Freiheitsentzug für die Schweiz und setzte diese 
in Verbindung mit den nationalen notrechtlichen 
Regelungen des Bundesrates zur Bekämpfung des 
Coronavirus. Die Orientierungshilfe diente als Richt-
schnur für die in den Anstalten zu ergreifenden 
epidemiologisch begründeten Einschränkungen 
und Schutzmassnahmen. 

Benjamin F. Brägger, Sekretär des 
Strafvollzugskonkordats der Nord-
west- und Innerschweiz, vertritt in 
seinem Beitrag seine persönliche 
Meinung als Justizvollzugsexperte.

Einschränkungen haben sich ausgezahlt
Die in den einzelnen Anstalten verfügten epidemio-
logischen Schutzmassnahmen führten zu teilweise 
starken Einschränkungen im Tagesablauf der ein-
gewiesenen Personen und auch des Personals. So 
wurden beispielsweise die Kontakte der Insassen 
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«Das Personal 
hat pflichtbe-
wusst und unter 
grossem persön-
lichen Einsatz 
seinen Dienst 
verrichtet und je-
derzeit die Ge-
sundheit sowie 
die Sicherheit 
gewährleistet»

zur Aussenwelt und die Angebote in den Bereichen 
Arbeit, Therapie und Freizeitgestaltung stark ein-
geschränkt. Auch wurde versucht, die Personen-
ströme, welche in die Anstalten eingelassen wur-
den, auf ein absolutes Minimum zu begrenzen. 
Die durch die Kantone und die einzelnen Anstalten 
sehr schnell getroffenen Massnahmen und deren 
rigorose Umsetzung wurden von Erfolg gekrönt. So 
konnte eine Verbreitung der Epidemie in den An-
stalten des Freiheitsentzugs verhindert werden. Bis  
Ende November haben sich etwas weniger als 60 
von total 6900 schweizweit inhaftierten Personen 
mit dem Virus angesteckt. Corona-bedingte Todes-
fälle gab es bisher weder aufseiten der Eingewie-
senen noch aufseiten des Personals zu beklagen.

Entspannte Lage
Obwohl die Freiheiten der Insassen in gewissen 
Anstalten sehr stark beschränkt wurden, kam es in 
der Schweiz, im Gegensatz zum Ausland, zu keinen 
Meutereien, Brandstiftungen, Geiselnahmen oder 
Ähnlichem. Die Lage in den Schweizer Anstalten des 
Freiheitsentzugs während der ausserordentlichen 
Lage darf nicht nur aus epidemiologischer Sicht 
als geordnet und entspannt bezeichnet werden, 
sondern – abgesehen von den kurzzeitigen Vor-
kommnissen im Gefängnis Champ-Dollon – auch 
in Bezug auf den allgemeinen Betrieb, die Ruhe 
und Ordnung sowie Sicherheit. Dies hat mit den 
Eigenheiten des schweizerischen Justizvollzugs zu 
tun. So gibt es, mit Ausnahme einiger weniger An-
stalten in der Westschweiz, keine Überbelegung 
in den Gefängnissen. Diese verfügen mehrheitlich 
über eine zeitgemässe Infrastruktur sowie über 
genügend und gut ausgebildetes Personal. Dieses 
hat während der Corona-Krise pflichtbewusst und 
unter grossem persönlichen Einsatz seinen Dienst 
verrichtet und dafür gesorgt, dass sowohl die Ge-
sundheit als auch die Sicherheit in den Anstalten 
jederzeit gewährleistet werden konnte. 

Aufgebote für Haftantritte teilweise sistiert
Die zuständigen kantonalen Vollzugsbehörden 
haben zudem zu Beginn des Ausbruchs der Epide-
mie in der Schweiz die Aufgebote für Haftantritte 
aus der Freiheit teilweise und situationsbedingt 
sistiert. Dabei handelte es sich um Personen mit 
Strafen von geringem Ausmass, die kein Gefähr-
dungspotential für die öffentliche Sicherheit auf-
weisen. So konnte das Ansteckungsrisiko durch 
Einschleppung von aussen stark minimiert wer-
den. Zudem erlaubte diese Massnahme, in den An-
stalten für die Umsetzung epidemiologisch indi-
zierter Quarantäne- oder Isolationsmassnahmen 
Platz zu schaffen. Ferner konnten dadurch auch 

Doppelunterbringungen in einer Zelle vermieden 
werden, was wiederum die Ansteckungsgefahr 
verringerte. Auch wurden zur Verhaftung aus-
geschriebene Personen, die ihre Geldstrafe oder 
Busse nicht bezahlt haben oder dem Strafantritts-
befehl zur Verbüssung einer kurzen unbedingten 
Freiheitsstrafe nicht Folge leisteten, bei Anhaltung 
durch die Polizei häufig nicht sofort inhaftiert, um 
das Ansteckungsrisiko in den Anstalten möglichst 
klein zu halten. 

Aus juristischer Sicht betrachtet, handelte es 
sich bei diesen Massnahmen um Sistierungen von 
Vollstreckungsanordnungen, die – sobald es die 
epidemiologische Lage erlaubte – wiederum auf-
gehoben wurden. Mit anderen Worten ausgedrückt, 
verschob der Staat seinen Strafanspruch aus epide-
miologischen Gründen zum Schutz der bereits In-
haftierten und des Personals auf später. So schützte 
der Staat seine Bürger vor Ansteckung ohne auf die 
Durchsetzung der Anordnungen der Strafjustiz zu 
verzichten. Seit Anfang Mai 2020 sind die Kantone 
schrittweise zum Normalbetrieb zurückgekehrt, d. h., 
Verurteilte, die in Freiheit leben, werden wiederum 
zum Strafantritt aufgeboten und zur Verhaftung 
ausgeschriebene Personen können nach deren An-
haltung durch die Polizei wiederum inhaftiert wer-
den. Auch wurden die epidemiologisch begründe-
ten Besuchs- und Urlaubsrestriktionen wiederum 
vollständig aufgehoben. 

Angemessenheit bestätigt
Vereinzelt wurde über gewisse zu epidemiologi-
schen Zwecken angeordnete Einschränkungen der 
Rechte der Insassen Kritik geäussert. Dazu kann fest-
gehalten werden, dass alle Menschen in der Schweiz 
gestützt auf die Anordnung der ausserordentlichen 
Lage durch den Bundesrat gemäss Art. 7 des Epide-
miengesetzes in ihren (Grund-)Rechten und ihrer 
Bewegungsfreiheit z. T. massiv eingeschränkt wur-
den und nicht nur inhaftierte Personen. Die Ein-
schränkungen für die Insassen von Justizvollzugs-
anstalten können grosso modo mit denjenigen in 
Alters- und Pflegeheimen verglichen werden und 
dürfen mit Fug und Recht als situationsgerecht und 
angemessen beurteilt werden, was die Verhinde-
rung von Covid-19-Ansteckungen in den Anstalten 
des Freiheitsentzugs eindrücklich belegt.

Im Gegensatz zu gewissen Alterspflegeinstitu-
tionen kam es in den Schweizer Gefängnissen und 
Justizvollzugsanstalten zu keinen Todesfällen im 
Zusammenhang mit der viralen Covid-19-Erkran-
kung. Die Angemessenheit der Schutzmassnahmen 
wurde auch vom Bundesgericht mit Urteil vom 26. 
Mai 2020 bestätigt. Wegen der Corona-Pandemie 
bestünde kein Anlass für eine Haftentlassung aus 

«Die sehr schnell 
getroffenen 
Massnahmen 
und deren rigo-
rose Umsetzung 
konnten eine 
Verbreitung der 
Epidemie in den 
Anstalten des 
Freiheitsentzugs 
verhindern»
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«Föderalistische 
Staaten sind 
für Krisen und 
deren Bewälti-
gung besser auf-
gestellt als Zent-
ralstaaten»

der Untersuchungs- oder Sicherheitshaft, wenn 
die internationalen und nationalen Covid-19-Emp-
fehlungen in der Haftanstalt eingehalten würden. 

Positive Bilanz ...
Als äusserst positiv kann bewertet werden, dass

	◼ die kantonalen Justizvollzugsämter in Zusam-
menarbeit mit den einzelnen Institutionen des 
Freiheitsentzugs genügend rasch effiziente 
Schutzmassnahmen ergriffen haben, um die 
Ausbreitung des Covid-19-Virus erfolgreich zu 
verhindern, und gleichzeitig auch jederzeit wäh-
rend der ausserordentlichen Lage die Ruhe und 
Ordnung sowie Sicherheit in den Anstalten ge-
währleisten konnten;

	◼	der fachliche Austausch und eine informelle 
Koordination in Bezug auf die zu ergreifenden 
Schutzmassnahmen unter den für den Justiz-
vollzug zuständigen Chefbeamten in den Straf-
vollzugskonkordaten funktioniert hat und über-
wiegend als hilfreich empfunden wurde;

	◼innerhalb der Koordinationskonferenz Justizvoll-
zug der KKJPD (KoKJ) ein regelmässiger Austausch 
zwischen den drei Strafvollzugskonkordaten und 
dem EJPD unter Leitung des stellvertretenden 
Generalsekretärs der KKJPD stattgefunden hat. 
Dies hat es ermöglicht, ein zweimal wöchent-
lich aktualisiertes nationales Lagebild des epi-
demiologischen Verlaufs der Ansteckungen in 
allen Anstalten der Schweiz zuhanden des Vor-
standes der KKJPD zu erarbeiten und sehr schnell 
eine nationale Orientierungshilfe zum Umgang 
mit Covid-19 in Anstalten des Freiheitsentzugs 
zu erlassen;

	◼   Anfragen an Organe der Bundesbehörden durch 
die KoKJ koordiniert und fachlich geschärft wur-
den, bevor diese entweder auf dem Verwaltungs-
weg durch den Vertreter des Bundesamtes für 
Justiz (BJ) in der KoKJ oder aber auf politischer 
Ebene durch den Vorstand der KKJPD an die ent-
sprechenden Bundesbehörden gerichtet wurden.

Trotz der historisch gewachsenen und sehr viel-
schichtigen und somit äusserst komplizierten Orga-
nisationsform des Freiheitsentzugs in der Schweiz 
wurde die Corona-Krise bisher gut bewältigt. Es hat 
sich gezeigt, dass die konkrete Krisenbewältigung 
durch die einzelnen Kantone sehr gut gemeistert 
wurde. Diese Erkenntnis deckt sich mit wissenschaft-
lichen Aussagen, die aufzeigen, dass föderalistische 
Staaten für Krisen und deren Bewältigung besser 
aufgestellt seien als Zentralstaaten. 

 

... aber auch Verbesserungspotenzial
Demgegenüber hat sich jedoch bestätigt, dass sich 
Organisationen in Krisen noch stärker als sonst auf 
sich selbst zurückbeziehen und eigenständig ver-
suchen, die an sie gestellten Herausforderungen 
zu bewältigen. Es wird stark in Silos gedacht und 
gehandelt. Dies führt dazu, dass übergeordnete 
Lagebilder und -beurteilungen nicht von allen Kan-
tonen erwünscht waren oder als sinnvoll oder gar 
notwendig erachtet wurden. 

Nationale Analysen und Lagebeurteilungen sind 
jedoch unverzichtbar, wenn sich eine Krise akzen-
tuiert. Hätten beispielsweise die Ansteckungen in 
den Anstalten des Freiheitsentzugs nicht verhindert 
werden können, wäre ein Teil der Kantone nicht mehr 
in der Lage gewesen, die notwendige medizinische 
Betreuung der Inhaftierten unter gleichzeitiger 
Gewährleistung der Sicherheit zu garantieren. In 
einem solchen Falle ist eine übergeordnete, d. h. 
eine nationale Lagebeurteilung und Koordination 
der zu ergreifenden Massnahmen unerlässlich. 
Diese komplexe und politisch anspruchsvolle Auf-
gabe kann für den Bereich des Freiheitsentzuges 
nur durch den Vorstand der KKJPD übernommen 
werden. Wenn notwendig, sollte er den Kontakt zu 
den Bundesbehörden sicherstellen sowie die Anlie-
gen der Kantone gebündelt einbringen und ihnen 
so mehr Gewicht verleihen. 

Eine solche Lösung hätte den Vorteil, dass die 
Stärken des Föderalismus beibehalten und diese 
lagebedingt und situativ ergänzt werden könnten. 
Übergeordnete Massnahmen dürften nur dann 
zum Tragen kommen, wenn auf Grund einer Lage-
entwicklung eine interkantonal und interkonkor-
datlich vernetzte sowie mit den Bundesbehörden 
abgestimmt Ressourcen- und Einsatzplanung not-
wendig ist, um Mangellagen zu überbrücken und 
Schaden abzuwenden. Hier liegt sicherlich noch ein 
Verbesserungspotenzial in Bezug auf Verständnis, 
Rolle und Aufgaben sowie Kompetenzen der einzel-
nen Akteure des Justizvollzugs im Krisenfall.

Systemrelevanz des Justizvollzugs
Schliesslich hat sich klar gezeigt, dass der Bereich 
des Justizvollzugs bisher nicht oder zu wenig in die 
kantonalen Krisenstäbe und/oder Führungsorgane 
eingebunden war, geschweige denn auf Bundes-
ebene vertreten wird. Dies hat u. a. dazu geführt, 
dass nie von der sog. Systemrelevanz des Justizvoll-
zugs gesprochen wurde. Dies hatte wiederum zur 
Folge, dass weder das Justizvollzugspersonal noch 
die Insassen grossflächig getestet werden konn-
ten, obwohl dies von den Kantonen und der KKJPD 
mehrfach vom Bund gefordert wurde. Diese Situa-

«Nationale Ana-
lysen und La-
gebeurteilun-
gen sind jedoch 
unverzichtbar, 
wenn sich eine 
Krise akzentu-
iert»
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Die in den Justizvollzugsanstalten ergriffenen Schutzmassnahmen 
sind situationsgerecht und angemessen, wie das Bundesgericht be-
stätigt hat und wie die Verhinderung eines massenhaften Ausbruchs 
von Covid-19-Ansteckungen eindrücklich belegt.  
Foto: Peter Schulthess (2020)



tion führte zu einer grossen Anzahl von Quarantä-
nen beim Personal und den Insassen. Zu gewissen 
Zeiten waren deshalb in einzelnen Anstalten des 
Freiheitsentzugs die Personalressourcen zu knapp, 
um einen geordneten Betrieb in Krisenzeiten ge-
währleisten zu können. 

Diese Unkenntnis über die Systemrelevanz mani-
festierte sich auch darin, dass die Schweizer Armee 
zu Beginn der ausserordentlichen Lage Aufseher der 
Anstalten des Justizvollzugs zum Aktivdienst aufge-
boten hat, obwohl diese von Gesetzes wegen von der 
persönlichen Militärdienstleistung befreit sind. Eine 
schriftliche Intervention des Präsidenten der KKJPD 
beim Chef der Armee brachte glücklicherweise rasch 
eine Klärung. Die aufgebotenen Aufseher wurden 
umgehend aus dem Aktivdienst entlassen. 

Politische Diskussion erforderlich
«Sowohl bei der Beurteilung der Risiken als auch in 
den konkreten Strukturen des Krisenmanagements 
… geht es stets auch um Ressourcen und Defini-
tionsmacht – also um Politik», hielt die NZZ am 13. 
Mai 2020 fest. Im Bereich des Justizvollzugs in der 
Schweiz hat sich in der Krise während der ersten 
Pandemiewelle gezeigt, was vorher bereits bekannt 
war. Die aktuellen überkantonalen Strukturen sind 
historisch gewachsen, zu vielfältig und vielschichtig 
sowie zu wenig aufeinander abgestimmt. Es gibt 
in fast allen Aufgabenbereichen Doppel-, ja sogar 
Mehrspurigkeiten. Die Aufgaben, Zuständigkei-
ten und Kompetenzen dieser unzähligen Gremien 
überschneiden sich zudem vielfach oder sind nicht 
wirklich geklärt. Die Frage der übergeordneten Ko-
ordination und Steuerung des Gesamtsystems Frei-
heitsentzug in der Schweiz gilt es im Nachgang an 
die Pandemie politisch zu diskutieren. Einer Klärung 
bedarf es für Zeiten besonderer Lagen, wie z. B. die 
Covid-19-Pandemie eine darstellt, wie auch für die 
normale Lage, d. h. für Zeiten des Normalbetriebs. 
Dabei gilt es zu klären, in welchen Aufgabenberei-
chen und in welcher Tiefe übergeordnete Prinzipi-
en und harmonisierte Kooperationen zum Tragen 
kommen und wo die einzelnen Kantone weiterhin 
autonom handeln sollen. 

Gerade der rasante Wandel im Bereich der Di-
gitalisierung kann nur gemeinsam angegangen 
werden. Arbeiten die Kantone in Zukunft in ausge-
wählten Themen enger zusammen, kann die kanto-
nale Zuständigkeit samt ihren Eigenständigkeiten 
im Bereich des Freiheitsentzugs weiterhin dort er-

halten bleiben, wo dies einen fassbaren Mehrwert 
generiert. Dies bedeutet im Gegenzug, dass gewis-
se Aufgaben künftig noch stärker gemeinsam an-
gegangen werden müssen, um dem berüchtigten 
kantonalen Flickenteppich dort entgegenzuwirken, 
wo dieser nicht mehr zeitgemäss oder gar hinderlich 
ist. Dabei gilt es, in einer ersten politischen Analyse-
phase den Streit um Details, der vom Wesentlichen 
ablenkt, gar nicht erst entstehen zu lassen. Dies im 
Sinne der Worte von Willy Brandt: «Gerade wer Be-
wahrenswertes erhalten will, muss verändern, was 
der Erneuerung bedarf.»

Nach einem aus virologischer Sicht ruhigen 
Sommer nehmen die Infizierungen mit dem Covid-
19-Virus in der Schweiz seit Mitte Oktober 2020 ex-
plosionsartig zu. Die Kantone und der Bund haben 
erneut einschneidende Massnahmen erlassen, wel-
che die Verbreitung des Virus verlangsamen helfen 
sollen, insbesondere um einen Kollaps des Gesund-
heitssystems zu verhindern. Die Ansteckungsraten 
von Insassen und Mitarbeitenden der Anstalten des 
Freiheitsentzugs haben seither auch zugenommen. 
Fast täglich melden die Kantone, dass einzelne In-
sassen oder Mitarbeitende sich mit dem Covid-19 
Virus infiziert haben. Eine grossflächige Verbreitung 
des Virus in den Anstalten konnte bisher verhindert 
werden (Stand Ende November 2020). Es bleibt zu 
hoffen, dass die in den Anstalten des Freiheitsent-
zugs ergriffenen Hygiene-, Schutz- und Isolations-
massnahmen ausreichen werden, um weiterhin 
eine massenhafte Verbreitung des Covid-19-Virus 
innerhalb der Gefängnismauern zu verhindern. 

«Die Frage der 
übergeordneten 
Koordination 
und Steuerung 
des Gesamtsys-
tems Freiheits-
entzug gilt es 
im Nachgang an 
die Pandemie 
politisch zu dis-
kutieren»

Links

 •	� Die «Zusammenfassung der nationalen und inter-
nationalen Rechtsgrundlagen und Empfehlungen 
zum Umgang mit COVID 19 in Anstalten des 
Freiheitsentzugs (Stand: 6. April 2020)» ist auf der 
Website der KKJPD abrufbar.

 •	� Das Urteil 1B_220/2020 vom 26. Mai 2020, das sich 
u.a. auch auf die Orientierungshilfe der KKJPD vom 
6. April 2020 abstützt (5.3.), ist auf der Website des 
Bundesgerichts abrufbar.

 •	� Vgl. auch das Urteil 1B_160/2020 vom 28. April 
2020, wonach mit dem beiläufigen Hinweis auf die 
gesundheitliche Situation in den schweizerischen 
Gefängnissen seit Ausbruch der Covid-19-Pandemie 
kein Haftentlassungsgrund ausreichend begründet 
wird (3.4.).
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https://www.kkjpd.ch/files/Dokumente/News/2020/200406 Zusammenfassung der KoKJ zum Umgang mit COVID-19 in Anstalten des Freiheitsentzugs.pdf
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=1B-220%2F2020&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F26-05-2020-1B_220-2020&number_of_ranks=42
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https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=1B-160%2F2020&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F28-04-2020-1B_160-2020&number_of_ranks=58


Hans Wolff und Laurent Gétaz
 

Gefängnisse gelten als Einrichtungen mit einem 
hohen Risiko für die Verbreitung von Krankheits-
erregern und auch von SarsCoV-2. Dies lässt sich 
durch verschiedene Faktoren erklären: das enge 
Zusammenleben, die Durchmischung des Insas-
senbestands (insbesondere in der Untersuchungs-
haft) und die erhöhte Vulnerabilität, da bekannt-
lich der Gesundheitszustand der Inhaftierten im 
Vergleich zur allgemeinen Bevölkerung schlechter 
ist. Ausserdem brachen zu Beginn der Pandemie in 
verschiedenen Ländern in Strafvollzugsanstalten 
Krisen aus. In Italien kam es nach der Ankündigung 
von Kontaktbeschränkungen für die Inhaftierten zu 

Ausschreitungen mit mindestens zwölf Toten und 
zu mehreren Fluchtversuchen.

Dramatische Situation in den USA
In den USA bleibt die Lage dramatisch. In mehreren 
Gefängnissen hat sich das Virus weit verbreitet. 
Dies geht aus der folgenden Grafik hervor, welche 
die wachsende Kluft zwischen der Zahl der Fälle pro  
100 000 Inhaftierte und der allgemeinen Bevölke-
rung veranschaulicht.

Im Gefängnis von Seagoville in Texas wurden 
mehr als 1300 der etwa 1750 Inhaftierten positiv auf 
das Virus getestet, und dies ist keine Ausnahme. Die 
Überbelegung wurde als wichtigster Faktor zur Er-
klärung dieser dramatischen Situation identifiziert. 
Zur Krise der Überbelegung der Gefängnisse kam 
zudem die Klimakrise hinzu. Infolge der Brände in 
den Bundesstaaten an der Westküste (Kalifornien, 
Oregon) mussten mehrere Gefängnisse dringend 
evakuiert werden, sehr oft unter Missachtung der 
Schutzmassnahmen gegen die Ausbreitung des 
Coronavirus.

Niedriger Wert in der Schweiz 
In der Schweiz und in den meisten europäischen 
Ländern ist trotz allen Befürchtungen keine solche 
Entwicklung zu beobachten. Dennoch befürchten 
eigentlich alle Akteure im Straf- und Massnahmen-
vollzug nach wie vor eine starke Ausbreitung des 
Virus. Bis Ende November 2020 wurden unter den 
6900 Inhaftierten etwas weniger als 60 Infektionen 

Professionalität und  
wirksame Umsetzung von 
Strategien
Covid-19 im Gefängnis: eine erste Bilanz für die Schweiz

 
Dank Professionalität und der wirksamen Umsetzung der Strategien gegen die 
Verbreitung des Covid-19-Virus hat dessen unkontrollierte Ausbreitung in den 
Gefängnissen verhindert werden können. Die gute Zusammenarbeit zwischen 
den Gesundheitsdiensten, der Gefängnisverwaltung und den Gesundheits-
behörden war ein Schlüsselelement zur Erreichung dieses Ziels. Die Gesund-
heitskrise sollte uns veranlassen, Alternativen zur Haft zu entwickeln, um die 
Überbelegung der Gefängnisse zu verringern.

Hans Wolff ist Chefarzt der 
Abteilung für Gefängnismedizin 
(SMP) der Universitätskliniken 
von Genf und Mitglied des 
Europäischen Ausschusses zur 
Verhütung von Folter (CPT).

Laurent Gétaz leitet als Oberarzt 
einen Dienst des SMP.
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registriert. Diese Rate ist im Vergleich zur allgemei-
nen Bevölkerung niedrig.

Genf im Fokus
Im chronisch überfüllten Gefängnis Champ-Dollon 
in Genf, dem grössten Untersuchungsgefängnis 
der Schweiz, wurde während der ersten Welle im 
Frühling nur eine von einem Insassen im Gefäng-
nis erworbene Infektion diagnostiziert. Aus organi-
satorischen Gründen wurden vier weitere Kranke, 
die in anderen Gefängnissen des Kantons inhaftiert 
waren, nach Champ-Dollon verlegt und bis zu ihrer 
Genesung isoliert. Drei weitere bereits vor Haft-
antritt infizierte Personen wurden in den ersten 
zehn Tagen ihrer Inhaftierung identifiziert, als sie 
in einer für neueintretende Personen bestimmten 
Beobachtungsabteilung isoliert waren. Im August 
2020 wurde ein Ausbruch, von dem sechs Inhaftierte 
betroffen waren, schnell unter Kontrolle gebracht. 
Im November, zum Zeitpunkt der Abfassung die-
ses Artikels, verbreitete sich das Virus auf mehre-
ren Stockwerken, wobei neun infizierte Inhaftierte 
identifiziert wurden. Obwohl die genaue Quelle der 
Übertragung auf die Eingewiesenen nicht bekannt 
ist, wird vermutet, dass die meisten Infektionen 
durch das Gefängnispersonal verursacht wurden.

Mit welchen Faktoren lässt sich diese unter-
schiedliche Ausbreitung des Virus in den Gefäng-
nissen in Europa und in den Vereinigten Staaten 
erklären? Zu erwähnen ist sicherlich die Professio-
nalität aller Akteure, angefangen bei der Umsetzung 
wirksamer Schutzmassnahmen, der Einschränkung 
der Bewegungsfreiheit der Inhaftierten bis hin zur 
effizienten Zusammenarbeit zwischen Gefängnis- 
und Gesundheitsbehörden.

Enge Zusammenarbeit mit den 
Gesundheitsbehörden
Eine Analyse der Massnahmen im Gefängnis 
Champ-Dollon in Genf ist aus mehreren Gründen 
aufschlussreich, da die auf 398 Inhaftierte ausgeleg-
te Einrichtung chronisch stark überbelegt ist (derzeit 
zu 160 Prozent). Das Pandemiemanagement in den 
Genfer Gefängnissen wird in enger Zusammenarbeit 
mit den kantonalen Gesundheitsbehörden geplant. 
Wichtigstes Ziel dieses Managements ist es, die in 
der Gesellschaft empfohlenen Schutzmassnahmen 
in den Gefängnissen anzuwenden. Dabei muss ein 
Gleichgewicht zwischen den Schutzmassnahmen 
und der Wahrung der Grundrechte der Inhaftierten 
gefunden werden. Da verschiedene dieser Mass-
nahmen die Aktivitäten der Inhaftierten sowie die 
sozialen Kontakte einschränken, kann ihre Umset-
zung zu einer Verschlechterung der psychischen 

Gesundheit und einer Verschärfung gewalttätigen 
Verhaltens beitragen. 

Die Überbelegung vermindern
Die Abstandsregeln – ein Eckpfeiler einer wirksamen 
Kontrolle der Virusübertragung – sind wegen der 
Überbelegung der Gefängnisse schwierig einzu-
halten. Wenn das Virus durch die Gefängnistore ge-
langt, ist die Isolation der Personen, die mit kranken 
Menschen Kontakt hatten, äusserst wichtig, um die 
Übertragungsketten wirksam und rasch zu unter-
brechen. Massnahmen zur Begrenzung der Über-
belegung, welche die Isolationskapazitäten stark 
einschränkt, müssen antizipiert werden. In Champ-
Dollon ging die Überbelegung zwischen März und 
Juni 2020 von 634 auf 470 Inhaftierte (bzw. von 159 
auf 118 Prozent) zurück. Dies war zurückzuführen 
auf eine geringere kriminelle Aktivität während 
des Lockdowns, die Verschiebung der Anhörungen 
beschuldigter Personen, die bedingte Entlassung 
in einigen Fällen geringfügiger Delikte und die Ver-
legung einiger durch Covid-19 klinisch gefährdeter 
Personen in weniger überfüllte Einrichtungen.

Leider beträgt die Überbelegung einen Monat 
nach Beginn der zweiten Welle (24. November) wie-
der wie vor Beginn der Gesundheitskrise 160 Prozent. 
Dies trotz den Empfehlungen mehrerer internatio-
naler Organisationen, die Überbelegung zu verrin-
gern und zu diesem Zweck Personen zu entlassen, 
die wegen geringfügigen Delikten inhaftiert sind 
und als wenig gefährlich gelten, insbesondere die 
durch Covid-19 klinisch am stärksten gefährdeten 
Personen. 

Die Einschleppung des Virus eindämmen
Verschiedene Massnahmen sollen die Einschlep-
pung des Covid-19-Virus aus der Gesellschaft ein-
schränken. Dank einer 11-tägigen Quarantäne (in 
97,5 Prozent der Fälle bricht die Krankheit innerhalb 
dieses Zeitraums aus) und der klinischen Beobach-
tung aller neu eintretenden Personen konnten meh-
rere Inhaftierte identifiziert und isoliert werden, die 
zum Zeitpunkt der Inhaftierung bereits Symptome 
aufwiesen oder in der Inkubationsphase waren. 
Mitarbeitenden und Besuchern mit Symptomen 
wird empfohlen, sich nicht in die Gefängnisse zu 
begeben. Das Gefängnis- und Gesundheitsperso-
nal wendet Schutzmassnahmen an (Tragen von 
Masken, Abstandhalten und Händedesinfektion). 
Um die Abstandsregeln zu verstärken, wurden Ple-
xiglasscheiben für Treffen von Inhaftierten mit Be-
suchern und Anwälten installiert.

«Eigentlich be-
fürchten alle 
Akteure im 
Straf- und Mass-
nahmenvoll-
zug nach wie 
vor eine starke 
Ausbreitung des 
Virus»

«Es muss ein 
Gleichgewicht 
zwischen den 
Schutzmass-
nahmen und 
der Wahrung der 
Grundrechte der 
Inhaftierten ge-
funden werden»
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Verlässliche und zugängliche Tests
Die Inhaftierten werden regelmässig in mehreren 
Sprachen und über verschiedene Kanäle über die 
Massnahmen informiert, um die Ausbreitung des 
Virus innerhalb der Einrichtungen zu begrenzen. 
Jede Person mit Symptomen kann sich schnell für 
einen Test anmelden und sich einen Nasen-Rachen-
Abstrich machen lassen. Da die Haftanstalten von 
den Gesundheitsbehörden als prioritäres und be-
sonders gefährdetes Umfeld eingestuft sind, wer-
den PCR-Tests (Polymerase-Kettenreaktionstests 
zur Identifikation des Virusgenoms) den Antigen-
schnelltests vorgezogen, um möglichst viele Kranke 
aufzuspüren. Denn PCR-Tests sind sensitiver und er-
möglichen es, die Zahl falsch negativ getesteter Per-
sonen zu reduzieren. Auf den Stockwerken wurden 
mehrere Treffen zwischen dem Gesundheitspersonal 
und kleinen Gruppen von Gefangenen organisiert 
sowie Plakate aufgehängt. Zudem wurden auf den 
Fernsehbildschirmen in den Zellen Videos des Ge-
fängnis- und Gesundheitspersonals gezeigt.

Die Oberflächen und Türgriffe werden mehr-
mals täglich gereinigt. Einige Werkstätten wurden 
geschlossen und einige Sportaktivitäten reduziert. 
Zur Kompensation werden verschiedene Massnah-
men wie z.B. kostenlose Telefongespräche angebo-
ten. Wenn Werkstätten aus Hygienegründen ge-
schlossen werden, erhalten die Inhaftierten ihren 
Lohn weiterhin.

Die Aufrechterhaltung der sozialen Kontakte 
zwischen den Inhaftierten und der Aussenwelt ist 
von grösster Bedeutung, insbesondere in einer Ge-
fängnispopulation mit einem erheblichen Anteil an 
Personen, die an psychischen Krankheiten und Ver-
haltensstörungen leiden. Die mit dieser Pandemie 
verbundenen Einschränkungen und Ängste haben 
zu Spannungen geführt. Während der ersten Welle 
protestierten zweimal Gruppen von Inhaftierten, 
die sich weigerten, in ihre Zellen zurückzukehren.

Die Gesundheitskrise sollte uns 
veranlassen, Alternativen zur In-
haftierung zu entwickeln, um die 
Überbelegung der Gefängnisse (Bild: 
Zelle in Champ-Dollon) nachhaltig zu 
reduzieren, was letztlich eine wirk-
same Massnahme gegen die Verbrei-
tung von Krankheitserregern ist.  
Foto: Peter Schulthess (2019)
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Eine alarmierende Situation
Als im Gefängnis Champ-Dollon positive Fälle unter 
den inhaftierten Personen identifiziert wurden, 
konnte die Übertragung zwischen den Inhaftierten 
im Laufe des Monats August durch die Kontaktver-
folgung mit Quarantäne und die drastische Verstär-
kung der sozialen Distanzierung während zwei bis 
drei Wochen in den betroffenen Stockwerken und 
Werkstätten eingedämmt werden. Zum Zeitpunkt 
der Abfassung dieses Artikels wurden in den letzten 
vier Tagen neun Fälle in drei separaten Abteilun-
gen des Gefängnisses identifiziert. Die Situation ist 
alarmierend und weist auf die Schwierigkeiten bei 
der Bewältigung dieser Gesundheitskrise in einem 
überfüllten Gefängnis hin: Bei Personen, die in en-
gem Kontakt mit ansteckenden Personen stehen, 
können keine optimalen Quarantänestrategien 
angewendet werden.

Denn wenn ein Inhaftierter, der mit fünf an-
deren Personen in einer Zelle untergebracht ist, 
positiv auf das Virus getestet wird, können wegen 
der kleinen Zellen und des fehlenden Platzes für 
individuelle Quarantänen die Schutzmassnahmen 
zwischen den Kontaktpersonen kaum eingehalten 
werden. Ebenso sind Spaziergänge in Gruppen, die 
klein genug sind, um das Risiko einer Übertragung 
zwischen den Personen einzugrenzen, aufgrund des 
Personal- und Platzmangels kaum möglich.

Kontinuierliche medizinische Versorgung
Die Gesundheitskrise erinnert uns daran, dass die 
Gefängniswelt keine Insel weitab der Bevölkerung 
ist. In Champ-Dollon gehen täglich mehr Personen 
ein und aus – Personal, Anwälte, Besucher, Liefe-
ranten – als inhaftiert sind. Jeden Tag werden fünf 
bis sechs Personen inhaftiert und ebenso viele ent-
lassen. In diesem Zusammenhang muss besonders 
darauf geachtet werden, dass die medizinische 
Versorgung nach der Entlassung aus dem Gefäng-
nis weiterhin gewährleistet ist. Dabei ist zu be-
denken, dass ein erheblicher Teil der Entlassenen 
unter prekären Bedingungen lebt und die meisten 
in Genf inhaftierten Personen bei ihrer Rückkehr in 
die Gesellschaft keine Krankenversicherung haben. 
So konnte eine inhaftierte Person, die während der 
ersten Welle entlassen wurde und Trägerin des Vi-
rus war, dank der engen Zusammenarbeit mit den 
Sozial- und Gesundheitsdiensten des Kantons in 
einer würdigen Einrichtung untergebracht und 
angemessen isoliert werden, um das Risiko einer 
Übertragung auf andere Personen zu begrenzen.

Die Gesundheitskrise zeigt auch in anderer Hin-
sicht auf, wie eng die Gefängnisse mit der Gesell-
schaft verknüpft sind. Während der Pandemie geht 

es in erster Linie darum, die Überlastung des Ge-
sundheitssystems und insbesondere der Akut- und 
Intensivpflegedienste der öffentlichen Spitäler zu 
begrenzen, damit alle kranken Personen gepflegt 
werden können. In Genf werden Inhaftierte, die 
eine Spitalbehandlung benötigen, an die Genfer 
Universitätskliniken überwiesen. Für viele Inhaftier-
te besteht aufgrund von sozialen Faktoren, die sich 
negativ auf die Gesundheit auswirken und die Ent-
wicklung chronischer Krankheiten begünstigen, ein 
erhöhtes Risiko für Komplikationen und Sterblich-
keit im Fall einer Infektion mit dem Covid-19-Virus. 
Daher profitiert die ganze Bevölkerung von einem 
optimalen Management, das die Ausbreitung des 
Virus in den Gefängnissen eindämmt und so eine 
Hospitalisierung der Inhaftierten vermeidet.

Menschenrechte und Covid-19
Viele nationale und internationale Organisationen 
haben sich seit Beginn der Pandemie besorgt über 
die Situation in den Gefängnissen geäussert. So hat 
der Europäische Ausschuss zur Verhütung von Folter 
(CPT) im März 2020 eine «Grundsatzerklärung zur 
Behandlung von Personen im Freiheitsentzug im 
Zusammenhang mit der Coronavirus-Pandemie» 
herausgegeben. Und UNODC, WHO, UNAIDS und 
OHCHR haben im Mai 2020 eine gemeinsame Er-
klärung zu Covid-19 in Gefängnissen und anderen 
geschlossenen Einrichtungen veröffentlicht. 

Die Erklärungen stimmen alle darin überein, 
dass der Kampf gegen die Überbelegung eine der 
wichtigsten Massnahmen gegen das Covid-19-Virus 
ist. Mehrere europäische Länder konnten den Gefan-
genenbestand deutlich reduzieren, so zum Beispiel 
Frankreich um 13 500 Personen (19 Prozent von 70 
600 vor der Krise). In der Schweiz unterschied sich 
der Rückgang je nach Kanton.

Die zehn Grundsätze des CPT
Ein weiteres wesentliches Element der Erklärungen 
bezieht sich auf die Absolutheit des Folterverbots. 
Der CPT erinnert daran, dass «Schutzmassnahmen 
niemals zu einer unmenschlichen oder erniedrigen-
den Behandlung von Personen führen dürfen, denen 
die Freiheit entzogen wurde». Zu diesem Zweck hat 
der CPT zehn Grundsätze formuliert, die sich wie 
folgt zusammenfassen lassen:
1. 	� Alle nur möglichen Massnahmen zum Schutz 

von Gesundheit und Sicherheit aller Personen 
ergreifen, denen die Freiheit entzogen ist.

2. �	� Die nationalen und internationalen Richtlinien 
und Normen zur Bekämpfung von Covid-19 ein-
halten.

«Es muss beson-
ders darauf ge-
achtet werden, 
dass die medi-
zinische Versor-
gung nach der 
Entlassung wei-
terhin gewähr-
leistet ist»

«Schutzmass-
nahmen dürfen 
niemals zu einer 
unmenschlichen 
oder erniedri-
genden Behand-
lung von inhaf-
tierten Personen 
führen»
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3. 	� Das Personal in den Einrichtungen des Freiheits-
entzugs aufstocken, schulen und unterstützen.

4. 	� Jede einschränkende Massnahme, die zum Ziel 
hat, die Verbreitung von Covid-19 zu verhindern, 
muss auf einer klaren Rechtsgrundlage basieren, 
notwendig und verhältnismässig sein, die Men-
schenwürde achten sowie zeitlich begrenzt sein. 
Ausserdem sollten Personen im Freiheitsentzug 
in einer Sprache, die sie verstehen, umfassend 
über solche Massnahmen informiert werden.

5. 	� Alternativen zum Freiheitsentzug schaffen, ins-
besondere in Situationen von Überbelegung. 
Darüber hinaus sollten die Behörden verstärkt 
Alternativen zur Untersuchungshaft, die Um-
wandlung von Haftstrafen, die vorzeitige Ent-
lassung und Bewährungsstrafen nutzen. Sie 
sollten die Notwendigkeit der unfreiwilligen 
Unterbringung psychiatrischer Patienten neu 
prüfen und so weit wie möglich vermeiden, 
Migranten zu inhaftieren.

6. 	� Ein spezielles Augenmerk ist auf die besonderen 
Bedürfnisse von Personen im Freiheitsentzug 
zu legen, insbesondere in Bezug auf schutzbe-
dürftige Gruppen und/oder Risikogruppen, wie 
ältere Personen und Personen mit Vorerkrankun-
gen. Dies umfasst unter anderem den Zugang 
zu Massnahmen zur Erkennung von Covid-19 
und, wenn erforderlich, zu einer intensivmedi-
zinischen Behandlung. Darüber hinaus sollten 
inhaftierte Personen zusätzliche psychologische 
Unterstützung erhalten.

7. 	� Die Grundrechte der inhaftierten Personen müs-
sen während der Pandemie uneingeschränkt re-
spektiert werden. Diese umfassen insbesondere 
das Recht auf angemessene persönliche Hygiene 
(einschliesslich den Zugang zu warmem Wasser 
und Seife) und das Recht auf täglichen Zugang 
ins Freie (von mindestens einer Stunde). Dar-
über hinaus sollten etwaige Einschränkungen 
des Kontakts mit der Aussenwelt durch einen 
verbesserten Zugang zu alternativen Kommu-
nikationsmitteln (wie Kommunikation per Tele-
fon oder Internet) kompensiert werden.

8. 	� Wird eine inhaftierte Person isoliert oder unter 
Quarantäne gestellt, weil sie infiziert ist oder 
sein könnte, sollte ihr dennoch jeden Tag reel-
ler zwischenmenschlicher Kontakt angeboten 
werden.

9. 	� Grundlegende Schutzvorkehrungen gegen Miss-
handlungen von Personen in Polizeigewahrsam 
(Zugang zu einem Anwalt, Zugang zu einem 

«Der Kampf 
gegen die Über-
belegung ist 
eine der wich-
tigsten Mass-
nahmen gegen 
das Covid-19-Vi-
rus»

Arzt, Benachrichtigung der Angehörigen) müs-
sen unter allen Umständen und zu jeder Zeit 
uneingeschränkt eingehalten werden. Unter 
bestimmten Umständen können spezielle Vor-
sichtsmassnahmen angebracht sein (z.B. von Per-
sonen mit Symptomen das Tragen von Schutz-
masken zu verlangen).

10. 	�Die Überwachung durch unabhängige Stellen, 
einschliesslich der nationalen Präventionsme-
chanismen (NKVF) und des CPT, stellt ein wesent-
liches Mittel zur Prävention von Misshandlungen 
dar. 

Fazit
In der Schweiz konnte dank Professionalität und der 
wirksamen Umsetzung der Strategien gegen die 
Verbreitung des Covid-19-Virus dessen unkontrol-
lierte Ausbreitung in den Gefängnissen verhindert 
werden. Dennoch ist die Überbelegung während 
der Pandemie besonders gefährlich, da sie optimale 
Schutzmassnahmen im Falle einer Massenerkran-
kung in den Gefängnissen verhindert.

Die Gesundheitskrise sollte uns veranlassen, 
Alternativen zur Inhaftierung zu entwickeln, um 
die Überbelegung der Gefängnisse nachhaltig zu 
reduzieren, was letztlich eine wirksame Massnahme 
gegen die Verbreitung von Krankheitserregern ist. 

Die Pandemie zeigt eindrücklich die Bedeutung 
und Notwendigkeit einer guten Zusammenarbeit 
zwischen Gesundheitsdiensten, Gefängnisverwal-
tung und Gesundheitsbehörden. Alle Massnahmen, 
die für die allgemeine Bevölkerung gelten, müssen 
nach dem Äquivalenzprinzip auch in den Gefäng-
nissen umgesetzt werden. Restriktive Massnahmen 
müssen angemessen und verhältnismässig sein und 
dürfen auf keinen Fall zu unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung führen.

Links

 •	� Die «Grundsatzerklärung zur Behandlung von 
Personen im Freiheitsentzug» des Europäischen 
Ausschusses zur Verhütung von Folter (CPT) ist auf 
der Website des CPT abrufbar (www.coe.int).

 •	� Die gemeinsame Erklärung von UNODC, WHO, 
UNAIDS und OHCHR zu Covid-19 in Gefängnissen 
und anderen geschlossenen Einrichtungen ist auf 
der Website der WHO abrufbar (www.who.int).
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Im März 2020 haben fast alle Haftanstalten der 
Westschweiz alles unternommen, um dem Coro-
navirus keinen Einlass zu gewähren. Darum ver-
wehrten viele den Familien und den Kindern der 
inhaftierten Personen den Zugang. «Sie schützen 
uns und meinen Sohn vor Corona … hoffentlich er-
krankt er da drin nicht», erzählt uns Fatima. Sie ist 
traurig, unruhig, doch wie die meisten Betroffenen, 
für die sich die Stiftung REPR (Relais Enfants Parents 
Romands) einsetzt, äussert sie sich verständnisvoll. 
Aber die Angst der Familien ist deutlich spürbar. Was 
geschieht, wenn ich krank werde? Wer kümmert sich 
dann um meine Kinder? Wer benachrichtigt meinen 
Mann? Alexandra vollzieht jeden Tag das gleiche Ri-
tual: Sie geht rund um das Gefängnis. Seit mehreren 
Wochen sind die Besuche bei ihrem Ehemann aus-
gesetzt: «Ich darf ihn nicht mehr besuchen gehen, 
aber das dauert zu lange, er fehlt mir und ich bin 
beunruhigt. Darum komme ich hierher … ich habe 
das Gefühl, dass er spüren kann, dass ich da bin.»

Auswirkungen des Lockdowns
Im Frühling stieg die Angst in der ganzen Schwei-
zer Bevölkerung. Doch für die Angehörigen der In-
haftierten dürfte es noch schwieriger gewesen zu 
sein. Für viele von uns, draussen, war es zwar kom-
pliziert und schmerzhaft, von unseren Angehörigen 
getrennt zu sein. Aber wir hatten alle die Möglich-
keit, die anderen jederzeit per SMS, Telefon, Zoom, 
Skype oder Facetime zu fragen, wie es ihnen geht. 
Wenn keine Besuche mehr möglich sind, wie kann 
man sich dann bei den Angehörigen im Gefängnis 
regelmässig über ihr Befinden erkundigen? Aus 
einer Forschungsstudie von REPR (siehe #prison-info 
1/2019) geht hervor, dass 45 Prozent der Familien nie 
auf dem Postweg mit Angehörigen in Haft kommu-
nizieren. Bevorzugt werden persönliche Besuche und 

Telefongespräche – die gängigen Kommunikations-
mittel wie WhatsApp, Snapchat, Zoom usw. sind in 
der Haft nicht erlaubt. 

Während des Lockdowns wurden in der Unter-
suchungshaft der Austausch per Post und damit 
die Kontakte stark verlangsamt. «Ich berichte ihm 
von mir und meinen Kindern, seine Antwort kommt 
aber erst mehr als zehn Tage später. Wenn etwas 
mit Covid geschieht, ist das eine Katastrophe.» Die 
unmittelbare Kommunikation in Freiheit steht seit 
jeher in starkem Kontrast zu den Kommunikations-
mitteln und zum Kommunikationsrhythmus im 
Gefängnis. Während einer Pandemie wird jedoch 
das Gefühl der Distanz noch verstärkt. 

Einige Westschweizer Anstalten (in Genf und im 
Wallis) haben der Aufrechterhaltung der Beziehung 
mit den Angehörigen den Vorrang eingeräumt und 
ermöglichten den Familien weiterhin Besuche. In 
einigen Gefängnissen waren dafür allerdings An-
passungen erforderlich: Es durften sich weniger Per-
sonen im Besucherraum aufhalten, und sie mussten 
Fieber messen sowie während des ganzen Treffens 
die Maske tragen. Zudem unterbanden Glas- und 
Plexiglasscheiben physische Kontakte. Für die meis-
ten Familien war es eine grosse Erleichterung, die 
inhaftierte Person zu sehen, sich ihres Wohlbefindens 
zu versichern und zusammen Zeit zu verbringen. 

Die Kontrollen stiessen auf Verständnis, ob-
schon die Glas- und Plexiglasscheiben manchmal 
angepasst werden mussten, um die Akustik im Be-
sucherraum zu verbessern. Die Familien haben es 
sehr geschätzt, dass zwischen den gesundheitlichen 
Risiken und den Bedürfnissen der Familien sowie 
der Inhaftierten abgewogen wurde. «Sie verstehen, 
dass wir einander brauchen, erst recht in diesen selt-
samen Zeiten», sagte uns Mike, dessen Bruder seit 
vielen Jahren inhaftiert ist. Im Allgemeinen haben 

Covid-19 stellt die familiären 
Beziehungen auf die Probe 
REPR steht den Familien der Inhaftierten weiterhin zur Verfügung

 
In zahlreichen Westschweizer Haftanstalten sind grosse Anstrengungen unter-
nommen worden, um während der Pandemie einen guten Kontakt zwischen 
den Inhaftierten und ihren Familien aufrechtzuerhalten. Es ist wichtig, dass die 
Familien ein Teil der Resozialisierung bleiben und nicht vergessen werden.

Viviane Schekter

Viviane Schekter ist die Leiterin 
der Stiftung Relais Enfants 
Parents Romands (REPR).

«Die Kontrol-
len stiessen 
auf Verständ-
nis, obschon 
manchmal die 
Glas- und Plexi-
glasscheiben an-
gepasst werden 
mussten»
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die meisten Anstalten versucht, den mangelnden 
Kontakt zu kompensieren, namentlich indem sie 
neu Videokonferenzen erlaubten.

Da die Entscheide der Behörden von Bund und 
Kantonen entsprechend der Situation oft ändern, 
wird die Organisation der Besuche regelmässig 
angepasst. Um alle Familien sowie die Fachleute 
auf dem aktuellen Stand zu halten, führt REPR auf 
ihrer Website kontinuierlich die konkreten, je nach 
Gefängnis teilweise unterschiedlichen Informatio-
nen über die Besuche nach. Zudem stellt die Stiftung 
einen QR-Code zur Verfügung. Der rege Austausch 
zwischen den Justizvollzugsbehörden und REPR ge-
währleistet, dass die Informationen zuverlässig und 
klar sind. Der Aufwand ist für unsere kleine Orga-
nisation entsprechend gross, doch diese Arbeit ist 
notwendig, um die Kontakte zu fördern und halt-
lose Gerüchte zu widerlegen.

Die ersten Infektionen im Gefängnis
Trotz aller Vorsichtsmassnahmen sind in verschie-
denen Gefängnissen einige inhaftierte Personen 
positiv auf Covid-19 getestet worden. Zum Glück 
konnten sie bisher alle ohne besondere Komplika-
tionen behandelt werden. Über die allerersten Fäl-
le wurde in der Presse konsequent berichtet. Diese 
breite Information hatte in der Westschweiz Dutzen-
de von Anrufen an die kostenlose Hotline von REPR 
zur Folge. «Ist mein Sohn betroffen? Und wenn er 
beatmet werden muss? Werden Menschen im Ge-
fängnis sterben? Wird man mich benachrichtigen?»

Einige Menschen wurden über die Krankheit 
ihres Angehörigen informiert, jedoch ohne wei-
tere Einzelheiten. Kein Besuch, kein telefonischer 
Kontakt, keine Informationen über den aktuellen 
Gesundheitszustand ... nur grosse Stille und ein um 
zwei Wochen verschobener Besuch. «Ich konnte ein-
fach nicht schlafen, ich weinte, ich kam jeden Tag 
zu REPR, ich musste über meinen Sohn sprechen, 
mich beruhigen lassen, dass die Qualität der Pfle-
ge gut ist, und gemeinsam über alle Möglichkeiten 
nachdenken, um Neuigkeiten zu erfahren.» Dank 
der Kontakte und des über die Jahre aufgebauten 
Vertrauens konnten die Mitarbeitenden von REPR 
mit der Gefängnisleitung sowie mit dem ärztlichen 
Dienst in Verbindung treten und die betroffenen 
Familien so gut wie möglich beruhigen.

Es ist für alle sehr herausfordernd, die Schutz-
konzepte zu befolgen und das Leben im Gefängnis 
mit dieser ständigen Bedrohung der Gesundheit 
zu organisieren. Es ist jedoch bedauerlich, dass die 
Familien immer als zweitrangig angesehen werden. 
Unter dem Deckmantel des Berufsgeheimnisses, der 
ärztlichen Schweigepflicht oder der Eigenverant-
wortung der inhaftierten Person wird manchmal 

vergessen, dass die Übermittlung von Informatio-
nen selbst mit Zustimmung der hauptsächlich be-
troffenen Person nach wie vor sehr schwierig ist, 
insbesondere in der Untersuchungshaft, wo der 
Zugang zum Telefon sehr eingeschränkt ist. Wenn 
Ihr Bruder oder Ihr erwachsenes Kind wegen einer 
Erkrankung an Covid-19 in Isolation wäre, wie oft 
pro Woche oder sogar pro Tag möchten Sie dann 
von ihm hören? 

Die Situation der Kinder
Der neunjährige Loïc lebt seit fast einem Jahr in 
einem Kinderheim. Sein Vater ist in Haft, seiner Mut-
ter, die psychisch schwer angeschlagen ist, wurde 

«Es ist bedauer-
lich, dass die Fa-
milien immer als 
zweitrangig an-
gesehen wer-
den»
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die Obhut entzogen. Im Jahr 2019 organisierte das 
Kinderteam von REPR im Rahmen einer umfassen-
den sozialpädagogischen Begleitung von Loïc mo-
natliche Besuche im Gefängnis, während denen er 
seinen Vater und seine Mutter traf. In einigen An-
stalten – auch in jener, wo Loïcs Vater inhaftiert ist 
– wurden die von REPR organisierten Besuche von 
der Leitung ausgesetzt. In einer ersten Phase waren 
gar keine Besuche von Angehörigen erlaubt, dann 
durften die Angehörigen ab Ende Frühling unter be-
sonderen Bedingungen (Maskenpflicht, Abstandsre-
geln, reduzierte Anzahl Personen im Besucherraum 
usw.) wieder kommen, aber Besuche in Begleitung 
von Fachleuten blieben verboten. 

Wie soll man Loïc erklären, dass er seinen Va-
ter nicht mehr sehen darf? Er hatte die Gelegen-
heit, mit seiner Mutter zu Besuch zu kommen, aber 
das wurde schnell zu einem Albtraum: Loïcs Eltern 
streiten sich, es wird schnell laut, wenn sie sich 
sehen, Loïc muss hilflos zusehen, wie sich seine 
Eltern eine Stunde lang mit Sarkasmus begegnen 
und gegenseitig Vorwürfe machen. Wo bleibt das 
Interesse des Kindes? Wer kümmert sich um sein 
Wohl? Leider wurden die von REPR organisierten 
Besuche manchmal als Freizeitbeschäftigung be-
trachtet, als eine Stunde Unterhaltung in einem 
Feriencamp. Dies hat uns gezeigt, wie schwierig es 
ist, unsere Arbeit und die Bedeutung des Kontakts 

Die Auswirkungen des Lock-
downs auf die Besuche in den 
Gefängnissen 
(Zeichnung: Patrick Tondeux)

«Wie soll man 
dem neunjäh-
rigen Loïc erklä-
ren, dass er sei-
nen Vater nicht 
mehr sehen 
darf?»
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der Kinder mit den inhaftierten Eltern zu erklären. 
Loïcs Mutter war nicht in der Lage, sich selbststän-
dig zu organisieren, also machte sie zwei Besuche 
innerhalb von sieben Monaten ...

Während des Lockdowns hat sich die Situation 
der Kinder in der Gesellschaft in verschiedener Hin-
sicht verschlechtert: Es gab Kinder, für deren Eltern 
der Lockdown eine schwierige Zeit war; Kinder, 
die das digitale Angebot der Schule nicht nutzen 
konnten; Kinder, die wenig Anregung oder Unter-
stützung erhielten. Kinder mit einem Elternteil in 
Haft sind besonders verletzlich. Sie leiden oft unter 
Stigmatisierung und Einsamkeit und sind häufiger 
von psychischen Störungen betroffen. In Zeiten ge-
sundheitlicher Unsicherheit und grösserer schuli-
scher Probleme sind stabile und regelmässige Be-
ziehungen besonders wichtig. Wenn wir Kinder wie 
Loïc vernachlässigen, bestätigen wir ihnen, dass sie 
keinen Platz in der Gesellschaft haben – dies darf 
aber nicht sein. 

Glücklicherweise konnten andere Kinder von 
der Begleitung durch das REPR-Team profitieren, 
allerdings unter besonderen Bedingungen. Alle 
Gruppenaktivitäten wurden zugunsten von Einzel-
besuchen ausgesetzt. Die Kinder bevorzugen in der 
Regel aber Aktivitäten mit anderen Kindern. Einige 
junge Menschen wollten unter diesen Bedingungen 
nicht kommen. Ein Teil der Eltern im Gefängnis und 
zu Hause zog es angesichts der Bedingungen vor, 
auf die Besuche zu verzichten, insbesondere wenn 
Kleinkinder länger als eine Stunde eine Maske tragen 
sollten. Wichtig war es, mit den Eltern über das Wohl 
ihrer Kinder sprechen zu können und gemeinsam zu 
entscheiden. Es ist wichtig, die Eltern einzubeziehen 
und die Beteiligung der Kinder am Entscheidungs-
prozess zu jedem Zeitpunkt zu fördern.

Wie kann man einen Besuch hinter einer Glas-
scheibe vorbereiten? Wir haben beschlossen, nicht 
die Einschränkungen in den Mittelpunkt des Be-
suchs zu stellen (wir werden nicht UNO spielen 
können, ihr werdet nicht kuscheln können, du wirst 
keine Zeichnung abgeben dürfen usw.), sondern die 
Möglichkeiten in den Vordergrund zu rücken. Die 
Kinderspezialisten von REPR haben einen Leitfaden 
für Besuche ohne Kontakte verfasst. Er enthält Ideen 
für Spiele und Aktivitäten für diese Momente ohne 
Berührungen. Er wird regelmässig an die Eltern im 
Gefängnis und zu Hause geschickt, um die Treffen 
bestmöglich vorzubereiten. 

Die Digitalisierung hält Einzug
Aufgrund der Gesundheitslage hat die Digitalisie-
rung in fast allen Gefängnissen der Westschweiz 
Einzug gehalten. Dank der grossen Anpassungsfä-
higkeit der Einrichtungen konnten viele Familien 
virtuelle Kontakte pflegen, insbesondere über Sky-
pe. Die Familien reagierten sehr positiv auf dieses 
neue Kommunikationsmittel, das bisher oft den im 
Ausland lebenden Familien vorbehalten war. «Ich 
konnte ihm die neue Dekoration meines Zimmers 
zeigen, und dann spielte ich ihm eine Melodie auf 
meiner Gitarre vor, das war so gut ... das ist sonst 
alles unmöglich, selbst wenn ich ins Gefängnis 
komme». Léa ist seit vielen Monaten nicht mehr zu 
Besuch gekommen, die lange Reise und das Einzel-
gespräch mit ihrem Vater im Gefängnis entsprechen 
überhaupt nicht den aktuellen Bedürfnissen der 
Jugendlichen. Aber die Entdeckung dieses Raumes 
in ihrer digitalen Welt hat es ermöglicht, den Kon-
takt auf der Stufe eines Teenagers neu zu knüpfen. 

Für Léo war es hingegen schwieriger: Nachdem 
er seinen Vater auf dem Tablet zu Hause im Wohn-
zimmer gesehen hatte, verbrachte er mehrere Näch-
te mit Albträumen, was seit einiger Zeit nicht mehr 
passiert war. Er hatte gesehen, wie gewalttätig sein 
Vater sein konnte, und er hatte erlebt, wie er unter 
Zwang festgenommen worden war. Seinen Vater 
auf magische Weise im sicheren Raum zu Hause 
auftauchen zu sehen, überraschte ihn und weckte 
ein noch frisches Trauma. Léo war nicht auf diese 
virtuelle Begegnung vorbereitet worden. Ange-
sichts der Vielfalt von Situationen entwickelte das 
REPR-Team einen Leitfaden für Skype-Kontakte im 
Gefängnis. Der Leitfaden richtet sich an die Person 
im Gefängnis, an die Person, die den Anruf zu Hause 
entgegennimmt, und an die Kinder. Er beantwor-
tet Fragen wie: Ab welchem Alter fühlt man sich 
vor einem Bildschirm wohl? Wie animiert man ein 
virtuelles Treffen? Worauf muss man achten, damit 
alles reibungslos abläuft? 

Kein Ersatz für persönliche Besuche
Kostengünstige Kontakte zu erleichtern, die nicht 
systematisch mit langen und teuren Reisen verbun-
den sind, ist ein echter Vorteil. Allerdings beunruhigt 
uns die Vorstellung, dass solche Kontakte zu einer 
normalen Besuchsart werden und die persönlichen 
Treffen ersetzen können. Ein Kind muss seinen El-
ternteil berühren, spüren, seine nonverbalen Reak-
tionen sehen können, um sich auf ihn stützen und 

«Die Entdeckung 
dieses Raumes 
in ihrer digita-
len Welt hat es 
ermöglicht, den 
Kontakt auf der 
Stufe eines Teen-
agers neu zu 
knüpfen»

«Die virtuellen 
Besuche dürfen 
die Besuche vor 
Ort auf keinen 
Fall ersetzen»
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sich entwickeln zu können. Die virtuellen Besuche 
dürfen die Besuche vor Ort auf keinen Fall ersetzen. 
In diesem Sinne teilen wir die Anliegen des Euro-
parats. Er unterstreicht in seiner Empfehlung zu 
Kindern inhaftierter Eltern, dass diese «Kommuni-
kationsmittel […] niemals als Alternative betrach-
tet werden [sollten], die den persönlichen Kontakt 
zwischen Kindern und ihren inhaftierten Eltern er-
setzt» (Art. 25). Im Übrigen müssen die Plexiglas- und 
Glasscheiben sowie Besuche ohne Kontakt absolut 
eine Übergangslösung bleiben. 

Noch zu oft im toten Winkel
In diesen Zeiten hat sich gezeigt, wie schwierig es 
ist, Beziehungen aufrecht zu erhalten: Die Familien 
und die Kinder der Inhaftierten sind noch zu oft im 
toten Winkel der Entscheidungsträger. Aus unse-
rer Sicht ist es wesentlich, bei Entscheidungen, die 
sich auf die Kontakte zur Aussenwelt auswirken, 
weiterhin eine Interessenabwägung vorzunehmen 
und dabei die besonderen Rechte der Familien und 
der Kinder der Inhaftierten zu berücksichtigen. Die 
internationalen Gremien haben bereits zu Beginn 
der Corona-Krise Empfehlungen zur Wahrung der 
Rechte der verletzlichen Familien erlassen.

In zahlreichen Westschweizer Anstalten sind 
grosse Anstrengungen unternommen worden, um 
einen guten Kontakt mit den Familien aufrechtzu-
erhalten. Wir wurden mit unseren Fragen und An-
liegen immer gut aufgenommen. Das zeigt, dass 
die Familien in der Westschweiz nicht sich selbst 
überlassen werden. Generell konnten wir feststel-

len, dass sich die meisten Familien durch das Ge-
fängnissystem respektiert und geschützt fühlten, 
wenn sie klare Informationen erhielten und ihnen 
mit Einfühlungsvermögen begegnet wurde. Dies 
war besonders wichtig angesichts der grossen Leere, 
die der abrupte Unterbruch der direkten Kontakte 
mit sich brachte. In einem System, in dem nach den 
Vorgaben des Schweizerischen Strafgesetzbuchs die 
Resozialisierung im Zentrum steht, ist es unerläss-
lich, der Beziehung zu den Angehörigen Rechnung 
zu tragen.

Wir sind allerdings besorgt über die Situation 
der Kinder: Es ist wichtig, ihnen zuzuhören und 
ein offenes Ohr für ihre Bedürfnisse und Wünsche 
zu haben, da sie alle unterschiedliche Situationen 
durchmachen. Die Stiftung REPR kann vermittelnd 
wirken, um den Stimmen dieser Kinder Gehör zu 
verschaffen. Die begleiteten Kinderbesuche sind 
in einen psychopädagogischen Prozess integriert – 
unterstützt zu werden und die Möglichkeit zu haben, 
den Kontakt zu ihren Eltern aufrechtzuerhalten, ist 
ein Recht der Kinder, und nicht ein Geschenk für eine 
inhaftierte Person, die sich gut führt. Diese Pande-
mie stellt uns alle auf eine harte Probe, vor allem 
mit Blick auf unsere Anpassungsfähigkeit und das 
Setzen von Prioritäten; die Familien müssen eines 
der Glieder in der Wiedereingliederungskette blei-
ben und dürfen nicht vergessen werden. Behalten 
wir innerhalb und ausserhalb der Gefängnisse die 
verschiedenen Perspektiven im Auge, damit wir 
diesen Kindern gemeinsam eine gute Gegenwart 
und Zukunft bieten können.

«Es wurden 
grosse Anstren-
gungen unter-
nommen, um 
einen guten 
Kontakt mit den 
Familien auf-
rechtzuerhalten»

Links

 •	� Die Dokumente «Boîte de jeux pour des parloirs sans contact» und «Comment préparer un Skype avec un parent 
en détention» sind auf der Website der Stiftung REPR (www.repr.ch) abrufbar.

 •	� Das Dokument «Interim Guidance: COVID-19: Focus on Persons Deprived of their Liberty» ist auf der Website der 
Plattform Inter-Agency Standing Committee (https://interagencystandingcommittee.org/iasc) abrufbar.
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Kinder und Jugendliche, die sich während des (ers-
ten) Corona-Lockdowns in einem Heim befanden, 
waren im Vergleich zu anderen Gleichaltrigen in 
einer herausfordernden Situation, weil nicht nur 
die gewohnte Tagesstruktur und die Kontakte zu 
Freunden, sondern auch die direkten Kontakte zu 
ihren oft hochbelasteten Familien eingeschränkt 
wurden. Die spezifische Situation dieser Gruppe 
wurde jedoch in keiner der frühen Studien zum 
Erleben der Corona-Krise adäquat berücksichtigt. 

Das EQUALS-Team der Klinik für Kinder- und 
Jugendliche der Universitären Psychiatrischen Kli-
niken (UPK) Basel und der Fachverband Integras 
wollten ihnen deshalb mit einer Online-Umfrage im 
Projekt «Die Corona-Krise aus der Perspektive von 
jungen Menschen in der stationären Jugendhilfe» 
eine Stimme geben. Des Weiteren sollte aufgezeigt 
werden, was die sozialpädagogischen Fachkräfte in 
dieser Zeit geleistet haben. Im Vergleich zu anderen 
sozialen Handlungsfeldern wurde deren Engage-
ment nirgends gewürdigt.

Mit der Online-Umfrage wurden von Mai bis An-
fang Juni 238 Heimjugendliche aus über 50 unter-
schiedlichen sozialpädagogischen Institutionen aus 
der Schweiz, Deutschland, Luxemburg und Öster-
reich erreicht. Wie Zitate aus den offenen Fragen 
zeigen, waren die Befragten sehr dankbar für die 
Umfrage: «Es ist schön das es eine umfrage für die 
gibt die eine etwas andere situation haben als der 
rest» (weiblich, 17), «tout le monde ne se préoccupe 
de nous, alors MERCI» (männlich, 14).

Zusätzliche Belastungen ...
Die Corona-Krise und die Massnahmen zur Bekämp-
fung der Pandemie brachten für alle Einschränkun-
gen mit sich, die in der Zeit des (ersten) Lockdowns 
ausserordentlich ungewohnt und einschneidend 
waren. Die Ergebnisse der Umfrage zeigen eine Rei-
he von zusätzlichen Belastungen auf, denen Heim-
jugendliche im Vergleich zu Gleichaltrigen, die in 
einem familiären Setting leben, ausgesetzt waren:

	◼	Die Mehrheit (58%) konnte die Familie seltener 
besuchen, bei über einem Viertel (28%) gab es 
in der Krisenzeit keine Besuche, obwohl sie die 
Familienangehörigen als wichtigste Unterstüt-
zungsquelle in dieser Zeit empfanden. Und jede/r 
Zehnte hatte gar überhaupt keine Familienkon-
takte.

	◼	Auch Kontakte zu Freunden ausserhalb der Hei-
me, die für die Jugendlichen zweitwichtigste 
Unterstützung, wurden bei 73% seltener. Bei 25% 
fielen sie weg.

	◼	Das aus der zunehmenden Isolation resultieren-
de Fehlen von körperlicher Nähe wurde in den 
Antworten auf die offene Frage, was die Jugend-
lichen am meisten vermissten, explizit genannt: 
«Berührungen» (w 15), «faire des câlins à mes 
proches» (m 15).

	◼	In den Institutionen gab es «die vielen neuen Re-
geln die wie eine Welle auf uns zu kommen» (w 
15), die mehr als die Hälfte der Jugendlichen zu-
mindest teilweise als massive Einschränkungen 
erlebt hatten und die nicht immer als sinnvoll 
beurteilt wurden. 

Die Institution als sicheren 
Ort in der Krise erlebt
Erfahrungen der jungen Menschen in der stationären Jugendhilfe während des 
Corona-Lockdowns 
 
Die Heimjugendlichen waren während des Lockdowns zusätzlichen Belas-
tungen ausgesetzt, die aber durch das ausserordentliche Engagement der 
Mitarbeitenden aufgefangen werden konnten. Vieles hat sich in der Arbeit der 
Institutionen bewährt, wie die Auswertung der gemachten Erfahrungen zeigt, 
und wird sich auch bei den weiteren Herausforderungen durch die Pandemie 
als hilfreich erweisen.

Nils Jenkel und Marc Schmid 

Nils Jenkel ist als Psychologe an 
der Klinik für Kinder und Jugend-
liche der UPK Basel tätig.

Marc Schmid ist leitender 
Psychologe an der Klinik für 
Kinder und Jugendliche der UPK 
Basel.
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	◼	Eine angespannte Atmosphäre auf der 
Gruppe war entsprechend nicht selten. 
Jede/r Dritte (32%) fand, dass sich die Stim-
mung unter den Mitbewohnerinnen und 
Mitbewohnern verschlechtert habe: «Man 
hockt ziemlich nahe aufeinander, dabei die 
viel streit und man geht auseinander» (w, 
15).

	◼	Daneben machten sich die Jugendlichen 
teils grosse Sorgen um ihre häufig psycho-
sozial belasteten Familien: Jede/r Dritte 
(33%) befürchtete finanzielle Probleme, 
jede/r Vierte (25%) sorgte sich, dass die 
Krise die Familie psychisch stark belasten 
könnte.  

... und deren Auswirkungen 
Es ist nachvollziehbar, dass die Kombination 
der allgemeinen und der zusätzlichen, sich 
oftmals kumulierenden Belastungen Spuren 
hinterlassen hat. 40% der befragten Jugend-
lichen berichteten über Verschlechterungen 
im psychischen Wohlbefinden, 31% gaben an, 
sich seit der Krise depressiver zu fühlen. Die-
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Dank dem ausserordentlichen Einsatz der sozial-
pädagogischen Fachkräfte (Bild: AHBasel) haben 
die Heimjugendlichen die Institution als siche-
ren Ort in der Krise erlebt.  
Foto: Peter Schulthess (2020)



«Die Kombina-
tion der allge-
meinen und der 
zusätzlichen, 
sich oftmals ku-
mulierenden Be-
lastungen hat 
Spuren hinter-
lassen»

se Zahlen scheinen sich jedoch kaum von jenen der 
Allgemeinbevölkerung zu unterscheiden. Die COP-
SY-Studie aus Deutschland zum Beispiel registrierte 
eine Zunahme von psychisch belasteten Kindern 
und Jugendlichen von 18% auf 31%. In der «Swiss 
Corona Stress Study» berichtete über die Hälfte der 
– zwar meist erwachsenen – Befragten über einen 
Anstieg an depressiven Symptomen; 40% fühlten 
sich durch die Corona-Situation gestresst. 

Durch Engagement und Präsenz kompensiert
Wie gelang es den Institutionen, die Jugendlichen 
durch den (ersten) Lockdown zu begleiten? Wenn-
gleich die Auswirkungen des (ersten) Lockdowns 
auf die Heimjugendlichen nicht herunterzuspie-
len sind, so erscheinen sie im Vergleich zu anderen 
Gruppen glücklicherweise auch nicht übermässig 
alarmierend. Es ist anzunehmen, dass die Belastun-
gen der Jugendlichen durch ein ausserordentliches 
Engagement und die Präsenz der Mitarbeitenden 
aus den Institutionen kompensiert werden konnten. 
Dafür spricht zunächst, dass nur 25% angaben, es im 
Vergleich zu Nicht-Heimjugendlichen schwieriger 
gehabt zu haben. Ein Drittel (34%) meinte sogar, es 
sei für sie einfacher gewesen. Insgesamt gab mehr 
als die Hälfte (55%) an, mit der aktuellen Situation 
gut umgehen zu können. 

Auch weitere Ergebnisse stützen die Annahme, 
dass die Belastungen durch das Engagement der 
Mitarbeitenden der Institutionen aufgefangen wer-
den konnten:

	◼	Bis auf wenige Ausnahmen wurden alle Jugend-
lichen in der Institution über die Situation in-
formiert; die Hälfte gab an, an der Umsetzung 
besonderer Regeln beteiligt worden zu sein. 

	◼	Vor allem der Umgang der Mitarbeitenden mit 
der Krise wurde aus der Sicht der jungen Men-
schen sehr positiv beurteilt: Zwei von drei (67%) 
fanden den Umgang der Mitarbeitenden mit der 
Corona-Krise gut, knapp ein Viertel (23%) sogar 
sehr gut. 

	◼	Die Leistung der Mitarbeitenden während und 
wegen des (ersten) Lockdowns wurde ebenfalls 
sehr positiv votiert. Vier von fünf (84%) empfan-
den, dass sie im Verlauf der zunehmenden Krise 
nicht nachgelassen habe, jede/r Zweite fand, die 
Mitarbeitenden hätten sogar mehr geleistet als 
vor Corona. Zwei von fünf fühlten sich von den 
Mitarbeitenden, die «sich um mich und die ande-
ren kümmern und mehr mit uns unternehmen 
als sonst» (w, 16), sogar mehr unterstützt als je 
zuvor.

Die besonderen Regeln (Bild: 
Abstandsregeln und feste 
Platzzuteilungen bei den 
Mahlzeiten im AHBasel) 
werden von den Jugendlichen 
besser aufgenommen, wenn 
sie direkt von den Leitungsper-
sonen kommuniziert werden. 
Foto: Peter Schulthess (2020)
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«Die Belastun-
gen der Jugend-
lichen konn-
ten durch ein 
ausserordent-
liches Engage-
ment und durch 
die Präsenz der 
Mitarbeitenden 
aus den Institu-
tionen kompen-
siert werden» 

Vieles hat sich bewährt
Insbesondere angesichts der derzeitigen Entwick-
lung der Corona-Situation lohnt es sich, ein Auge 
darauf zu werfen, welche Faktoren positive Einflüsse 
auf das Erleben der Heimjugendlichen im (ersten) 
Lockdown hatten, um sich für weitere durch die 
Pandemie bedingte Herausforderungen zu wapp-
nen. Aufgrund von Zusammenhangsanalysen der 
Daten und der Rückmeldungen aus der Praxis, die 
im Rahmen einer Online-Veranstaltung eingeholt 
wurden, ergaben sich folgende Punkte, die sich bis-
her als hilfreich erwiesen haben:

	◼	Stabile Mitarbeitende: Der Umgang der Mit-
arbeitenden hatte den stärksten Einfluss auf 
das Gefühl der Jugendlichen, die Institution als 
einen sicheren Ort in der Krise zu erleben. Die 
Versorgung der Mitarbeitenden sollte somit stets 
beachtet und bestenfalls strukturell in der Insti-
tution verankert sein. 

	◼	Partizipation der Jugendlichen: Auch die Partizi-
pation der Jugendlichen bei der Gestaltung des 
Krisenalltags hat wesentlich zu deren Erleben 
des sicheren Orts beigetragen. 

	◼	Direkte Information durch die Leitungspersonen: 
Die besonderen Regeln in den Institutionen wur-
den von den Jugendlichen besser angenommen, 
wenn über Leitungspersonen kommuniziert 
wurde. 

	◼	Tragfähige Beziehungen: Die Beziehungsquali-
tät zwischen Jugendlichen und Mitarbeitenden 
lieferte die stärkste Vorhersage dafür, wie gut 
die Jugendlichen durch den (ersten) Lockdown 
gekommen sind. Tragfähige Beziehungen sind 
somit nicht nur für pädagogische oder thera-
peutische Interventionen, sondern auch für das 
Bestehen in Krisenzeiten die Basis. Der Wert der 
Beziehungsarbeit sollte folglich niemals unter-
schätzt werden. 

	◼	Gute Gruppenkohäsion: Die Stimmung unter den 
Jugendlichen sollte beachtet werden. In Zeiten 
zunehmender Isolation fallen die Beziehungen 
zu den Mitbewohnerinnen und Mitbewohnern 
noch stärker ins Gewicht als sonst.

	◼	Kontakte nach aussen: Es müssen Kontaktwege 
nach aussen gefunden werden. Diese sind für 
die Jugendlichen nicht nur unterstützend, son-
dern wirken auch entlastend, wenn sie sich um 
Angehörige und Freunde sorgen. 

	◼	Zugang zu Handy und Internet: Zur Aufrechter-
haltung der Kontakte nach aussen, aber auch z.B. 
für Homeschooling oder psychotherapeutische 
Versorgung brauchen die Jugendlichen adäquate 
Zugänge zu Smartphones und Internet. 

	◼	Kreative Lösungen: Nicht nur für die Regelungen 
der Aussenkontakte und des Umgangs mit Handy 

und Internet braucht es kreative Lösungen. Dies 
gilt genauso für die Aufrechterhaltung einer 
möglichst attraktiven Tagesstruktur. 

	◼	Konstruktive Auseinandersetzungen mit Behör-
den: Wenn die Implementierung von Regelun-
gen und der Umgang mit Ressourcenengpässen 
Schwierigkeiten bereiten, sollten die Institutio-
nen sich nicht entmutigen lassen, aktiv mit den 
zuständigen Stellen ins Gespräch zu gehen. 

	◼	Reflexion und Austausch mit den Jugendlichen 
und anderen Institutionen: Was gelang bei der 
Bewältigung des (ersten) Lockdowns gut? Was 
nicht so gut? Es dürfte sich lohnen, die Erfahrun-
gen zusammen mit den betroffenen Jugendlichen 
sowie mit anderen Institutionen zu evaluieren. 
Wir lernen aus Erfahrung.

Bei der Interpretation dieser Ergebnisse muss zwar 
bedacht werden, dass die Repräsentativität durch 
die Freiwilligkeit der Teilnahme – auf Ebene der In-
stitutionen sowie der Jugendlichen – nicht garan-
tiert werden kann. Sie zeigen jedoch insgesamt, wie 
gut die Fachkräfte in den Institutionen ihre oft hoch 
belasteten Jugendlichen durch die Krise begleitet 
haben. Dies ging nur mit aussergewöhnlichem 
Einsatz, viel Kreativität und hoher Fachlichkeit. Da 
die aktuelle Entwicklung befürchten lässt, dass das 
Virus die ganze Welt noch eine Weile beschäftigen 
wird, wünschen wir allen eine Besinnung auf die-
se Ressourcen, Stolz auf das, was geleistet wurde, 
aber auch viel Kraft für die nächsten Wochen und 
Monate! 
 

  

Links

 •	� Eine ausführlichere Darstellung der ersten Ergebnisse 
des Projekts «Die Corona-Krise aus der Perspektive 
von jungen Menschen in der stationären Jugendhilfe» 
ist unter www.equals.ch und www.integras.ch 
abrufbar.

 •	� Die «Swiss Corona Stress Study» der Universität 
Basel ist abrufbar unter www.coronastress.ch. 

 •	� Die COPSY-Studie über die Auswirkungen und Folgen 
der COVID-19 Pandemie auf die psychische Gesund-
heit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland 
ist auf der Website des Universitätsklinikums 
Hamburg-Eppendorf (www.uke.de) abrufbar.
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https://www.equals.ch/blog/die-corona-krise-aus-der-perspektive-von-jungen-menschen-in-institutionen-der-stationaeren-kinder-und-jugendhilfe-corsjh
https://www.integras.ch/de/aktuelles/728-6-1-jugendperspektiven-auf-die-corona-krise-ergebnisbericht-und-einladung-zur-online-veranstaltung
http://www.coronastress.ch
https://www.uke.de/kliniken-institute/kliniken/kinder-und-jugendpsychiatrie-psychotherapie-und-psychosomatik/forschung/arbeitsgruppen/child-public-health/forschung/copsy-studie.html


In der Schweizer Bevölkerung 
geht Schicksalsergeben-
heit mit weniger Angst vor 
Covid-19 einher. Fatalismus 
scheint vor negativen Gefüh-
len während der Pandemie zu 
schützen, lautet der Befund 
einer Studie der Universität 
Zürich. Die Studie zeigt aber 
auch, wie wichtig ein durch-
dachtes Krisenmanagement 
staatlicher Institutionen in 
Zeiten der Pandemie ist. Die 
niedrigen Ansteckungszahlen 
in den Institutionen des Frei-
heitsentzugs belegen, dass 
sich entschlossenes Handeln 
auszahlt.  
Zeichnung: Patrick Tondeux
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#prison-info: Sie haben bei der Polizei Kar-
riere gemacht und einmal erklärt, dass die 
Polizei für Sie der «schönste Beruf der Welt» 
ist. Warum sind Sie Direktor von Champ-Dol-
lon geworden?
Das ist für mich eine Herausforderung, die be-
treffend Berufserfahrung, Führungsaufgaben 
und berufsethische Aspekte eine natürliche 
Weiterentwicklung darstellt. Es ist beruflich 
sehr bereichernd, ein Glied in der Kette der 
Strafverfolgung und des Strafvollzugs kennen 
zu lernen, das nach der Polizeiarbeit zum Zug 
kommt. Es ist auch sehr anregend, eine symbol-
trächtige Institution wie Champ-Dollon leiten 
und neu denken zu können. Und schliesslich 
ist es in meinen Augen aus gesellschaftlicher 
Sicht eine edle Aufgabe, dafür zu sorgen, dass 
die Inhaftierten mit Respekt und Menschlich-
keit betreut und begleitet werden.

Das Klima in einem Gefängnis hängt stark 
vom Direktor ab. Wie sehen Sie Ihr Verhält-
nis zu den Inhaftierten?
Meiner Meinung nach hängt das «Klima» in 
einem Gefängnis wie in jedem anderen Unter-
nehmen von den vermittelten Werten und 
vom Managementstil ab. Ich bin bestrebt, die 
Leitungsfunktion nicht auf mich zu konzent-
rieren, und ich wünsche mir, dass unsere Werte 
vom gesamten Personal auf allen Stufen mit-
getragen werden. Meine Rolle besteht darin, 
die Eigenständigkeit des Vollzugspersonals 
zu fördern, ihm Verantwortung zu übertragen 
und so die Voraussetzungen für eine «häft-
lingsnahe» Führung zu schaffen. Ich hoffe, dass 
wir letztlich Instrumente für ein integratives 
Management schaffen können, die unsere In-

sassen einbeziehen und ihr Verantwortungs-
bewusstsein entwickeln.

Welche organisatorischen Veränderungen 
planen Sie?
Zurzeit läuft eine ambitiöse Reform. Sie zielt 
darauf ab, die Betreuung der Inhaftierten wei-
ter zu entwickeln, das Management zu stärken, 
die Tätigkeitsbereiche mit einer Schlüsselrolle 
zu professionalisieren sowie unsere Fähigkei-
ten zur Antizipation und unsere Kompeten-
zen im Projektmanagement zu erhöhen. Ab 
Frühling 2021 wird das Gefängnis in drei Tä-
tigkeitsbereiche organisiert sein. Der Bereich 
«Perimetersicherheit» wird für die äussere Si-
cherheit zuständig sein, d.h. für die Zugänge, 
den Brandschutz, die Überwachung, die Inter-
ventionen und die Hochsicherheitsabteilung. 
Der Bereich «Dynamische Sicherheit» wird für 
die Gebäude für die Untersuchungshaft, die 
Frauenabteilung sowie das Sammeln und den 
Austausch sicherheitsrelevanter Informationen 
verantwortlich sein. Dem Bereich «Vollzugsall-
tag» werden schliesslich das Gebäude für den 
Strafvollzug, die zwölf Werkstätten und die 
Spitalabteilung unterstehen. Zudem wird die 
Direktion von einem Stab unterstützt werden, 
der alle Querschnittsdienste umfasst.

Vor einem Jahr haben Sie in einem Interview 
angekündigt, dass Sie aus Champ-Dollon 
«ein Labor der guten Praktiken und eine Ins-
pirationsquelle für das ganze Land» machen 
wollen. Inwiefern hat Ihnen die Corona-Pan-
demie Sand ins Getriebe gestreut?
Unsere Vision bleibt unverändert: «Als Kompe-
tenzzentrum sind wir erfinderisch, innovativ, 

wir entwickeln gute Praktiken und sind eine 
Inspirationsquelle». In einer ersten Phase geht 
es darum, den Schalter umzulegen und unsere 
künftige organisatorische Struktur umzuset-
zen. Sobald unser neues Instrument betriebs-
bereit ist, werden wir die Dienstleistungen, den 
Vollzugsplan, das Wiedereingliederungspro-
jekt und die Partnerschaften entwickeln. Wir 
hoffen, erfolgreich zu sein und in zwei bis drei 
Jahren inspirierend zu wirken. Zurzeit nimmt 
die Reorganisation ihren Lauf. Die Pandemie 
erschwert zwar die Durchführung des Projekts 
und erhöht die Komplexität der Führung der 
Anstalt, doch sie entmutigt uns nicht.

Was bedeutet es für die nächste Zukunft 
von Champ-Dollon, dass der Grosse Rat des 
Kantons Genf das Projekt für die neue Straf-
anstalt Les Dardelles abgelehnt hat?
Die Folgen dieses Entscheids übersteigen bei 
Weitem den Rahmen von Champ-Dollon und 
wirken sich auf die gesamte Planung des Jus-
tizvollzugs im Kanton Genf aus. Es liegt nun 
am kantonalen Amt für Justizvollzug, das Vor-
haben wieder in Angriff zu nehmen und die 
Erwartungen des Grossen Rats zu erfüllen. 
Bezüglich Champ-Dollon haben verschiedene 
Überprüfungen gezeigt, dass das Gebäude 
und die Infrastruktur veraltet sind. Wichtige 
Arbeiten, die in Erwartung der Abstimmung 
über Les Dardelles aufgeschoben worden sind, 
sollten nun priorisiert werden.

Fünf Fragen an Martin von Muralt

«Als Kompetenzzentrum sind wir erfinderisch, innovativ, wir  
entwickeln gute Praktiken und sind eine Inspirationsquelle»

Martin von Muralt ist seit dem 1. September 2019 Direktor des 
Gefängnisses Champ-Dollon. Der 45-Jährige begann seine Karriere 
bei der Genfer Kriminalpolizei, wechselte danach zur Bundeskrimi-
nalpolizei (fedpol) und wurde schliesslich Polizeikommandant der 
Region Morges.
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Es braucht voll einsatzfähige und 
gesunde Mitarbeitende
Erkenntnisse der zweiten gesamtschweizerischen Befragung des Personals im Justizvollzug

Die Arbeit im Justizvollzug ist durch die be-
sondere Institution geprägt. In der Interak-
tion mit gefangenen Menschen soll Sicher-
heit gegen innen und aussen gewährleistet 
und der gesellschaftliche Auftrag der Re-
sozialisierung umgesetzt werden. Welchen 
unterschiedlichen Formen von Belastung die 
Mitarbeitenden dabei ausgesetzt sind, zeigt 
die zweite gesamtschweizerische Befragung 
des Personals auf.

Ueli Hostettler, Anna Isenhardt und 
Conor P. Mangold

Arbeit und Gesundheit sind eng verknüpft. 
Zum einen kann fehlende Arbeit den Gesund-
heitszustand negativ beeinflussen. Zum an-
deren können bestimmte Aspekte der Arbeit 
Belastungen erzeugen und krank machen. 
Die Forschung unterstreicht, dass dies ins-
besondere zutrifft, wenn Mitarbeitenden 
nicht gleichzeitig genügend Ressourcen zur 
Verfügung stehen, um die negativen Folgen 
von Arbeitsbelastungen zu mildern. Diese 
Zusammenhänge wirken auch im Arbeits-
feld des Justizvollzugs, wo die Arbeit als eine 
auf die Klientel ausgerichtete soziale Arbeit 
charakterisiert werden kann. 

Zudem hält sich diese Klientel nicht frei-
willig in den Anstalten auf und befindet sich 
häufig in einer schwierigen Lebensphase. 
Aufgrund ihres Verhaltens ist ihr oft auch 
nicht einfach zu begegnen. Diese Aspekte 
können, wie in anderen sozialen Berufen 
auch, mit Belastungen für die Mitarbeiten-
den einhergehen. Ferner ist der Alltag so-
wohl für die Gefangenen als auch für die 
Mitarbeitenden stark reglementiert, was die 
Möglichkeiten der Mitarbeitenden reduziert, 
den Arbeitsinhalt und -prozess mitgestalten 
zu können. Klare Hierarchien und Rollen, 
welche die Arbeit im Justizvollzug ebenso 
bestimmen, mindern in vielen Fällen die Mit-
bestimmungsmöglichkeiten und beruflichen 
Aufstiegschancen der Mitarbeitenden. Dies 
sind einige der Aspekte, welche die Gesund-
heit von Mitarbeitenden im Justizvollzug 
beeinträchtigen können. 

Besondere Rolle des Personals
Die Mitarbeitenden sind eine wichtige Res-
source für Unternehmen und Institutionen. 
Dies gilt insbesondere auch im Justizvoll-
zug. Ihnen kommt eine besondere Rolle im 
Gesamtgefüge der Institutionen und deren 
Auftragserfüllung zu. Sie tragen wesentlich 
zur Resozialisierung der Gefangenen bei 
und schaffen durch ihre Arbeit dynamische 

Sicherheit, die zusammen mit baulichen 
und technischen Mitteln die Sicherheit der 
Anstalt gegen innen und aussen gewähr-
leistet. Weil Mitarbeitende z.B. den Kontakt 
zu den Gefangenen suchen und pflegen, 
können sie früh erkennen, ob sich Span-
nungen aufbauen oder ein Gefangener 
oder eine Gefangene Probleme hat, die sich 
nachteilig auf den Anstaltsalltag und insbe-
sondere die Sicherheit auswirken können. 
Um diese Aufgaben erfüllen zu können, 
braucht es voll einsatzfähige und gesunde 
Mitarbeitende. Zudem müssen die einzel-
nen Abteilungen konstant ausreichend 
besetzt sein. 

Neben Folgen für die Betroffenen selbst 
führen Beeinträchtigungen des Gesundheits-
zustands somit auch zu negativen Folgen für 
die Anstalten und Gefängnisse als Betriebe. 
Ein schlechter Gesundheitszustand kann zu 
längeren und häufigeren Fehlzeiten führen 
und damit verbunden zu Unterbesetzun-
gen, die wiederum den Stress für die ver-
bleibenden Mitarbeitenden erhöhen. Die 
zentralen Ziele des Justizvollzugs, Resoziali-
sierung und Sicherheit, können nicht mehr 
ausreichend umgesetzt werden. Es gibt also 
wichtige Gründe dafür, sich umfassend mit 
der Gesundheit der Mitarbeitenden und den 
Stressfaktoren, die ihre Arbeit begleiten, aus-
einanderzusetzen. Die derzeit vorherrschen-
den Einschränkungen aufgrund der Coro-
na-Pandemie, von denen auch der Vollzug 
in besonderem Masse betroffen ist, dürften 
solche Belastungen zusätzlich verstärken.

Der vorliegende Beitrag geht auf der Basis 
von Daten einer im Jahr 2017 durchgeführten 
Wiederholungsbefragung des Personals im 
Schweizer Justizvollzug der Frage nach, wie 
die Mitarbeitenden ihren eigenen Gesund-
heitszustand bewerten (siehe Kästchen). Von 
Interesse ist, welche Unterschiede in der Be-
wertung zwischen den drei Strafvollzugs-
konkordaten, den Vollzugsformen und Auf-

Ueli Hostettler, Anna Isenhardt und Conor P. 
Mangold gehören zur Forschungsgruppe «Prison 
Research Group», die am Institut für Strafrecht und 
Kriminologie der Universität Bern angesiedelt ist. 
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gabenbereichen bestehen, inwieweit es in 
Krankheitsfällen zu Personalengpässen in 
den Institutionen kommt und welche Mass-
nahmen von den Arbeitgebern zum Schutz 
der Mitarbeitenden ergriffen werden. Zudem 
werden die aktuellen Ergebnisse mit jenen 
der ersten Befragung aus dem Jahr 2012 ver-
glichen (siehe info bulletin 1/2015).

Die grosse Mehrheit fühlt sich gesund
Der subjektive Gesundheitszustand wurde mit 
einer einzelnen Frage gemessen, mit der die 
Mitarbeitenden gebeten wurden, auf einer 
Skala von eins bis zehn ihren eigenen Gesund-
heitszustand einzuschätzen. Die Grafiken 1 

und 2 zeigen, wie die Mitarbeitenden selber 
ihre Gesundheit einschätzen. Dazu wurden 
die Antworten auf der 10-stufigen Skala in 
die drei Gruppen gut, zufriedenstellend oder 
schlecht eingeteilt. 
Der Grossteil der Befragten bewertet im 
Jahr 2017 ihren Gesundheitszustand als gut 
(87,0%) und ein kleiner Teil (10,5%) als zufrie-
denstellend. Nur 2,5% der Befragten bewer-
ten ihre Gesundheit als schlecht. Verglichen 
mit der Befragung aus dem Jahr 2012 sind 
leichte Veränderungen erkennbar. Es gab eine 
sehr leichte Zunahme an Befragten, die ihren 
Gesundheitszustand als schlecht (+1,0%) bzw. 
als zufriedenstellend (+ 1,6%) bewerteten.

Ähnlich wie die allgemeine Bevölkerung
Um die Ergebnisse aus dem Vollzug einord-
nen zu können, stellt sich folgende Frage: 
Bewerten die Mitarbeitenden in den Straf-
vollzugsanstalten und Gefängnissen ihre 

Gesundheit ähnlich wie die allgemeine Be-
völkerung? Für einen solchen Vergleich zwi-
schen dem Personal des Justizvollzugs und 
dem Durchschnitt der Schweizer Bevölke-
rung im Jahr 2017 können die Resultate der 
Befragung des Bundesamtes für Statistik 
(BFS) beigezogen werden. Das BFS befragte 
Personen zu ihrer «selbst wahrgenommenen 
Gesundheit», die mithilfe einer 5-stufigen 
Antwortskala («sehr gut», «gut», «mittel-
mässig», «schlecht» und «sehr schlecht») zu 
beantworten war. 

Wie diese Befragung von Personen ab 
15 Jahren in Privathaushalten aufzeigt, be-
werten 84,7% Personen ihren Gesundheits-

zustand als gut bis sehr gut, 11,8% als mittel-
mässig und 3,5% als schlecht bis sehr schlecht. 
Weil für die beiden Befragungen nicht die 
gleichen Messinstrumente gebraucht wur-
den und an der Befragung des BFS – im Ver-
gleich zur Personalbefragung – auch deutlich 
jüngere Personen teilnahmen, können die 
Resultate nicht direkt verglichen werden. Sie 
lassen aber den vorsichtigen Schluss zu, dass 
die meisten Befragten, sowohl schweizweit 
wie auch im Justizvollzug, ihren Gesund-
heitszustand als gut oder sehr gut bewerten.  

Leichte Unterschiede je nach Konkordat, ...
Nach diesem allgemeinen Vergleich soll nun 
für die Arbeit im Justizvollzug die Frage ge-
stellt werden, ob es Unterschiede zwischen 
verschiedenen Institutionen und Aufgaben-
bereichen gibt. In der Tabelle 1 lassen sich 
solche Unterschiede in der Wahrnehmung 
der subjektiven Gesundheit des Personals er-
kennen. In den drei Konkordaten bewerten die 
Mitarbeitenden ihre Gesundheit ähnlich gut, 
allerdings bewerten im Lateinischen Konkor-
dat mehr Befragte (14,9%) ihren Gesundheits-
zustand als zufriedenstellend, also insgesamt 
etwas weniger gut im Vergleich zu den ande-
ren Konkordaten. 

... Vollzugsform und Aufgabenbereich
Bei den Vollzugsformen sind auch leichte 
Unterschiede zu erkennen. Insbesondere be-
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Zufrieden-
stellend 8,9%Schlecht 1,5%

Grafik 1: Gesundheitszustand 2012 
(N=1868) 
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werten 3,5% der Mitarbeitenden im geschlos-
senen Strafvollzug ihren Gesundheitszustand 
als schlecht und damit als weniger gut im 
Vergleich zu den anderen Vollzugsformen. 
Auffallend sind auch die Unterschiede in den 
verschiedenen Aufgabenbereichen. Von Be-
fragten in den Anstaltsbetrieben und der 
Verwaltung bewerten 4,3% bzw. 3,5% ihre 
Gesundheit als schlecht und damit als we-
niger gut verglichen mit den anderen Auf-
gabenbereichen. 

Fast die Hälfte fehlt nie
Untersucht wurde ferner, wie häufig die Be-
fragten krankheits- oder unfallbedingte kurz- 
oder längerfristige Absenzen von der Arbeit 
erleben und ob damit verbunden auch Per-
sonalengpässe in den Anstalten auftreten. 
Dazu wurde den Befragten auch eine offe-
ne Frage zur Anzahl ihrer krankheits- oder 
unfallbedingten Absenzen für die Zeit der 
letzten 12 Monate vor der Befragung gestellt. 
Die Anzahl der Tage wurden dann in fünf Ka-
tegorien eingeteilt. Die Tabelle 2 zeigt, dass 
der grösste Teil (44,6%) der Befragten in den 

letzten 12 Monaten nie aus gesundheitlichen 
oder unfallbedingten Gründen bei der Arbeit 
fehlte. Weiter gaben 16,4% an, ein bis zwei 
Tage bei der Arbeit gefehlt zu haben, 19,9% 
der Befragten gaben Fehlzeiten von drei bis 
sieben Tage und 13,6% solche von einer Woche 
bis zu einem Monat an. Weitere 5,5% der Be-
fragten haben über einen Monat im Verlauf 
eines Jahres gefehlt. 

Mehr Personalengpässe
Diese Absenzen sowie das Ausmass der Fehl-
tage von Mitarbeitenden im Justizvollzug 
können zu Personalengpässen führen. Die-
se können auch die Sicherheit der Betriebe 
tangieren und insgesamt die Belastung und 
daraus resultierenden Stress für die verblei-
benden Mitarbeitenden steigern. Um dies zu 
erfassen, wurden die Mitarbeitenden gefragt, 
ob es in ihren Betrieben zu Personalengpässen 
kommt, falls sie selbst ausfallen (siehe Tabelle 
3). Für fast die Hälfte (44,3%) der Befragten ist 
dies manchmal der Fall. Für ein Drittel (32,5%) 
der Befragten kommt es immer zu Personal-
engpässen, wenn sie nicht arbeiten können. 
Nur bei 9,1% der Befragten haben krankheits-
bedingte Absenzen keine Konsequenzen für 
die Kolleginnen und Kollegen. 

In dieser Frage gibt es zwischen den Jahren 
2012 und 2017 auffällige Unterschiede. Im Jahr 
2012 gaben nur 20,5% der Befragten gegenüber 
32,5% im Jahr 2017 an, dass es bei krankheits- 
oder unfallbedingten Absenzen immer zu 
Personalengpässen kommt. Diese Zunahme 
an Personalengpässen wirft viele Fragen auf, 
z.B. ob es einen allgemeinen Personaleng-
pass im Justizvollzug gibt oder ob die oben 

Schlecht Zufrieden
stellend Gut

Konkordat (N= 1599)
Nord-West 2,3 9,3 88,3
Ost 2,0 8,0 90,0
Lateinisch 2,9 14,9 82,2

Vollzugsform (N= 1521)
Geschlossener Strafvollzug 3,5 10,2 86,3
Offener Strafvollzug 1,6 9,6 88,8
Massnahmenvollzug 1,3 10,0 88,7
Gefängnis/U-Haft/Au-Haft 2,0 11,5 86,5
HK/Wohn-Arbeitsexternat 0,0 0,0 100,0

Anstaltsgrösse (N= 1626)
Bis 50 Plätze 2,2 9,5 88,4
51–100 Plätze 2,0 10,2 87,8
Über 100 Plätze 2,8 11,1 86,2

Aufgabenbereich (N= 1563)
Aufsicht & Betreuung 1,7 10,1 88,2
Anstaltsbetriebe 4,3 12,1 83,6
Sicherheitsdienst 2,4 12,0 85,6
Verwaltung 3,5 8,2 88,2
Spezialdienst 1,1 8,6 90,3
Ausbildung & Freizeit 0,0 9,3 90,7
Andere 2,9 7,7 89,4

Führungsfunktion (N= 1619)
Mit Führungsfunktion 3,1 9,1 87,8
Ohne Führungsfunktion 2,1 11,0 86,8

Tabelle 1: Gesundheitszustand nach unterschiedlichen Aspekten  
(Angaben in %, Befragung von 2017)
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beschriebene leichte Verschlechterung des 
subjektiven Gesundheitszustandes der Befrag-
ten zwischen 2012 und 2017 einen Einfluss auf 
diese Personalengpässe hat? Dieser Frage geht 
das Forschungsteam weiter nach. Allgemein, 
das zeigt die Befragung der Anstaltsleitenden, 
sind aktuell geeignete neue Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter eher schwierig zu rekrutieren. 

Schutzmassnahmen können optimiert wer-
den
Ein weiterer wichtiger Aspekt, der die Gesund-
heit des Personals betrifft, sind die von den 
Anstalten getroffenen Schutzmassnahmen. 
Die Schutzmassnahmen für die Mitarbeiten-
den können sowohl materieller Art sein (z.B. 
Schutzhandschuhe, Schutzbrillen oder Des-

Tabelle 2: Krankheitsabsenzen 2017/2012

Häufigkeit Prozent  
2017

Prozent  
2012 

Nie 724 44,6 43,6
1 bis 2 Tage 266 16,4 17,7
3 bis 7 Tage 323 19,9 20,2
1 Woche bis 1 Monat 220 13,6 13,5
Mehr als 1 Monat 90 5,5 5,0

Total 1623 100,0 100,0

Tabelle 3: Krankheitsabsenzen und Personalengpässe 2017/2012

Häufigkeit Prozent  
2017

Prozent  
2012 

Immer 530 32,5 20,5
Manchmal 723 44,3 47,1
Selten 229 14,0 24,4
Nie 149 9,1 8,0

Total 1631 100,0 100,0

infektionsmittel) oder eine Dienstleistung 
betreffen (z.B. eine arbeitsmedizinische Vor-
sorgeuntersuchung oder eine Impfung gegen 
übertragbare Krankheiten). Um dazu einen 
besseren Einblick zu erhalten, wurden die 
Mitarbeitenden ebenfalls zu solchen Schutz-
massnahmen in ihren Anstalten befragt. Kon-
kret wurden die Mitarbeitenden gefragt, ob 
ihnen eine Vorsorgeuntersuchung und Hepa-
titis B-Impfung angeboten wurde und ob sie 
genügend materielle Schutzmittel erhalten.

Übertragbare Krankheiten sind im Justiz-
vollzug in höheren Prävalenzen anzutreffen 
als in der Gesamtbevölkerung und stellen 
für Mitarbeitende und Gefangene ein Si-
cherheitsrisiko dar. Ein Beispiel ist Hepatitis 
B. Das Bundesamt für Gesundheit und die 

Eidgenössische Kommission für Impffragen 
empfehlen für Mitarbeitende im Justizvollzug 
eine HBV-Impfung. Es ist deshalb wichtig zu 
wissen, welche Massnahmen Institutionen 
ergreifen und ob sie z.B. Vorsorgeuntersu-
chungen oder Hepatitis B-Impfungen für die 
Mitarbeitenden anbieten. 

Beide Befragungen aus dem Jahr 2012 
und 2017 zeigen klar auf, dass dies nicht im-
mer der Fall ist (siehe Grafik 3 auf Seite 33). 
So gaben im Jahr 2017 85,6 % der Befragten 
an, dass ihnen ihre Institution keine arbeits-
medizinische Vorsorgeuntersuchung ange-
boten hat. Dies bezeugt eine Zunahme von 
Personen, die keine arbeitsmedizinische Vor-
sorgeuntersuchung angeboten bekommen 
haben im Vergleich zum Jahr 2012 (78,2%). 
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Bezogen auf die Hepatitis B-Impfung gibt 
sowohl 2012 als auch 2017 die Mehrheit an, 
dass ihnen eine Hepatitis B-Impfung ange-
boten wurde. Verglichen mit 2012 ist jedoch 
der Anteil der Mitarbeitenden, denen eine 
Hepatitis B-Impfung anboten wurde, zurück-
gegangen, obschon sich an der Risikolage in 
diesem Zeitraum nichts geändert hat.

Obwohl die Sicherheit im Justizvollzug 
in erster Linie durch zwischenmenschliche 
Beziehungen gewährleistet wird, sind auch 
Schutzmittel ein wichtiger Beitrag zur Sicher-
heit und sollten den Mitarbeitenden zur Ver-
fügung gestellt werden. Dazu gehören z.B. 
stichfeste Handschuhe, Schutzbrillen oder Des-
infektionsmittel. Die Mitarbeitenden wurden 
gefragt, ob nach ihrer persönlichen Meinung 
diese Schutzmittel ausreichend sind, um die 
persönliche Sicherheit zu gewährleisten (sie-
he Tabelle 4). Ein grosser Anteil der Befragten 
(64,1%) gab an, dass die Schutzmittel ausrei-
chend sind. Weiter gaben 16,0% an, dass sie 
in ihrer täglichen Arbeit keine Schutzmittel 
brauchen und 5,3% wissen es nicht. Für 14,6% 
der Befragten sind die durch den Arbeitgeber 
zur Verfügung gestellten Schutzmittel nicht 
ausreichend und ihr Sicherheitsbedürfnis ist 
beeinträchtigt. Hier ist ein Optimierungs-

potential des Schutzes der Mitarbeitenden 
durch die Anstalten zu erkennen.

Die Gesundheit muss im Fokus stehen
Arbeit und Gesundheit sind miteinander ver-
bunden. Dies zeigt sich insbesondere in der 
Covid-19-Pandemie, die unser Arbeitsumfeld 
in vielfältiger Weise in der Sorge um die öffent-
liche Gesundheit prägt. Die aktuelle Pandemie 
unterstreicht aber auch, wie wichtig es ist zu 
verstehen, wie gesund die Menschen, die in 
Institutionen wie dem Justizvollzug arbeiten, 

Tabelle 4: Angemessenheit der persönlichen Schutzmittel 

Häufigkeit Prozent 
Nein 241 14,6
Ja 1057 64,1
Benötige ich nicht 264 16,0
Weiss nicht 87 5,3

Total 1649 100,0

sind und sich fühlen. Die Resultate der Be-
fragungen zeigen, dass die Mitarbeitenden 
im Schweizer Justizvollzug ihre eigene Ge-
sundheit als gut einschätzen, es jedoch auch 
Unterschiede in der Einschätzung innerhalb 
der Vollzugslandschaft gibt. 

Krankheits- oder unfallbedingte Absenzen 
haben deutliche Auswirkungen, nicht nur für 
das Individuum, sondern auch für die Anstalt. 
Für einen erheblichen Teil der Mitarbeitenden 
im Schweizer Justizvollzug führen Absenzen 
zu Personalengpässen, die wiederum die Be-
lastungen der verbleibenden Mitarbeitenden 
erhöhen. Für rund 15% der Mitarbeitenden 
bietet der Arbeitgeber nur unzureichende 
Schutzmittel an, was ihr Sicherheitsbedürf-
nis beeinträchtigt. Angesichts der zentralen 
Rolle des Personals als Leistungserbringer 
im Justizvollzug sollten Fragen der Gesund-
heit und der Belastung des Personals auch 
langfristig im Fokus der verantwortlichen 
Behörden und Entscheidungsträgerinnen 
und -träger stehen. 

Literaturhinweise

 •	� Alle Publikationen der Forschungsgruppe 
«Prison Research Group» sind auf ihrer Web-
site (https://prisonresearch.ch) verzeichnet 
und zu einem grossen Teil frei zugänglich. 
Die Gruppe forscht seit 2007 zu Themen 
des Justizvollzugs. Einer der Schwerpunkte 
befasst sich längerfristig mit dem Personal.

 •	� Anna Isenhardt, Ueli Hostettler und Young 
Christopher: Arbeiten im schweizerischen 
Justizvollzug. Ergebnisse einer Befragung 
zur Situation des Personals. Bern, Stämpfli 
Verlag, 2015.

 •	� Die Empfehlungen zur Prävention von 
Hepatitis B des Bundesamtes für Gesundheit 
(BAG) und der Eidgenössischen Kommission 
für Impffragen sind auf der Website des 
BAG (www.bag.admin.ch) abrufbar. 

 •	� Die Ergebnisse der Schweizerischen Gesund-
heitsbefragung von 2017 des Bundesamtes 
für Statistik (BFS) sind auf der Website des 
BFS (www.bfs.admin.ch) abrufbar.

Die Befragungen

Im Januar und Februar 2012 wurde in insgesamt 89 Institutionen des Schweizer 
Freiheitsentzugs die erste Befragung der Mitarbeitenden zum Arbeitsalltag, 
zur Institution sowie zu den Arbeitsprozessen und Arbeitseinstellungen 
durchgeführt. Der Fragebogen wurde an 4217 Personen versandt, wovon 48,5% 
den Fragebogen in auswertbarer Form retournierten (N = 2045). An der zweiten 
Befragung vom Juni bis September 2017 beteiligten sich 76 Institutionen. 2017 
lag der Rücklauf bei 37,2% (N = 1667). Zwischen 2012 und 2017 wurden einige 
der 2012 existierenden Institutionen geschlossen. Ausserdem wurden im Jahr 
2012 in weiteren Institutionsformen (Jugendheime, forensische Psychiatrien) 
Befragungen durchgeführt. Diese Institutionsformen wurden aber für die 
Auswertungen 2012 nicht einbezogen und schliesslich 2017 nicht mehr befragt.

Die Befragungen von 2012 und 2017 wurden im Rahmen von zwei vom 
Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung 
finanzierten Projekten durchgeführt (http://p3.snf.ch/project-130375 und 
http://p3.snf.ch/Project-169495). Aktuell läuft die dritte Befragung, die mit 
Mitteln der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Bern, des 
Schweizerischen Kompetenzzentrums für den Justizvollzug (SKJV) und der 
Prison Research Group ermöglicht wird.
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Ein erster Einblick in das soziale Klima 
hinter Gittern
Untersuchung der Forschungsgruppe «Prison Research» der Universität Bern

Das soziale Klima in den Institutionen des 
Schweizer Justizvollzugs wird unterschied-
lich wahrgenommen und in der Bandbreite 
zwischen eher positiv und eher negativ be-
urteilt. Eine Untersuchung der Forschungs-
gruppe «Prison Research» gelangt zum Er-
gebnis, dass sich die Gefangenen sicherer als 
das Personal fühlen. Das Personal bewertet 
den Zusammenhalt der Gefangenen und die 
Unterstützung durch Mitarbeitende meist 
positiver.

Obwohl das soziale Klima in hohem Mass die 
Arbeitsweise einer Institution sowie die darin 
arbeitenden und untergebrachten Personen 
beeinflusst, ist es bislang im Schweizer Justiz-
vollzug wenig erforscht worden. Um diesen 
Mangel zu beheben, hat die Forschungsgrup-
pe «Prison Research» von der Universität Bern 
im Jahr 2017 das Personal und Gefangene in 
76 Institutionen zu den drei zentralen Di-
mensionen des sozialen Klimas (Zusammen-
halt der Gefangenen, Sicherheitserleben und 
Unterstützung durch Mitarbeitende) befragt. 
Nun hat die Forschungsgruppe die Ergebnis-
se ihrer Befragung von 1667 Mitarbeitenden 
und 381 Gefangenen, die vom Schweizeri-
schen Nationalfonds finanziert wurde, in 
der «Neuen Zeitschrift für Kriminologie und 
Kriminalpolitik» veröffentlicht.

Unterschiede zwischen den Haftregimes
Der Zusammenhalt unter den Gefange-
nen wird vom Personal in den Gefängnis-
sen schlechter als vom Personal im Straf- 
und Massnahmenvollzug bewertet, halten 
Ueli Hostettler, Anna Isenhardt und Conor 
Mangold in ihrem Beitrag fest. Dies dürf-
te nach ihrer Ansicht in weiten Teilen auf 
Unterschiede zwischen den beiden Haft-
regimes zurückzuführen sein. So ist ins-
besondere in der Untersuchungshaft der 
Kontakt zwischen den Gefangenen deutlich 
stärker eingeschränkt als in den Anstalten 

des Straf- und Massnahmenvollzugs, wo in 
der Regel der Gruppenvollzug praktiziert 
wird und die Gefangenen ihre Arbeits- und 
Freizeit miteinander verbringen. In den 
Gefängnissen verbringen die Gefangenen 
demgegenüber deutlich mehr Zeit alleine 
in der Zelle. Zudem ist die durchschnittli-
che Aufenthaltsdauer im Straf- und Mass-
nahmenvollzug länger als in den Gefäng-
nissen, wo vor allem Untersuchungshaft, 
Ersatzfreiheitsstrafen oder kurze Freiheits-
strafen vollzogen werden. Dies kann sich 
ebenfalls nachteilig auf das Entstehen von 
langfristigen, stabilen und teilweise auch 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen 
Gefangenen auswirken und ihren Zusam-
menhalt beeinträchtigen. Die Gefangenen 
bewerten den Zusammenhalt untereinan-
der im Durchschnitt gleich wie das Personal 
in den Gefängnissen.

Gefangene fühlen sich sicherer
Auch das Sicherheitserleben wird unter-
schiedlich wahrgenommen und am besten 
durch die Gefangenen bewertet – obwohl 
die Gefangenen auch in der Schweiz im 
Vergleich zu den Mitarbeitenden häufiger 
Drohungen und Gewalt durch ihre Mitge-
fangenen ausgesetzt sind, unterstreichen 
die Autoren. Das Personal in den Gefäng-
nissen fühlt sich weniger sicher als das 
Personal im Straf- und Massnahmenvoll-
zug. Dies könnte damit zusammenhän-
gen, dass infolge der kürzeren Haftdauer 
in den Gefängnissen die Mitarbeitenden 
die Gefangenen weniger gut kennen und 
einschätzen können und der Aufbau einer 
Beziehung erschwert wird. 

Zu hohe Erwartungen
Die Unterstützung durch Mitarbeitende 
wird ebenfalls unterschiedlich beurteilt: 
Das Personal schätzt sich als unterstützen-
der ein als es von den Gefangenen wahrge-

nommen wird. Dies könnte nach Ansicht 
der Autoren auf die «Diskrepanz zwischen 
der Selbst- und Fremdwahrnehmung» zu-
rückzuführen sein. Es könnte aber auch 
daran liegen, dass die Gefangenen höhere 
Erwartungen an die Unterstützung durch 
die Mitarbeitenden haben, als diese über-
haupt leisten können. Auch zwischen den 
Mitarbeitenden bestehen wiederum deut-
liche Unterschiede. Das Personal im Straf- 
und Massnahmenvollzug bewertet die 
Unterstützung als höher, was ebenfalls in 
den Unterschieden zwischen beiden Haft-
regimes begründet sein dürfte. So sind im 
Straf- und Massnahmenvollzug insbeson-
dere deutlich mehr personelle Ressourcen 
für Mitarbeitende in Spezialdiensten (z.B. 
Sozialdienst, psychologischer Dienst oder 
Ausbildung) vorgesehen.

Die Untersuchung zeigt ferner, dass die 
Einschätzung des sozialen Klimas mit dem 
individuellen Hintergrund der Befragten zu-
sammenhängt. Beim Personal erweisen sich 
das Alter, das Geschlecht, die Berufsgruppe 
sowie das Dienstalter im Vollzug insgesamt 
und in der betreffenden Anstalt als relevant. 
Weniger bedeutsam sind hingegen die indi-
viduellen Merkmale der Gefangenen (Alter, 
Staatsangehörigkeit, Inhaftierungsdauer 
und Anlassdelikt). 

Das soziale Klima verbessern
Die Ergebnisse liefern einen ersten Einblick 
in das soziale Klima der Institutionen des 
Schweizer Justizvollzugs. Die Autoren pla-
nen auf dieser Grundlage weitere Untersu-
chungen, die insbesondere Klarheit darüber 
geben sollen, welche Faktoren neben dem 
persönlichen Hintergrund der Befragten 
das soziale Klima einer Institution beein-
flussen. Zudem wollen sie vertieft unter-
suchen, welche Folgen das soziale Klima 
für die in der Institution arbeitenden und 
untergebrachten Personen hat. Das soziale 
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Klima ist ein «Zusammenspiel von kleine-
ren Aspekten und Dimensionen», die von 
den Institutionen verändert werden könn-
ten, betonen die Autoren und weisen auf 
den Handlungsbedarf hin: «Da eines der 
Hauptziele des schweizerischen Strafvoll-
zugs die Rehabilitation und Reintegration 
von Gefangenen ist und diese nachweislich 

Das Regime der Untersuchungshaft, namentlich die eingeschränkten Kontakte und 
langen Einschlusszeiten (Bild: Gefängnis Champ-Dollon), kann dazu beitragen, dass der 
Aufbau langfristiger und stabiler Beziehungen zwischen Gefangenen erschwert und der 
Zusammenhalt untereinander beeinträchtigt werden. 
Foto: Peter Schulthess 2019

vom sozialen Klima beeinflusst werden, 
sollten die Strafvollzugsanstalten konzer-
tierte Anstrengungen unternehmen, um 
das soziale Klima ... und damit wiederum 
die Möglichkeiten der Rehabilitation und 
Reintegration von Gefangenen zu verbes-
sern». (gal)
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In der immer gleichen, ereignisarmen 
Gegenwart leben
Erste Untersuchung über die Lebenssituation von Verwahrten

Verwahrte Straftäter haben kaum eine Chan-
ce auf eine bedingte Entlassung. Vor dem 
Hintergrund dieser äusserst restriktiven 
Bewilligungspraxis hat sich gemäss einer 
Studie (siehe #prison-info 1/2018) die ordent-
liche Verwahrung faktisch der lebenslängli-
chen Verwahrung angenähert. Nun hat eine 
Forscherin erstmals eingehend untersucht, 
wie die Betroffenen in dieser besonderen 
Form von Freiheitsentzug leben.

Irene Marti

Im Rahmen meines vom Schweizerischen 
Nationalfonds (SNF) finanzierten Disserta-
tionsprojekts Living the Prison: An Ethno-
graphic Study of Indefintie Incarceration in 
Switzerland habe ich die Lebenssituation 
von Verwahrten genauer untersucht. Mit-
tels ethnografischer Forschungsmethoden 
(teilnehmende Beobachtung, verschiedene 
Formen von Interviews, Dokumentenanaly-
se) habe ich erforscht, wie als gefährlich be-
urteilte und zeitlich unbefristet verwahrte 
Straftäter in geschlossenen Justizvollzugs-
anstalten ihren Alltag erleben und gestalten. 
(Alle Zitate in diesem Artikel stammen aus 
Interviews, die ich mit Gefangenen geführt 
habe.) Neben der Perspektive der Verwahrten 
habe ich auch die Perspektive der Verantwort-

lichen der Institutionen in die Untersuchung 
miteinbezogen.

Verglichen mit der Mehrheit der Langzeit-
gefangenen verfügen verwahrte Gefangene 
über kein Entlassungsdatum und müssen da-
mit rechnen, bis an ihr Lebensende im Mass-
nahmenvollzug zu bleiben. Ihre Chancen auf 
eine Zukunftsperspektive in Freiheit hängen 
von den Entscheidungen der Gerichte und 
Strafvollzugsbehörden ab, die ihre Situation 
regelmässig und basierend auf internen Ge-
fängnisberichten, psychiatrischen Beurtei-
lungen und Empfehlungen einer Experten-
kommission beurteilen. 

Diese mit der Verwahrung einhergehen-
de Unsicherheit und Perspektivlosigkeit be-
schreiben viele Gefangene als «psychische 
Folter» oder gar als «unmenschlich langgezo-
gene Todesstrafe». Zudem müssen sie sich mit 
der Besonderheit des Gefängnisalltags arran-
gieren, der von Zwang, Fremdbestimmung, 
Routine und Monotonie geprägt ist und nur 
wenig Spontaneität und Unvorhergesehenes 
zulässt. Bei vielen Gefangenen herrscht des-
halb das Gefühl, in einer ereignisarmen bzw. 
«immer gleichen» Gegenwart zu leben, die 
kaum «Spuren» im Sinne von wertvollen Er-
innerungen hinterlässt, sondern vor allem zu 
«Abstumpfung» führt. Wie die Betroffenen 
ihre zeitlich unbestimmte Gefangenschaft 
in geschlossenen Anstalten erleben, wider-
spiegelt sich in der Art und Weise, wie sie 
ihren Alltag in der Zelle, bei der Arbeit und 
während der Freizeit gestalten. 

In der Zelle: sich selbst nicht verlieren 
Die meiste Zeit verbringen die Gefangenen 
alleine in ihrer Zelle. Die Zelle ist der Ort im 
Gefängnis, wo sie die Ruhezeit verbringen 
und der für die Aufrechterhaltung ihres 
Selbstbewusstseins und für das Gefühl 
persönlicher Integrität bedeutend ist. Dies 
zeigt sich konkret darin, wie sie beispiels-
weise ihre Zelle durch die Einrichtung und 
die Ausübung bestimmter Aktivitäten (z.B. 
Jassen, Kaffeetrinken, Fernsehen) in ein 

«Daheim» bzw. «Zuhause» zu verwandeln 
versuchen. 

Ein Gefangener möchte etwa, «dass es mög-
lichst nicht mehr nach einer Zelle aussieht, 
sondern eher nach einem Raum, wo man 
sieht, da lebt einer, also da lebt eine Person, 
ein Mensch, der sich irgendwie auch wohl 
fühlt. So mit Teppich, mit Pflanzen.» 

Andere wiederum versuchen genau dies zu 
vermeiden. Während die einen versuchen, 
sich auf die Gegenwart zu konzentrieren, 
ihre Situation zu akzeptieren und sich im 
Gefängnis einzurichten, ist es für andere 
wichtig, sich weiterhin auf die Zukunft zu 
fokussieren, auf Entlassung zu hoffen und 
auch dafür zu kämpfen. Diese Gefangenen 
markieren Distanz zum Gefängnis, wozu 
auch das Vermeiden des Sich-Einrichtens 
gehört. Die Zelle soll eine Zelle bleiben, oder 
mit anderen Worten ausgedrückt, «ein Ort 
zum Sein, aber nicht zum Leben».

«Es ist für mich wichtig, dass ich mich nie 
an meine Zelle, oder überhaupt an die Haft 
gewöhne. […] Das muss ich vermeiden. Ich 
würde sonst zugrunde gehen. Es wäre ein 
Aufgeben, ich würde die Freiheit aufgeben, 
endgültig. […] Darum will ich meine Zelle 
auch nicht möglichst schön dekorieren.» 

Die Zelle ist für die Gefangenen ein privater 
und persönlicher Raum, den sie zu verteidi-
gen versuchen. Um den Zugang zu ihrer Zel-
le und persönlichen Gegenständen zu kon-
trollieren, bringen sie zum Beispiel einen 
Vorhang an. Oder sie versuchen durch «un-
auffälliges» Verhalten die Zellenkontrollen 
zu beeinflussen. Zudem planen sie private 
und intime Aktivitäten entsprechend den 
individuellen Rhythmen der Angestellten. 
«Die Beamten, die kontrollieren gehen, die 
wissen ja nicht, was bewilligt ist. Ob jetzt 
ein Lämpli mehr oder ein Lämpli weniger ... 
Aber [ich bin] nicht einer, der immer Ärger 

Irene Marti ist Ethnologin und Mitglied der 
Forschungsgruppe «Prison Research» der Uni-
versität Bern.
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macht und grundlos rumschreit, das kann 
eben auch mitbeeinflussen, wie dann so 
eine Zellenkontrolle abläuft. Wenn du aber 
ein dauernder Nörgler und Schreier bist … 
[dann kann] eine Schere, die zwei Millime-
ter zu lang ist, reichen [um sanktioniert zu 
werden].»

Inwieweit die Gefangenen ihre Zelle als 
privaten und persönlichen Raum erfahren, 
hängt zudem stark vom Verhalten des Per-
sonals ab, z.B. beim Betreten (mit oder ohne 
vorgängigem Anklopfen) oder während der 
(mehr oder weniger sorgfältig ausgeführ-
ten) Kontrolle und Durchsuchung der Zelle.

Bei der Arbeit: «Normalität» erleben
Während der Arbeit, welche die meisten Ge-
fangenen in einer der internen Werkstätten 
verrichten, können Verwahrte potenziell 
das Gefühl von «Normalität», Individuali-
tät und sozialer Zugehörigkeit erfahren. Die 
Arbeitsorte werden allgemein als Räume 
wahrgenommen, die weniger stark vom 
Gefängnischarakter geprägt sind – sowohl 
hinsichtlich ihrer Ausstattung als auch we-
gen der dort stattfindenden sozialen Inter-
aktionen unter «Arbeitern». Gefangene 
müssen ausserdem oft Aufträge von ex-
ternen Kunden bearbeiten, was sie direkt 
mit der Aussenwelt verbindet. 

Aber auch die gegenteilige Erfahrung ist 
möglich, z.B. in den Abteilungen für kranke 
und ältere Gefangene, wo die Arbeit vor allem 
der Beschäftigung dient und die hergestellten 
Produkte im Gefängnisladen verkauft wer-
den. Zuweilen verbindet sich der Eindruck, 
etwas «Unnützes» zu produzieren, mit der Er-
fahrung, nicht «richtig» – d.h. in der eigenen, 
in der Aussenwelt erlernten «professionellen» 
Art und Weise arbeiten zu dürfen. Einige Ge-
fangene fühlen sich daher gezwungen, eine 
Arbeit zu verrichten, die alles andere als «nor-
mal» ist. Dies vermittelt insbesondere jenen 
mit einer hohen Arbeitsmoral den Eindruck, 
nicht nur eine nutzlose, sondern auch eine 
wertlose Person zu sein. 

«Ich habe so viel geleistet in meinem Leben 
[…] und jetzt soll ich den lieben langen Tag 
lang Schwemmholzstücklein, die zum Teil so 
porös sind, dass sie zusammenfallen nach 
einer Woche (lacht), mit Heissleim zusam-
menleimen. Figuren mache ich […] die Leute 
kaufen das nur, weil es billig genug ist […]. 

Und das finde ich eine schlimme Erniedri-
gung von alten Gefangenen, die ein Leben 
lang hart gekrampft haben, um sich Fähig-
keiten anzueignen, die einen guten Beitrag 
für die Gesellschaft leisten können.»

Vor allem aber suchen Verwahrte im Kon-
text ihrer Arbeit nach Anerkennung, was sie 
potenziell in Form von Wertschätzung ihrer 
individuellen Fähigkeiten und Kompeten-
zen sowie der Zuschreibung von Vertrau-
enswürdigkeit durch das Personal erfah-
ren. Dies ermöglicht es ihnen, als Arbeiter 
eine andere Rolle auszuüben und dadurch 
ihr Stigma als «gefährliche» und «böse» 
Individuen zu neutralisieren. Gleichzeitig 
fühlen sie sich auch nicht mehr als «ein-
facher» Gefangener, bestenfalls sogar als 
«Spezialist» in einem bestimmten Gebiet. 

«[G]erade heute habe ich wieder ein Kom-
pliment gekriegt, ich sei halt der Mann für 
spezielle Aufgaben. Wenn es irgendwie eine 
Einzelanfertigung von etwas braucht, holz-
mässig so, dann drückt [der Werkmeister] 
mir einfach den Plan und das Material in 
die Finger und wartet drauf, bis ich ihm das 
fertige Ding bringe (lacht).»

Von besonderer Bedeutung sind auch die 
begrenzt verfügbaren so genannten «Ver-
trauensjobs» (z.B. im Reinigungs- und 
Unterhaltsdienst), die den Gefangenen 
mehr Verantwortung, Autonomie und 
auch Zugang zu Räumen des Personals 
bieten. Diese werden oftmals Langzeitge-
fangenen zugewiesen, da sie aus Sicht des 
Personals die Regeln befolgen und das Sys-
tem kennen. 

Als vertrauenswürdige Person mit indi-
viduellen Fähigkeiten wahrgenommen und 
geschätzt zu werden, ist für Verwahrte von 
existenzieller Bedeutung. Vor dem Hinter-
grund, dass sie vermutlich dauerhaft phy-
sisch, sozial und auch moralisch von der Ge-
sellschaft ausgeschlossen werden, wirkt sich 
dies positiv auf ihr Selbstwertgefühl und 
Selbstverständnis aus. Es ermöglicht ihnen, 
sich als einzigartiges Individuum zu erfahren 
sowie (nach wie vor) als Mitglied der Gesell-
schaft. Doch bei Desinteresse, Abneigung und 
Geringschätzung ist auch die gegenteilige 
Erfahrung möglich, was nicht nur ein hohes 
Mass an Frustration verursachen, sondern 

auch ihre Erfahrung des Ausschlusses ver-
stärken kann.

Während der Freizeit: Sich (un)freier fühlen 
Freizeit bzw. Aktivitäten, die ausserhalb der 
Arbeits- und Ruhezeit stattfinden, konfron-
tieren die Gefangenen physisch, intellek-
tuell und emotional direkt mit der Aussen-
welt, was ambivalente Gefühle hervorruft. 
Während diese Momente in der Regel ihr 
Leben intensivieren und es ihnen ermögli-
chen, sich freier bzw. weniger gefangen zu 
fühlen, werden sie gleichzeitig auch am in-
tensivsten an ihre Gefangenschaft erinnert.

Im Spazierhof können die Gefangenen 
Zeit draussen – unter freiem Himmel an der 
frischen Luft – verbringen und sich vielleicht 
sogar auf eine «richtige Wiese» setzen. Im 
Hof zu sein bedeutet jedoch auch, sich ganz 
nah an den Gefängnismauern und der damit 
verbundenen Infrastruktur zu befinden. Wäh-
rend die einen diesen Moment des Tages und 
die vielfältigen Sinneseindrücke geniessen, 
und alles, was sie an das Gefängnis erinnert, 
ausblenden, ist es für andere der Ort, an dem 
sie sich ihrer Inhaftierung am schmerzhaf-
testen bewusst werden und deshalb kaum 
noch nach draussen gehen.

«Wenn ich im Spazierhof bin, dann sehe ich 
den Wald, ich sehe die Kirche, die kenne ich 
von früher, vom Vorbeifahren […] Ich sehe 
dann einfach nur das, was ich sehen will und 
ich will nicht die Abschrankung sehen. Ich 
sehe die Bäume, ich sehe die Vögel, höre sie 
zwitschern. Ein anderer Insasse eben auch, 
der sagte neulich zu mir: siehst du diesen 
Vogel? Ein Milan! […] Und das sind dann sol-
che Momente, wo ich sage: das ist es. Ich will 
nicht sehen, dass ich eingesperrt bin, ich will 
mich nicht fühlen, als wäre ich eingesperrt.» 

In der Freizeit haben die Gefangenen zu-
dem die Möglichkeit, sich sportlich zu be-
tätigen, z.B. beim Badminton, Fussball oder 
im Fitnessraum. Dabei können sie die Kon-
trolle über ihren Körper (wieder) erlangen 
und so das Erleben der Gefangenschaft 
positiv beeinflussen. Vor allem aber kön-
nen Gefangene beim Sport sowohl mit 
Mitgefangenen als auch mit Sportlehrern 
(oftmals Vollzugsangestellten) als gleichbe-
rechtigte Partner bzw. Gegner interagieren, 
wobei institutionell zugeschriebene (ant-
agonistische) Rollen in den Hintergrund 
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Während der Arbeit (Bild: JVA Pöschwies) können die 
Gefangenen Normalität, Individualität und soziale Zu-
gehörigkeit erfahren.  
Foto: Peter Schulthess (2016)
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treten. Kollektive Sportaktivitäten können 
somit die institutionell festgelegte Grenze 
und Hierarchie zwischen den beiden Grup-
pen temporär verwischen und Begegnun-
gen zwischen Menschen ermöglichen. 

Der Empfang von externen Besucherin-
nen und Besuchern wiederum ist ein höchst 
ambivalenter und emotional aufgeladener 
Moment im Gefängnisalltag. Zunächst be-
einflussen Besuche das Zeitgefühl der Ge-
fangenen. Es sind Ereignisse ausserhalb der 
monotonen Gefängnisroutine, welche die 
Gefangenen planen, sich darauf vorbereiten 
und auch danach noch davon zehren können. 
Der Besuchsmoment erlaubt es den Gefange-
nen, in eine andere Rolle zu schlüpfen, zum 
Beispiel in die des Freundes, Partners oder 
Sohnes, und vielleicht sogar temporär zu ver-
gessen, dass sie sich im Gefängnis befinden. 

«Ich tue mich immer vorbereiten, ich mache 
mich dann immer ein wenig hübsch. Also im 
Zimmer oben, ziehe das schöne Hemd an, 
das braune, […] tue mich parfümieren, was 
ich sonst nicht mache, kämme und rasiere 
mich […] Ja, es ist einfach eine grosse Freu-
de, und da sehe ich den Zusammenhalt, da 
sehe ich noch Sinn, also in der Situation, in 
der ich jetzt bin.» 

Obwohl Besuche den Verwahrten im Allge-
meinen helfen, die Hoffnung nicht zu verlie-
ren, können sie zu einer Belastung werden, 
da sie die Gefangenen stets auch an ihre 
unbefristete Inhaftierung erinnern – und 
somit auch an alles, was sie verloren haben 
und wahrscheinlich nie (wieder) erleben 
werden. Eine Situation, die sie und auch 
ihre Angehörigen daran hindern kann, ihr 
Leben weiterzuführen. Aus diesem Grund 
brechen einige Gefangene ihre sozialen 
Kontakte zur Aussenwelt ab. Häufiger je-
doch wird die Beziehung durch die andere 
Seite beendet.

Keine strikte Trennung 
Die Verwahrung hat für Betroffene tief-
greifende Folgen und erfordert, neue Wege 
im Umgang mit Raum und Zeit zu finden. 
Aus Sicht der Anstaltsdirektionen und Voll-
zugsbehörden ist eine Umgestaltung des 
Verwahrungsvollzugs zwar denkbar, doch 
herrscht Uneinigkeit bezüglich konkreter 
Massnahmen, deren Umsetzung und Fi-
nanzierung. Die Entscheidungsträger leh-
nen eine strikte Trennung dieser Population 
von den übrigen Gefangenen klar ab, weil 
eine Durchmischung dem rechtlich veran-
kerten Normalisierungsprinzip entspricht. 

Sie erachten jedoch die bereits heute üb-
liche Trennung vor allem bei älteren, ge-
sundheitlich angeschlagenen Gefangenen 
als sinnvoll.  

Zusätzliches Personal nötig
Aus Sicht der Vollzugsangestellten, die tag-
täglich mit diesen Gefangenen arbeiten, 
ist zusätzliches Personal in den Bereichen 
Sozialpädagogik, Arbeitsagogik und Pfle-
ge notwendig, um einen angemessenen 
Umgang mit dieser Population zu gewähr-
leisten. Viele bemühen sich individuell und 
ohne offiziellen Auftrag, die besondere Le-
benssituation der Verwahrten zu berück-
sichtigen und sie dabei zu unterstützen, 
Sinn und Perspektiven innerhalb der Ge-
fängnismauern zu finden. Die fehlende 
Möglichkeit, mit diesen Gefangenen auf 
eine Entlassung hinarbeiten zu können, 
bringt jedoch für die Mitarbeitenden diver-
se Herausforderungen mit sich. Die Lang-
fristigkeit ihres Aufenthalts hat schliesslich 
auch Auswirkungen auf etablierte Rollen 
und das fragile Gleichgewicht zwischen 
(physischer und emotionaler) Nähe und 
Distanz zwischen Personal und Gefange-
nen.

Im Spazierhof können die Gefangenen Zeit unter freiem 
Himmel an der frischen Luft verbringen, befinden sich 
jedoch auch ganz nah an den Gefängnismauern (Bild: 
JVA Lenzburg). Während die einen diesen Moment des 
Tages geniessen, werden sich andere gerade an diesem 
Ort ihrer Inhaftierung am schmerzhaftesten bewusst. 
Foto: Peter Schulthess 2016
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Die Familien inhaftierter Straftäter  
leiden mit
Die Angehörigenarbeit ist im Schweizer Justizvollzug nur ungenügend etabliert

Der Europarat hat 2018 eine detaillierte Emp-
fehlung betreffend Kinder inhaftierter Eltern 
erlassen. Geschehen ist in der Schweiz seither 
wenig, obschon Handlungsbedarf erkenn-
bar ist. Der Verein «Perspektive Angehörige 
und Justizvollzug» will Bewegung in die Sa-
che bringen und stösst beim Bund und bei 
der Konferenz der Kantonalen Justiz- und 
Polizeidirektoren (KKJPD) auf offene Ohren 
– verlangt sind aber Taten.

Dominik Lehner

Das Gefängnis schränkt die Möglichkeiten 
zur Wahrnehmung familiärer Rechte und 
Pflichten ein. Finanzielle Not durch Weg-
fall eines Einkommens, psychische Beein-
trächtigungen durch die räumliche Tren-
nung von der Familie und Stigmatisierung 
können die inhaftierte Person und dessen 
Angehörige stark belasten. Auf die Frage, 
was ihnen in Haft Halt gebe, nennen die 
meisten Befragten ihre Familien. Gefange-
ne haben gestützt auf das Strafgesetzbuch 
(StGB) das Recht, Kontakte gegen aussen zu 
pflegen; dies bildet einen Teil des Resozia-
lisierungsauftrags. 

Ein Blick auf die Praxis zeigt jedoch, dass 
dem Einbezug der Angehörigen – wenn er 
überhaupt erfolgt – noch immer eine mar-
ginale Rolle zukommt. Die Arbeit mit Ange-
hörigen ist komplex und daher anspruchs-
voll und zeitintensiv, darüber hinaus ist der 
Justizvollzug täterorientiert und dabei in 
erster Linie von Erwachsenen für Erwach-
sene konzipiert. Kinder werden kaum be-
rücksichtigt, obschon auch sie betroffen 
sind; sie werden mitbestraft für Taten, die 
ein Elternteil begangen hat – ein Kollateral-
schaden, den die Strafjustiz mit sich bringt. 
Wie hoch die Anzahl solchermassen betrof-
fener Angehöriger in der Schweiz ist, wurde 
bisher nicht erfasst. Zwar wird in vielen Ins-
titutionen beim Eintritt nach dem sozialen 
Umfeld gefragt, diese Angaben fliessen aber 
bisher in keine statistische Erhebung ein. 

In der Zelle: sich selbst nicht verlieren 
Gemäss der 2018 vom Europarat erlasse-
nen Empfehlung zu Kindern inhaftierter 
Eltern soll im «intramuralen» Teil die Tren-
nung von Eltern und ihren Kindern soweit 
wie möglich vermieden werden (z.B. durch 
alternative Vollzugsformen). Wo die Tren-
nung unvermeidbar ist, soll der Kontakt 
erleichtert und unterstützt werden. Rasch 
wird deutlich, dass hier ein Paradigmen-
wechsel angestrebt wird. Bisher wurde der 
Kontakt zur Familie sozusagen als Privileg 
betrachtet für gute Führung und Kollabo-
ration. Neu soll der Eingewiesene proaktiv 
dazu aufgefordert und darin unterstützt 
werden, seine Verantwortung der Familie 
gegenüber zu jedem Zeitpunkt – ausdrück-
lich auch aus der Arrestzelle heraus (!) – 
nach den gegebenen Möglichkeiten wahr-
zunehmen. 

Das ist für die ohnehin schon mit vielen 
unterschiedlichen Aufgaben befrachteten 
Justizvollzugsanstalten neu und generiert 
einen zusätzlichen Aufwand. Es lohnt sich 
aber und zwar für alle Seiten: für die Kin-
der, die ihren Vater brauchen, die Partnerin, 

die ihren Partner braucht, und den Einge-
wiesenen selbst, der auf diese Weise Gele-
genheit erhält, Verantwortung der Familie 
gegenüber zu zeigen. Das Leben ausserhalb 
der Vollzugsanstalt steht nämlich nicht still, 
wenn der Familienvater eine Strafe verbüsst, 
auch nicht während einer Disziplinarstrafe. 
Ein Kindergeburtstag lässt sich bekannt-
lich nicht aufschieben und wenn Papa nicht 
zum Geburtstag gratulieren kann, weil er in 
der Arrestzelle sitzt, leidet in erster Linie das 
Kind darunter. Die Strafe soll im Freiheits-
entzug liegen, nicht in der Deprivation von 
der Familie. Es gilt also zu prüfen, welche Art 
der Kontaktaufnahme möglich ist, ob für 
die Familie geeignete Transportmöglichkei-
ten für den Anstaltsbesuch bestehen, ob die 
Räume der Justizvollzugsanstalt auf Kinder 
einschüchternd wirken, ob es ein Familienbe-
suchszimmer gibt und wie die Benutzung der 
technischen Möglichkeiten für die Kontakt-
aufnahme (Telefon, Video, etc.) geregelt ist.

Motivierend und sinnstiftend
Dass der Einbezug der Angehörigen einer 
inhaftierten Person ein nicht zu vernachläs-
sigender Bestandteil im Resozialisierungs-
prozess eines Straftäters bildet und in der 
Regel geeignet ist, einen wichtigen Beitrag 
zur Reintegration zu leisten, dürfte als un-
bestritten gelten. Das Miteingebunden-
Sein in das Familiengeschehen hat in der 
Regel während des Vollzugs für den Insas-
sen einen motivierenden und sinnstiften-
den Effekt und wirkt sich somit positiv auf 
den Vollzugsverlauf und die Legalbewäh-
rung aus. Nach der Entlassung sorgt ein 
stabiler Kreis aus Angehörigen oft für eine 
erste materielle Unterstützung, vor allem 
aber auch für ein unterstützendes, vertrau-
tes und wertschätzendes Beziehungsnetz, 
das den Entlassenen psychisch durch die 
Wiedereingliederungsphase begleitet. Wo 
kein sozialer Empfangsraum vorhanden ist, 
empfiehlt es sich, die inhaftierte Person 

Dominik Lehner, Präsident der Konkordatlichen 
Fachkommission der Nordwest- und Innerschweiz 
zur Beurteilung der Gemeingefährlichkeit von 
Straftätern, ist Vorstandsmitglied des Vereins 
«Perspektive Angehörige und Justizvollzug».

Straf- und Massnahmenvollzug	  prison-info 2/2020  43



während des Justizvollzugs möglichst darin 
zu unterstützen, einen solchen zu schaffen.

Natürlich werden Grundrechte des Einge-
wiesenen – allen voran die persönliche Frei-
heit – durch eine Inhaftierung eingeschränkt, 
dafür besteht ja auch eine gesetzliche und 
verfassungsmässige Grundlage. Gemäss Art. 
74 StGB dürfen jedoch die Rechte des Einge-
wiesenen nur so weit beschränkt werden, als 
der Freiheitsentzug und das Zusammenleben 
in der Vollzugseinrichtung es erfordern. Nach 
Art. 75 StGB hat der Strafvollzug den allgemei-
nen Lebensverhältnissen soweit als möglich 
zu entsprechen. Somit sollten auch die legi-
timen Rechte der Angehörigen auf Kontakt 
zum inhaftierten Familienmitglied durch 
den Vollzug einer Strafe oder Massnahme so 
wenig wie möglich beeinträchtigt werden. 
Verschiedene internationale und nationale 
Bestimmungen haben direkt oder indirekt 
Auswirkungen auf die Rechte von Angehö-
rigen inhaftierter Personen. International 
gehören dazu namentlich die Nelson-Man-
dela-Regeln der UNO und die Europäischen 
Strafvollzugsgrundsätze. 

Kinder geniessen besonderen Schutz. Die 
Rechte der Kinder von inhaftierten Personen 
werden in der bereits erwähnten Empfehlung 
des Europarats festgehalten sowie im UNO-
Übereinkommen über die Rechte des Kindes 
und in den Empfehlungen zur Umsetzung der 
UN Kinderrechtskonvention vom Ausschuss 
für die Rechte des Kindes (zweiter, dritter 
und vierter Staatenbericht der Schweiz, 2015). 
Trotz der nationalen und internationalen 
Vorgaben und des Rechts des Eingewiesenen 
nach Art. 84 StGB, Beziehungen zur Aussen-
welt zu pflegen, fehlt es jedoch bisher in der 
Schweiz an einer koordinierten Strategie, 
wie die Situation der Angehörigen einer in-
haftierten Person verbessert werden und wie 
der systematische Einbezug der Angehörigen 
in den Justizvollzug verstärkt werden kann.

Die Angehörigenarbeit professionalisieren
2018 wurde der gemeinnützige Verein «Per-
spektive Angehörige und Justizvollzug» ge-

gründet. Der Verein hat sich u.a. gestützt 
auf die Empfehlung des Europarats zu 
Kindern inhaftierter Eltern die Förderung 
und Professionalisierung der intra- und 
extramuralen Angehörigenarbeit zur Auf-
gabe gemacht. Im Zentrum steht die Wis-
sensvermittlung, die Vernetzung sowie 
die Beratung von Behörden und Anstalten 
hinsichtlich einer wirkungsvollen Angehö-
rigenarbeit. «Perspektive Angehörige und 
Justizvollzug» steht dafür ein, dass Ange-
hörige – seien dies nun Kinder, Partnerin-
nen oder Partner, Eltern, Geschwister oder 
andere nahestehende Personen – möglichst 
keinen Nachteil erleiden durch die Inhaf-
tierung des angehörigen Straftäters, also 
nicht mitbestraft werden für Taten, die sie 
nicht begangen haben. 

Sie sollen von spezialisierten Unterstüt-
zungs- und Beratungsangeboten profitieren 
können und wenn möglich in den Resozia-
lisierungsprozess miteinbezogen werden. 
Unter Einbezug der Perspektive von betrof-
fenen Angehörigen, insbesondere derjenigen 
der Kinder, sowie im Hinblick auf die best-
mögliche Resozialisierung und die damit ver-
bundene Rückfallprävention will der Verein 
ein Bewusstsein (Awareness) dafür schaffen, 
dass Angehörige von inhaftierten Personen 
systematisch intra- als auch extramural ge-
bührend Beachtung finden.

Wirkungsvolle Angehörigenarbeit erfor-
dert:

	◼	die generelle Berücksichtigung der Situ-
ation der Angehörigen, deren Familien-
mitglied sich im Justizvollzug befindet; 

	◼	die Ausrichtung der schweizerischen Ge-
setzgebung und Praxis des Justizvollzugs 
auf die praxisnahen Empfehlungen des 
Europarats zu Kindern inhaftierter Eltern;

	◼	die proaktive Unterstützung inhaftierter 
Personen, ihrer Rolle als Vater, Mutter, 
Partner, Partnerin etc. auch während des 
Justizvollzugs statt sie mit unnötigen Ein-
schränkungen davon abzuhalten, ihrer 
Verantwortung nachzukommen; 

	◼	extramurale spezialisierte Beratungsstel-
len, die bei Bedarf Fach- und Sachhilfe zur 
Unterstützung von betroffenen Angehö-
rigen leisten (vgl. REPR Relais Enfants Pa-
rents Romands);

	◼	die statistische Erfassung der betroffenen 
Angehörigen, insbesondere der betroffe-
nen Kinder;

	◼	die Forschung zur Wirkung des Einbezugs 
und der Unterstützung von Angehörigen 
inhaftierter Personen.

Es ist ein Prozess in Gang gekommen
Der Bundesrat hat am 19. Dezember 2018 
einen Bericht zu den Massnahmen zum 
Schliessen von Lücken bei der Umsetzung 
der Kinderrechtskonvention verabschiedet. 
Darin wird unter anderem das Bundesamt 
für Justiz (BJ) beauftragt, eine qualitati-
ve Studie zur Beziehungspflege zwischen 
Kindern und ihrem inhaftierten Elternteil 
zu erstellen. Das BJ hat diese Studie Ende 
November 2020 in einem Einladungsver-
fahren ausgeschrieben. Zugleich wurde der 
Verein «Perspektive Angehörige und Justiz-
vollzug» angefragt, in der entsprechenden 
Begleitgruppe mitzuwirken. Der Schlussbe-
richt soll im Mai 2022 vorliegen. Auch bei 
der Konferenz der Kantonalen Justiz- und 
Polizeidirektoren (KKJPD) steht das Thema 
auf der Traktandenliste. Es scheint also ein 
Prozess in Gang gekommen zu sein. Vorbe-
hältlich einiger löblicher Ausnahmen sind 
wir noch weit entfernt vom geforderten 
Paradigmenwechsel vom Privileg der Kon-
taktpflege hin zur proaktiven Förderung der 
Verantwortungsübernahme für die familiä-
re Kontaktpflege sowie von der Schaffung 
eines flächendeckenden, spezialisierten 
Beratungs- und Unterstützungsangebots 
für Familien von inhaftierten Personen in 
der Schweiz.
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Links

 •	� Weitere Informationen über die Arbeit mit Angehörigen von straffälligen Personen sind auf der Website des Vereins «Perspektive Angehörige und 
Justizvollzug» (www.angehoerigenarbeit.ch) abrufbar.

 •	� Die subjektive Bedeutung von Familie für Inhaftierte, in: Neue Zeitschrift für Kriminologie und Kriminalpolitik 1/2020. Die Zeitschrift kann beim Helbing 
Lichtenhahn Verlag (www.helbing.ch) bestellt werden.

 •	 Die Empfehlung des Europarats zu Kindern inhaftierter Eltern ist auf der Website des Europarates (www.coe.int) abrufbar.
 •	� Die Nelson-Mandela-Regeln («Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung der Gefangenen») sind auf der Website der UNO (www.

un.org) abrufbar.
 •	� Die Europäischen Strafvollzugsgrundsätze sind auf der Website des Europarates (www.coe.int) auf Französisch (Règles pénitentiaires européennes) und 

Englisch (European Prison Rules) abrufbar.
 •	 Das UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kindes (0.107) ist in der Systematischen Sammlung (www.admin.ch) abrufbar.

Die Justizvollzugsanstalten sollten im Interesse aller den Kontakt zwi-
schen den Inhaftierten und ihren Angehörigen erleichtern und unterstüt-
zen (Bild: Besuchszimmer «Pollicino» in der Strafanstalt La Stampa).  
Foto: Peter Schulthess (2018)
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Pro und Contra: Sollen Gefängnisse 
abgeschafft werden?
Stellt der Freiheitsentzug in Gefängnissen 
«eine ebenso unnötige wie menschen-
unwürdige Einrichtung» dar, wie es in 
dem 2019 in Deutschland veröffentlichten 
Manifest zur Abschaffung von Strafanstal-
ten und anderen Gefängnissen heisst? 
Thomas Galli, bis 2016 im Strafvollzug 
tätig und Autor des Buches Weggesperrt, 
legt die Gründe dar, weshalb nach seiner 
Meinung die Gefängnisse niemandem 
nützen und welche sinnvollen Alternati-
ven es dazu gibt. In einer Replik skizziert 
Martin Vinzens, langjähriger Direktor 
der Strafanstalt Saxerriet, unter welchen 
Voraussetzungen Gefängnisse nach seiner 
Ansicht Orte der Wiedergutmachung und 
innerer Umkehr sein können und auch in 
Zukunft unverzichtbar sein werden.

Warum Gefängnisse niemandem nützen 

Bevor ich meine erste Stelle im Justizvollzug 
antrat, kannte ich Straftäter nur aus den Me-
dien. In meiner Wahrnehmung waren das vor 
allem Mörder oder Vergewaltiger. Natürlich 
mussten sie weggesperrt werden! Im Jura-
studium wurde uns die Freiheitsstrafe als 
zwingende Folge für Menschen vermittelt, 
die unsere wichtigsten Regeln gebrochen 
haben. Eine vermeidbare Folge, denn wer die 
Regeln bricht, ist selber schuld. Das Gefäng-
nis war die einzig mögliche Lösung für solche 
Menschen. So dachte ich damals, und so den-
ken wohl viele von uns. Dann lernte ich das 
Gefängnis und seine Insassen näher kennen.

Die wenigsten Inhaftierten sind tatsäch-
lich Schwerstkriminelle. Viele büssen da-
gegen für Bagatelldelikte, die meisten ha-
ben Eigentums- und Vermögensstraftaten 
begangen. Die weit überwiegende Mehrheit 
wird spätestens nach wenigen Jahren wieder 
entlassen. In dieser Zeit wird wenig besser, 
aber vieles schlechter. Die meist jüngeren 
Männer (nur wenig Inhaftierte sind Frauen) 
werden zusammen mit einer Vielzahl ande-
rer Straftäter auf engstem Raum in eine ge-
schlossene Anstalt eingesperrt. Dort herrscht 
ein striktes Regime. Jeder Gegenstand muss 
beantragt, alle Anweisungen müssen befolgt 
werden. Dennoch blüht die Subkultur. Gewalt 
und Drogen prägen den Alltag. Wer bei Ver-
stössen gegen die Anstaltsordnung ertappt 
wird, wird diszipliniert. Zum Beispiel durch 
eine mehrwöchige Trennung von anderen 
Gefangenen in einem Einzelhaftraum ohne 
Fernseher. Besuch dürfen die Inhaftierten 
nur wenige Stunden im Monat empfangen, 
und zum Teil nur hinter einer Trennscheibe, 
um die Übergabe von Drogen zu verhindern. 
Insbesondere für die Kinder von Inhaftierten 
kann das grausam sein.

Die Gefängnisstrafe wirkt 
kontraproduktiv
Wie soll sich der Mensch in einem solchen 
Kontext bessern? Die Justizbediensteten leis-
ten wohlgemerkt eine sehr anspruchsvol-
le Arbeit. Den Kampf gegen die Subkultur 
können sie jedoch nicht gewinnen. Und was 
hilft es, wenn ein Straffälliger in Haft durch 
grosse Bemühungen der Beamten einen Aus-
bildungsabschluss nachholt und nach seiner 
Entlassung als ehemaliger Gefangener doch 
wenig Chancen auf dem Arbeitsmarkt hat? 
Was hilft es, wenn sich jemand – jeder Auto-
nomie beraubt, aber auch jeder Verantwor-
tung für das eigene Leben enthoben – einige 
Monate oder Jahre in Haft angepasst verhält 
und anschließend mit dem Leben in Freiheit 
völlig überfordert ist? 

Untersuchungen zufolge wird der über-
wiegende Teil Entlassener wieder straffällig. 
Jeder Dritte wird erneut inhaftiert. Wenn man 
zudem die Tatsache berücksichtigt, dass es 
ein hohes Dunkelfeld von nicht aufgedeckten 
Straftaten gibt, ist die Annahme berechtigt, 
dass die Gefängnisstrafe kontraproduktiv 
wirkt: Sie führt zu vermehrter Straffälligkeit 
der Inhaftierten. Wem soll das nützen?

Den Schaden wiedergutmachen
Die meisten Kriminalitätsopfer erleiden ma-
terielle Schäden. Mit grossem Abstand steht 
bei ihnen der Wunsch nach Ersatz des Scha-
dens an erster Stelle. Die Inhaftierung des 
Täters erschwert dies, zumal die Gefange-
nen nur sehr wenig verdienen können. Ge-
waltopfer haben oft unmittelbar nach der 
Tat ein starkes Strafbedürfnis, das aber mit 
der Zeit deutlich abnimmt. Manchen wäre 
es stattdessen wichtig, sich mit dem Täter 
unter Begleitung eines Mediators persönlich 
auseinanderzusetzen.

Entgegen einer gängigen Meinung er-
wartet auch die Mehrheit der Bevölkerung 
als Sanktion auf viele Delikte gar keine Ge-
fängnisstrafe. Bei Eigentumsdelikten
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Gefängnisse nützen laut Thomas Galli niemandem 
und schaden vor allem durch ihre trügerische Symbo-
lik. Sie spiegeln und verstärken gesellschaftliche Un-
gleichheit. 	 Foto: Peter Schulthess (2019)
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werden sogar nichtstrafende Reaktionen in Form 
einer Missbilligung und einer Verpflichtung zur 
Wiedergutmachung der Gefängnisstrafe klar vor-
gezogen. 

Geringe Abschreckung
Auch die Abschreckung durch Gefängnisse ist 

weit schwächer als vielfach vermutet. Die 
meisten Täter rechnen damit, ohnehin 

nicht erwischt zu werden. Andere sind 
süchtig nach illegalen Drogen und 

nehmen dafür alles in Kauf. Bei Ge-
walt- oder Sexualstraftaten, die 

aus starken Impulsen, Trieben 
und Affekten heraus begangen 
werden, spielt der Abschre-
ckungsgedanke ohnehin kei-
ne grosse Rolle. Wie gering die 
Abschreckungswirkung von 
Strafen tatsächlich nur sein 
kann, zeigt der Tabakkonsum. 
Jeder kennt die Bilder von Rau-

cherlungen oder krebsbefal-
lenen Zungen auf Zigaretten-

packungen. Dazu kommt der 
Hinweis, der eindeutiger nicht 

sein könnte: Rauchen ist tödlich. 
Viel schlimmer als jede Strafe. Mehr 

Abschreckung geht kaum. Geraucht 
wird bekanntlich trotzdem. 

Trügerische Symbolik
Gefängnisse nützen uns unter dem Strich also 

nicht. Sie schaden uns, vor allem durch ihre trüge-
rische Symbolik. Sie stehen für Gerechtigkeit, jedoch 
hat die Mehrheit der Straffälligen einen in materiel-
ler oder emotionaler Hinsicht besonders belasteten 
Sozialisierungshintergrund. Es werden nicht grund-
sätzlich Menschen eingesperrt, die vergleichbare 
Voraussetzungen hatten wie alle anderen auch und 
sich, anders als «wir», einfach nur gegen das Recht 
entschieden haben. Das Gefängnis spiegelt und 
verstärkt vielmehr gesellschaftliche Ungleichheit. 

Es vermittelt auch den falschen Eindruck, dort 
würden diejenigen eingesperrt, die anderen Men-
schen oder unserem Gemeinwesen den grössten 
Schaden zugefügt haben. Man kann völlig legal 
Steuergelder in Milliardenhöhe verschwenden oder 
falsche Fakten über Migranten verbreiten, um Ag-
gressionen zu schüren und politisch nach oben zu 
kommen, aber sich strafbar machen, wenn man eine 
Flasche Schnaps klaut oder Drogen zum Eigenbedarf 
besitzt. Das Gefängnis täuscht uns auch in dem Glau-
ben, das Mögliche und Sinnvollste im Kampf gegen 
Kriminalität zu tun. Stützende Interventionen im 
Kindes- und Jugendalter wie etwa der Einsatz von 

Sozialarbeitern reduzieren das Kriminalitätsrisiko 
viel deutlicher, als es jede Strafe könnte.

Sinnvolle Alternativen
Was sollte an die Stelle des Gefängnisses treten? Ei-
nigen wenigen, wie z.B. sadistischen Sexualmördern, 
muss zum Schutz der Allgemeinheit notfalls lebens-
lang die Freiheit entzogen werden. Auch das muss 
jedoch in einem menschenwürdigen Kontext und 
nicht in einem winzigen Haftraum erfolgen. Auch 
wer andere massiv geschädigt hat, sollte in seiner 
Freiheit deutlich eingeschränkt werden, allerdings 
so, dass das Rückfallrisiko langfristig minimiert wird. 
In Betracht kommen hier dezentrale Wohngruppen, 
die gegen Entweichungen gesichert sind. So liesse 
sich individuell und in einem lebensnäheren Kontext 
mit den Straffälligen arbeiten, ohne dass sie in eine 
Subkultur abgleiten. Gemeinnützige Leistungen und 
die Wiedergutmachung des angerichteten Schadens 
sollten noch stärker als bisher ins Zentrum unserer 
Strafen rücken. Die Täter müssen für ihre Taten in 
die Verantwortung genommen werden.

Unser Strafbedürfnis kritisch reflektieren
Viele Betäubungs- und Bagatelldelikte sollten nicht 
mit Freiheitsstrafe bedroht sein. Die Justiz darf nicht 
länger gebetsmühlenhaft von der Resozialisierung 
der Täter, der Erhöhung der Sicherheit und dem Wil-
len der Opfer reden. Sie muss transparent kommuni-
zieren, was wir mit unseren Gefängnissen anrichten. 
Wir alle müssen mehr Verantwortung übernehmen. 
Das Strafen ist nicht nur Wissenschaft für Fachleute. 
Es ist Ausdruck unseres allgemeinen Strafbedürf-
nisses, das wir kritisch reflektieren müssen. Es geht 
dabei nicht um Verständnis für Straftaten oder um 
die Abschaffung von Strafe. Es geht darum, uns be-
wusst zu machen, was wir mit ihr erreichen wollen, 
und was wir tatsächlich erreichen.

Wir sperren Hunderte von Straftätern, vom Be-
trüger bis zum Mörder, zusammen in einer ge-
schlossenen Anstalt ein. Damit soll gleichzeitig den 
Opfern gedient und den Tätern ein Übel zugefügt 
werden. Die Gefangenen sollen resozialisiert und 
die Allgemeinheit vor ihnen geschützt werden. Das 
kann nicht funktionieren und lenkt von differenzier-
teren Wegen im Umgang mit der Kriminalität ab. 
Michel Foucault hat vor rund 50 Jahren attestiert: 
«Man kennt alle Nachteile des Gefängnisses: dass 
es gefährlich ist, dass es vielleicht sogar nutzlos ist. 
Und dennoch ›sieht‹ man nicht, wodurch es ersetzt 
werden könnte. Es ist die verabscheuungswürdige 
Lösung, um die man nicht herumkommt».  

Ich habe nach über 15 Jahren meinen Dienst im 
Strafvollzug quittiert. Heute sehen wir die Alterna-
tiven und sollten das Gefängnis endlich gemeinsam 
überwinden.

Thomas Galli studierte Rechtswis-
senschaften, Kriminologie und Psy-
chologie und war über 15 Jahre im 
Strafvollzug tätig, unter anderem 
als Leiter der JVA Zeithain in Sach-
sen. Seit 2016 arbeitet er als Anwalt 
mit Schwerpunkt Strafvollzugsrecht 
und Strafvollstreckungsrecht. Die-
ses Jahr ist sein Buch Weggesperrt. 
Warum Gefängnisse niemandem 
dienen erschienen. 
Foto: Ronald Hansch

«Das Gefängnis täuscht 
uns im Glauben, das 
Mögliche und Sinn-
vollste im Kampf gegen 
Kriminalität zu tun. 
Stützende Interventio-
nen im Kindes- und Ju-
gendalter reduzieren 
das Kriminalitätsrisiko 
viel deutlicher, als es 
jede Strafe könnte.»
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Orte der Wiedergutmachung und innerer Umkehr

Als langjähriger Direktor der Strafanstalt Saxerriet 
schreibe ich aus der Perspektive des offenen Straf-
vollzugs mit Gefangenen mit einer endlichen Strafe, 
also dem Gros der zu einer unbedingten Freiheits-
strafe Eingewiesenen. Perspektive beinhaltet auch 
Hoffnung. Und zwar Hoffnung, wo vielfach wenig 
Aussicht besteht. Eine Hoffnung, nicht blauäugig 
und naiv, jedoch mit Ungewissheiten, ab und an 
gegen einige «Wahrscheinlichkeiten». Ferner im Be-
wusstsein, dass der Strafvollzug im Paradoxon des 
Spannungsfeldes arbeitet, Menschen in Unfreiheit 
auf ein Leben in Freiheit vorzubereiten.

Gefängnisse nützen sehr wohl, wenn die Mög-
lichkeiten im System ausgeschöpft, weiterentwickelt 
und innovativ eingesetzt werden. Ich will nicht ne-
gative Realitäten beschönigen. Zahlreiche Befunde 
und Folgerungen von Thomas Galli sind einsichtig 
und mir genauso geläufig und vertraut, teilweise 
teile ich sogar seine Meinung. Einige seiner vorge-
schlagenen Alternativen wie Gemeinnützige Arbeit 
und Electronic Monitoring sind in der Schweiz be-
reits seit Jahren gängige Praxis. 

Was macht die Justizvollzugsanstalt mit guten 
Wirkfaktoren und nachhaltigen Effekten für Ge-
fangene aus? Die Institutionen sind auch künftig 
unverzichtbar, wenn sie sich weiter hohen Quali-
tätsstandards verpflichten. Im Saxerriet heisst es 
IMS (Integriertes Managementsystem), das jähr-
lich mit Überwachungsaudits und alle drei Jahre 
mit Re-Zertifizierungsaudits in sämtlichen Arbeits-
prozessen der Gesamtinstitution mit Messfaktoren 
überprüft. Fokussiert auf den gesetzlichen Überbau: 
«Die Menschenwürde des Gefangenen oder der Ein-
gewiesenen ist zu achten. Seine Rechte dürfen nur 
so weit beschränkt werden, als der Freiheitsentzug 
und das Zusammenleben in der Vollzugseinrichtung 
es erfordern.» (StGB Art. 74). Die vier Elemente At-
mosphärisches, Sinnstiftung, Wiedergutmachung 
und daraus resultierende Entwicklungsschritte 
sind zentral. 

 Investition ins Atmosphärische 
Was den Strafvollzug legitimiert, muss sich bereits 
am Bau, dem Atmosphärischen einer Anlage zei-
gen. Wenn wir uns mit Architektur beschäftigen, 
werden wir mit wachsamen Augen in Bauten und 
in der Art ihrer Ausführung eine Ausrichtung, eine 
Philosophie, Werte und Haltungen abgebildet sehen. 
Im offenen Vollzug muss bereits die Architektur die 
Botschaft einer Öffnung transportieren. In diesem 
Zusammenhang ist es bedeutend, sich baulich von 
grossen Einheiten zu verabschieden und auf klei-
ne Qualitätskomplexe zu setzen. Weiter muss das 
Atmosphärische den gegenseitigen Respekt von 

Mitarbeitenden des Strafvollzugs und der Gefange-
nen sichtbar werden lassen. Die Beziehungsarbeit 
manifestiert sich in Klarheit und Konsequenz und 
in einer zugewandten, lösungsorientierten gegen-
seitigen Haltung. In der vorgegebenen, in Teilen 
konfrontativen, deliktorientierten Arbeit 
sind professionelle Methoden und Vor-
gehensweisen aktuell. 

Alternative Lebensentwürfe 
erarbeiten
Im Strafvollzug heisst Sinn-
gebung nicht nur die Stra-
fe zu legitimieren und 
sich von Vergeltung 
und Sühneleistungen 
leiten zu lassen. Der 
grosse Theologe Karl 
Barth (1886 – 1968) 
hat die Strafe als Für-
sorgemassnahme be-
zeichnet. Er ging davon 
aus, «dass das Recht 
dem Schutz des Lebens 
dient» und betrachtete 
es als Aufgabe des Staates, 
«durch die Rechtsordnung 
und nach Mass menschlicher 
Einsicht Sorge zu tragen für die 
Sicherung der Existenz, für die Er-
haltung des Friedens und für huma-
ne Lebensbedingungen». Folglich darf 
der Staat auch Zwangsmassnahmen gegen-
über Rechtsbrecher ergreifen. Sie sind aber nur 
gerechtfertigt, wenn sie ihrer Wiedereingliederung 
in die Gesellschaft dienen. Im praktischen Vollzugs-
alltag sind wir gefordert, mit Gefangenen alterna-
tive Lebensentwürfe, Strategien und Gestaltungs-
merkmale eines künftigen straffreien Lebens zu 
entwickeln, zu üben und zu etablieren. Dazu sind 
die entsprechenden Programme, Vorbilder und Frei-
Räume nötig. Ebenso wegweisend ist es, Lebens- und 
Sinnfragen zu thematisieren. 

Schuld und Wiedergutmachung 
Die Wiedergutmachung des vom Gefangenen be-
gangenen Unrechts ist Teil des Vollzugsziels. Die frie-
densstiftende Konfliktlösung zwischen Täter, Opfer 
und Gesellschaft ist ohne weiteres im Schema der 
klassischen Strafzwecke unterzubringen. Zur richtig 
verstandenen Generalprävention gehört auch der 
Befriedungseffekt, der sich einstellt, wenn der Täter 
aus eigenem Wollen so viel getan hat, dass das allge-
meine Rechtsbewusstsein sich über den Rechtsbruch 

Martin Vinzens studierte Theologie 
und war zunächst in der Seelsorge 
tätig. Seit 1998 leitet er die Strafan-
stalt Saxerriet, wo er den Vollzug 
– namentlich durch Gespräche mit 
Gefangenen, die auf die Tatbearbei-
tung und Wiedergutmachung hin-
zielen – konsequent auf die Resozi-
alisierung ausgerichtet hat. 
Foto: Thomas Hary

«Wir schliessen mit dem Ge-
fangenen ein Bündnis gegen 

sein Deliktverhalten. Dies 
führt zur Sinnhaftigkeit des 
Vollzugs, nämlich die Einge-

wiesenen mit differenzierten 
Interventionen zur Lebens-
tüchtigkeit und künftigen 

Straffreiheit anzuleiten.»
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beruhigt und den Konflikt mit dem Täter als erledigt 
ansieht. So ist es kriminalpolitisch wünschenswert, 
die Wiedergutmachung in ein umfassendes Konzept 
einzubetten, das auf Versöhnung zielt und so einen 
positiven Akzent bekommt.

Tatbearbeitung und Wiedergutmachung sind 
Ausdruck von Verantwortungsübernahme für die 
begangene Tat und Schritte zur Aussöhnung des 
Täters mit der Gesellschaft. Die Aussöhnung ist ein 
innerer Prozess und kann daher in letzter Konse-
quenz nur freiwillig erfolgen. Die Tatbearbeitung 
und Wiedergutmachung schliessen die Auseinan-
dersetzung mit der Tat, die Einfühlung in das Opfer, 
die Einsicht in die Folgen der Tat, die Motivation zur 
Einstellungsveränderung sowie materielle und im-
materielle Wiedergutmachung der Tatfolgen ein. 
Der Gefangene soll im Gespräch zur Reflexion über 
seine Straftat(en) angeregt und zu einem künftig 
deliktfreien Leben motiviert werden. Die Schuld 
des Gefangenen mit Verantwortung zu ersetzen, 
wie dies Thomas Galli in seinem Buch fordert, ist 
eine problematische These. Denn der echten, ehr-
lichen Verantwortungsübernahme geht ja gerade 
ein Schuldeingeständnis, eine Tateinsicht, voraus. 

Gewiss kann ein Schuldgefühl nicht befohlen 
werden, sondern muss vom Gefangenen empfunden 
werden. Hier setzt in Saxerriet unsere Arbeit im Be-
reich Wiedergutmachung mit dem Modul «Schuld-
phase» ein. Die Besprechung der Tat aktiviert Schuld- 
und Schamgefühle und erst die Identifizierung der 
negativen Entscheidungen des Gefangenen erlau-
ben in einem nächsten Schritt, «Schuld» gegen die 
«Übernahme der Verantwortung» einzutauschen. 
Keinesfalls darf die Auseinandersetzung mit Schuld, 
Scham und Reue ausgeklammert werden. Sich allei-
ne mit Verantwortung auseinanderzusetzen, würde 
zudem unserem «Schuldstrafrecht» (unterdessen 
zwar zu einem Risiko- und Präventionsstrafrecht 
mutiert) nicht gerecht. Wir schliessen mit dem Ge-
fangenen ein Bündnis gegen sein Deliktverhalten. 
Dies führt zur Sinnhaftigkeit des Vollzugs, nämlich 
die Eingewiesenen mit differenzierten Interventio-
nen zur Lebenstüchtigkeit und künftigen Straffrei-
heit anzuleiten. Unser Handeln soll letztlich von 
einer Verantwortungsethik, nicht von einer Versi-
cherungsethik und schon gar nicht von einer Voll-
kasko-Mentalität geprägt sein. 

An den Entwicklungsschritten messen
Strafanstalten und Gefängnisse können begleiten-
de, unterstützende Orte, eine Trendwende, Gemein-
schaften einer inneren Umkehr mit neuen Weichen-
stellungen der Eingewiesenen sein. Nelson Mandela 
hat es einmal so formuliert: «Die Zelle ist ein idealer 
Ort, um sich selbst kennenzulernen, auf regelmäs-
sige und klare Weise den eigenen Geist, die eigenen 

Gefühle zu erforschen». Trotz der erheblichen Zahl 
rückfälliger Gefangener bleibe ich zuversichtlich. 
Denn dank differenzierten Massnahmen wie bei-
spielsweise Vollzugsöffnungen können wir die Frei-
heitstauglichkeit erproben. Die rechtliche Regelung 
(Art. 84 Abs. 6 StGB) war eine kluge und vorausschau-
ende Entscheidung des Gesetzgebers, mit der die 
Re- bzw. Erstsozialisierung rechtlich und praktisch 
hervorragend unterstützt werden kann. Der (offene) 
Vollzug ermöglicht ein Selbstmanagement des In-
sassen, eine externe Orientierung, intensive Entlas-
sungsvorbereitungen im Übergangsmanagement, 
die Vermeidung vieler Auswüchse der Subkultur 
und von Haftschäden und damit gute Chancen 
auf Reintegration. Weiter muss sich der Strafvoll-
zug an neuen Kriterien orientieren. Täter sind an 
Entwicklungsschritten zu messen, sie müssen z. B. 
Programme bestehen, um die Freiheitstauglichkeit 
noch besser überprüfen zu können. 

Gefängnisse nützen
Strafanstalten und Gefängnisse nützen sehr wohl, 

	◼wenn die in den Institutionen tätigen Fachper-
sonen nicht Gefangene verwalten, sondern pro-
fessionell begleiten, Begegnungen ermöglichen 
und in Analogie zu unseren Spitälern, nicht nur 
Medikamente ausgeben und Leistungen erfassen, 
sondern Sorgen mittragen, zuhören und nötige, 
individuelle Massnahmen einleiten. 
	◼wenn wir wiederum in Entsprechung zur Erzie-
hung der Kinder handeln - wir hören ja nicht auf 
unsere Kinder zu erziehen, weil wir Misserfolge ha-
ben - nein, wir versuchen an beiden Orten immer 
wieder neu Verhaltensänderungen herbeizufüh-
ren. Auch wenn wir zahlreiche Anläufe benötigen. 
	◼wenn wir selbstbewusst Themen setzen. Oft re-
agieren wir nur noch. Wir müssen uns vor allem 
für Kreativität und Innovation und gegen eine 
überhöhte Bürokratie einsetzen. 
	◼wenn wir die Eingewiesenen an ihren Entwick-
lungsschritten messen und den Grundsatz einer 
vorzeitigen Entlassung stärker verfolgen. 
	◼wenn sie ein «Einstieg in den Ausstieg» sind und 
die Entlassung aus dem Strafvollzug Wiederinte-
gration in die Gesellschaft und nicht Rücksturz in 
ein kriminelles Leben bedeutet. Entlassungen ins 
«Nichts» sind zu vermeiden. 
	◼wenn Wiedereingliederung geprägt ist vom Kon-
sens, dass Resozialisierung eine gesellschafts-
politische Aufgabe ist. Wir brauchen eine reso-
zialisierungsfreundliche Gesellschaft, ansonsten 
Interventionen wenig Erfolg haben. 
	◼wenn sie sowohl als Orte der Wiedergutmachung 
sowie als Räume neuer Weichenstellungen gese-
hen werden und nicht «wegsperren» gemeint ist. 
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Gefängnisse nützen nach Ansicht von Martin Vinzens dann, 
wenn alle Möglichkeiten ausgeschöpft, weiterentwickelt und 
innovativ eingesetzt werden. Dies beginnt im offenen Voll-
zug bereits bei der Architektur, welche die Botschaft einer 
Öffnung transportieren muss.      Foto: Peter Schulthess (2019)



«Ein kleines, aber wichtiges Mosaik-
steinchen in der Prävention»
Neues Projekt des Vereins «Gefangene helfen Jugendlichen»

Der Verein «Gefangene helfen Jugendli-
chen» hat in der Schweiz ein neues Prä-
ventionsprojekt lanciert: Straftäter sollen 
gefährdete Jugendliche vor der schiefen 
Bahn bewahren. Die ersten Erfahrungen 
sind durchwegs positiv.

Christine Brand

«Man kann nicht allen helfen», sagt Ilias 
Schori. «Doch wenn wir bei zwei oder drei 
von zehn gefährdeten Jugendlichen etwas 
bewirken, haben wir schon viel erreicht – 
und das ist machbar.» Ilias Schori – wache 
Augen, kurz gestutzter Bart, Tattoos an 
Hals und Armen – war selbst einmal einer 
dieser Jugendlichen, von denen er gerade 
spricht. Einer, der aus einem schwierigen 
Elternhaus kam, der die vielen Stationen bei 
Pflegefamilien, in Heimen und Institutio-
nen nicht mehr lückenlos aufzählen kann. 
Einer, dessen Weg schon früh und immer 
tiefer in die Kriminalität und schliesslich 
ins Gefängnis führte. Zuletzt in die Justiz-
vollzugsanstalt Pöschwies. 

Mit 13 wurde Ilias Schori das erste Mal 
in Handschellen gelegt. Heute ist er 27 und 
hat all seine Strafen verbüsst. In seinem Le-
ben scheint es ein Davor und ein Danach zu 
geben: Vor der Pöschwies fühlte es sich mit-
unter cool an, ein Krimineller zu sein. Er war 
Mitglied einer lose verbundenen Bande, be-
ging Einbrüche, Raubüberfälle, Drogenhan-
del, gewerbsmässig organisiert, hatte immer 
Geld in der Tasche und betrat an der Zürcher 
Langstrasse die Clubs ohne zu bezahlen, weil 
man in der Szene wusste, wer er war. Nach 
der Pöschwies erkannte Ilias Schori, dass er 
sein Leben verpfuscht, wenn er so weiter-
fährt und die Kurve nicht kriegt. «Nach der 
Pöschwies wusste ich, dass ich nie mehr im 
Gefängnis landen will, für nichts in der Welt 
möchte ich wieder eingesperrt werden», sagt 
Schori. «Die Freiheit und die Selbstbestim-
mung sind zu wertvoll. Der Preis, den man 
zahlt, ist zu hoch.»

Spezielle Kompetenzen
Genau das erzählt Ilias Schori heute den Ju-
gendlichen, die an einer Schwelle im Leben 
stehen, an der er sich auch einmal befand. 
Er ist Projektleiter des Vereins «Gefangene 
helfen Jugendlichen», den die Journalis-
tin und Fundraiserin Andrea Thelen nach 
einem Vorbild aus Deutschland initiiert hat. 
«Unser Ziel ist es, gefährdeten Jugendlichen 
im Alter von 14 bis 20 Jahren aufzuzeigen, 
welche Folgen straffälliges Verhalten hat, 
nicht nur für sie selbst, sondern auch für 
die Opfer, für Familie und Freunde», erklärt 
Andrea Thelen. Ilias Schori und Andrea The-
len wollen dort ansetzen, wo Eltern, Lehrer 
und Schulsozialarbeiter den Zugang zu den 
Jugendlichen nicht mehr finden. «Als ich 
in dem Alter war, hörte ich nicht auf den 
Sozialpädagogen, der den Zeigefinger hob 
und von dem ich dachte, dass er sowieso 
keine Ahnung hat», schildert Ilias Schori. 
«Erzählt hingegen ein Häftling aus eigener 
Erfahrung, wie schmerzhaft der Verlust der 
Freiheit ist, dann höre ich genauer hin.»

Exakt darauf beruht das Konzept von «Ge-
fangene helfen Jugendlichen»: Es sollen sich 
jene an die Jugendlichen wenden, die am 
eigenen Leib erfahren haben, was es heisst, 
mit dem Gesetz in Konflikt zu geraten und 
weggesperrt zu werden. «Darum war klar, 

dass unser Projektleiter selber Erfahrungen 
im Gefängnis gemacht haben musste», 
erzählt Andrea Thelen. Eineinhalb Jahre 
lang hat sie nach einer geeigneten Person 
gesucht, die die ungewöhnlichen Voraus-
setzungen für die ausgeschriebene Stelle 
erfüllte. Dann hat sie Ilias Schori gefunden. 
«Ein Glücksfall», sagt Andrea Thelen. 

Ilias Schori bietet als ehemaliger Strafge-
fangener unter anderem Präventionsunter-
richt an Schulen und in Jugendinstitutionen 
an. Kernpunkt des Programms sind gemein-
same Besuche an jenem Ort, vor dem die 
Jugendlichen bewahrt werden sollen: Im 
Gefängnis. Dort will Schori mit Hilfe von In-
haftierten den Jugendlichen vermitteln, was 
es bedeutet, eingesperrt zu sein, nicht mehr 
das machen zu können, was man will, von 
der Welt isoliert und innerhalb der Zwangs-
gemeinschaft ganz alleine zu sein. Es geht 
darum, einem glorifizierten Bild von Gefäng-
nissen entgegen zu wirken.

Grosse Nachfrage
Dass der erste dieser Besuche in der Justiz-
vollzugsanstalt Lenzburg stattgefunden 
hat, ist kein Zufall; Direktor Marcel Ruf ist 
für seine Offenheit gegenüber innovati-
ven Projekten bekannt. «Als ich die Anfra-
ge erhielt, habe ich als erstes Kontakt zu 
meinen Kollegen in Deutschland aufge-
nommen, wo das Programm ‚Gefangene 
helfen Jugendlichen’ seit Jahren etabliert 
ist», erzählt Marcel Ruf. «Ich erhielt von 
allen vier Anstaltsleitungen eine positive 
Rückmeldung: Das Programm habe sowohl 
auf die Jugendlichen wie auch auf die Ge-
fangenen eine gute Wirkung.» Also hat 
Ruf in der JVA Lenzburg per Flyer nach Ge-
fangenen gesucht, die sich für das Projekt 
von Ilias Schori und Andrea Thelen eignen. 
Dafür kommen längst nicht alle in Frage; 
sie müssen Deutsch können, dürfen das 
eigene Delikt nicht bagatellisieren, sollten 
nicht zu introvertiert, aber auch nicht zu 
extrovertiert sein, es darf keine Persönlich-

Andrea Thelen: «Die Folgen straffälligen Ver-
haltens aufzeigen»
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keitsstörung vorliegen und sie müssen mit 
Jugendlichen umgehen können. Die Nach-
frage war gross, sechs Gefangene wurden 
schliesslich ausgewählt. 

Für das erste Coaching der Gefangenen 
erhielt Ilias Schori Starthilfe aus Deutsch-
land: Der ehemalige Inhaftierte Volkert 
Ruhe, der das Projekt «Gefangene helfen 
Jugendlichen» in Hamburg ins Leben ge-
rufen hat und seit zwanzig Jahren leitet, 
reiste zur Unterstützung nach Lenzburg. Er 
freute sich, als er den Anruf aus der Schweiz 
erhielt und dass seine Idee nun auch hier 
aufgegriffen wird. In Deutschland sind er 
und sein Team bereits an 200 Schulen prä-
sent. Bevor die Covid-19-Massnahmen Ein-
schränkungen mit sich brachten, führte er 
alle zwei Wochen Gefängnisbesuche mit 
Jugendlichen durch. «Unsere Erfahrung 
zeigt, dass es uns nur bei etwa einem Drit-
tel der Jugendlichen nicht gelingt, sie anzu-
sprechen – einen Drittel der jugendlichen 
Teilnehmer aber können wir gut erreichen 
und einen Drittel zumindest teilweise», 
sagt Volkert Ruhe.

Authentisch und persönlich
Damit dies gelingt, wurden auch in der 
Schweiz nicht nur die Gefangenen auf den 
ungewöhnlichen Besuch vorbereitet, sondern 
ebenfalls die vier ausgewählten Jugendli-
chen aus dem Sozialpädagogischen Zentrum 
Gfellergut: Den ersten Teil des Präventions-
projektes führte Ilias Schori im Gfellergut 
in Zürich durch, wo er mit den Teilnehmern 
über den Ablauf des Gefängnisbesuches, die 
Verhaltensregeln und über ihre Erwartungen 
sprach. Er erzählte auch von seiner eigenen 
Biografie, die viele Gemeinsamkeiten mit 
den Geschichten der Jugendlichen aufwies. 

«Es ist mir dabei wichtig, authentisch und 
persönlich zu sein», sagt Schori. 

Zwei Tage später reiste die kleine Gruppe 
gemeinsam nach Lenzburg, wo in der Justiz-
vollzugsanstalt zwei Gefängnismitarbeiterin-
nen den Neueintritt eines Gefangenen simu-
lierten. Die Jugendlichen wurden durch die 
Anstalt geführt und, falls sie das wollten, für 
einen Moment in eine Zelle eingeschlossen. 
Anschliessend fand der Austausch mit den 
Gefangenen statt. «Dieser Teil ist sehr gut 
angekommen, auf beiden Seiten», erzählt 
Ilias Schori. Um das Eis zu brechen, wurden 
die Jugendlichen aufgefordert, den Gefange-
nen die begangenen Straftaten zuzuordnen. 
Durch die Auflösung, bei wem sie richtig und 
bei wem sie falsch lagen, kamen die Jugend-
lichen und die Gefangenen miteinander ins 
Gespräch. Die Gefangenen erzählten aus 
ihrem Leben und über den Alltag im Gefäng-
nis. Die Teilnehmer stellten sich gegenseitig 
Fragen und griffen in kleinen Rollenspielen 
das Thema «Aggressives Verhalten im Alltag» 
auf. Den Abschluss bildeten persönliche Ge-
spräche zwischen den Jugendlichen und den 
Gefangenen unter vier Augen.

«Ich habe gemerkt, dass man viel schneller 
erwischt wird, als man denkt», erzählte ein 
Jugendlicher in der Nachbesprechung des Be-
suchs. «Ich fand es sehr eindrücklich», erklärte 
ein anderer. «Vor allem die Einzelgespräche 
führten dazu, dass ich es mir nun ein zweites 
Mal überlege, bevor ich Sachen anstelle.» Ein 
dritter Jugendlicher war besonders davon be-
eindruckt, wie es sich anfühlte, in einer Zelle 
eingesperrt zu sein. Und sein Kollege meinte: 
«Im Gefängnis möchte ich eh nicht landen, 
und dieser Besuch war für mich nur eine Er-
innerung, wieso ich das nicht möchte.»

Positive Bilanz
Auf Seiten der Organisatoren, der Justizvoll-
zugsanstalt und des Sozialpädagogischen 
Zentrums Gfellergut wird nach dem ersten 
Besuch eine durchwegs positive Bilanz ge-
zogen. «Nicht nur die Jugendlichen, auch 
die Gefangenen erlebten den Besuch und 
die Vorbereitung darauf als eine spannende 
Situation», berichtet Marcel Ruf. «Sie wollen 
alle beim nächsten Mal wieder dabei sein.» 
Dass es ein nächstes Mal geben wird, scheint 
sicher. Zwar wurden die Besuche wegen der 
Covid-19-Massnahmen vorübergehend ein-
gestellt. Er geht aber davon aus, dass die 
Besuche im Frühjahr wieder aufgenommen 
werden. «Wenn wir dadurch auch nur einen 
von zehn Jugendlichen dazu bewegen kön-
nen, den Schritt in die Kriminalität nicht zu 
machen, ist das ein Gewinn», sagt Marcel Ruf.

Freundliche, respektvolle Atmosphäre
Kritik am Projekt gab es aufgrund einer Me-
dienberichterstattung einzig von einer Seite, 
die sich allerdings auf die umstrittenen Boot-
Camps für Jugendliche in den USA bezog. 
«Damit ist das Projekt ‚Gefangene helfen Ju-
gendlichen’ aber nicht zu vergleichen», stellt 
Andrea Thelen klar. «In unseren Programmen 
wird nicht geschrien und niemand wird er-
niedrigt, die Kurse und die Gespräche mit 
den Gefangenen werden in einer freundli-
chen Atmosphäre und mit grossem Respekt 
abgehalten.» Die Gefängnisbesuche sollen 
als reale Erfahrung ein Denkanstoss für die 
Jugendlichen sein – denken und handeln 
müssten sie danach aber selbst. „Wir sind 
nur ein kleines Mosaiksteinchen in der Prä-
vention von Jugendkriminalität“, sagt Andrea 
Thelen. „Aber es ist ein wichtiges Steinchen, 
das bis heute fehlte.“ Ziel sei es, das Projekt 
weiter auszubauen – und auch für Mädchen 
zu öffnen. Denn nicht nur bei Jungen ist die 
Zahl der Gewaltstraftaten in den letzten Jah-
ren gestiegen – sondern insbesondere auch 
bei den Mädchen.

Für Ilias Schori geht es bei seiner Arbeit in 
erster Linie um die Jugendlichen, er will ih-
nen von seinen Erfahrungen berichten, damit 
sie es besser machen. Gleichzeitig ist es aber 
auch Arbeit an sich selbst. «Für mich ist dieser 
Job ein weiterer Schritt in der Aufarbeitung 
meiner Geschichte.» Es sei wertvoll, eine Ver-
antwortung für die Jugendlichen zu tragen. 
Das Projekt sei eine Erfahrung, die ihn persön-
lich weiter bringen werde. Auf die Frage, ob 

Marcel Ruf: «Nicht alle Gefangenen kommen in 
Frage»

Ilias Schori: «Der Austausch ist auf beiden Seiten 
sehr gut angekommen»
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er selbst nicht auf die schiefe Bahn geraten 
wäre, wenn er als Jugendlicher mit einem 
ehemaligen Gefangenen gesprochen hätte, 
zögert Ilias Schori nur kurz. «Ja, ich denke, es 

hätte mir geholfen. Wahrscheinlich wäre mir 
eher ein Licht aufgegangen, wenn ich erkannt 
hätte, wohin der Weg führen kann.»

Ein ungewöhnlicher Besuch in der JVA Lenzburg. Der Zweck: 
den Jugendlichen mit Hilfe von Inhaftierten vermitteln, was 
es bedeutet, eingesperrt zu sein.       Foto: © ghj
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Tanzende Frauen, rauchende Männer
Schweizer Gefängnisalltag und Eigensinn der Häftlinge im frühen 19. Jahrhundert

Eine neuere Dissertation vermittelt einen 
detaillierten Einblick in den Basler Gefäng-
nisalltag im frühen 19. Jahrhundert. Da 
Norm und Praxis auseinanderklaffen kön-
nen, sind neben den offiziellen Quellen 
auch Erfahrungsberichte von Betroffenen 
besonders wichtig, um den Alltag hinter 
den Mauern korrekt zu rekonstruieren.

Fabian Brändle

Wohl kaum ein anderes Thema wurde nach 
der Beendigung der Napoleonischen Krie-
ge im Jahre 1814 in Westeuropa so heftig 
diskutiert wie eine umfassende Gefäng-
nisreform. Ausgehend vom Ideengut der 
Aufklärung (namentlich Cesare Beccarias 
Schrift Von den Verbrechen und von den 
Strafen) und inspiriert von Vorbildern aus 
den USA und aus Grossbritannien, sollte 
der Strafvollzug humaner gestaltet wer-
den. Folter und Körperstrafen wie das An-
den-Pranger-Stellen oder das öffentliche 
Auspeitschen gerieten in die heftige Kritik 
der Reformer, welche die Sträflinge durch 
die Strafe charakterlich bessern, ihnen eine 
zweite Chance geben, sie resozialisieren 
statt strafen wollten. Dabei hatten die Ge-
fangenen nützliche Arbeit zu verrichten, 
sei es in Webkellern, sei es in den an die 
Gefängnisse angeschlossenen Landwirt-
schaftsbetrieben. Die geforderte Arbeit war 
körperlich hart und teilweise auch mono-
ton (Spinnen, Jäten). Zudem war die gebo-
tene Verpflegung minimal und die alte Ket-
tenstrafe wurde nur teilweise abgeschafft 
- insofern hielten die Reformer durchaus 
an der traditionellen Abschreckung und 
Vergeltung fest. 

Trennen und überwachen
Im Gegensatz zum vormodernen Zucht-
haus wollten diese Reformer «Vagabun-
den», Bettlerinnen und Bettler, Waisenkin-
der oder Kleinkriminelle von den wirklich 
hartgesottenen Verbrechern trennen, und 
zwar in eigens dafür konzipierten, archi-
tektonisch auf totale Überwachung aus-
gerichteten Neubauten (Panoptikon nach 

Jeremy Bentham). Pfarrer beider Konfes-
sionen wurden angewiesen, die Sträflin-
ge seelsorgerisch zu begleiten und sie zu 
religiösen Menschen zu formen, Reue und 
Schuldbewusstsein sollten sich beim Sträf-
ling im Laufe der Haftdauer einstellen. Zu-
dem sollte idealerweise Schulunterricht die 
Bildung der Gefangenen heben.

Wie so oft, wenn Reformen initiiert wer-
den, scheitert die Umsetzung der gutge-
meinten Neuerungen am lieben Geld. Ge-
fängnisneubauten nach dem Modell Jeremy 
Benthams waren teuer, so dass sich die Kan-
tone kaum dazu entschliessen konnten, mo-
derne Gefängnisse zu bauen. Einzig der junge 
Kanton Genf errichtete ein neues Gefängnis 
nach amerikanischem Vorbild, ansonsten 
mussten oft ehemalige Klöster als Gefäng-
nisse dienen.

Geringer Verdienst
Am Geld scheiterte auch die Einstellung 
neuen, entsprechend der hohen Anforder-
nisse geschulten Personals. Die Historike-
rin Eva Keller hat in ihrer lesenswerten, 
gründlich recherchierten Dissertation die 
Zustände in Basler Gefängnissen unter-
sucht. Die Wärter verdienten im Stadtbas-
ler Gefängnis in der Regel sehr wenig, um 
einiges weniger jedenfalls als ein gelernter 
Handwerker, ein Weber oder sogar als ein 
Spinner. Zwar besserten gereichte Kost und 
Logis das schmale Gehalt eines Wärters 
etwas auf, doch wirklich attraktiv für fähi-
ge Männer war der allzu tiefe Lohn nicht. 
Auch ein Aufseherehepaar, das sich gemäss 
Pflichtenheft um sämtliche Belange des 
Gefängnisalltags kümmerte (wozu unter 
anderem die Besorgung der Küche und Wä-
sche gehörte), verdiente im Jahr 1820 ledig-
lich 4 ½ alte Franken pro Woche. So stellten 
sich oft zwielichtige, gesundheitlich ange-
schlagene Gestalten ein, beispielsweise ab-
gedankte Soldaten, denen man zumindest 
die Einhaltung von Disziplin im Gefängnis-
alltag zutraute, um die rigide Hausordnung 
umzusetzen und die Sträflinge zu betreuen 
und zu kontrollieren. 

Das geringe reguläre Gehalt machte die 
Wärter anfällig für Korruption. Tatsächlich 
sind Fälle belegt, bei denen reichere, Beste-
chungsgeld entrichtende Gefangene besser 
behandelt wurden als die übrigen Insassen. 
Gewisse Wärter waren überfordert und des-
halb übermässig streng, indem sie Gefangene 
körperlich misshandelten, während ande-
re mit den bisweilen gewitzten Sträflingen 
fraternisierten und sich von diesen um den 
Finger wickeln liessen. Die lokalen Gefängnis-
inspektoren jedenfalls mussten sich mit so 
manchen kleineren und grösseren Vergehen 
der Wärter wie Alkoholismus auseinander-
setzen. Bei der lokalen Bevölkerung hatten 
die sogenannten «Profosen» einen schweren 
Stand. In manchen Städten galt der Umgang 
mit ihnen sogar als unehrenhaft.

Kluft zwischen Norm und Praxis
Die Hausordnungen der Basler Gefängnis-
se waren streng. Der gesamte Tagesablauf 
war bis ins Detail geregelt, von der frühen 
Tagwacht bis zum Lichterlöschen. Platz für 
Privatsphäre verblieb auf dem Papier we-
nig, die Kontrollen schienen allumfassend. 
Doch bestand eine Kluft zwischen Norm 
und Praxis. Die schlecht bezahlten Wärter 
liessen oft mit sich reden, sahen weg, gin-
gen faule Kompromisse ein. Und auch die 
Häftlinge, weibliche wie männliche, ver-
standen es, durch ihren «Eigensinn» die 
Selbstachtung zu bewahren. Sie erkannten 
schnell Lücken im System und verteidigten 
kleine, mühsam errungene Freiräume oft 
erfolgreich gegen Disziplinierungsversuche 
von oben und aussen. 

Anhand von Inspektionsakten hat Eva 
Keller einige Manifestationen dieses «Eigen-
sinns» in den Stadtbasler Gefängnissen quel-
lenmässig rekonstruiert. So meldete eine 
Gruppe weiblicher Strafgefangener das Vor-
handensein von Schiesspulver im Gefängnis. 
Eine weitere Frau wurde trotz hartnäckigen 
Abstreitens der Tat überführt. Wurde sie gar 
Opfer einer Intrige? Das alarmierende Vorhan-
densein von Schiesspulver in Innenräumen 
des Gefängnisses deutet jedenfalls darauf hin, 
dass die Gitterstäbe das Gefängnis keinesfalls 
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hermetisch von der Umwelt abschotteten, 
dass der Kontakt mit der Aussenwelt trotz 
hoher Mauern gewährleistet war.

Die Quellen berichten auch von zahlrei-
chen (erfolgreichen) Ausbruchsversuchen 
sowie von Frauen, die den Tag durchgetanzt 
haben, sich also durchaus wohl fühlten, was 
natürlich den Geboten der Strenge, der Dis-
ziplin und der Zucht diametral widersprach. 
Tanzende Frauen waren geradezu ein Hohn 
auf die Hausordnung, verspotteten diese 
symbolisch. Das konnte man nicht dulden, 
entsprechend deutlich war die Sprache der 
Inspektoren.

Ein weiterer Basler Sträfling, Notar von 
Beruf und einst ziemlich gutverdienend, mit 
Kontakten zur oberen Basler Mittelschicht, 
genoss erstaunlich viele Privilegien. So ass er 
am Mittagstisch des «Profosen» und konnte, 
statt zu weben, Schreibarbeiten für die Stadt 
erledigen, zunächst unentgeltlich, wie er her-
vorhob. Tagsüber wurde er unerlaubterweise 
vom Kettentragen dispensiert. Der Wärter 
wurde mit diesen Tatsachen konfrontiert, gab 
aber zunächst nicht klein bei. Er war in einer 
starken Position und liess den Notar trotz Ver-
botes erneut frei herumgehen. Zudem ver-
rechnete er die doppelte Mittagsration und 
bewegte sich somit nahe der Illegalität. Es 
kann gut sein, dass die sozialen Kontakte des 
Notars zum gehobenen Bürgertum halfen, 
den an sich zermürbenden Gefängnisalltag 

angenehmer zu gestalten. Zudem machte 
sich der gelernte Notar der Stadt und dem 
Kanton als Schreiber nützlich, genoss also 
eine Sonderbehandlung, die auf die anderen 
Häftlinge sicher nicht motivierend wirkte.

Ein seltenes Selbstzeugnis
Selbstzeugnisse ehemaliger Häftlinge sind 
selten. Umso bemerkenswerter ist die Auto-
biografie des Obertoggenburger Färbers Jo-
hann Georg Gerig (1804-1862). Gerig, ein ge-
selliger, gewitzter Mann von gutem Humor, 
zettelte im Jahre 1822 leichtfertig und vom 
Wein alkoholisiert eine Massenschlägerei 
an, bei der es mehrere Verletzte gab. Das 
harte Gerichtsurteil von 1823 lautete auf ein 
Jahr Haft, abzusitzen in der Zwangsarbeits-
anstalt St. Leonhard bei St. Gallen. Dort 
war der Alltag auf dem Papier wie in Basel 
streng geregelt. Die tägliche Arbeitszeit 
an den Webstühlen oder in der Landwirt-
schaft betrug beispielsweise nicht weniger 
als zwölf Stunden. Doch der listige Färber 
Gerig fand Wege, die Anstaltsordnung und 
die wenigen Wärter auszutricksen. So war 
das Rauchen an sich strengstens untersagt, 
doch Johann Georg Gerig entwickelte ein 
raffinertes Warnsystem, das es ihm und 
den übrigen Häftlingen erlaubte, trotz des 
Verbots ein Pfeifchen zu schmauchen. Der 
hübsche Toggenburger bändelte sogar mit 
der Tochter des Nachbarn an und schaffte 

es, diese ab und zu zu besuchen. Einmal 
seilte sich Gerig nachts aus dem Fenster 
ab und marschierte schnurstracks nach 
St. Gallen, wo er in einem Wirtshaus dem 
Wein zusprach. 

Der Ebnater Färber war ein Schlitzohr, 
ein Filou. Auswirkungen auf den Gefäng-
nisalltag hatten diese eigensinnigen kleinen 
Eskapaden aber kaum. Johann Georg Gerigs 
humorvolle Lebenserinnerungen sind ein 
weiterer Beweis dafür, dass Norm und Praxis 
auseinanderklaffen können und Historiker 
Erfahrungsberichte von Betroffenen brau-
chen, um den Alltag einigermassen korrekt 
rekonstruieren zu können.

Literaturhinweis

 •	� Eva Keller: Auf Bewährung. Die Straffälligen-
hilfe im Raum Basel im 19. Jahrhundert. 
Konstanz 2019.

 •	� Fabian Brändle: Färber Gerig gibt sich die Ehre. 
Die bewegte Lebensgeschichte des Ebnater 
Färbers und Branntweinhändlers Johann 
Georg Gerig 1804-1862. Wattwil 2011.

Eine neuere Dissertation vermittelt einen detaillierten 
Einblick in den Basler Gefängnisalltag im frühen  
19. Jahrhundert. Auf dem Aquarell von Johann Jakob 
Neustück von 1859 sieht man die Mauer mit dem Tor 
zur alten Strafanstalt im ehemaligen Predigerkloster, 
die bis zur Eröffnung des am Stadtrand gelegenen Neu-
baus (Schällemätteli) im Jahr 1864 in Betrieb war. Noch 
im selben Jahr wurde die alte Strafanstalt abgebrochen, 
um Platz für die grosse Spital-Überbauung zu schaffen. 
Heute befindet sich an dieser Stelle der Notfall-Eingang 
des Universitätsspitals. © Kantonale Denkmalpflege 
Basel-Stadt.

Fabian Brändle ist promovierter Historiker. Er 
forscht und publiziert namentlich zur Geschichte 
der Demokratie und der Volkskultur und sammelt 
Autobiografien, Tagebücher und andere Zeugnisse 
von Menschen der Unter- und Mittelschicht. 
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Neue Behandlungsmethoden  
auf dem Prüfstand
Das BJ unterstützt zwei Modellversuche

Im Rahmen von zwei neuen Modellversu-
chen werden eine internetbasierte Version 
des Programms Start Now in stationären 
Erziehungseinrichtungen und die Anwen-
dung des Recovery-Ansatzes in der foren-
sischen Psychiatrie erprobt. Die beiden im 
ersten Halbjahr 2020 begonnenen Versu-
che werden vom Bundesamt für Justiz (BJ) 
finanziell unterstützt.

Jugendliche, die in stationären Erziehungs-
einrichtungen platziert sind, weisen eine 
hohe Rate an psychischen Erkrankungen 
auf. Metaanalysen sowie der im Jahr 2017 
abgeschlossene Modellversuch Traumapä-
dagogik (siehe #prison-info 1/2017) zeigen 
zudem auf, dass Jugendliche, die sich trotz 
traumatisierenden Erlebnissen positiv ent-
wickelt haben, ihre Emotionen gut regulie-
ren können und über soziale Kompetenzen 
verfügen. Im Rahmen eines Modellversuchs 
wird nun die internetbasierte Version des 
Programms Start Now als neues Behand-
lungsangebot in der stationären Jugend-
hilfe entwickelt und getestet.

Mit dem Programm Start Now lernen Ju-
gendliche mithilfe eines Manuals Techniken, 
um ihre Emotionen zu regulieren und sich in 
Stress- oder Konfliktsituationen angemessen 
zu verhalten. Das von einem Coach geleitete 
Gruppentraining will zudem die Achtsamkeit 
sowie den respektvollen Umgang gegenüber 
eigenen und fremden Bedürfnissen fördern. 
Eine europäische Studie belegt die Wirksam-
keit des in den USA entwickelten und von Prof. 
Christina Stadler an der Universität Basel für 
Jugendliche adaptierten Programms. Die 
internetbasierte Version e-Start Now stellt 
den Jugendlichen anstelle des Manuals eine 
App für das Handy oder Tablet zur Verfügung. 
Neben der Attraktivität der neuen Technologie 
für Jugendliche weist diese Version weitere 
Vorteile auf: eine hohe Flexibilität, eine in-
dividuelle Ausrichtung und die Möglichkeit 
einer weiten Verbreitung.

Am vierjährigen Modellversuch nehmen 
rund 200 Jugendliche zwischen 14 und 24 
Jahren teil, die in Erziehungseinrichtungen 
fremdplatziert sind. Um zu untersuchen, in-
wieweit die neue App bereits im Selbsthil-
feansatz wirkt oder ob ein geleitetes Grup-
pentraining bessere Resultate erbringt, 
werden die Jugendlichen drei Gruppen 
zugeteilt: e-Start Now im Selbsthilfeansatz, 
e-Start Now mit einer Chatgruppe und 
e-Start Now mit einer von einem Coach 
geleiteten realen Gruppe. Die Kosten des 
Projekts (inklusive Evaluierung durch die 
Universität Basel) in Höhe von rund 1,7 Mil-
lionen Franken werden zu 60 Prozent vom 
BJ übernommen.

Recovery in der Forensik
Der von Betroffenen aufgrund ihrer eigenen 
Erfahrungen entwickelte Recovery-Ansatz ist 
in der Psychiatrie international verbreitet. Er 
fördert insbesondere die Hoffnung, die Sinn- 
und Identitätssuche sowie die Fähigkeit, Ver-
antwortung für die persönliche Genesung zu 
übernehmen. Dabei ist die Unterstützung 

durch spezifisch ausgebildete Menschen mit 
eigener Krankheitserfahrung (sog. Peers) 
wichtig. Im deutschen Sprachraum ist der 
Recovery-Ansatz bislang noch nicht in der 
forensischen Psychiatrie umgesetzt worden. 

Im Rahmen des Modellversuchs RE-FOR-
MA (Recovery in der forensischen Psychiatrie 
und im Massnahmenvollzug) wird dieser An-
satz nun auf je drei Abteilungen der Klinik für 
Forensik Basel und der Klinik für Forensische 
Psychiatrie Rheinau erprobt. Die Wirkung der 
Interventionen wird bei rund 90 Patientinnen 
und Patienten systematisch evaluiert und mit 
einer Kontrollgruppe in der Klinik für Forensi-
sche Psychiatrie Königsfelden verglichen. Die 
Kosten des zweijährigen Projekts (inklusive 
Evaluierung durch die Universitären Psych-
iatrischen Dienste Bern) in Höhe von rund 
600 000 Franken werden zu 80 Prozent vom 
BJ übernommen. (gal)

Das Programm Start Now, das Jugendlichen ihre Emotionen regulieren hilft, wird neu als App während vier Jahren in 
stationären Erziehungseinrichtungen getestet. Illustration: © Start Now
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Keine Haft, wenn keine Ausreise  
möglich ist 
Urteil des Bundesgerichts zur Durchsetzungshaft während der Corona-Pandemie

Die Durchsetzungshaft gegen eine ausländische Person 
ist laut Bundesgericht aufzuheben, wenn wegen der 
Corona-Pandemie keine Ausreise in absehbarer Zeit mög-
lich ist. Foto: Keystone 

Die Durchsetzungshaft gegen eine aus-
ländische Person ist aufzuheben, wenn 
im konkreten Fall aufgrund der Corona-
Pandemie eine Ausreise in absehbarer Zeit 
objektiv unmöglich ist. Nicht massgebend 
ist laut Bundesgericht, ob die betroffene 
Person in der Durchsetzungshaft bei der 
Papierbeschaffung oder der Feststellung 
ihrer Identität kooperiert hat. 

Das Migrationsamt des Kantons Zürich wies 
2019 einen aus Mali stammenden Mann, 
auf dessen Asylgesuch nicht eingetreten 
worden war, weg und nahm ihn in Aus-
schaffungshaft. Nachdem diese verlängert 
worden war, wurde Durchsetzungshaft an-
geordnet, die mehrfach verlängert wurde. 
Gegen den Verlängerungsentscheid vom 
April 2020 erhob der Mann Beschwerde, 
die das Zürcher Verwaltungsgericht im ver-
gangenen Mai in den wesentlichen Punk-
ten abwies.

In einem Urteil vom 21. Juli 2020 hat das 
Bundesgericht die Beschwerde des Mannes 
gutgeheissen und seine Entlassung aus der 
Durchsetzungshaft angeordnet. Sofern keine 
anderen Massnahmen zum Ziel führen, bil-
det die Durchsetzungshaft das letzte Mittel, 
um eine illegal anwesende ausländische Per-
son auch gegen ihren Willen in ihre Heimat 
zu verbringen. Die Durchsetzungshaft ist auf 
eine Kooperation des Betroffenen mit den 
Behörden ausgerichtet (Papierbeschaffung, 
Klärung der Identität, Ausreise). Massgebend 
für eine Aufhebung von Durchsetzungshaft 
aufgrund der Corona-Pandemie ist das Krite-
rium, ob eine Ausreise letztlich in absehbarer 
Zeit objektiv möglich sein wird oder nicht. 

Kooperationsbereitschaft nicht entschei-
dend
Wie das Bundesgericht jüngst im Zusam-
menhang mit dem Vollzug einer Ausschaf-
fung und einer Landesverweisung im Hin-

blick auf die Corona-Pandemie festgehalten 
hat, ist dabei jeder Einzelfall gestützt auf die 
konkreten Umstände zu beurteilen. Nicht 
entscheidend sei im vorliegenden Zusam-
menhang entgegen der Ansicht der Vorin-
stanz, ob die betroffene Person bei der Papier-
beschaffung oder bei der Feststellung ihrer 
Identität kooperiert hat.

Im konkreten Fall scheiterte die Ausreise 
des Betroffenen an der zeitlich nicht absehba-
ren, vorübergehenden Unmöglichkeit, nach 
Mali zurückzukehren. Weil coronabedingt 
keine Flüge stattfinden, beziehungsweise Ein- 
oder Ausreisesperren bestehen, kann der Be-
troffene weder freiwillig in seine Heimat Mali 
reisen, noch können ihn die Behörden zwangs-
weise dorthin verbringen. Es liegen damit laut 
Bundesgericht technische Hindernisse vor, 
die auch bei einer Kooperation des Man-
nes keine Rückkehr erlauben würden. (Red.) 
 
Urteil 2C 408/2020 vom 21. Juli 2020
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Kurzinformationen
Kein Bericht über LGBTIQ*- 
Personen
Das Parlament verlangt vom Bundesrat kei-
nen Bericht über inhaftierte Personen, die 
lesbisch, schwul, bisexuell, trans*, interse-
xuell oder queer sind. Der Nationalrat hat 
in der Sommersession 2020 das von Natio-
nalrätin Lisa Mazzone eingereichte Postulat 
«LGBTIQ*-Personen im Freiheitsentzug. Die 
Situation kennen, um sie zu verbessern» 
(18.3267) abgelehnt.

Bundesrätin Karin Keller-Sutter führte 
im Nationalrat aus, dass sich gemäss einer 
Umfrage bei den Kantonen die genaue Zahl 
inhaftierter LGBTIQ*-Personen nicht bestim-
men lasse. Das Recht auf Schutz der Persön-
lichkeit und Privatsphäre verbiete nämlich 
Fragen zur Geschlechtsidentität und sexuel-
len Orientierung der inhaftierten Personen. 
Zudem seien keine Fälle aktenkundig, in 
denen die Rechte der betroffenen Personen 
in der Haft verletzt worden seien. 

Die Gefahr von Misshandlungen von Mit-
inhaftierten bestehe zwar immer, so Bun-
desrätin Keller-Sutter, dies betreffe aber alle 
verletzlichen Gruppen. «Für alle diese Fälle 
ergreifen die Behörden vorsorgliche Sicher-
heitsmassnahmen, z.B. eine Verlegung in 
eine andere Abteilung der Strafanstalt oder 
in eine andere Institution.» Die Vorsteherin 
des EJPD wies weiter darauf hin, dass das 
Schweizerische Kompetenzzentrum für den 
Justizvollzug (SKJV) zurzeit Empfehlungen 
zum Umgang mit diesen Personen erarbeite. 
Solange für Einzelfälle individuelle Lösungen 
gefunden werden, sei das Einschreiten des 
Bundes nicht angezeigt.

NKVF zieht positive Bilanz

Die Nationale Kommission zur Verhütung 
von Folter (NKVF) hat in ihrem Tätigkeitsbe-
richt für das Jahr 2019 festgehalten, dass die 
meisten der in den ersten zehn Jahren ihres 
Bestehens ausgesprochenen Empfehlungen 
anerkannt und umgesetzt worden sind. Bei 
der Nachverfolgung hat die NKVF namentlich 
ihren Empfehlungen zur Untersuchungshaft, 
zum Massnahmenvollzug, zu den Bundes-
asylzentren und der Gesundheitsversorgung 
eine hohe Priorität eingeräumt.

Die NKVF bezeichnet die Empfehlungen, 
die das Ergebnis der Kontrollarbeit in den 
Einrichtungen des Freiheitsentzugs und des 
regelmässigen Dialogs mit den zuständigen 
Behörden sind, als den wichtigsten Garanten 
für ihre Glaubwürdigkeit. Bei einigen Emp-
fehlungen zeige es sich, dass die föderalen 
Strukturen eine schweizweite Umsetzung 
verzögerten und dass anerkannte (insbeson-
dere bauliche) Empfehlungen erst realisiert 
werden könnten, wenn die Bereitstellung der 
erforderlichen Finanzen die gesetzgeberisch 
vorgegebenen Instanzen durchlaufen habe. 
Rückblickend lasse sich immer wieder fest-
stellen, dass manchmal erst nach längerer 
Zeit und Nachhaken ihren Empfehlungen 
Rechnung getragen werde. «Insgesamt ist 
aber erfreulich, dass sich die NKVF nach an-
fänglicher Skepsis zu einer auch von der Fach-
welt anerkannten Kontrollinstanz entwickelt 
hat», heisst es im Jahresbericht.

Strafvollzugsgrundsätze ver-
abschiedet
Das Ministerkomitee des Europarates hat 
am 2. Juli 2020 die überarbeiteten Europäi-
schen Strafvollzugsgrundsätze verabschie-
det. Mit der punktuellen Überarbeitung sind 
die Grundsätze an die gesellschaftlichen Ent-
wicklungen angepasst worden (siehe #pri-
son-info 1/2020).

Preis für den Verein Neustart

Der gemeinnützige Verein Neustart, der sich 
seit 45 Jahren in der Region Basel-Nordwest-
schweiz für Straffällige und deren Angehöri-
ge engagiert, ist vom Berufsverband Avenir 
Social mit dem Prix Social beider Basel 2020 
ausgezeichnet worden. Das aus Professio-
nellen der Sozialen Arbeit und Freiwilligen 
zusammengesetzte Team leistet unentgelt-
liche Sozial- und Schuldenberatung, psycho-
soziale Unterstützung sowie Bewährungs-
hilfe im Alltag.

In der öffentlichen Diskussion werde 
meist wenig beachtet, dass hinter Tätern 
Menschen stünden – «Menschen, die durch 
ihre eigene Geschichte geprägt sind und oft-
mals selbst leidvolle Lebensrealitäten leben», 
erklärte Ruth Bonhôte als Vertreterin der Jury 
an der Preisverleihung. Die Straffälligenhil-
fe, ein traditionsreiches Handlungsfeld der 
Sozialen Arbeit, leiste eine gesellschaftlich 
wichtige Aufgabe. Denn soziale Reintegration 
bedeute die Reduktion von Marginalisierung 
und Stigmatisierung und vor allem auch die 
Prävention neuer Delikte. Ruth Bonhôte wür-
digte die herausfordernde Arbeit des Vereins 
Neustart, die sich im Spannungsfeld zwischen 
dem Schutz der Gesellschaft, dem Respekt 
gegenüber den Opfern von Straftaten und 
der wertneutralen Anerkennung der Würde 
und Individualität der zu Tätern gewordenen 
Menschen bewege. Dies erfordere ein hohes 
Mass an Professionalität, Selbstreflexion und 
kritischer Auseinandersetzung mit den eige-
nen Werten und Normen.
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Weitere restaurative Dialoge im 
Kanton Waadt
Aufgrund der «sehr positiven Bilanz» des 
Pilotprojekts für restaurative Justiz in der 
Strafanstalt Aux Léchaires in Palézieux (sie-
he #prison-info 2/2019) werden in anderen 
Waadtländer Strafanstalten weitere res-
taurative Dialoge zwischen Straftätern und 
Opfern durchgeführt. Ein im Herbst in den 
Etablissements de la Plaine de l’Orbe (EPO)  

vorgesehener Zyklus musste allerdings we-
gen der Zuspitzung der Covid-19-Pandemie 
auf das nächste Jahr verschoben werden. Für 
das Jahr 2021 sind zusätzlich drei weitere Zy-
klen geplant, wie es in einer Medienmittei-
lung des Waadtländer Amtes für Justizvoll-
zug (SPEN) heisst. 

An dem vom SPEN in Zusammenarbeit 
mit dem Schweizer Forum für Restaurative 
Justiz organisierten Pilotprojekt haben auf 
freiwilliger Basis acht junge straffällige Er-
wachsene und indirekte Opfer gleicher oder 
ähnlicher Delikte teilgenommen. Die jungen 
Inhaftierten waren laut Medienmitteilung 
aktiv, offen und motiviert und erwiesen den 
Opfern grossen Respekt. Sie konnten das Aus-
mass des Leidens der Opfer wahrnehmen und 
sich auf sehr konkrete Weise der negativen 
Folgen ihres Handelns bewusstwerden. Die 
Opfer fühlten sich ihrerseits sehr wohl mit 
den jungen Inhaftierten und waren beein-
druckt von den Veränderungen, die sie bei 
ihnen im Verlauf der Treffen beobachteten. 

Dieses Programm für restaurative Justiz 
ist Teil des Einsatzes für die soziale Wieder-
eingliederung von inhaftierten Personen, 
den das SPEN in den nächsten Jahren ver-
stärken will.  

Die Lücken im Präventions-
angebot schliessen
In der Schweiz bestehen Lücken beim Bera-
tungs- und Therapieangebot für Personen 
mit sexuellen Interessen an Kindern. Dies 
hält der Bundesrat in einem am 11. Septem-
ber 2020 verabschiedeten Bericht fest. Er ist 
bereit, in allen Sprachregionen ein Bera-
tungsangebot zu subventionieren und die 
schweizweite Koordination des Angebots 
zu unterstützen. 

Personen mit sexuellen Interessen an 
Kindern stehen oft unter einer hohen psy-
chischen Belastung, auch wenn sie ihren 
sexuellen Impulsen nicht nachgegeben und 
keine Straftat begangen haben. Psychische 
Probleme und soziale Isolation erhöhen aber 
das Risiko für das Begehen von sexuellen 
Handlungen an Kindern. Hier setzen Präven-
tionsangebote an, die laut Bericht positive 
Effekte haben: «Sie scheinen die psychische 
Belastung der Betroffenen zu mindern und 
Strategien zur besseren Bewältigung von 
problematischen Alltagssituationen mit 
Kindern zu fördern».

Aus Sicht des Bundesrates ist es wichtig, 
die vor allem im Tessin und in der Deutsch-
schweiz bestehenden Lücken im Präven-
tionsangebot zu schliessen und die An-
gebote aufeinander abzustimmen. Bereits 
heute richtet der Bund Finanzhilfen an das 
Beratungsangebot «DIS NO» in der Roman-
die aus. Der Bundesrat ist bereit, diese Fi-
nanzhilfen auszuweiten und auch in ande-
ren Sprachregionen Beratungsangebote zu 
subventionieren sowie die gesamtschwei-
zerische Koordination der Präventionsan-
gebote zu fördern. Für die Bereitstellung 
eines ausreichenden Therapieangebots für 
Personen mit sexuellen Interessen an Kin-
dern sind hingegen die Kantone zuständig, 
hält er im Bericht fest.

Der Bericht des Bundesrates ist auf der Web-
site des Bundesamtes für Sozialversicherun-
gen (www.bsv.admin.ch) abrufbar.

Mehr Plätze und mehr Sicherheit

Am 28. September 2020 ist der Grundstein 
für zwei Neubauten der Strafanstalt Crête-
longue in Granges gelegt worden. Das Pro-
jekt umfasst den Bau eines neuen Gefäng-
nisgebäudes mit 80 Zellen, um Gefangene 
in einem geschlossenen Strafvollzug unter-
zubringen, sowie eines Nebengebäudes mit 
24 Plätzen für die Durchführung der Halb-
gefangenschaft, des Arbeitsexternates sowie 
der Kurzstrafen.

Nach der Ende 2022 geplanten Fertigstel-
lung wird die Strafanstalt Crêtelongue für die 
Vollstreckung von Strafen mit niedriger und 
erhöhter Sicherheit zuständig sein, heisst es 
in einer Medienmitteilung der Dienststelle 
für den Straf- und Massnahmenvollzug des 
Kantons Wallis. Diese Zusammenführung al-
ler Haftarten des Strafvollzugs in der Strafan-
stalt Crêtelongue ist Teil der Strategie Vision 
2030 für die Walliser Strafanstalten. Sie wird 
es ermöglichen, ein angemessenes Sicher-
heitsniveau zu gewährleisten und den Ge-
fangenen bessere Chancen auf soziale und 
berufliche Wiedereingliederung zu bieten. 
Die Kosten für den Bau der zwei neuen Ge-
bäude in Höhe von 40 Millionen Franken 
werden zu 35 Prozent durch das Bundesamt 
für Justiz subventioniert.
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Suizidhilfe grundsätzlich 
möglich
Grundsätzlich soll die Inanspruchnahme von 
Suizidhilfe in Institutionen des Freiheitsent-
zugs möglich sein. Die Detailregelungen sind 
jedoch Sache der Kantone, hält die im Herbst 
vom Schweizerischen Kompetenzzentrum 
für den Justizvollzug (SKJV) in Zusammen-
arbeit mit der KKJPD publizierte Orientie-
rungshilfe fest.

Die Orientierungshilfe enthält zentrale 
Grundsätze zur Beurteilung von Anträgen 
für einen assistierten Suizid im Freiheits-
entzug. Angesichts der unterschiedlichen 
Auffassungen in den Kantonen bezüglich der 
Voraussetzungen, der Zuständigkeiten, dem 
Sterbeort und dem Ablauf einer Freitodbe-
gleitung konnte das SKJV kein umfassendes 
Grundlagenpapier formulieren. Die Kantone 
haben zu entscheiden, ob sie zur Regelung 
der offenen Fragen gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf sehen.

Die Orientierungshilfe ist auf der Website 
des SKJV (www.skjv.ch) abrufbar.

Statistik des Vollzugs von  
Sanktionen
Im Jahr 2019 wurden in der Schweiz an 13 
252 Personen Strafen und Massnahmen voll-
zogen, wie aus der Statistik des Vollzugs von 
Sanktionen des Bundesamtes für Statistik 
(BFS) hervorgeht. Davon wurden mehr als 
zwei Drittel (68%) in eine Straf- oder Mass-
nahmenanstalt eingewiesen; knapp ein 
Drittel (32%) verrichtete eine gemeinnützi-
ge Arbeit oder verbüsste die Strafe mit einer 
elektronischen Fussfessel. 90% der eingewie-
senen Personen waren Männer und mehr als 
ein Drittel (36%) waren Schweizer Staatsan-
gehörige, was gegenüber 2018 einem Anstieg 
von 4,7% entspricht.

Die Statistik ist auf der Website des BFS 
(www.bfs.admin.ch) abrufbar.

Les Dardelles: das Aus

Das Projekt für den Bau der neuen Strafan-
stalt Les Dardelles ist gescheitert. Der Grosse 
Rat des Kantons Genf hat am 2. Oktober 2020 
mit einer Stimme Unterschied (44 Nein, 43 Ja 
und 7 Enthaltungen) die Umzonung von 10,7 
Hektaren Landwirtschaftszone und den In-
vestitionskredit von 285,5 Millionen Franken 
abgelehnt. Die in Puplinge geplante Strafan-
stalt mit 450 Plätzen hätte das überbelegte 
Gefängnis Champ-Dollon entlasten sollen.

Eine Neuauflage des gleichen Projektes 
schloss Staatsrat Mauro Poggia gegenüber 
der Zeitung 24 heures aus Respekt vor dem 
– wenn auch knappen – Mehrheitsentscheid 
aus. Er bezeichnete aber ein redimensionier-
tes Projekt als denkbar. «Es ist sogar unerläss-
lich angesichts des baufälligen Zustands von 
Champ-Dollon, der Überbelegung der Ge-
fängnisse und der Notwendigkeit einer an-
gemessenen Betreuung der verurteilten Per-
sonen im Hinblick auf deren Freilassung und 
erfolgreiche Wiedereingliederung.»

GZW: auf Kurs

Im Frühjahr 2022 geht das Gefängnis Zü-
rich West (GZW) in Betrieb. Justizvollzug und 
Wiedereingliederung (JuWe) hat bereits im 
Oktober 2020 mit der Rekrutierung von 100 
neuen Mitarbeitenden begonnen. Beson-
ders im Visier sind Quereinsteigerinnen und 
Quereinsteiger. 

Das GZW ist Teil des Polizei- und Justiz-
zentrums, das gegenwärtig auf dem Areal 
des ehemaligen Güterbahnhofs in Zürich 
entsteht. Es wird 241 Plätze umfassen – für 
Personen, die vorläufig festgenommen wur-
den oder für die Untersuchungshaft ange-
ordnet worden ist. Das neue Gefängnis wird 
über 140 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigen, 100 von ihnen werden haupt-
sächlich mit Betreuungs- und Aufsichtsauf-
gaben betraut sein.

Fredy Fässler ist neuer Präsident 
der KKJPD
Die KKJPD hat den St. Galler Justiz- und Poli-
zeidirektor Fredy Fässler am 12. November 
2020 an ihrer virtuell durchgeführten Herbst-
versammlung zu ihrem neuen Präsidenten 
gewählt. Fässler ist seit über fünf Jahren Mit-
glied des Vorstandes der KKJPD und leitet 
als Präsident des Stiftungsrates zudem die 
Geschicke des Schweizerischen Kompetenz-
zentrums für den Justizvollzug (SKJV).

Der scheidende Präsident Urs Hofmann 
leitete die KKJPD zunächst in seiner Eigen-
schaft als Vizepräsident und ab April 2019 als 
Präsident, nachdem sein Vorgänger Staatsrat 
Pierre Maudet wegen des gegen ihn im Kan-
ton Genf laufenden Strafverfahrens und der 
Neuverteilung der Aufgaben in der Genfer 
Kantonsregierung aus der KKJPD ausgeschie- 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
den war. Urs Hofmann hat sich anfangs 2020 
entschieden, nach 12 Jahren in der Aargauer 
Regierung auf eine weitere Amtszeit zu ver-
zichten. Er gibt sein Amt als Vorsteher des 
Departements Volkswirtschaft und Inneres 
Ende 2020 ab und scheidet zu diesem Zeit-
punkt auch aus der KKJPD aus. «Er hat die 
KKJPD in den letzten zwei Jahren – insbeson-
dere auch in der aktuellen Covid-19-Pandemie 
– mit viel Kompetenz und Umsicht geführt 
und genoss die volle Wertschätzung und 
Akzeptanz der KKJPD-Mitglieder und ihrer 
vielen Ansprechpartner», schreibt die KKJPD 
in ihrer Medienmitteilung.
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EGMR: angemessene Haftbe-
dingungen
Der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) hat mit Urteil vom 24. Novem-
ber 2020 die Beschwerde eines irakischen 
Staatsangehörigen gegen seine Haftbedin-
gungen im Gefängnis Champ-Dollon ab-
gewiesen.

Der Mann musste im Jahr 2015 während 
98 Tagen eine rund 10 Quadratmeter gros-
se Zelle mit zwei weiteren Inhaftierten tei-
len. Somit standen ihm persönlich weniger 
als die 4 Quadratmeter zur Verfügung, die 
vom Europäischen Anti-Folter-Komitee (CPT) 
empfohlen werden. Der EGMR hält in seinem 
Urteil fest, dass der Platzmangel allein nicht 
entscheidend für die Beurteilung sei, ob das 
Verbot unmenschlicher oder erniedrigender 
Strafe oder Behandlung (Art. 3 EMRK) verletzt 
worden sei. Zu prüfen seien auch die anderen 
Aspekte der Haftbedingungen. So könne fest-
gestellt werden, ob zum Platzmangel weitere 
Mängel hinzukommen. Dazu zählen etwa 
der fehlende Zugang zu einem Spazierhof, 
zur frischen Luft oder zum Tageslicht, eine 
schlechte Belüftung, eine zu hohe oder zu 
niedrige Temperatur in den Räumlichkeiten, 
eine fehlende Privatsphäre in den Toiletten 
sowie schlechte sanitäre und hygienische 
Bedingungen.

Der EGMR hält fest, dass im vorliegenden 
Fall die Haftbedingungen des Beschwerdefüh-
rers, namentlich die hygienischen Bedingun-
gen, die Belüftung, die Versorgung mit Wasser 
und Lebensmitteln, die Heizung und die Licht-
verhältnisse, angemessen waren. Er kommt 
zum Schluss, dass sich der Beschwerdeführer 
nicht in einer Notlage befunden habe oder 
einer Belastung ausgesetzt gewesen sei, die 
über das mit einer Inhaftierung unvermeid-
lich verbundene Mass an Leiden hinausging.

Das Urteil Bardali gegen die Schweiz 
(31623/17) ist auf hudoc.echr.coe.int abrufbar.

Barbara Looser Kägi wird neue 
Direktorin der Strafanstalt 
Saxerriet

Barbara Looser Kägi, die seit 2018 das Amt für 
Justizvollzug des Kantons St. Gallen leitet, 
übernimmt auf den 1. Juni 2021 die Leitung 
der Strafanstalt Saxerriet. Sie tritt die Nach-
folge von Martin Vinzens an, der altershalber 
in den Ruhestand tritt.

Die neue Direktorin ergreift laut einer Me-
dienmitteilung der Staatskanzlei des Kantons 
St. Gallen die Gelegenheit, an ihre frühere 
Wirkungsstätte zurückzukehren, wo sie in 
den Jahren 2017 und 2018 zunächst als Voll-
zugsleiterin und dann als Stellvertreterin des 
Direktors tätig war. «Die direkte Arbeit mit 
Menschen, seien dies Mitarbeitende oder In-
sassen, macht mir grosse Freude und ist eine 
meiner Stärken», sagt sie zu ihrer Motivation, 
in die Strafanstalt Saxerriet und damit gleich-
sam in die «Frontarbeit» zurückzukehren.

Martin Vinzens hat in den mehr als zwan-
zig Jahren seines Wirkens im offenen Voll-
zug dieser Anstalt gemäss Medienmittei-
lung «Vieles bewegt und begleitet: einen 
grossen Um- und Erweiterungsbau, die Tä-
ter-Opfer-Arbeit, tiergestützte Therapien, 
die konsequente Ausrichtung des Vollzugs 
auf Resozialisierung – dies sind nur einige 
Stichworte seiner erfolgreichen Führung der 
Strafanstalt». Zudem unterrichtete er am 
Schweizerischen Ausbildungszentrum für 
das Strafvollzugspersonal und war Mitglied 
der Fachkommission des Ostschweizer Straf-
vollzugskonkordats zur Überprüfung der Ge-
meingefährlichkeit von Straftäterinnen und 
Straftätern. 

CPT plant Besuch der Schweiz

Der Europäische Anti-Folter-Ausschuss (CPT) 
plant gemäss provisorischem Programm, 
im nächsten Jahr die Schweiz zu besuchen. 
Welche Institutionen des Freiheitsentzugs er 
besichtigen will, wird er wie üblich erst kurz 
vor seinem Besuch mitteilen. Der CPT hat 
die Schweizer Behörden in einem Schreiben 
vom 17. November 2020 darauf aufmerksam 
gemacht, dass angesichts der besonderen 
Umstände ein oder mehrere geplante Be-
suche auf das Jahr 2022 verschoben werden 
könnten. 

An seiner vom 3. bis 6. November 2020 
per Videokonferenz durchgeführten Plenar-
versammlung befasste sich der CPT nament-
lich mit der Frage, wie seine bevorstehenden 
Besuche angesichts der Covid-19-Pandemie 
am besten durchgeführt werden können. Da-
bei wurden die Mitglieder des Ausschusses 
darüber informiert, dass nach zwei kürzlich 
erfolgten Besuchen einige wenige Delega-
tionsmitglieder positiv auf Covid-19 getestet 
worden waren. Der CPT wird bei seinen Besu-
chen weiterhin strenge präventive Massnah-
men beachten, denen infolge der aktuellen 
Pandemie noch eine wichtigere Bedeutung 
zukommt.

Der Anti-Folter-Ausschuss stützt sich auf 
das Europäische Übereinkommen zur Ver-
hütung von Folter und unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe, das 
von allen Mitgliedstaaten des Europarates ra-
tifiziert worden ist. Er hat die Schweiz seit 1991 
bereits sieben Mal besucht. Der Ausschuss 
versteht sich nicht als Ankläger, sondern will 
im Dialog mit den zuständigen Behörden des 
besuchten Staates die Bedingungen des Frei-
heitsentzugs verbessern.
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Neuerscheinungen

Nicolas Queloz | Catherine Jaccottet 
Tissot | Nils Kapferer | Marco Mona 
(Herausgeber)

Perspektivenwechsel: Restau-
rative Justiz auch bei schweren 
Verbrechen 

133 Seiten – CHF 49
Schulthess Verlag, Zürich
ISBN 978-3-7255-8729-2

 

 
 
Marianne Heer | Elmar Habermeyer 
| Stephan Bernard (Herausgeber)

Übergangsmanagement 
und Nachsorge: Die wahren 
Herausforderungen des Mass-
nahmerechts

152 Seiten – CHF 59
Stämpfli Verlag, Bern

Benjamin F. Brägger |  
Tanja Zangger

Freiheitsentzug in der Schweiz. 
Handbuch zu grundlegenden 
Fragen und aktuellen Heraus-
forderungen 

514 Seiten – CHF 142
Stämpfli Verlag, Bern
ISBN 978-3-7272-5352-2

 
 
 
Bernd Maelicke | Christopher Wein 
(Herausgeber)

Resozialisierung und Systemi-
scher Wandel

380 Seiten –  € 79
Nomos Verlag, Baden-Baden
ISBN 978-3-8487-6719-9

 
 
 
 
 

Bernd Maelicke | Christopher Wein [Hrsg.]

Resozialisierung und  
Systemischer Wandel
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Rückgrat und Seismograf der  
Institution
Pflegefachpersonen sind auch im Massnahmenvollzug systemrelevant

Die Weiterentwicklung der Pflege ist in 
den Institutionen des Massnahmenvoll-
zugs wichtig. Denn Pflegefachpersonen 
können wie keine andere Berufsgruppe 
die medizinisch-psychiatrische Grundver-
sorgung der Patienten sicherstellen und 
entscheidend zur Resozialisierung von 
psychisch kranken Straftätern beitragen. 

Miro Barp

Als die erste Welle der Corona-Pandemie 
ihrem Höhepunkt zustrebte, erkannten auch 
Menschen ohne Bezug zum Gesundheitswe-
sen die Systemrelevanz der Pflegefachperso-
nen. Ohne deren Einsatz wären die Spitäler 
stillgestanden. Gedankt wurde ihnen mit 
minutenlangem, warmem Applaus.

Noch öfter als in den Spitälern wird die 
Systemrelevanz der Pflegefachpersonen im 
Straf- und Massnahmenvollzug verkannt. 
Pflegende arbeiten in den Gesundheitsdiens-
ten der Gefängnisse, in Massnahmenvollzugs-
anstalten und in forensisch-psychiatrischen 
Kliniken. Dort sind sie die ersten Ansprech-

partner für Gefangene und Patienten mit 
gesundheitlichen oder psychischen Proble-
men. In den forensisch-psychiatrischen Kli-
niken sind Pflegefachpersonen sogar das 
Rückgrat der Institution. Sie sind wichtige 
Bezugs- und Vertrauenspersonen der Ge-
fangenen, Patientinnen und Patienten, Klien-
tinnen und Klienten. Deshalb bemerken sie 
positive und negative Entwicklungen, aber 
auch Risiken oft früher als andere Mitarbei-
tende und sind so eine Art Seismograf der 
Vollzugseinrichtungen. 

Rahmen und Drehscheibe aller 
Aktivitäten
In forensisch-psychiatrischen Kliniken sind 
Pflegefachpersonen die grösste Berufsgrup-
pe. Sie stellen den Betrieb rund um die Uhr 
sicher und sind für das therapeutische Milieu 
zuständig, welches die Therapie im stationä-
ren Rahmen erst ermöglicht. Oft übernehmen 
sie auch therapeutische Aufgaben und sind 
für die Sicherheit verantwortlich. Somit bildet 
die Pflege sowohl den Rahmen als auch die 
Drehscheibe aller Aktivitäten (siehe Grafik):

Ein grosses Potenzial
In der forensischen Psychiatrie – sowohl in 
den psychiatrischen Kliniken als auch in an-

deren Institutionen des Straf- und Massnah-
menvollzugs – besteht ein grosses Potenzial 
für einen wirkungsvolleren Einsatz der Pfle-
gefachpersonen, weil nicht alles erforderliche 
Spezialwissen an eine bestimmte berufli-
che Grundausbildung (zum Beispiel an ein 
Medizin- oder Psychologiestudium) gebun-
den ist. Die heutige Ausbildung der Pflege-
fachpersonen in höheren Fachschulen oder 
Fachhochschulen böte eine gute Basis für 
forensisch-psychiatrische Weiterbildungen. 
In den Gesundheitsdiensten der Gefängnisse 
wird auf Grund des vermehrten Einsatzes der 
Telemedizin von den Pflegefachpersonen oh-
nehin eine höhere Selbständigkeit verlangt.

Wenn die Pflegefachpersonen eine ihrem 
Potenzial entsprechende Stellung in den Ins-
titutionen des Straf- und Massnahmenvoll-
zugs fordern, müssen sie allerdings auch die 
fachlichen Voraussetzungen mitbringen. Hier 
besteht zweifellos Optimierungsbedarf. Die 
forensische Psychiatrie hat sich in den vergan-
genen drei Jahrzehnten als Subspezialität der 
Psychiatrie rasant entwickelt. Forensische Psy-
chiater und Psychiaterinnen haben sich schon 
früh schweizweit organisiert und spezifische 
Weiterbildungscurricula entwickelt, während 
die Pflege lange in einem Dornröschenschlaf 
verharrte. Erst im Jahre 2016 wurde die Fach-

Miro Barp, MAS in Forensischen 
Wissenschaften, ist Projektleiter 
Aufbau Sicherheitsdienst der 
Psychiatrischen Dienste Aargau. Er 
war der Initiator und Gründungs-
präsident der Fachgesellschaft 
Pflege Forensische Psychiatrie der 
Schweiz (FPFP).
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Pflegefachpersonen tragen wesentlich zur Qualitätssicherung im Straf- und Massnahmenvollzug bei (Bild: Klinik für 
Forensische Psychiatrie Rheinau).     Foto: Peter Schulthess (2019)

gesellschaft Pflege Forensische Psychiatrie der 
Schweiz (FPFP) gegründet. Bis heute ist sie 
die einzige ihrer Art im deutschsprachigen 
Raum geblieben. Sie bildet eine Plattform 
für die Vernetzung der Pflegenden, nimmt 
zu standespolitischen Fragen Stellung und 
koordiniert Weiterbildungsmöglichkeiten. 

Nicht zum Nulltarif zu haben
Damit ist es allerdings nicht getan. Wir brau-
chen Kader, die eine Führungsrolle überneh-
men und in der Lage sind, evidenzbasiert 
konzeptionell zu denken und zu handeln. 
In allen wichtige Zentren des Massnahmen-
vollzugs, in denen mit psychisch kranken 
Straftätern gearbeitet wird, sollten die lei-
tenden Pflegefachpersonen über eine Mas-
terausbildung in Pflege verfügen. Auf dieser 
Basis ist die Pflege in der Lage, auch in der 
Unternehmensführung die Stellung ein-
zunehmen, die ihr gebührt. Aber auch auf 
allen anderen Stufen muss mehr in die Aus-
bildung der Pflegefachpersonen investiert 
werden. Die Pflegefachpersonen der Zukunft 
sind hochspezialisierte Fachkräfte, viele mit 
tertiärer Ausbildung. Sie tragen Wesentli-
ches zur Qualitätssicherung im Straf- und 
Massnahmenvollzug bei, sind aber nicht 
zum Nulltarif zu haben. 

Die Weiterentwicklung der Pflege ist in 
den Institutionen des Massnahmenvollzugs 
genau so dringend wie in den Spitälern. Pfle-
gende verrichten Schwerstarbeit, sind mehr 
als andere Berufsgruppen den Aggressionen 
der psychisch kranken Patientinnen und 
Patienten ausgesetzt, müssen mit vielfäl-
tigen Krankheitsbildern umgehen können 
und sind unterbezahlt. Schon heute leiden 
viele Institutionen an einer hohen Personal-
fluktuationsrate. 

Pflegefachpersonen können wie keine 
andere Berufsgruppe die medizinisch-psy-
chiatrische Grundversorgung der Patienten 
beziehungsweise Gefangenen sicherstellen, 
weil sie in medizinischen Verrichtungen, in 
der psychosozialen Betreuung und (sofern 
sie über forensische Erfahrung verfügen) 
in der Gewährleistung der Sicherheit aus-
gebildet sind. Deshalb kommt ihnen in der 
interdisziplinären Zusammenarbeit eine 
wichtige Funktion zu. 
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Erfreulicherweise stelle ich in der forensisch-
psychiatrischen Pflege eine Aufbruchstim-
mung fest. Ich bin deshalb überzeugt, dass 
diese Profession auch in Zukunft selbstbe-
wusst auftreten und in der Resozialisierung 
von psychisch kranken Straftätern einen ent-
scheidenden Beitrag leisten wird. 

https://pflege-professionell.at/2019-2
https://pflege-professionell.at/2019-2


Impressum

Herausgeber: Bundesamt für Justiz, Fachbereich Straf- und Massnahmenvollzug, Ronald Gramigna (ronald.gramigna@bj.admin.ch) 
 
Redaktion:  
Folco Galli (folco.galli@bj.admin.ch), Nathalie Buthey (nathalie.buthey@bj.admin.ch), Christine Brand (brandschreibe@gmail.com)
 
Übersetzung: Raffaella Marra, Evelyne Carrel 
 
Administration und Logistik: Marie-Lys Erard (marie-lys.erard@bj.admin.ch) 
 
Druck und Versand: BBL – MediaCenter Bund, Bern 
 
Bestellung, Anfragen und Adressänderungen Printversion:  
Bundesamt für Justiz, Fachbereich Straf- und Massnahmenvollzug, CH-3003 Bern; +41 58 462 41 46, marie-lys.erard@bj.admin.ch 
 
Internetversion: www.prison-info.ch   
 
Copyright/Abdruck: © Bundesamt für Justiz (Abdruck unter Quellenangabe erwünscht mit der Bitte um Zustellung eines  
Belegexemplars.) 
 
Titelbild: Haus A der Justizvollzugsanstalt Thorberg; Foto: Peter Schulthess (2020)

45. Jahrgang, 2020 / ISSN 2571-5119

St
an

dp
un

kt

«Das Gefängnis ist eine Macho-
Welt. ... Resozialisierung der  
Insassen heisst auch, dass sie 
lernen, angemessen mit Frauen 
umzugehen.»

Franz Walter, ehemaliger Direktor der Anstalten von Bellechasse (Freiburger Nachrichten,  
24. September 2020)
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Anders als die drolligen, freundlich gesinnten Figuren, die ihre Botschaft in wohl-
wollendem Ton vermitteln, stösst diese auffällige Frauengestalt vor dem Hinter-
grund eines überdimensionierten Virus eine unverhüllte Drohung aus. «Ich habe mit 
diesem Graffiti die Warnung vor dem Covid-19-Virus auf die Situation der Gefange-
nen heruntergebrochen und die Gewalt, die sie erlebt haben, als furchteinflössende 
Schlangen dargestellt», sagt Soniconer.  	 Foto: Peter Schulthess (2020)
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Die letzte Seite

Blick in die Vergangenheit. Abstandsregeln und Isolierung der Ge-
fangenen waren früher üblich und dienten dazu, die Kommunika-
tion unter den Gefangenen zu unterbinden. Nicht bekannt ist, ob 
diese disziplinarischen Massnahmen als «Nebenwirkung» auch die 
eine oder andere Grippewelle oder sonstige Ansteckungen in den 
Anstalten verhinderten. Bild: Spazieren mit Abstand in der Straf-
anstalt Lenzburg anfangs der 1920er Jahre.
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Il semblait encore au début de l’automne que la Suisse maîtrisait mieux la pandémie 
que les autres pays. Cependant, à la mi-octobre, au vu de l’augmentation rapide du 
nombre de cas de Covid-19, le conseiller fédéral Alain Berset a été forcé de constater 
avec inquiétude que la Suisse avait l’« une des plus mauvaises situations sur le plan 
européen ». Contrairement à ce qu’on peut constater au sein de la société, on n’a pas 
essuyé d’échec dans la gestion de la pandémie en milieu pénitentiaire : si le nombre 
de contaminations a augmenté également dans les établissements de détention à 
l’automne, cette augmentation était modérée. On a jusqu’à présent réussi à éviter 
une propagation à grande échelle du virus.

Selon les premiers résultats d’un projet de recherche sur la gestion de la crise dans 
les établissements de détention, les responsables ont passé, avec succès, le test du 
confinement, ce qui est dû notamment à la mise en œuvre rapide de mesures de 
protection drastiques, à l’engagement extraordinaire du personnel et à la suspension 
partielle des ordres d’exécution.

Un gros plan sur la situation à Genève met en avant le professionnalisme des acteurs 
impliqués et l’efficacité des stratégies mises en place pour lutter contre la propaga-
tion du virus. Il montre également qu’une coopération étroite entre les services 
de santé, l’administration pénitentiaire et les autorités de santé est primordiale. 
Il met cependant aussi en évidence la nécessité d’agir : des alternatives à l’empri-
sonnement sont nécessaires afin de diminuer la surpopulation carcérale et ainsi de 
prévenir efficacement la propagation d’agents infectieux.

La pandémie a également mis à l’épreuve les liens familiaux. Pour les proches des 
détenus, « le grand vide qu’a impliqué l’arrêt brutal des contacts directs » a été 
particulièrement difficile à vivre. La Fondation REPR (Relais Enfants Parents Romands) 
reconnaît que de nombreux établissements ont fait d’importants efforts pour 
maintenir un contact de qualité entre les détenus et leur famille. Elle note cependant 
aussi que les familles sont toujours considérées comme annexes à la situation alors 
qu’elles jouent un rôle clé dans la resocialisation.

Le proverbe africain qui dit que « l’homme est un remède pour l’homme » se vérifie 
également dans le contexte de la pandémie. Le soutien et l’encouragement de la 
famille se révèlent aussi particulièrement importants pour les jeunes placés dans 
une institution socio-éducative. Le fait que ces derniers sont sortis relativement 
indemnes du confinement malgré des possibilités de visites limitées est dû, selon les 
résultats d’une enquête en ligne, à la présence et à l’engagement extraordinaire du 
personnel.

Folco Galli, 
rédacteur #prison-info

Version en ligne:
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Melanie Wegel et Daniel Fink

Il s’est écoulé environ dix semaines entre l’apparition 
des premiers cas de Covid-19 à Wuhan et l’arrivée 
du virus aux portes de la Suisse au début du mois 
de février 2020. Le vent de révolte qui a soufflé sur 
quelques prisons du nord de l’Italie a suscité des 
craintes. Le 28 février, le Conseil fédéral déclarait 
l’état de « situation particulière » en Suisse, et le 
16 mars celui de « situation extraordinaire ». Il a, à 
cette occasion, pris les premières mesures de portée 
nationale pour la société, en imposant notamment 
le respect de la distanciation sociale. Figuraient 
également parmi ces mesures la généralisation du 
télétravail, la fermeture des écoles, l’interdiction 
des grandes manifestations et un confinement re-
lativement strict dans le secteur tertiaire (notam-
ment pour le commerce de détail). Enfin, le 20 mars, 
le Conseil fédéral a interdit les rassemblements de 
plus de cinq personnes et appelé la population à ne 
sortir de chez elle que pour aller faire des courses 
ou se rendre chez le médecin. 

Il existe cependant des institutions dans les-
quelles la distanciation sociale est compliquée à 
respecter et qui peuvent difficilement fonctionner 
sans la présence physique du personnel, à savoir les 
établissements de privation de liberté. D’une part, le 
respect de la distanciation sociale suppose qu’il y ait 
suffisamment d’espace ; d’autre part, on compte, en 
particulier parmi les détenus, un grand nombre de 
personnes vulnérables, qu’il s’agisse de personnes 

âgées, de personnes déjà malades ou de personnes 
atteintes de troubles psychiques. Les institutions de 
privation de liberté se sont donc retrouvées dans 
l’obligation d’empêcher le virus de pénétrer à l’in-
térieur et de mettre en œuvre, dans la mesure du 
possible, les mesures de prévention recommandées 
par la Confédération tout en réussissant à maintenir 
une structure journalière pour les détenus.

Le projet de recherche 
Dans le cadre d’un appel à projets spécial sur les 
coronavirus lancé en mars 2019, le Fonds national 
suisse soutient plusieurs projets de recherche dont 
le projet « Crisis Management of the Covid 19 Epide-
mic in Coercitive Contexts » (gestion de la crise liée 
à la pandémie de Covid-19 en contexte coercitif), qui 
a été approuvé en mai. Les travaux ont commencé 
au début du mois de juin par la constitution d’une 
équipe et la réalisation de premiers entretiens dans 
des établissements d’exécution des peines et des 
mesures. L’hypothèse de travail était que la mise 
en œuvre des mesures en milieu carcéral conduit à 
certaines difficultés qui, en raison du fédéralisme 
de la Suisse, sont abordées mais aussi résolues dif-
féremment. C’est la raison pour laquelle il conve-
nait d’analyser, d’une part, les stratégies de lutte 
contre la pandémie de Covid-19 et, d’autre part, les 
diverses approches adoptées pour mettre en œuvre 
les mesures.

La pandémie de Covid-19 a 
jusqu’à présent été bien  
maîtrisée 
Un projet de recherche s’est intéressé à la gestion de la crise dans les établisse-
ments de détention

La mise en œuvre des mesures visant à prévenir la propagation de la pandémie 
de Covid-19 dans la société nécessitait surtout un espace suffisant et de la flexi-
bilité. La privation de liberté, qui constitue un milieu coercitif, s’est retrouvée 
confrontée à un défi de taille, du moins pour ce qui est de l’espace disponible. 
Un projet de recherche sur la Covid-19 en milieu carcéral, soutenu financière-
ment par le Fonds national suisse de la recherche scientifique, s’est intéressé de 
plus près à la gestion de la crise dans les établissements de détention.Melanie Wegel est professeur à 

l’Institut pour la prévention de la 
délinquance et de la criminalité de 
l’Université des sciences appliquées 
de Zurich (ZHAW) et responsable du 
projet de recherche sur la Covid-19 en 
milieu carcéral.

Daniel Fink est professeur de statis-
tique de la criminalité à l’Université 
de Lucerne, membre du sous-comité 
de l’ONU pour la prévention de la 
torture (SPT) et participe au projet de 
recherche sur la Covid-19 en milieu 
carcéral.
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L’instauration de possibilités de 
contact numérique (photo : appels 
vidéo placés sous surveillance à 
Thorberg) a contribué à ce que la sus-
pension des visites soit généralement 
bien acceptée.
 Photo : Peter Schulthess (2020)

« La première 
étape a consisté 
à mener des en-
tretiens avec les 
directeurs de 
quinze établisse-
ments péniten-
tiaires. »
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« L’instauration 
de possibilités de 
contact numé-
rique a contribué 
à ce que la sus-
pension des vi-
sites soit géné-
ralement bien 
acceptée. »

« L’une des dé-
cisions les plus 
importantes à 
prendre a été 
celle de la ferme-
ture ou non des 
ateliers. »

La première étape de l’étude qualitative a consis-
té à mener des entretiens avec les directeurs de 
quinze établissements de privation de liberté. Afin 
de prendre en compte les différents types d’éta-
blissements existants, des institutions aussi bien 
ouvertes que fermées ont été sélectionnées. Ont 
également été interrogés une institution accueil-
lant des mineurs placés pour raisons pénales, des 
responsables de dispositifs de travail et logement 
externes ainsi que des directeurs d’établissements 
d’exécution des mesures. Sur les quinze institutions 
ayant participé à l’enquête, trois étaient situées en 
Suisse occidentale, huit en Suisse orientale et quatre 
en Suisse centrale et du Nord-Ouest.

La deuxième étape de ce projet, qui se poursuiv-
ra jusqu’en septembre 2021, consiste à mener d’au-
tres entretiens avec du personnel de surveillance et 
d’encadrement ainsi que des services médicaux. Le 
contenu de ces entretiens est analysé suivant trois 
axes principaux. Le premier concerne la situation et 
la préparation à un éventuel confinement. Le deu-
xième tourne autour des mesures concrètes qui ont 
été prises et des difficultés rencontrées. Quant au 
troisième, il porte sur les solutions innovantes qui 
ont été trouvées pour garantir, dans les meilleures 
conditions possibles, le maintien des structures jour-
nalières et le déroulement des processus de travail 
malgré les restrictions et des effectifs réduits. Pour 
l’heure, 26 entretiens ont été réalisés. Dans une au-
tre phase du projet, une enquête quantitative sera 
par ailleurs menée en décembre 2020 auprès des 
collaborateurs afin de savoir comment ils ont vécu 
le confinement.

Préparation à la pandémie de Covid-19 
Presque toutes les institutions interrogées avaient, 
avant même que la pandémie ne touche l’Europe, 
pris des mesures de précaution pour pouvoir faire 
face à d’éventuelles restrictions. Elles ont, dans un 
premier temps, vérifié leurs stocks de désinfectants 
et de masques de protection. Toutes disposaient 
par ailleurs, au plus tard à la fin du mois de février, 
de task forces, qui étaient en règle générale consti-
tuées des responsables de secteurs, et plus parti-
culièrement des représentants des domaines de la 
surveillance et de l’encadrement, de la santé, des 
ateliers et de la cuisine.

Dans certains cas, les établissements ont pu 
s’appuyer sur les plans de pandémie établis en 
2009, mais il est vite apparu qu’ils ne seraient pas 
suffisants. En effet, la grippe porcine n’a pas autant 
mis sous pression le système de santé en 2009 que 
la pandémie de Covid-19. Par ailleurs, de nouveaux 
plans ont été élaborés afin de se préparer, si une 

telle mesure était prise en dernier recours, à diffé-
rents degrés de confinement pouvant aller jusqu’à 
l’enfermement complet des détenus et à l’absence 
d’une grande partie du personnel. Certains établis-
sements ont pris, dans un premier temps, des mesu-
res de prévention d’ordre technique, par exemple en 
équipant les parloirs de vitres en plexiglas, en met-
tant en place une signalétique de distanciation et 
en installant des distributeurs de gel désinfectant.

La mise en œuvre des mesures ne s’est pas faite 
au même moment dans toutes les institutions. Il 
s’agissait d’empêcher le virus de pénétrer à l’intér-
ieur mais aussi de faire en sorte que les processus 
de travail puissent être exécutés dans les nouvelles 
conditions. On est d’ailleurs également parti du 
principe qu’il faudrait s’organiser sans une par-
tie du personnel. Parallèlement, on s’est efforcé de 
compenser au mieux les restrictions imposées aux 
détenus. Pour des raisons de place, nous ne pouvons 
examiner ici en détail que les trois mesures de pré-
vention qui ont la plus grande portée et qui posent 
probablement le plus de difficultés.

Presque toutes les visites suspendues 
Les détenus ont été informés des mesures néces-
saires par la direction des établissements. Selon 
l’institution, différents canaux et moyens de com-
munication ont été utilisés tels que des courriers, des 
vidéos internes, des discussions de groupe, des entre-
tiens individuels, mais le plus souvent un dialogue 
direct avec les détenus a été privilégié. Les directeurs 
considèrent que cette approche et la possibilité de 
demander des précisions ont joué un rôle clé dans 
l’acceptation et le succès des mesures restrictives 
prises par la suite. La plupart des détenus avaient 
connaissance de la situation à l’extérieur, ce qui ex-
plique qu’ils aient en règle générale bien accueilli les 
restrictions qui leur étaient imposées. Dans certains 
établissements, des visites ont pu avoir lieu derrière 
des vitres en plexiglas peu de temps avant le confi-
nement. Lorsque le Conseil fédéral a décidé ce der-
nier le 16 mars, les visites ont été suspendues dans 
tous les établissements sauf un. Certains d’entre eux 
avaient même déjà pris les devants.

Davantage de possibilités de contact numérique 
A une exception près, tous les établissements ont 
revu à la hausse le nombre et/ou la durée des appels 
téléphoniques et pris des dispositions pour que les 
détenus puissent contacter leurs proches via Inter-
net/Skype/Webex etc.. Cette possibilité de contact 
visuel a contribué à ce que la suspension des visites 
soit généralement bien acceptée. Elle sera d’ailleurs 
conservée à l’avenir par la grande majorité des insti-
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tutions interrogées. Une institution dans laquelle 
les appels vidéo étaient déjà possibles avant la crise 
a bloqué cette fonctionnalité car cela demandait un 
travail de surveillance trop important au personnel. 
De manière générale, on constate depuis le confine-
ment une plus grande ouverture d’esprit en ce qui 
concerne l’installation d’outils numériques dans les 
établissements de détention.

Les visites ont à nouveau été autorisées dans le 
courant du mois de mai dans la plupart des établis-
sements, mais le nombre de visiteurs était parfois 
limité. En outre, les parloirs ont été entièrement 
équipés de vitres en plexiglas dans certains éta-
blissements.

Organisation de la structure journalière 
L’une des décisions les plus importantes à prendre 
a été celle de la fermeture ou non des ateliers. S’est 
posée ici la question des conditions qui devaient être 
remplies pour maintenir la structure journalière, et 
plus particulièrement laisser les ateliers ouverts. 
Certains établissements ouverts et fermés ont fermé 
leurs unités de production et leurs ateliers. D’autres 
ont décidé de laisser au moins les ateliers indis-
pensables au fonctionnement de l’établissement 
ouverts. D’autres encore ont pu éviter la fermeture 
de leurs ateliers, la configuration des lieux ayant 
joué ici un rôle déterminant. Il a tout d’abord fallu 
s’assurer qu’il était possible de respecter les deux 
mètres de distance dans les couloirs, sur le chemin 
menant aux ateliers et dans les ateliers eux-mêmes. 
Lorsqu’une distance minimale pouvait être garantie 
entre les postes de travail, les ateliers ont souvent 
pu rester ouverts, ce qui a permis aux détenus de 
continuer à avoir des journées structurées. Afin de 
déterminer si les ateliers devaient être fermés, on 
a aussi pu vérifier si le virus était déjà présent dans 
l’établissement au moment du confinement.

Les restrictions concernaient parfois aussi les 
loisirs. Les détenus ont pu continuer à profiter de la 
salle de fitness lorsqu’une distance minimum pou-
vait être garantie ou lorsque des vitres de séparation 
avaient été installées. Les task forces ont décidé de 
fermer les ateliers de travail dans les institutions où 
la distanciation physique ne pouvait pas être respec-
tée. Il était toutefois toujours possible de rester au 
sein des sections. Les repas constituent également 
un élément de l’organisation quotidienne. Les quel-
ques établissements qui disposaient d’un réfectoire 
ont servi les repas en cellule pendant la durée du 
confinement ou réduit le nombre de personnes 
pouvant s’asseoir à la même table. Les directeurs 
ont reconnu que, si des détenus avaient été infectés 
par des détenus d’autres sections pendant le travail 

ou les repas mais n’avaient pas été dépistés, il aurait 
certainement été impossible de contrôler la propa-
gation du virus au sein de leur établissement. C’est 
la raison pour laquelle seules les personnes d’une 
même section pouvaient rester ensemble. Ce sont 
les institutions où la distanciation pouvait le mieux 
être respectée qui ont pu le mieux contenir le risque 
de propagation du virus Covid-19 dû à un brassage 
des sections pendant le travail et les repas. 

Des solutions innovantes face à la pénurie de per-
sonnel
Les détenus n’étaient pas – et ne sont d’ailleurs 
toujours pas – les seuls à être concernés par la pan-
démie, le personnel l’ayant été lui aussi à bien des 
égards. Ils étaient conscients que c’est par les per-
sonnes venant de l’extérieur, à savoir le personnel, 
qu’ils avaient le plus de risques d’être contaminés. 
Ils ont d’ailleurs interpellé plusieurs fois le personnel 
à ce sujet. Une partie du personnel a été identifiée 
comme étant à risque au début de la mise en place 
des mesures de prévention. Les personnes concer-
nées ont alors été dispensées de venir travailler ou 
été autorisées, selon leur domaine de compétences, 
à travailler à leur domicile. Une présence physique 
est toutefois indispensable, en particulier dans le 
domaine de la surveillance et de l’encadrement. La 
majorité des institutions interrogées n’a pas eu à 
faire face à un nombre élevé d’absences, mais a par 
contre été confrontée à une pénurie de personnel.

Des solutions innovantes ont été trouvées pour 
remédier à ce problème. La police aéroportuaire a, 
par exemple, pu être appelée en renfort, ce qui a 
permis d’éviter des lacunes majeures dans la prise 
en charge des détenus et le fonctionnement des 
établissements. En outre, une haute école de travail 
social a été priée d’engager comme auxiliaires des 
étudiants et des travailleurs sociaux à l’étranger. 
Ces deux stratégies se sont révélées payantes. De 
manière générale, les institutions interrogées ont 
pu remédier au manque de personnel en mettant 
en place une planification efficace et en recrutant 
du personnel auxiliaire, et compenser en partie le 
surcroît de travail organisationnel.

Test réussi
La réglementation des visites, les restrictions dans 
le domaine du travail et le recours à des solutions 
innovantes pour remédier au manque de person-
nel ne sont que quelques-unes des mesures de pré-
vention prises pendant la pandémie de Covid-19. 
Comme autres mesures importantes, on peut citer 
la suspension de la détention administrative et la 
création de quartiers ou de sections spéciales de-

« Une partie du 
personnel a été 
identifiée comme 
étant à risque au 
début de la mise 
en place des me-
sures de préven-
tion. »
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stinées à l’isolement des personnes contaminées. 
A cet égard, il y a lieu de mentionner en particulier 
la réouverture de la prison de Horgen, qui a été re-
mise en service quasiment du jour au lendemain 
pour accueillir des détenus placés en quarantaine. 
Le confinement a eu valeur de test pour les établis-
sements de privation de liberté. Il a permis de mon-
trer que le système fonctionne et que la pandémie 
de Covid-19 a jusqu’à présent pu être maîtrisée. Il 
convient en outre d’être particulièrement attentif 
à la question importante de savoir à partir de quel 
moment des assouplissements ont été possibles ou 
– dans le contexte d’une nouvelle augmentation des 
cas de Covid-19 – quand et dans quelle mesure des 
restrictions seront à nouveau nécessaires.

Les mesures de prévention auxquelles nous nous 
sommes intéressés laissent entrevoir en gros trois 
types d’approches : « safety first » (confinement to-
tal), « as much as necessary » (le travail et les loisirs 
restent possibles si la distanciation sociale peut être 
respectée) et « minimum lockdown » (seules les 
mesures recommandées par la Confédération sont 
mises en œuvre). Toutes les institutions passées sous 

revue ont pu engranger de l’expérience mais aussi 
élaborer, modifier ou adapter des plans d’urgence. 
Elles disposent aujourd’hui des équipements tech-
niques et des stocks nécessaires pour pouvoir réagir 
rapidement en cas de reconfinement. L’expérience 
acquise s’est révélée particulièrement utile dans les 
institutions où des cas de Covid-19 ont été détec-
tés après les premiers assouplissements et où un 
reconfinement ainsi que des tests à grande échelle 
ont été nécessaires. Les mesures prises à différents 
niveaux ont jusqu’à présent permis d’éviter, dans 
une large mesure, que le virus se propage dans les 
institutions suisses de privation de liberté.

Les peintures murales de l’établis-
sement pénitentiaire de Thorberg 
visent à faire comprendre de façon 
claire et percutante aux détenus que 
les règles de distanciation font partie 
des mesures les plus importantes 
pour prévenir la propagation de la 
pandémie de Covid-19.  
Photo: Peter Schulthess (2020) 

« Le confinement 
a eu valeur de 
test pour les  
établissements 
de détention 
et a permis de 
montrer que le 
système fonc-
tionne. »
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Eh ! Gardez deux mètres de 
distance !
Quand le street art se met au service de la prévention de la Covid-19

L’établissement pénitentiaire de Thorberg a eu recours à une méthode peu 
conventionnelle pour sensibiliser les détenus aux règles de distanciation 
sociale mises en place dans le cadre de la lutte contre la Covid-19. Il a en effet 
demandé au graffeur originaire du Seeland Soniconer de réaliser 19 œuvres 
pour illustrer la règle des deux mètres de distance. 

L’idée de ce projet a vu le jour au sein de la task 
force Covid-19 de l’établissement pénitentiaire de 
Thorberg. « La représentation visuelle des règles de 
distanciation sociale aux étages, au sein des sections 
et dans la cour de promenade fait partie d’une sé-
rie de mesures prises pour protéger les détenus du 
virus », explique Regine Schneeberger, la directrice 
adjointe. L’établissement pénitentiaire de Thorberg 
était confronté à un défi taille, puisque 180 détenus 
provenant de nombreux pays vivent et travaillent 
ensemble ici dans une très grande promiscuité. 
Lorsque l’Office fédéral de la santé publique (OFSP) 
a lancé sa campagne de sensibilisation sur la Co-
vid-19 après le début de la pandémie, « nous nous 
sommes demandé, au sein de la task force, comment 
sensibiliser les détenus aux règles d’hygiène et de 

conduite, et plus particulièrement au respect des 
règles de distanciation sociale ».

Aux yeux de la task force, les affiches de l’OFSP 
n’étaient guère adaptées à des personnes en déten-
tion. L’injonction « Restez à la maison ! », notamment, 
aurait en effet pu paraître cynique dans une prison. 
C’est la raison pour laquelle la task force a décidé de 
faire comprendre l’importance des règles de distan-
ciation aux détenus en utilisant non seulement les 
affiches officielles mais aussi des peintures murales. 
« Il était essentiel pour nous que le message ne soit 
pas véhiculé de manière trop “sage” », explique Re-
gine Schneeberger. « C’est de cette façon que l’idée 
du graffiti a vu le jour ».

L’artiste Soniconer était disposé à honorer la com-
mande dans un délai très bref. Il a soumis de nom-

« Il était essen-
tiel pour nous 
que le message 
ne soit pas véhi-
culé de manière 
trop “sage”. C’est 
de cette ma-
nière que l’idée 
du graffiti a vu le 
jour. »

Les personnages cocasses peints par 
Soniconer dans tout l’établissement 
rappellent aux détenus de respecter 
les règles de distanciation.  
Photo : Peter Schulthess (2020)
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Le rappel des règles de distanciation 
sociale est même effectué sous 
forme de message de détresse (may-
day). Photo : Peter Schulthess (2020)

breux croquis à la task force, qui a fait une sélection, 
puis a réalisé 19 œuvres au total. « Le message qu’il 
a véhiculé est toujours d’actualité », souligne la di-
rectrice adjointe. Les détenus et le personnel sont en 
effet toujours tenus de respecter rigoureusement les 
règles de distanciation sociale, et ce même si entre-
temps d’autres mesures ont été prises, telles que le 
port obligatoire du masque pour tous.

Des œuvres qui font débat
Une fois la mission de l’artiste achevée avec succès, 
les œuvres auraient fait débat, ce qui était l’effet re-
cherché. « Les avis étaient très partagés parmi les 
détenus », raconte Regine Schneeberger. « Certains 
considéraient que c’était une bonne idée pour attirer 
l’attention sur un sujet important et qu’un peu de 
couleur aux étages et au sein des sections ne pouvait 
pas faire de mal. D’autres, au contraire, trouvaient 
les dessins plutôt enfantins et regrettaient qu’on 
ne les ait pas laissés les faire eux-mêmes. Compte 
tenu de l’urgence – le projet a été réalisé en deux 
semaines –, il n’était cependant pas possible de les 
impliquer. « Nous allons les faire participer à d’au-
tres projets du même type, par exemple leur faire 
peut-être repeindre une autre partie de la cour de 
promenade », assure Regine Schneeberger.

Alerter mais aussi procurer du plaisir
Soniconer, qui est graffeur depuis près de qua-
rante ans et artiste de rue indépendant depuis 
1996, parle d’une expérience particulière. Il a réa-
lisé de nombreux projets en Suisse et à l’étranger 
(voir www.sonicone.ch), mais n’avait jamais expri-
mé son art en prison. « J’ai vu le film sur Thorberg, 
mais la réalité est différente. » Représentant d’un 
mouvement artistique qui regroupe des formes 
d’art réalisées dans l’espace public et accessibles 
librement, il explique, à propos de son travail 
dans cet établissement pénitentiaire fermé, avoir 
d’abord dû s’habituer à l’étrange sensation d’en-
fermement. Malgré cette ambivalence, l’artiste, 
qui s’inspire du style du dessinateur de bandes 
dessinées américain Vaughn Bode pour créer ses 
personnages, dit avoir atteint son objectif : « Avec 
mes graffitis, j’ai voulu attirer l’attention et créer 
une alerte durable, mais j’ai aussi voulu procurer 
du plaisir ». (gal)

« J’ai voulu attirer 
l’attention, créer 
une alerte du-
rable, mais aussi 
procurer du plai-
sir. »
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Les règles générales d’hygiène et 
de conduite de l’Office fédéral de la 
santé publique (OFSP) s’appliquent 
également dans les établissements 
de détention. Viennent s’ajouter les 
précisions apportées dans le guide 
de la CCDJP. 
Photo : Peter Schulthess (2020)

Une propagation de la pan-
démie évitée dans les prisons
Les responsables ont agi vite et avec détermination

Les offices cantonaux d’exécution des sanctions pénales ont, jusqu’à présent, 
réussi, en collaboration avec les prisons et les établissements d’exécution des 
peines et des mesures, à empêcher une explosion des contaminations dans ces 
derniers. Le fait que cet objectif ait pu être atteint, alors que cela n’a pas été 
le cas dans les établissements médico-sociaux, s’explique par les mesures de 
protection drastiques prises contre l’épidémie, l’engagement extraordinaire 
du personnel ainsi que la suspension partielle des ordres d’exécution et des 
allègements dans l’exécution.

Benjamin F. Brägger
 

Les cantons ont commencé dès février 2020 à mettre 
à jour les plans de pandémie existants, ayant pour ce 
faire procédé à un échange fructueux d’expertise et 
d’informations au-delà des frontières cantonales. Le 
Comité de la Conférence des directrices et directeurs 
des départements cantonaux de justice et police 
(CCDJP) a en outre chargé la Conférence de coordina-
tion des affaires pénitentiaires (CoCAP) d’établir un 
tableau de la situation nationale devant permettre 
de suivre l’évolution des cas de contamination chez 
les détenus et le personnel pénitentiaire dans tous 
les cantons, et de le mettre à jour.

Dès le début du mois d’avril 2020, la CCDJP 
a publié un guide sur la gestion de la Covid-19 
dans les établissements de détention à l’intention 
des services cantonaux chargés de l’exécution des 
sanctions pénales. Ce guide précise les recomman-
dations internationales formulées en la matière 
par l’Organisation mondiale de la santé, le Comité 
européen pour la prévention de la torture (CPT) et 
la Commission nationale de prévention de la tor-
ture (CNPT) tout en les mettant en relation avec 
les dispositions nationales adoptées par le Conseil 
fédéral dans le cadre des ordonnances de nécessité 
pour lutter contre le coronavirus. Ce guide a servi 
de ligne directrice aux établissements pour prendre 
les mesures de restriction et de protection qui s’im-
posaient au vu de la situation épidémiologique.

Benjamin F. Brägger, secrétaire du 
Concordat d’exécution des peines et 
mesures de la Suisse centrale et du 
Nord-Ouest, nous livre ici son point 
de vue en tant que spécialiste de 
l’exécution des sanctions.

Des restrictions qui ont porté leurs fruits
Les mesures de protection mises en œuvre dans 
les établissements pour lutter contre l’épidémie 
ont entraîné des restrictions qui ont parfois eu un 
impact considérable sur le quotidien des détenus 
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« Les collabo-
rateurs ont 
fait preuve de 
conscience pro-
fessionnelle et 
d’un engage-
ment extraor-
dinaire, veillant 
à préserver à 
chaque instant 
la santé et la sé-
curité de tous au 
sein des établis-
sements. »

mais aussi sur celui du personnel. Les contacts avec 
le monde extérieur ainsi que les offres proposées 
dans les domaines du travail, des soins et des loisirs 
ont, par exemple, été considérablement restreints. 
On s’est également efforcé de limiter au maximum 
le flux de personnes autorisées à entrer dans les 
établissements. La grande rapidité avec laquelle les 
mesures ont été prises ainsi que leur application 
rigoureuse ont porté leurs fruits. Une propaga-
tion de l’épidémie a en effet pu être évitée dans 
les établissements de détention. Fin novembre, on 
comptait un peu moins de 60 détenus infectés sur 
un total de 6900 détenus en Suisse. De plus, on ne 
déplore pour l’heure aucun décès lié à la Covid-19, 
que ce soit chez les détenus ou le personnel.

Une situation détendue
Bien que les libertés des détenus aient été considé-
rablement restreintes dans certains établissements, 
la Suisse n’a pas connu, contrairement à d’autres 
pays, de mutineries, d’incendies, de prises d’otages 
ou d’autres incidents de ce type. On peut dire que, 
lorsque le pays était en état de situation extraor-
dinaire, la situation dans les établissements péni-
tentiaires suisses était sous contrôle et détendue 
non seulement d’un point de vue épidémiologique, 
mais aussi – exception faite des brefs incidents sur-
venus à la prison de Champ-Dollon – en termes de 
fonctionnement général, d’ordre et de sécurité. Les 
spécificités du système pénitentiaire suisse y sont 
pour beaucoup. En effet, à quelques rares exceptions 
près en Suisse romande, les établissements de dé-
tention ne sont pas touchés par la surpopulation 
carcérale. La plupart d’entre eux disposent d’une 
infrastructure moderne mais aussi de collaborateurs 
en nombre suffisant et convenablement formés. 
Pendant la crise du coronavirus, ces derniers ont 
fait preuve de conscience professionnelle et d’un 
engagement extraordinaire, veillant à préserver à 
chaque instant la santé et la sécurité de tous au sein 
des établissements.

Les ordres d’exécution en partie suspendus 
Lorsque l’épidémie est arrivée en Suisse, les autorités 
cantonales d’exécution des sanctions pénales ont 
par ailleurs parfois suspendu les ordres d’exécution 
si la situation le permettait. Etaient concernées les 
personnes condamnées à des peines relativement 
peu sévères, qui ne représentaient pas une menace 
potentielle pour la sécurité publique. Le risque de 
contamination par des personnes venues de l’exté-
rieur a ainsi pu être réduit sensiblement. Cette me-
sure a en outre permis de faire la place nécessaire 
à la mise en œuvre des mesures de quarantaine et 
d’isolement dans les établissements, mais aussi 

d’éviter que deux détenus se retrouvent dans une 
même cellule et donc se contaminent. En outre, les 
personnes signalées en vue de leur arrestation pour 
n’avoir pas payé leur amende ou leur peine pécuniai-
re et celles qui n’avaient pas donné suite à un ordre 
d’exécution d’une courte peine privative de liberté 
ferme n’étaient bien souvent pas placées en déten-
tion immédiatement après avoir été appréhendées 
par la police afin de contenir au maximum le risque 
d’infection dans les établissements. 

D’un point de vue juridique, il s’agissait de sus-
pensions des ordres d’exécution, qui ont été levées 
dès que la situation l’a permis. En d’autres termes, 
l’Etat a, pour des raisons épidémiologiques, remis 
son mandat pénal à plus tard afin de protéger le 
personnel et les personnes qui se trouvaient déjà 
en détention. Il a ainsi protégé ses citoyens sans 
pour autant renoncer à faire exécuter les décisions 
pénales. Depuis le début du mois de mai 2020, la 
situation est progressivement revenue à la nor-
male dans les cantons : les personnes faisant l’ob-
jet d’une condamnation qui étaient restées libres 
sont à nouveau convoquées en vue de l’exécution 
de leur peine et les personnes signalées peuvent à 
nouveau être placées en détention après avoir été 
arrêtées par la police. Les restrictions concernant 
les visites et les congés, qui avaient été imposées 
en raison de l’épidémie, ont elles aussi été com-
plètement levées. 

La pertinence des mesures confirmée
Quelques critiques se sont élevées concernant cer-
taines restrictions apportées aux droits des déte-
nus pour contenir l’épidémie. Le fait que le Conseil 
fédéral ait décrété l’état de situation extraordinai-
re au sens de l’art. 7 de la loi sur les épidémies a eu 
un impact parfois considérable sur les droits (fon-
damentaux) et la liberté de mouvement de toutes les 
personnes en Suisse, et pas seulement des détenus. 
Les restrictions imposées à ces derniers peuvent être 
grosso modo comparées à celles auxquelles ont été 
soumis les pensionnaires des établissements médi-
co-sociaux et être à juste titre considérées comme 
pertinentes et adaptées à la situation. Le fait qu’on 
ait réussi à prévenir la propagation du virus dans 
les établissements de détention en est une preuve 
saisissante.

Contrairement à ce qu’on a pu voir dans certains 
homes pour personnes âgées, aucun décès lié à la 
Covid-19 n’a eu à être déploré dans les établissements 
pénitentiaires suisses. Le Tribunal fédéral a d’ailleurs 
confirmé la pertinence des mesures de protection 
prises dans un arrêt rendu le 26 mai 2020 : il a esti-
mé que la pandémie de coronavirus ne faisait pas 
obstacle à la détention provisoire ou à la détention 

« La grande ra-
pidité avec la-
quelle les me-
sures ont été 
prises ainsi que 
leur application 
rigoureuse ont 
permis d’empê-
cher une pro-
pagation de 
l’épidémie dans 
les établisse-
ments de déten-
tion. » 
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« Les Etats fédé-
raux sont mieux 
armés que les 
Etats centraux 
pour faire face 
aux crises. »

pour des motifs de sûreté pour autant que les re-
commandations nationales et internationales sur 
la gestion de la Covid-19 soient bien suivies dans 
l’établissement.

Un bilan positif ...
Voici ce qui peut être considéré comme extrême-
ment positif :

	◼ Les offices cantonaux d’exécution des sanctions 
pénales ont pris très vite, en collaboration avec 
les établissements de détention, des mesures de 
protection efficaces contre le virus tout en garan-
tissant à chaque instant, pendant cette situation 
extraordinaire, l’ordre, la tranquillité et la sécurité 
au sein des établissements :

	◼	Les échanges et la coordination informelle entre 
les chefs des services en charge de l’exécution des 
sanctions pénales au sein des concordats concer-
nant les mesures de protection à prendre ont bien 
fonctionné et ont été jugés utiles la plupart du 
temps ;

	◼	Des échanges réguliers ont eu lieu au sein de la 
CoCAP de la CCDJP entre les trois concordats sur 
l’exécution des peines et des mesures et le DFJP, 
sous la direction du secrétaire général adjoint de 
la CCDJP. Ils ont permis d’établir, à l’intention du 
Comité de la CCDJP, un tableau de la situation 
nationale qui permet de suivre l’évolution des cas 
de contamination dans tous les établissements 
de la Suisse et qui est mis à jour deux fois par 
semaine, mais aussi de publier très rapidement 
un guide national sur la gestion de la Covid-19 
dans les établissements de détention ;

	◼  La CoCAP a coordonné les demandes destinées 
aux organes fédéraux et leur a apporté des pré-
cisions techniques avant de les transmettre aux 
autorités fédérales compétentes, soit par la voie 
administrative par le biais du représentant de 
l’Office fédéral de la justice (OFJ) au sein de la 
conférence, soit par la voie politique par le biais 
du Comité de la CCDJP.

Malgré la grande diversité et donc l’extrême com-
plexité du système pénitentiaire suisse, qui dispose 
d’un ancrage historique, la crise du coronavirus a 
été bien maîtrisée jusqu’à présent. Il est manifeste 
que les cantons, pour ce qui est de leur gestion 
concrète de cette crise, s’en sont très bien sortis. Ce 
constat va dans le même sens que les conclusions 
de travaux scientifiques qui montrent que les Etats 
fédéraux sont mieux armés que les Etats centraux 
pour faire face aux crises. 

 

... mais aussi des aspects à améliorer
On s’est cependant aperçu une fois de plus qu’en 
cas de crises les organisations se replient sur elles-
mêmes encore plus que d’habitude et s’efforcent 
de faire face seules aux défis auxquels elles sont 
confrontées. Il existe en effet une forte tendance à 
penser et à agir de façon cloisonnée. C’est la raison 
pour laquelle tous les cantons n’ont pas souhaité 
disposer de tableaux de situation ou d’évaluations 
nationales ni jugé utile, voire nécessaire, d’en avoir.

Des analyses et des évaluations de la situation 
nationales sont toutefois indispensables dès lors 
qu’une crise s’aggrave. Si, par exemple, il n’avait pas 
été possible d’empêcher la propagation du virus dans 
les établissements de détention, certains cantons 
n’auraient plus été en mesure de garantir les soins 
médicaux nécessaires aux détenus tout en assurant 
leur sécurité. En pareil cas, une évaluation de la si-
tuation et une coordination des mesures à l’échelle 
nationale sont essentielles. Seul le Comité de la  
CCDJP est en capacité d’assumer cette tâche com-
plexe et politiquement ambitieuse dans le domaine 
de la privation de liberté. Si nécessaire, il devrait 
assurer le lien avec les autorités fédérales et trans-
mettre à ces dernières les requêtes des cantons, qu’il 
aura regroupées afin de leur donner plus de poids.

L’avantage d’une telle solution est qu’elle permet-
trait de conserver les atouts du fédéralisme et de re-
courir ponctuellement à d’autres stratégies lorsque 
la situation l’exige. On ne devrait envisager des 
mesures d’ordre supérieur que si une planification 
intercantonale et interconcordataire des ressources 
et des opérations, coordonnée avec les autorités fé-
dérales, se révèle, au vu de l’évolution de la situation, 
nécessaire pour faire face à des pénuries et éviter 
des dommages. Il y a certainement encore des pro-
grès à faire en ce qui concerne la compréhension, 
le rôle, les tâches et les compétences des différents 
acteurs du système pénitentiaire en cas de crise.

Importance systémique de l’exécution des 
peines et des mesures
Enfin, il est apparu clairement que le secteur pé-
nitentiaire n’avait jusqu’à présent pas du tout ou 
que trop peu été impliqué dans les états-majors 
de crise cantonaux et/ou les organes de conduite 
et qu’il était encore moins représenté à l’échelon 
fédéral. L’une des conséquences de cette situation 
est que la question de son importance systémique 
n’a jamais été abordée. De ce fait, ni le personnel 
pénitentiaire ni les détenus n’ont pu être testés à 
grande échelle malgré plusieurs demandes pressan-
tes des cantons et de la CCDJP à la Confédération. Un 
grand nombre de collaborateurs et de détenus ont 

« Des analyses et 
des évaluations 
de la situation 
nationales sont 
indispensables 
dès lors qu’une 
crise s’aggrave. » 
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Les mesures de protection prises dans les établissements de déten-
tion sont pertinentes et adaptées à la situation, comme l’a confirmé 
le Tribunal fédéral et comme le démontre de façon saisissante le fait 
qu’on ait réussi à empêcher une explosion des contaminations.  
Photo: Peter Schulthess (2020)



par conséquent dû être placés en quarantaine. Cer-
tains établissements se sont quelquefois retrouvés 
avec des effectifs insuffisants pour pouvoir garantir 
un bon fonctionnement dans une situation de crise.

Cette méconnaissance de l’importance systé-
mique de l’exécution des peines et des mesures est 
également apparue au travers du fait que l’armée 
suisse a, au début de la situation extraordinaire, 
appelé les surveillants au service actif alors que 
la loi les exempte de leurs obligations d’accomplir 
personnellement le service militaire. Un courrier 
adressé par le président de la CCDJP au chef de l’Ar-
mée a heureusement rapidement permis de clari-
fier la situation. Les surveillants concernés ont été 
immédiatement libérés du service actif. 

Un débat politique nécessaire
« Que ce soit pour l’évaluation des risques ou les 

structures concrètes de gestion des crises ..., c’est 
toujours une question de ressources et de pouvoir de 
définition, autrement dit de politique », pouvait-on 
lire dans la NZZ du 13 mai 2020. La crise à laquelle 
il a fallu faire face pendant la première vague de la 
pandémie ne nous a rien appris de plus que ce que 
l’on savait déjà dans le domaine de l’exécution des 
sanctions pénales en Suisse. Les structures supra-
cantonales actuelles, qui ont un ancrage historique, 
sont trop nombreuses et trop complexes et ne sont 
pas suffisamment coordonnées entre elles. Il existe 
des doublons, voire des redondances multiples, dans 
presque tous les domaines d’activité. En outre, les 
tâches, les responsabilités et les compétences de ces 
innombrables organes se recoupent bien souvent ou 
ne sont pas vraiment claires. Un débat politique de-
vra avoir lieu à l’issue de la pandémie sur la nécessité 
d’une coordination et d’un pilotage de l’ensemble 
du système pénitentiaire suisse par une instance 
supérieure. Des clarifications s’imposent pour les 
situations particulières telles que celle de l’épidémie 
de Covid-19 mais aussi pour la situation normale, 
c’est-à-dire lorsque tout fonctionne normalement. 
Il conviendra de préciser dans quels domaines de 
compétence et dans quelle mesure des principes 
généraux et une harmonisation de la coopération 
doivent entrer en ligne de compte, mais aussi de 
définir les cas de figure dans lesquels les cantons 
doivent continuer d’agir de manière autonome.

L’évolution rapide du numérique, notamment, 
ne peut être abordée que de façon conjointe. Si les 
cantons collaborent à l’avenir plus étroitement sur 

certains sujets, leur compétence et donc leur au-
tonomie en matière de privation de liberté pour-
ront être maintenues lorsque cela apportera une 
plus-value tangible. Cela implique qu’ils devront en 
contrepartie intensifier leur collaboration s’agissant 
des tâches pour lesquelles la répartition cantonale 
des compétences n’est plus adaptée ou constitue 
un frein. A cet égard, il convient, dans une pre-
mière phase d’analyse politique, de ne pas s’arrêter 
à des vétilles, comme l’a d’ailleurs si bien dit Willy  
Brandt : « Il faut faire les changements nécessaires 
si l’on veut préserver ce qui mérite de l’être ».

Après un été calme sur le plan virologique, on 
assiste à une forte recrudescence des cas de Covid-19 
en Suisse depuis la mi-octobre 2020. Les cantons et 
la Confédération ont à nouveau adopté des mesures 
drastiques en vue de ralentir la propagation du virus 
et ainsi d’éviter que le système de santé s’effondre. 
Les taux de contamination chez les détenus et le 
personnel des établissements de détention ont éga-
lement augmenté. Les cantons signalent presque 
tous les jours de nouveaux cas positifs parmi les 
détenus et le personnel. On a jusqu’à présent pu 
éviter une propagation à grande échelle du virus 
dans les prisons (état fin novembre 2020). Il reste à 
espérer que les mesures d’hygiène, de protection et 
d’isolement prises dans les établissements seront 
suffisantes pour que cette situation perdure.

« Un débat po-
litique devra 
avoir lieu à l’is-
sue de la pan-
démie sur la né-
cessité d’une 
coordination et 
d’un pilotage de 
l’ensemble du 
système péni-
tentiaire suisse 
par une instance 
supérieure. »

Liens

 •	� La « synthèse des bases juridiques et recomman-
dations nationales et internationales sur la gestion 
du COVID-19 dans les établissements de détention 
(état : 6 avril 2020) » peut être consultée sur le site 
Internet de la CCDJP.

 •	� L’arrêt 1B_220/2020 du 26 mai 2020, qui se fonde 
entre autres sur le guide de la CCDJP du 6 avril 2020 
(consid. 5.3), peut être consulté sur le site Internet 
du Tribunal fédéral.

 •	� Voir également l’arrêt 1B_160/2020 du 28 avril 
2020, selon lequel la seule évocation de la situation 
sanitaire dans les prisons suisses depuis le début de 
la pandémie de Covid-19 ne constitue pas un motif 
de libération (consid. 3.4.).
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Hans Wolff et Laurent Gétaz
 

Les prisons sont considérées comme des lieux à haut 
risque pour la propagation d’agents infectieux et 
également pour le SarsCoV-2. Différents facteurs 
expliquent ceci : la promiscuité, le brassage de po-
pulations notamment pour la détention provisoire 
ou encore une vulnérabilité accrue, car on sait que 
la santé des personnes détenues est généralement 
moins bonne que celle de la population générale. 
Aussi, dans les établissements pénitentiaires de 
différents pays, des crises ont éclaté au début de 
la pandémie. En Italie, des émeutes ont causé au 
moins 12 morts et plusieurs évasions ont eu lieu 
suite à l’annonce de restrictions de contacts pour 
les personnes détenues. 

Situation dramatique aux États-Unis
Aux Etats-Unis, la situation reste dramatique. Dans 
plusieurs prisons, le virus s’est fortement propagé, 
comme le révèle le graphique ci-après qui illustre 

l’écart croissant entre le nombre de cas / 100 000 
détenus et celui dans la population générale.

A la prison de Seagoville au Texas, plus de 1300 
des quelque 1750 personnes détenues ont été tes-
tées positives au virus et cette prison n’est pas l’ex-
ception. La surpopulation est identifiée comme le 
principal facteur de cette situation dramatique. A 
la crise de surpopulation des prisons s’ajoute une 
autre crise, celle du climat. En effet, en raison des 
incendies dans des Etats de la côte ouest (Californie, 
Oregon), plusieurs prisons ont dû être évacuées en 
urgence, très souvent sans respect des mesures de 
protection contre la propagation du coronavirus.

Taux bas en Suisse 
En Suisse et dans la majorité des pays européens, 
nous n’avons pas constaté une telle évolution qui 
était pourtant crainte – à vrai dire, l’ensemble des 
partenaires actifs dans le milieu pénitentiaire est 
toujours dans la crainte d’une forte propagation du 
virus. Fin novembre 2020, un peu moins de 60 in-
fections au total ont été constatées parmi les 6900 
personnes en détention. Ce taux est bas en compa-
raison avec la population générale.

Genève en point de mire
A la prison de Champ-Dollon de Genève, la plus 
grande prison préventive de Suisse qui est chroni-
quement surpeuplée, une seule infection acquise 
en prison d’une personne incarcérée a été diagno-
stiquée durant la première vague du printemps. 
Quatre autres personnes malades, incarcérées dans 
d’autres établissements pénitentiaires du canton, 
ont été transférées à Champ-Dollon, pour des mo-
tifs organisationnels, et ont été isolées jusqu’à leur 
guérison. Trois autres personnes avec une infection 
acquise dans la communauté ont été diagnostiquées 

Professionnalisme et mise en 
place efficace de stratégies
Covid-19 en prison : un premier bilan pour la Suisse

Le professionnalisme et la mise en place efficace de stratégies contre la pro-
pagation du virus ont permis d’éviter l’expansion incontrôlée du coronavirus 
dans les prisons. La bonne coopération entre les services de santé, l'adminis-
tration pénitentiaire et les autorités de santé publique a été un élément clé 
pour atteindre ce but. La crise sanitaire devrait nous inciter à développer des 
alternatives à l’incarcération afin de diminuer la surpopulation carcérale. 

Hans Wolff est médecin-chef 
du service de médecine 
pénitentiaire (SMP) des Hôpitaux 
Universitaires de Genève (HUG) 
et membre du Comité européen 
pour la prévention de la torture 
(CPT).

Laurent Gétaz est médecin 
adjoint responsable d'unité au 
SMP des HUG.
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au cours des dix premiers jours de leur incarcération, 
alors qu’elles étaient isolées dans une unité d’obser-
vation dédiée aux arrivants. En août 2020, un foyer 
de contagion ayant touché six personnes détenues a 
été rapidement contrôlé. En novembre, au moment 
de la rédaction de cet article, un foyer de contagion 
se développant sur plusieurs étages est en cours de 
progression, avec neuf personnes détenues infec-
tées identifiées. Même si on ne connaît pas l’exacte 
source de transmission aux personnes détenues, on 
suspecte que la majeure partie des infections ont 
été causées par le personnel pénitentiaire.

Quels sont les facteurs expliquant cette diffé-
rence de propagation du virus dans les prisons en 
Europe et aux Etats-Unis ? On doit certainement 
évoquer le professionnalisme de l’ensemble des 
acteurs, à commencer par la mise en place de me-
sures de protection efficaces, des restrictions de 
mouvement des personnes détenues ou encore une 
coopération efficiente entre les autorités péniten-
tiaires et sanitaires.

Etroite collaboration avec les autorités 
sanitaires
Une analyse des mesures mises en place à la pri-
son de Champ-Dollon à Genève est instructive à 
plusieurs titres, cet établissement prévu pour 398 
personnes détenues étant caractérisé par un taux de 
surpopulation chroniquement élevé (actuellement 
160%). La planification de la gestion de la pandémie 
en prison à Genève est gérée en étroite collaboration 
avec les autorités sanitaires cantonales. L’objectif 
principal de cette gestion consiste à favoriser dans 
les prisons l’application des mesures barrières pré-
conisées dans la communauté. Un équilibre doit être 
trouvé entre l’application des mesures barrières et 
la préservation des droits fondamentaux des per-
sonnes détenues. Etant donné que plusieurs me-
sures de contrôle limitent les activités des personnes 
détenues ainsi que les contacts sociaux, leur mise 
en œuvre peut contribuer à une dégradation de la 
santé mentale et à une exacerbation des compor-
tements violents. 	

Réduire la surpopulation
La pierre angulaire d’un contrôle efficace de la trans-
mission du virus étant le respect de la distanciation 
physique, la surpopulation carcérale décuple les 
difficultés pour y parvenir. Aussi, lorsque le virus 
franchit les portes de l’établissement carcéral, l’isole-
ment des personnes en contact avec des malades est 
une mesure primordiale à appliquer pour pouvoir 
interrompre efficacement et rapidement les chaînes 
de transmission. Des mesures visant à réduire la 

surpopulation, qui représente une limite majeure 
des capacités d’isolement, doivent être anticipées. A 
Champ-Dollon, la surpopulation carcérale a diminué 
de 634 (159%) à 470 (118%) personnes détenues entre 
mars et juin 2020, en lien avec une activité criminelle 
réduite durant la période de confinement, le report 
d’audiences des personnes accusées, la libération 
conditionnelle dans certains cas de délits mineurs 
et le transfert de quelques personnes cliniquement 
vulnérables à la Covid-19 dans des établissements 
moins surpeuplés. 

Malheureusement, un mois après le début de 
la deuxième vague, au 24 novembre, le taux de 
surpopulation reste au niveau des valeurs d’avant 
le début de la crise sanitaire (160%) ; ceci, malgré 
les recommandations de plusieurs organisations 
internationales qui préconisent, afin de réduire la 
surpopulation, de libérer les personnes incarcérées 
pour des délits mineurs et considérées comme peu 
dangereuses, en particulier les personnes les plus 
vulnérables cliniquement à la Covid-19. 

Limiter l’introduction du virus
Des mesures visant à limiter l’introduction de la 
Covid-19 depuis la communauté sont appliquées. 
Une quarantaine de 11 jours (97,5% des cas incubent 
dans ce délai) de tous les entrants avec observation 
clinique a permis d’identifier et d’isoler plusieurs 
personnes détenues qui présentaient déjà des symp-
tômes ou étaient en phase d’incubation au moment 
de l’incarcération. Le personnel et les visiteurs pré-
sentant des symptômes sont invités à ne pas se 
rendre dans les prisons. Le personnel pénitentiaire 
et de santé applique les mesures barrières (port du 
masque, distanciation physique et désinfection des 
mains). Pour renforcer la distanciation physique, des 
plexiglas ont été installés pour les rencontres des 
personnes détenues avec leurs visites et les avocats.

Des tests fiables et accessibles
Une communication en plusieurs langues, par divers 
canaux, est très régulièrement faite aux personnes 
détenues afin d’expliquer les mesures à appliquer 
pour limiter la diffusion du virus au sein des éta-
blissements et afin que chacun puisse s’annoncer 
rapidement en cas de symptômes pour bénéficier 
d’un dépistage par frottis naso-pharyngé. La prison 
étant reconnue comme un environnement priori-
taire et particulièrement à risque par les autorités 
sanitaires, les tests PCR (réaction en chaîne par 
polymérase qui identifie le génome du virus) sont 
préférés aux tests rapides antigéniques afin de 
maximiser la probabilité de détecter les personnes 
malades ; les premiers tests étant plus sensibles, 

« A vrai dire, l’en-
semble des par-
tenaires actifs 
dans le milieu 
pénitentiaire est 
toujours dans 
la crainte d’une 
forte propaga-
tion du virus. »

« Un équilibre 
doit être trouvé 
entre l’appli-
cation des me-
sures barrières 
et la préserva-
tion des droits 
fondamentaux 
des personnes 
détenues. »
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donc permettant de diminuer le nombre de faux 
négatifs. Plusieurs rencontres sur les étages entre 
le personnel de santé et des petits groupes de per-
sonnes détenues ont été organisées, des posters ont 
été affichés et des vidéos réalisées par le personnel 
pénitentiaire et sanitaire ont été diffusées sur les 
écrans de télévision dans les cellules.

Un nettoyage pluriquotidien des surfaces et des 
poignées de porte est mis en œuvre. Certains ate-
liers ont été fermés et quelques activités sportives 
réduites. Des mesures compensatoires sont propo-
sées, comme la gratuité des téléphones. Lorsque les 
ateliers sont interrompus pour motif sanitaire, le 
salaire des personnes détenues est garanti.

Un maintien des contacts sociaux entre per-
sonnes en détention et l’extérieur est primordial, 
en particulier au sein d’une population carcérale 
qui comporte une proportion importante de per-
sonnes souffrant de pathologies psychiatriques et 
de troubles du comportement. Les restrictions et les 

peurs liées à cette épidémie ont engendré quelques 
tensions, avec deux épisodes de protestations de 
groupes de personnes détenues qui ont refusé de 
réintégrer leurs cellules, lors de la première vague.

Une situation alarmante
Lorsque des cas positifs ont été identifiés chez des 
personnes détenues au sein de la prison de Champ-
Dollon, un traçage des contacts avec mise en qua-
rantaine et renforcement drastique de la distancia-
tion sociale, durant deux à trois semaines, dans les 
étages et les ateliers concernés, a permis de contenir 
la transmission entre personnes détenues au cou-
rant du mois d’août. Au moment de l’écriture de ces 
lignes, neuf cas ont été identifiés au cours des qua-
tre derniers jours, dans trois unités distinctes de la 
prison. Cette situation est alarmante et pointe les 
difficultés de gestion de cette crise sanitaire dans 
une prison surpeuplée : les stratégies de mises en 
quarantaine optimales des personnes en contact 

La crise sanitaire devrait nous in-
citer à développer des alternatives 
à l’incarcération afin de diminuer 
la surpopulation carcérale (photo : 
cellule à Champ-Dollon), ce qui sera 
une mesure efficace contre la pro-
pagation d’agents infectieux. Photo : 
Peter Schulthess (2019)
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significatif avec les personnes contagieuses ne peu-
vent pas être appliquées. 

En l’occurrence, lorsqu’une personne détenue, 
logée dans une cellule avec cinq autres personnes, 
est diagnostiquée positive, le respect de gestes bar-
rières entre les personnes contact durant la période 
de quarantaine est difficile en raison de l’exiguïté 
des cellules et du manque de place pour permettre 
des quarantaines individuelles. De plus, les prome-
nades dans des groupes suffisamment petits pour 
limiter de manière sûre le risque de transmission 
interpersonnelle sont difficilement envisageables 
par manque de ressources humaines et d’espace.

Continuité des soins
Cette crise sanitaire nous rappelle que le monde car-
céral n’est pas une île séparée de la communauté. A 
Champ-Dollon, le nombre de personnes qui entrent 
chaque jour à la prison – personnel, avocats, visi-
teurs, livreurs – est plus élevé que le nombre de per-
sonnes détenues. Chaque jour, cinq à six personnes 
sont incarcérées pour autant de libérations. Dans ce 
contexte, un soin particulier doit être apporté à la 
continuité des soins lors de la libération, en tenant 
compte du fait qu’une proportion importante de 
personnes détenues vit dans des conditions pré-
caires et que la plupart des personnes détenues à 
Genève ne disposent pas d’une assurance maladie 
lorsqu’elles réintègrent la communauté. Ainsi, lors-
qu’une personne détenue a été libérée lors de la pre-
mière vague, alors qu’elle était porteuse du virus, 
une étroite collaboration avec les services sociaux 
et sanitaires du canton a permis non seulement 
le logement de cette personne dans une structure 
digne mais aussi son placement en isolement, ce 
qui a limité le risque de transmission.

Cette crise sanitaire met en lumière un autre as-
pect qui nous rappelle le lien étroit entre la prison et 
la communauté. En effet, lors de cette crise sanitaire, 
une priorité communautaire consiste à prendre 
des mesures pour limiter la surcharge du système 
de santé, en particulier des services de soins aigus 
et de soins intensifs des hôpitaux publics, afin que 
chaque personne puisse bénéficier des soins néces-
saires. A Genève, les personnes détenues nécessitant 
des soins hospitaliers sont référées aux Hôpitaux 
Universitaires de Genève. Sachant qu’une grande 
proportion de personnes détenues est concernée 
par des déterminants sociaux négatifs pour la santé, 
qui favorisent le développement de maladies chro-
niques, bon nombre de personnes détenues sont à 
risque augmenté de complications et de mortalité 
en cas d’infection par la Covid-19. Dès lors, la com-
munauté dans son ensemble est bénéficiaire d’une 

gestion optimale visant à limiter la diffusion du 
virus en prison et à éviter ainsi l’hospitalisation de 
personnes détenues.

Droits humains et Covid-19
Beaucoup d’organismes nationaux et internatio-
naux se sont inquiétés de la situation particulière 
en prison depuis le début de la pandémie. Ainsi, le 
Comité pour la prévention de la torture (CPT) du 
Conseil de l’Europe a publié, en mars 2020, une  
« déclaration de principes relative au traitement 
des personnes privées de liberté dans le contexte 
de la pandémie de coronavirus ». L’ONUDC, l’OMS, 
l’ONUSIDA et HCDH ont publié, en mai 2020, une 
déclaration commune sur la Covid-19 dans les pri-
sons et les autres milieux fermés. 

Ces déclarations s’accordent sur le fait que la 
lutte contre la surpopulation carcérale représente 
l’une des mesures les plus importantes contre la 
Covid-19. Plusieurs pays d’Europe ont pu diminuer 
leur population carcérale de manière significative. 
Ainsi, la France a vu sa population carcérale dimi-
nuer de 13 500 personnes (19% de 70 600 avant la 
crise). En Suisse, la diminution était variable selon 
les cantons.

Les dix principes du CPT
Un autre élément essentiel dans les déclarations 
se réfère au caractère absolu de l'interdiction de la 
torture. Le CPT rappelle que « les mesures de pro-
tection ne doivent jamais aboutir à un traitement 
inhumain ou dégradant des personnes privées de 
leur liberté ». A ce but, le CPT a formulé dix principes 
qui peuvent être résumés comme suit :
1. 	� Prendre toutes les mesures pour protéger la san-

té et la sécurité des personnes privées de liberté 
et du personnel.

2. �	� Respecter les directives et normes nationales et 
internationales pour la lutte contre la Covid-19.

3. 	� Prévoir une augmentation des ressources hu-
maines dans les lieux de privation de liberté et 
prévoir leur formation et soutien.

4. 	� Toute mesure restrictive pour empêcher la pro-
pagation de la Covid-19 devrait avoir une base 
juridique et être nécessaire, proportionnée, res-
pectueuse de la dignité humaine et limitée 
dans le temps. Les personnes privées de liberté 
devraient recevoir des informations complètes 
sur ces mesures, dans une langue qu'elles com-
prennent.

5. 	� Mettre en place des mesures de substitution à la 
privation de liberté, en particulier dans les situa-
tions de surpopulation. En outre, les autorités 
devraient recourir davantage aux alternatives 

« Un soin parti-
culier doit être 
apporté à la 
continuité des 
soins lors de la 
libération. »

« Les mesures 
de protection 
ne doivent ja-
mais aboutir à 
un traitement 
inhumain ou dé-
gradant des per-
sonnes privées 
de leur liberté. »
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à la détention provisoire, aux peines de subs-
titution, à la libération anticipée et à la mise à 
l’épreuve ; réévaluer la nécessité de poursuivre 
le placement non volontaire des patients psy-
chiatriques ; et s'abstenir, dans toute la mesure 
du possible, de détenir des migrants.

6. 	� Une attention particulière devrait être accordée 
aux besoins spécifiques des personnes détenues, 
en particulier en ce qui concerne les groupes vul-
nérables et/ou à risque, telles que les personnes 
âgées et les personnes souffrant de problèmes 
médicaux préexistants. Cela comprend, entre 
autres, le dépistage de la Covid-19 et l’accès aux 
soins intensifs si nécessaire. En outre, les per-
sonnes détenues devraient recevoir davantage 
de soutien psychologique.

7. 	� Les droits fondamentaux des personnes déte-
nues pendant la pandémie doivent être plei-
nement respectés. Cela comprend notamment 
le droit de maintenir une hygiène personnelle 
adéquate (y compris l'accès à l'eau chaude et au 
savon) et le droit d'accès quotidien à l'air libre 
(au moins une heure). En outre, toute restriction 
des contacts avec le monde extérieur doit être 
compensée par un accès accru à d'autres moyens 
de communication (tels que le téléphone ou In-
ternet).

8. 	� En cas d'isolement ou de mise en quarantaine 
d'une personne détenue infectée ou suspectée 
d'être infectée par le virus du SARS-CoV-2, la 
personne concernée devrait pouvoir avoir des 
contacts humains significatifs tous les jours.

9. 	� Les garanties fondamentales contre les mauvais 
traitements des personnes détenues par les 
forces de l'ordre (accès à un avocat, accès à un 
médecin, notification de la détention) doivent 
être pleinement respectées en toutes circons-
tances et à tout moment. Des mesures de pré-
caution (telles que l'obligation pour les per-
sonnes présentant des symptômes de porter un 
masque de protection) peuvent être appropriées 
dans certaines circonstances.

10. 	�Le contrôle par des organismes indépendants, 
notamment les mécanismes nationaux de pré-
vention (en Suisse, la CNPT) et le CPT, reste une 
garantie essentielle contre les mauvais traite-
ments. 

« Un maintien 
des contacts so-
ciaux entre per-
sonnes en dé-
tention et 
l’extérieur est 
primordial. »

Conclusions
En Suisse, on peut constater que le professionnalis-
me et la mise en place efficace de stratégies contre 
la propagation du virus ont permis d’éviter une ex-
pansion incontrôlée du coronavirus dans les prisons. 
Néanmoins, la surpopulation est particulièrement 
toxique durant la pandémie car elle empêche le dé-
ploiement de mesures de protection optimales en 
cas d’épidémie en prison. Cette crise sanitaire devrait 
nous inciter à développer des alternatives à l’incar-
cération afin de diminuer la surpopulation carcérale 
de manière durable, ce qui sera in fine une mesure 
efficace contre la propagation d’agents infectieux. 

La pandémie montre de façon impressionnante 
l'importance et la nécessité d’une bonne coopération 
entre les services de santé, l'administration péniten-
tiaire et les autorités de santé publique. Toutes les 
mesures qui s’appliquent dans la population géné-
rale doivent également être mises en œuvre dans les 
prisons, conformément au principe d'équivalence. 
Les restrictions doivent être appropriées et propor-
tionnelles et ne doivent en aucun cas conduire à des 
traitements inhumains ou dégradants.

Liens

 •	� La « Déclaration de principes relative au traitement 
des personnes privées de liberté » du Comité pour 
la prévention de la torture (CPT) est disponible sur 
le site Internet du CPT (www.coe.int).

 •	� La « Déclaration commune de l’ONUDC, de l’OMS, 
de l’ONUSIDA et du HCDH sur la COVID-19 dans les 
prisons et les autres milieux fermés » est disponible 
sur le site Internet de l’OMS (www.who.int).
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En mars 2020, presque tous les établissements de 
détention de Suisse romande ont tout mis en œuv-
re pour fermer leurs portes au Coronavirus, et pour 
cela, nombre d’entre eux ont fermé l’accès aux famil-
les et aux enfants des personnes en détention. « Ils 
nous protègent et ils protègent mon fils du Corona … 
pourvu qu’il ne tombe pas malade là-dedans » nous 
raconte Fatima. Elle est triste, inquiète, mais comme 
une majorité des familles en lien avec la Fondation 
REPR (Relais Enfants Parents Romands), elle nous a 
fait part de sa compréhension. Mais l’angoisse des 
familles est alors palpable. Comment est-ce que cela 
va se passer si je tombe malade ? Qui s’occupera de 
mes enfants ? Qui pourra avertir mon mari ? Pour 
Alexandra, c’est tous les jours le même rituel : elle 
marche tout autour de la prison. Depuis plusieurs 
semaines, les visites avec son mari ont été suspen-
dues : « Je ne peux plus aller le voir, mais c’est trop 
long, il me manque et je m’inquiète. Alors je viens 
là…j’ai l’impression qu’il peut sentir que je suis là ».

Les effets du confinement
L’anxiété a augmenté dans l’ensemble de la société 
en Suisse au printemps, mais cela semble avoir été 
d’autant plus difficile pour les proches de personnes 
détenues. En effet, à l’extérieur, il a été compliqué et 
douloureux pour nombre d’entre nous d’être séparés 
de nos proches, mais nous avions tous la possibilité, 
à n’importe quel moment de la journée, de prendre 
des nouvelles, par un petit message ou un appel sur 
le téléphone, par un contact par Zoom, par Skype, 
par Facetime. S’il n’y a plus de visites, comment avoir 
des nouvelles régulières de son proche en prison ? Il 
ressort de l’étude exploratoire de REPR (voir #prison-
info 1/2019), que 45 % des familles n’utilisent jamais 
le courrier postal comme mode de communication 
durant la détention de leur proche. Les visites en di-
rect et les téléphones sont privilégiés, sachant que 

les habituels WhatsApp, Snapchat, Zoom et autres 
ne sont pas autorisés en détention. 

Dans la période de confinement, les courriers 
postaux ont été fortement ralentis en détention 
avant jugement, rendant les contacts très lents.  
« Je lui donne des nouvelles de nous et des enfants, 
mais sa réponse, elle vient plus de dix jours après, 
alors si quelque chose se passe avec la Covid, ce sera 
la catastrophe ». L’immédiateté de la communica-
tion à l’extérieur a toujours été en grand contraste 
avec les moyens et le rythme des communications 
en prison, mais en temps de pandémie, cela a am-
plifié la sensation d’éloignement. 

Dans certains établissements en Suisse romande, 
à Genève et en Valais, la priorité du maintien des 
liens avec les proches a été suivie d’actions en fa-
veur des familles : les parloirs sont restés ouverts. 
Cela a certes nécessité dans certaines prisons des 
aménagements : moins de personnes ensemble 
dans le lieu de visite, des contrôles de température, 
le port du masque tout au long de la rencontre, la 
mise sur pied de vitres et de plexiglas pour empê-
cher des contacts physiques. Pour une majorité des 
familles, cela a été un vrai soulagement de pouvoir 
voir la personne détenue, s’assurer de son bien-être 
et partager des moments ensemble. 

Les contrôles ont été bien compris, même si par-
fois les vitres et plexiglas ont nécessité des adap-
tations pour que la sonorisation du parloir puisse 
être adéquate. Le fait d’avoir pondéré le risque sa-
nitaire et les besoins des familles et des personnes 
détenues a été ressenti très fortement par les fa-
milles. « Ils comprennent qu’on a besoin les uns des 
autres, encore plus dans ces moments si bizarres » 
nous a dit Mike, dont le frère est incarcéré depuis 
de nombreuses années. De manière générale, une 
majorité des établissements a cherché à compenser 

Les liens familiaux à l’épreuve 
de la Covid-19
REPR reste toujours à disposition pour les familles des détenus

Dans une grande partie des établissements de détention romands, d’impor-
tants efforts ont été faits pour maintenir pendant la pandémie un contact de 
qualité entre les détenus et leur famille. Il est essentiel que les familles restent 
un des maillons de la resocialisation et ne soient pas oubliées.

Viviane Schekter

Viviane Schekter est la directrice 
de la fondation Relais Enfants 
Parents Romands (REPR).

« Les contrôles 
ont été bien 
compris, même 
si parfois les 
vitres et plexi-
glas ont néces-
sité des adapta-
tions »
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l’absence de contacts, notamment avec l’ouverture 
de visioconférence.

Les décisions des autorités cantonales et fé-
dérales sont en constante évolution, dès lors l’or-
ganisation des visites en prisons est adaptée très 
régulièrement. Pour que toutes les familles, et les 
professionnels, restent bien informés sur les déci-
sions qui restent très variables d’une prison à l’autre, 
l’équipe de REPR se mobilise pour tenir à jour toutes 
les informations concrètes pour les visites en prison. 
Un QR-code est disponible et une page du site de la 
Fondation est dédiée à ces modifications. Cela im-
plique une vraie circulation de l’information entre 
les autorités pénitentiaires et REPR pour permettre 
une information vérifiée et claire, un travail consé-
quent pour notre petite structure, mais essentiel 
pour favoriser les contacts et désamorcer les ru-
meurs infondées. 

Les premières infections en prison
Malgré toutes les précautions, il y a eu des person-
nes testées positives à la Covid-19 en détention dans 
plusieurs prisons. Heureusement, toutes prises en 
charge et cela sans complications particulières à 
ce jour. Les tous premiers cas ont été révélés de 
manière conséquente dans la presse, impliquant 
une information à large échelle en Suisse romande. 
Cela a directement amené des dizaines d’appels à 
la ligne téléphonique gratuite de REPR. « Est-ce que 
mon fils est concerné ? Et s’ils l’intubent ? Est-ce que 
des gens vont mourir en prison ? Est-ce que j’aurai 
des nouvelles ? »

Certaines personnes ont été informées de la ma-
ladie de leur proche, mais sans aucune autre préci-
sion. Pas de visite, pas de contact téléphonique, pas 
d’information sur l’état de santé actuel … juste un 
grand silence et une visite reportée à dans quinze 
jours. « Je n’ai juste plus réussi à dormir, j’ai pleuré, 
je suis venue tous les jours à REPR, j’avais besoin 
de parler de mon fils, d’être rassurée sur la qualité 
des soins et de réfléchir ensemble à toutes les op-
tions pour pouvoir avoir des nouvelles ». Grâce aux 
contacts et à la confiance établie depuis plusieurs 
années, les équipiers REPR ont pu avoir des liens 
avec la Direction de la prison ainsi qu’avec le ser-
vice médical et nous avons pu rassurer au mieux 
les familles concernées. 

Il est très complexe pour tous de penser aux 
plans de protection et d’organiser la vie en prison 
avec cette menace sanitaire constante. Il est re-
grettable toutefois que les familles soient toujours 
considérées comme annexes à la situation. Sous des 
couverts de secret professionnel, secret médical ou 
encore de responsabilité personnelle de la personne 
détenue, on en vient parfois à oublier que l’informa-

tion, avec l’accord du principal intéressé, reste très 
difficile à transmettre, notamment en détention 
avant jugement où l’accès au téléphone est très 
restreint. Si votre frère, votre enfant majeur était 
confiné aujourd’hui, malade de la Covid-19, combien 
de fois par semaine, voire par jour prendriez-vous 
de ses nouvelles?  

La situation des enfants
Loïc, 9 ans, est placé en foyer depuis près d’un an. 
Son père est en détention, sa mère en grande dé-
tresse psychique s’est vu retirer sa garde. En 2019, 
des visites mensuelles étaient organisées par l’équi-
pe Focus Enfants de REPR, avec un important suivi 

« Il est regret-
table toutefois 
que les familles 
soient toujours 
considérées 
comme annexes 
à la situation. »
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socio-éducatif de Loïc, impliquant des rencontres 
régulières avec son père et sa mère par les spécia-
listes REPR. Dans certains établissements, comme 
dans celui où est détenu le père de Loïc, les visites 
organisées par REPR ont été suspendues par la di-
rection de la prison. Dans une première phase, au-
cune visite des proches n’a été permise, puis dès la 
fin du printemps, les proches ont pu revenir avec 
des conditions particulières (port du masque, dis-
tance physique, nombre de personnes limité dans 
le parloir…), mais les visites accompagnées par les 
professionnels sont restées interdites. 

Comment expliquer à Loïc qu’il ne peut plus voir son 
père? Il a eu la possibilité de venir en visite avec sa 
mère, mais cela s’est vite transformé en cauchemar: 
les parents de Loïc sont en conflit, le ton monte vite 
quand ils se voient, Loïc assiste, impuissant, à une 
heure de remontrances et de sarcasmes de part et 
d’autre. Où est l’intérêt de l’enfant? Qui se préoccu-
pe de son bien-être? Les visites REPR ont été parfois 
malheureusement prises pour un loisir, une heure 
d’animation, comme dans un centre aéré. Cela nous 
a montré notre difficulté à bien expliquer notre 
travail et les enjeux des contacts avec les parents 
détenus pour les enfants que nous accompagnons. 

Les effets du confinement sur 
les visites en prison  
(Dessin : Patrick Tondeux)

« Comment ex-
pliquer à Loïc,  
9 ans, qu’il ne 
peut plus voir 
son père ? »
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Faute de réussir à s’organiser, la mère de Loïc a fait 
deux visites en sept mois …

Plusieurs situations d’enfants se sont péjorées 
dans la société de manière générale lors de ce confi-
nement : des enfants dont les parents ont mal vécu 
le confinement, qui n’ont pas réussi à s’accrocher aux 
propositions scolaires numériques, des enfants qui 
ont été peu stimulés et entourés. Les enfants vivant 
avec un parent en détention sont particulièrement 
vulnérables, ils souffrent souvent de stigmatisation, 
de solitude. Ils sont plus souvent sujets à des troubles 
psychiques. Dans ces périodes d’incertitude sani-
taire, de bouleversement scolaire, des liens stables 
et réguliers sont particulièrement importants. En 
laissant de côté des enfants comme Loïc, nous leur 
confirmons que la société ne leur fait pas de place, 
ce qui ne peut pas être un projet pour eux. 

Heureusement, d’autres enfants ont pu béné-
ficier d’accompagnements par les équipiers REPR, 
avec des conditions particulières. Toutes les activités 
en groupe ont été suspendues au profit de visites 
individuelles. L’ensemble des enfants préfèrent les 
activités partagées avec d’autres enfants. Certains 
jeunes n’ont pas souhaité venir dans ces conditions. 
A noter qu’une partie des parents en prison et à la 
maison ont préféré suspendre les visites au vu des 
conditions, notamment quand il s’agit de masques 
pour les très jeunes à porter pendant plus d’une 
heure. Ce qui a été important est d’avoir pu ouvrir le 
dialogue avec les parents sur l’intérêt supérieur de 
leurs enfants et de pondérer chaque choix ensemble. 
Maintenir les parents acteurs de leur parentalité, et 
favoriser en tout temps la participation des enfants 
au processus de décision nous paraît ici essentiel. 

Comment préparer une visite derrière une vitre? 
Nous avons pris le parti de ne pas mettre au centre 
de la visite l’ensemble des restrictions (on ne pourra 
pas faire de UNO, tu ne pourras pas faire de câlins, 
pas donner un dessin…), mais de mettre en avant 
les possibles. Un guide des parloirs sans contact a 
été rédigé par les spécialistes de l’enfance de REPR. 
Il contient des idées de jeux, d’animation pour ces 
moments sans contact. Il est régulièrement envoyé 
aux parents en prison et à la maison pour préparer 
au mieux ces rencontres. 

Le numérique a fait son entrée
Grâce à la situation sanitaire, le numérique a fait son 
entrée dans presque toutes les prisons romandes. 
Une grande réactivité des établissements a permis 

à de nombreuses familles d’avoir des contacts vir-
tuels, par Skype notamment. Les familles ont réagi 
très favorablement à ce nouvel outil de communica-
tion, souvent réservé aux familles vivant à l’étranger 
jusque-là. « J’ai pu lui montrer la nouvelle déco que 
j’ai fait dans ma chambre et puis je lui ai joué un air 
avec ma guitare, c’était trop bien …toutes des choses 
impossibles même si je viens à la prison ». Léa est 
adolescente, en réalité cela fait de longs mois qu’elle 
n’est plus venue en visite, le long voyage et le tête-
à-tête avec son père en prison ne correspondent en 
rien à ses besoins actuels. Mais la découverte de cet 
espace dans son monde numérique a permis une 
réelle reprise de contact, à hauteur d’ado. 

Pour Léo, cela a été plus compliqué : après avoir 
vu son père sur la tablette dans le salon à la maison, 
il a passé plusieurs nuits à faire des cauchemars, ce 
qui n’était plus arrivé depuis quelque temps. Il a vu 
son père être très violent et a vécu une arrestation 
musclée. Voir son père apparaître par magie dans 
l’espace sécurisé de la maison l’a surpris et a réveillé 
un traumatisme encore frais. Aucune préparation 
n’a été offerte à Léo avant cette rencontre virtuelle. 
Au vu de la diversité des situations, l’équipe de REPR 
a développé un Guide des Skype en prison, guide qui 
s’adresse à la personne en prison, à la personne qui 
gère l’appel à la maison et aux enfants. A partir de 
quel âge est-on à l’aise devant un écran ? Comment 
animer une rencontre virtuelle ? A quoi faut-il être 
attentif pour que tout se passe au mieux ? Autant 
de questions auxquelles ce document cherche à 
répondre. 

Ne pas remplacer les visites en présence
Faciliter des contacts peu onéreux, qui n’impliquent 
pas des trajets longs et couteux de manière systé-
matique est un vrai plus. Toutefois, nous sommes 
très inquiets à l’idée que de tels contacts puissent 
devenir une modalité de visite et remplacer une ren-
contre en présence. Un enfant a besoin de toucher 
son parent, de le sentir, de voir ses réactions non 
verbales pour pouvoir s’appuyer sur lui et grandir. 
En aucune manière les visites virtuelles ne doivent 
remplacer les visites en présence. Nous partageons 
en ce sens les préoccupations européennes. Le 
Conseil de l’Europe souligne dans la recommanda-
tion concernant les enfants de détenus que « ces 
moyens de communication ne devraient jamais 
être considérés comme une alternative remplaçant 
le contact direct entre les enfants et leur parent dé-

« La découverte 
de cet espace 
dans son monde 
numérique a 
permis une 
réelle reprise de 
contact, à hau-
teur d’ado. »

« En aucune ma-
nière les visites 
virtuelles ne 
doivent rempla-
cer les visites en 
présence. »
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tenu » (art. 25). Par ailleurs, les plexiglas, les vitres 
et les parloirs sans contact doivent absolument 
rester provisoires.  

Encore trop souvent dans l’angle mort
Cette période a montré la fragilité du maintien 
des liens : les familles et les enfants de personnes 
en détention sont encore trop souvent dans l’angle 
mort des décideurs. Il est essentiel à notre sens de 
continuer à pondérer toutes décisions de change-
ment qui impactent les contacts avec l’extérieur en 
gardant à l’esprit que les familles et les enfants de 
personnes en détention sont détenteurs de droits 
spécifiques qui doivent être pris en considération. 
Des recommandations pour le maintien des droits 
de ces familles vulnérables ont été édictées dès le 
début de la crise du coronavirus par les agences 
internationales.

Nous pouvons relever ici que dans une grande 
partie des établissements romands, d’importants 
efforts ont été faits pour maintenir un contact de 
qualité avec les familles. Nous avons été toujours 
bien reçus dans nos questions et nos demandes, ce 
qui montre qu’en Suisse romande, les familles ne 
sont pas laissées pour compte. De manière générale, 
nous avons pu relever que les familles de leur côté 
se sont en majorité senties respectées et protégées 

par le système carcéral, lorsqu’elles ont bénéficié 
d’informations claires et d’empathie, en particulier 
lorsqu’il a fallu faire face à ce grand vide qu’a im-
pliqué l’arrêt brutal des contacts directs. Dans un 
système où la resocialisation est au cœur du projet 
de détention, comme le stipule le Code pénal suisse, 
il est indispensable de prendre en considération le 
lien avec les proches. 

La situation des enfants nous préoccupe tou-
tefois : il est essentiel de les écouter, d’entendre 
leurs besoins et leurs souhaits, ils vivent tous des 
situations différentes. La Fondation REPR peut être 
un intermédiaire pour faire entendre les voix de 
ces enfants. Les visites accompagnées des enfants 
sont intégrées dans un processus psychoéducatif, 
être soutenu et avoir la possibilité de maintenir un 
contact avec leur parent est un droit des enfants, et 
non pas un cadeau pour une personne détenue qui 
se comporte bien. Cette pandémie est une épreuve 
pour nous tous, en particulier par rapport à notre 
capacité d’adaptation et à la définition de nos prio-
rités ; les familles doivent rester un des maillons de 
la resocialisation et ne pas être oubliées. Gardons 
un œil ouvert sur les différentes perspectives, de 
l’intérieur des prisons et de l’extérieur, et offrons 
ainsi ensemble à ces enfants un présent et un ave-
nir de qualité. 

« D’importants 
efforts ont été 
faits pour main-
tenir un contact 
de qualité avec 
les familles. »

Liens

 •	� Les documents « Boîte de jeux pour des parloirs sans contact » et « Comment préparer un Skype avec un parent 
en détention » sont disponibles sur le site de la fondation REPR (www.repr.ch).

 •	� Le document « Interim Guidance : COVID-19: Focus on Persons Deprived of their Liberty » est disponible sur le site 
de la plateforme Inter-Agency Standing Committee (https://interagencystandingcommittee.org/iasc).
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Les enfants et les adolescents qui vivaient dans une 
institution socio-éducative pendant le (premier) 
confinement ont été confrontés à une situation par-
ticulièrement difficile par rapport aux autres jeunes 
de leur âge. Ils ont en effet été soumis à des restric-
tions ayant affecté leur structure journalière et les 
contacts avec leurs amis, mais aussi les contacts 
directs avec leur famille, qui se trouvait souvent en 
grandes difficultés psychosociales. Aucune des étu-
des réalisées jusqu’à présent sur la manière dont la 
crise du coronavirus a été vécue n’a cependant pris 
en compte de manière adéquate la situation parti-
culière de ces jeunes.

L’équipe EQUALS de la Clinique pour enfants et 
adolescents des Cliniques psychiatriques universi-
taires (UPK) de Bâle et l’association professionnelle 
Integras ont donc voulu leur donner une voix au tra-
vers d’une enquête en ligne lancée dans le cadre du 
projet « La crise du coronavirus perçue par les jeunes 
vivant en institution de protection de l’enfance et 
de la jeunesse ». Le but de cette enquête était éga-
lement de mettre en avant le travail accompli par 
le personnel socio-éducatif pendant cette période, 
leur engagement n’ayant en effet jamais été salué, 
contrairement à ce qui a été fait pour d’autres ca-
tégories socio-professionnelles.

238 jeunes de plus de 50 établissements so-
cio-éducatifs différents situés en Suisse, en Alle-
magne, au Luxembourg et en Autriche ont participé 
à cette enquête en ligne menée de mai à début juin. 
Comme le révèlent certaines réponses aux questions 
ouvertes, les participants ont particulièrement ap-
précié l’initiative : « Es ist schön das es eine Umfrage 

für die gibt die eine etwas andere Situation haben 
als der Rest » (fille de 17 ans), « Tout le monde ne se 
préoccupe de nous, alors MERCI » (garçon de 14 ans).

Des contraintes supplémentaires…
La crise du coronavirus et les mesures de lutte contre 
la pandémie ont entraîné pour tous des restrictions 
qui étaient extrêmement inhabituelles et drastiques 
au moment du (premier) confinement. Les résul-
tats de l’enquête révèlent un certain nombre de 
contraintes supplémentaires auxquelles les enfants 
et les adolescents placés en foyer ont été soumis 
par rapport aux jeunes du même âge qui vivaient 
en milieu familial :

	◼	La majorité des jeunes interrogés (58 %) ont 
pu rendre moins souvent visite à leur famille 
pendant la crise et plus d’un quart d’entre eux  
(28 %) n’ont pu lui rendre aucune visite. La famille 
a tout de même été la réponse la plus souvent 
donnée lorsqu’il leur a été demandé qui les avait 
le plus soutenus. Il est à noter qu’un participant 
sur dix n’a eu absolument aucun contact avec 
sa famille.

	◼	Les contacts avec les amis de l’extérieur, qui consti-
tuent le deuxième soutien le plus important aux 
yeux des jeunes, ont également diminué dans  
73 % des cas et ont été inexistants dans 25 % 
des cas.

	◼	Le manque de proximité physique dû à un iso-
lement croissant a été explicitement mention-
né dans les réponses à la question de savoir ce 
qui leur avait le plus manqué : « Berührungen »  
(F ,15), « faire des câlins à mes proches » (M, 15).

L’institution perçue comme un 
endroit sûr pendant la crise
Comment les jeunes vivant dans une institution de protection de l’enfance et 
de la jeunesse ont vécu le confinement 
 
Pendant le confinement, les jeunes vivant dans une institution socio-éducative 
ont été soumis à des contraintes supplémentaires, qui ont néanmoins pu 
être compensées grâce à l’engagement extraordinaire du personnel. Le travail 
accompli par les institutions a en grande partie porté ses fruits, comme le 
révèlent les résultats d’une enquête, et se révèlera également utile pour relever 
les nouveaux défis posés par la pandémie.

Nils Jenkel et Marc Schmid 

Nils Jenkel est psychologue 
à la Clinique pour enfants et 
adolescents des Cliniques 
psychiatriques universitaires 
(UPK) de Bâle.

Marc Schmid est psychologue en 
chef à la Clinique pour enfants 
et adolescents des Cliniques 
psychiatriques universitaires 
(UPK) de Bâle.
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	◼	Les institutions ont introduit de nom-
breuses règles supplémentaires qui ont 
été perçues, au moins pour certaines 
d’entre elles, comme une restriction 
massive et comme n’étant pas toujours 
utiles par plus de la moitié des jeunes. 

	◼	Il n’était par conséquent pas rare que l’at-
mosphère soit tendue au sein des groupes. 
Un tiers des participants (32 %) a déclaré 
que l’ambiance entre les pensionnaires 
s’était dégradée : « Man hockt ziemlich 
nahe aufeinander, dabei die viel streit und 
man geht auseinander » (F, 15).

	◼	Les jeunes se faisaient par ailleurs parfois 
énormément de souci pour leur famille, 
qui se trouvait souvent en grandes dif-
ficultés psychosociales : un tiers (33 %) 
craignait des problèmes financiers et un 
quart (25 %) avait peur que la crise ait un 
impact psychologique sur elle.

Coup de projecteur: Gestion de la pandémie de Covid-19 	  prison-info 2/2020  27

Grâce à l’engagement extraordinaire du person-
nel socio-éducatif (photo : foyer d’accueil de 
Bâle), les jeunes vivant en foyer ont perçu l’insti-
tution comme un endroit sûr.  
Photo: Peter Schulthess (2020)



« Les nouvelles 
contraintes, as-
sociées aux res-
trictions ha-
bituelles, ont 
laissé des 
traces. »

…avec des répercussions 
Il est tout à fait compréhensible que les nouvelles 
contraintes, associées aux restrictions habituelles, 
aient laissé des traces. 40 % des jeunes interrogés 
ont fait état d’une détérioration de leur santé men-
tale ; 31 % ont déclaré se sentir plus déprimés de-
puis la crise. Cependant, ces résultats ne semblent 
guère différer de ceux des enquêtes réalisées auprès 
des jeunes de la population générale. Ainsi, selon 
l’étude COPSY réalisée en Allemagne, la proportion 
d’enfants et d’adolescents en proie à une souffrance 
psychique est passée de 18 à 31 %. Il ressort égale-
ment de l’étude « Swiss Corona Stress Study » que 
plus de la moitié des personnes interrogées – qui 
étaient certes pour la plupart des adultes – ont ob-
servé une augmentation des symptômes dépressifs 
chez elles ; 40 % se sentaient stressées par la situa-
tion liée au coronavirus.

Des contraintes compensées par l’engagement 
et la présence du personnel
Comment les institutions sont-elles parvenues à 
accompagner les jeunes pendant le (premier) confi-
nement ? Si l’on compare avec d’autres groupes, les 
répercussions que ce dernier a eues sur les jeunes 
placés en foyer n’ont fort heureusement rien d’alar-
mant, même s’il convient de ne pas les minimiser. 
On peut supposer que les contraintes auxquelles 
ont été soumis ces jeunes ont pu être compensées 
par l’engagement extraordinaire et la présence du 

personnel. Le fait que seuls 25 % des jeunes ayant 
participé à l’enquête pensent avoir eu plus de diffi-
cultés à gérer la situation que les jeunes qui ne sont 
pas placés en institution plaide en faveur de cette 
hypothèse. Un tiers d’entre eux (34 %) ont même in-
diqué qu’ils pensaient que cela avait été plus facile 
pour eux. Plus de la moitié (55 %) ont fait savoir qu’ils 
avaient le sentiment d’avoir bien géré la situation.

D’autres résultats confirment l’hypothèse selon la-
quelle les contraintes ont pu être compensées par 
l’engagement du personnel :

	◼	A quelques exceptions près, tous les jeunes ont 
été informés de la situation par l’institution ; la 
moitié d’entre eux ont déclaré avoir pu participer 
à la mise en œuvre de certaines règles. 

	◼	En particulier, la façon dont le personnel a géré 
la crise a été perçue de manière très positive par 
les jeunes : les deux tiers d’entre eux (67 %) ont 
trouvé qu’il l’avait bien gérée, et un peu moins 
d’un quart (23 %) qu’il l’avait même très bien gé-
rée. 

	◼	L’engagement des collaborateurs pendant le 
(premier) confinement a également été jugé très 
positif. Quatre participants sur cinq (84 %) ont 
estimé que leur engagement n’avait pas faibli 
malgré l’aggravation de la crise, et la moitié a 
déclaré qu’ils s’étaient même impliqués davan-
tage qu’avant le coronavirus. Deux participants 

Les règles particulières mises 
en place (photo : distanciation 
et places fixes pendant les re-
pas au foyer d’accueil de Bâle) 
sont mieux acceptées par 
les jeunes lorsqu’ils en sont 
informés par la direction.   
Photo: Peter Schulthess (2020)
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« Les contraintes 
auxquelles ont 
été soumis les 
jeunes ont pu 
être compen-
sées par l’en-
gagement ex-
traordinaire et la 
présence du per-
sonnel. » 

sur cinq se sont sentis plus soutenus que jamais 
par les collaborateurs.

De nombreux éléments ont fait leurs preuves
Au vu notamment de l’évolution actuelle de la si-
tuation liée au coronavirus, il convient d’identifier 
les facteurs qui ont eu une influence positive sur la 
manière dont les jeunes placés en institution ont 
vécu le (premier) confinement afin de se préparer 
à de nouveaux défis posés par la pandémie. Sur la 
base d’analyses contextuelles des données et des 
retours d’expérience obtenus lors d’un événement 
en ligne, plusieurs éléments qui ont jusqu’à pré-
sent fait leurs preuves ont pu être mis en évidence :

	◼	Des collaborateurs qui assurent une certaine sta-
bilité : La manière dont les collaborateurs ont géré 
la crise est ce qui a eu le plus d’influence sur le 
fait que les jeunes ont perçu l’institution comme 
un endroit sûr pendant la crise. Il faudrait donc 
toujours veiller à ce que le personnel dispose de 
tout ce dont il a besoin et, dans le meilleur des 
cas, que cela soit ancré dans la structure de l’ins-
titution.

	◼	Participation des jeunes : La participation des 
jeunes à l’organisation du quotidien pendant la 
crise a, elle aussi, largement contribué à ce qu’ils 
perçoivent l’institution comme un endroit sûr.

	◼	Informations transmises directement par la di-
rection : Les règles particulières qui ont été mises 
en place au sein des institutions ont été mieux 
acceptées par les jeunes lorsqu’ils en ont été in-
formés par la direction.

	◼	Des relations solides : La qualité des relations 
entre les jeunes et les éducateurs a été l’indi-
cateur le plus important de la manière dont les 
jeunes ont fait face au (premier) confinement. 
Des relations solides sont la base de toute inter-
vention socio-éducative ou thérapeutique, mais 
sont aussi fondamentales pour surmonter une 
crise. Le travail relationnel ne devrait par consé-
quent jamais être sous-estimé.

	◼	Bonne cohésion de groupe : Il faudrait garder 
un œil sur l’ambiance entre les jeunes. Face à un 
isolement croissant, les relations avec les autres 
pensionnaires jouent un rôle encore plus impor-
tant que d’habitude.

	◼	Contacts avec l’extérieur : Il faut trouver des 
moyens de contact avec l’extérieur. Non seule-
ment ces contacts constituent un soutien pré-
cieux, mais ils permettent aussi aux jeunes de se 
faire moins de souci pour leurs proches et leurs 
amis.

	◼	Accès au téléphone portable et à Internet : Afin 
de maintenir un lien avec les personnes à l’ex-
térieur, mais par exemple aussi de suivre un 

enseignement à distance ou des séances de psy-
chothérapie, les jeunes ont besoin d’avoir accès 
à des smartphones et à Internet.

	◼	Inventivité : Il faut savoir faire preuve d’inventivité 
non seulement pour ce qui est du maintien des 
contacts avec l’extérieur et de l’accès au téléphone 
portable et à Internet mais aussi pour ce qui est 
de l’organisation de la structure journalière, qui 
doit rester la plus attrayante possible.

	◼	Réflexion constructive avec les autorités : Lors-
qu’elles ont des difficultés pour faire appliquer des 
règlements et gérer une pénurie de ressources, 
les institutions ne devraient pas se laisser dé-
courager mais devraient, au contraire, aller en 
discuter avec les services concernés.

	◼	Réflexion et échanges avec les jeunes et d’autres 
institutions : Qu’est-ce qui a été bien géré pen-
dant le (premier) confinement ? Qu’est-ce qui l’a 
moins bien été ? Il pourrait se révéler intéressant 
d’avoir une réflexion commune avec les jeunes 
concernés et les autres institutions. Nous pou-
vons tirer des enseignements des expériences 
qui ont été faites.

Lors de l’interprétation des résultats, il est important 
de garder à l’esprit que, dans la mesure où la partici-
pation n’avait rien d’obligatoire – que ce soit pour les 
jeunes ou pour les institutions –, la représentativité 
ne peut être garantie. Ces résultats montrent cepen-
dant que les éducateurs ont bien accompagné ces 
jeunes, qui sont souvent très vulnérables, pendant 
la crise. Ils y sont parvenus uniquement grâce à leur 
engagement exceptionnel, à beaucoup d’inventivité 
et à leur grand professionnalisme. Comme il est à 
craindre, au vu de l’évolution actuelle, que le virus 
continuera de préoccuper le monde pendant encore 
quelque temps, nous pensons qu’une réflexion sur 
ces ressources dont il y a de quoi être fier serait utile 
et souhaitons à tous beaucoup de courage pour les 
semaines et les mois à venir ! 

Liens

 •	� Une présentation plus détaillée des premiers résultats 
du projet « La crise du coronavirus perçue par les 
jeunes vivant en institution de protection de l’enfance 
et de la jeunesse » figure à l’adresse suivante : www.
integras.ch.

 •	� L’étude de l’Université de Bâle « Swiss Corona Stress 
Study » peut être consultée à l’adresse suivante : 
www.coronastress.ch. 

 •	� L’étude COPSY sur l’impact psychologique de la pan-
démie de COVID-19 sur les enfants et les adolescents 
en Allemagne est disponible sur le site Internet de 
la Clinique universitaire de Hambourg-Eppendorf 
(www.uke.de).
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Dans la population suisse, le 
fatalisme va de pair avec une 
peur moindre de la Covid-19. 
Une étude de l’Université de 
Zurich révèle que ce fatalisme 
semble protéger des senti-
ments négatifs pendant la 
pandémie. Elle montre cepen-
dant aussi l’importance d’une 
gestion de crise réfléchie des 
institutions de l’Etat en temps 
de pandémie. Les faibles taux 
d’infection dans les établisse-
ments de détention prouvent 
que le fait de prendre des 
mesures résolues donne des 
résultats positifs.  
Dessin : Patrick Tondeux
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#prison-info : Vous avez fait une carrière 
policière et déclaré une fois que pour vous 
« la police c’était le plus beau métier du 
monde ». Pourquoi êtes-vous devenu Di-
recteur de Champ-Dollon ?
C'est pour moi un défi qui s'inscrit dans la conti-
nuité en termes d'expérience professionnelle, 
de défi managérial et d'enjeux déontologiques. 
Professionnellement, c'est très enrichissant de 
découvrir un maillon de la chaîne pénale qui 
intervient après le travail de police. Aussi, l'op-
portunité de conduire et de repenser une insti-
tution emblématique telle que Champ-Dollon 
est très stimulante. Pour finir, d'un point de vue 
sociétal, je trouve que c'est une noble tâche de 
veiller à ce que les détenus soient encadrés et 
accompagnés avec respect et humanité.

Le climat dans une prison est fortement 
marqué par son directeur. Comment conce-
vez-vous les rapports avec les détenus ?
A mon sens, le « climat » dans une prison, 
comme dans toute entreprise, dépend des va-
leurs véhiculées et du style de management. 
Je m'efforce à ne pas personnaliser la fonction 
de directeur et je souhaite que nos valeurs 
soient portées par l'ensemble du personnel, à 
tous les échelons. Mon rôle consiste à donner 
de l'autonomie et des responsabilités au per-
sonnel de détention et de créer ainsi les condi-
tions favorables pour une gestion de proximi-
té avec les détenus. J'espère qu'à terme, nous 
développerons des outils de gestion inclusive 
qui intègrent et responsabilisent notre popu-
lation carcérale.

Quels changements envisagez-vous sur le 
plan de l’organisation ?
Une réforme ambitieuse est en cours. Elle vise 
à développer le suivi des détenus, à renforcer le 
management, à professionnaliser les domaines 
d'activités clefs et à augmenter nos capacités 
d'anticipation et de gestion de projets. Dès le 
printemps 2021, la prison sera organisée en 
trois domaines d'activités. Le premier sera le do-
maine de la « Sécurité périmétrique », en charge 
de la sécurité extérieure, des accès, de la défense 
incendie, de la surveillance, des interventions 
et du quartier de haute sécurité. Dénommé  
« Sécurité dynamique », le deuxième domaine 
sera responsable des pavillons de détention 
avant jugement, de l'unité de détention pour 
femmes et du renseignement pénitentiaire. En-
fin, le domaine « Parcours carcéral » chapeaute-
ra le pavillon d'exécution des peines, les douze 
ateliers et l'unité carcérale hospitalière. De plus, 
la direction sera appuyée par un état-major 
qui regroupera tous les services transversaux.

Il y a un an, vous avez annoncé dans une 
interview vouloir faire de Champ-Dollon  
« un laboratoire de bonnes pratiques et une 
source d’inspiration pour l’ensemble du  
pays ». Dans quelle mesure la pandémie du 
coronavirus a-t-elle mis des bâtons dans 
les roues ?
Notre vision reste inchangée: « En tant que pôle 
de compétences, nous sommes ingénieux, inno-
vants, nous développons de bonnes pratiques et 
sommes sources d'inspiration ». Il s'agit dans un 
premier temps de réussir la bascule dans notre 

future structure organisationnelle. Lorsque 
notre nouvel outil sera opérationnel, nous dé-
velopperons les prestations, la gestion de la 
détention, le projet de réinsertion et les parte-
nariats. Nous espérons réussir et inspirer d'ici 
deux à trois ans. A ce stade, le projet de réor-
ganisation suit son cours. Si la pandémie rend 
la conduite du projet plus difficile et qu'elle 
ajoute de la complexité à la gestion courante 
de l'établissement, elle ne nous décourage pas 
pour autant.

Que signifie concrètement le refus parle-
mentaire du projet de centre de détention 
aux Dardelles pour le futur immédiat de 
Champ-Dollon ?
Les conséquences de cette décision dépassent 
largement le cadre de Champ-Dollon et ont 
un impact sur la planification pénitentiaire 
genevoise dans son ensemble. Il appartient 
désormais à l'ensemble de l'Office cantonal de 
la détention de remettre l'ouvrage sur le métier 
pour répondre aux attentes du Grand-Conseil. 
En ce qui concerne Champ-Dollon, différents 
audits ont mis en exergue la vétusté du bâti-
ment et des infrastructures. Certains travaux 
importants, mis en suspens dans l'attente du 
votre sur les Dardelles, devraient désormais 
être priorisés.

Cinq questions à Martin von Muralt

« En tant que pôle de compétences, nous sommes ingénieux, inno-
vants, nous développons de bonnes pratiques et sommes sources 
d'inspiration »

Martin von Muralt est Directeur de la prison de Champ-Dollon 
depuis le 1er septembre 2019. Âgé de 45 ans, il a commencé sa 
carrière au sein de la police judiciaire genevoise, a ensuite rejoint la 
police judiciaire fédérale (fedpol) est finalement devenu comman-
dant de la Police Région Morges.
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Les collaborateurs doivent être pleine-
ment opérationnels et en parfaite santé
Résultats de la deuxième enquête nationale sur le personnel pénitentiaire

Le travail dans les établissements d’exécu-
tion des sanctions pénales est marqué par 
le caractère particulier de ces institutions. 
Dans l’interaction avec les détenus, la sécu-
rité doit être garantie tant à l’intérieur que 
vis-à-vis de l’extérieur et la mission de reso-
cialisation doit être assurée. À quel type de 
contraintes le personnel est-il exposé ? C’est 
ce que montre la deuxième enquête réalisée 
à l’échelle nationale.

Ueli Hostettler, Anna Isenhardt et 
Conor P. Mangold

Le travail et la santé sont étroitement liés : si 
l’inactivité forcée peut avoir des effets préju-
diciables sur l’état de santé, certains aspects 
du travail peuvent être une source de stress et 
rendre malade. Les recherches menées sur la 
question montrent que c’est en particulier le 
cas lorsque les travailleurs ne disposent pas 
de ressources suffisantes pour atténuer les 
conséquences négatives des contraintes ren-
contrées dans l’exercice de leur activité pro-
fessionnelle. Ces liens s’observent également 
dans le domaine de l’exécution des peines et 
mesures, où le travail s’apparente à une for-
me de travail social orienté vers la clientèle. 

Cette clientèle ne séjourne toutefois pas 
de son plein gré dans les établissements et 
se trouve généralement dans une phase de 
vie difficile. Son comportement fait que, dans 
bien des cas, il n’est pas simple de lui appor-
ter le soutien nécessaire. Ces divers éléments 
peuvent, comme dans d’autres professions 
sociales, mettre le personnel sous pression. 
Par ailleurs, le quotidien est strictement ré-
glementé tant pour les détenus que pour 
le personnel, dont la marge de manœuvre 
se trouve ainsi réduite. Des hiérarchies et 
des rôles clairement établis diminuent bien 
souvent la possibilité de participer aux dé-
cisions et limitent les perspectives d’évolu-
tion. Autant d’aspects, pour n’en citer que 
quelques-uns, qui peuvent affecter la santé 
du personnel dans les institutions d’exécu-
tion des peines et mesures. 

Le rôle fondamental du personnel
Les collaborateurs et collaboratrices consti-
tuent une précieuse ressource pour les ent-
reprises et les institutions. Ce constat est 
particulièrement vrai dans l’exécution des 
peines et mesures. Le personnel joue un rôle 
fondamental dans le système pénitentiaire 
et dans l’accomplissement de la mission as-
signée à celui-ci. Il contribue dans une large 
mesure à la resocialisation des détenus et 

apporte, à travers son travail, une sécurité 
dynamique qui, en association avec les moy-
ens techniques et architectoniques, garantit 
la sécurité tant à l’intérieur de l’établissement 
que vis-à-vis de l’extérieur. Grâce aux con-
tacts qu’il cherche à établir et à entretenir 
avec les détenus, il est par exemple en me-
sure de déceler rapidement des tensions ou 
des problèmes qui pourraient affecter la vie 
de l’établissement et, plus particulièrement, 
la sécurité. Pour pouvoir s’acquitter de ces 
tâches, les collaborateurs doivent être plei-
nement opérationnels et en parfaite santé. 
Par ailleurs, les différents secteurs doivent 
disposer en permanence d’effectifs suffisants. 

Les problèmes de santé ont donc des 
conséquences négatives non seulement 
pour les personnes qui en souffrent, mais 
aussi pour les établissements en tant qu’en-
treprises. Une santé déficiente peut entraî-
ner des absences prolongées et répétées 
et, par là même, des effectifs insuffisants, 
ce qui augmente le stress pour le person-
nel restant. Les objectifs fondamentaux de 
l’exécution des sanctions pénales, à savoir 
la resocialisation et la sécurité, ne peuvent 
alors plus être réalisés de façon adéquate. Il 
est donc essentiel de s’intéresser de près à 
la santé des collaborateurs et aux facteurs 
de stress associés à leur travail. On peut 
supposer que les restrictions actuelles liées 
à la pandémie de coronavirus, qui affectent 
sensiblement le système carcéral, ne font 
qu’accentuer la pression.

Dans le cadre de cet article, qui se base 
sur les données d’une enquête menée en 
2017 auprès du personnel pénitentiaire en 
Suisse, nous avons cherché à répondre à 
la question suivante : comment les colla-
borateurs évaluent-ils leur état de santé 
(voir encadré) ? Nous nous sommes inté-
ressés aux différences d’appréciation entre 
les trois concordats, les formes d’exécution 
et les domaines d’activité, au manque de 

Ueli Hostettler, Anna Isenhardt et Conor P.  
Mangold font partie du Prison Research Group, 
installé à l’Institut de droit pénal et de criminologie 
de l’Université de Berne. 
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personnel dans les institutions en cas de 
maladie ainsi qu’aux mesures prises par 
les employeurs pour protéger leurs colla-
borateurs. Les résultats enregistrés en 2017 
ont également été comparés avec ceux de 
la première enquête, qui remonte à 2012 
(voir bulletin info 1/2015).

La grande majorité se sent en bonne santé
Pour mesurer l’état de santé subjectif, nous 
avons demandé aux collaborateurs d’indi-
quer où ils se situaient sur une échelle allant 
de un à dix. Les réponses ont ensuite été ré-
parties en trois catégories – bon, satisfaisant 
ou mauvais –, comme le montrent les deux 
graphiques. En 2017, la majeure partie des 
personnes interrogées qualifiaient leur état 

de santé de bon (87,0%) et une petite fraction 
(10,5%) de satisfaisant. 2,5% seulement dé-
claraient qu’il était mauvais. On constate de 
petits changements par rapport à l’enquête 
de 2012, avec une très légère hausse des per-
sonnes qui jugent leur état de santé mauvais 
(+1,0%) ou satisfaisant (+ 1,6%).

Pas de grandes différences avec la popula-
tion générale
Pour évaluer ces résultats, la question sui-
vante se pose: les collaborateurs des établis-
sements d’exécution des sanctions pénales 
et des prisons posent-ils le même regard sur 
leur santé que la population générale?  Pour 
effectuer une telle comparaison, on peut s’ap-
puyer sur les résultats de l’enquête suisse sur 
la santé menée par l’Office fédéral de la statis-
tique (OFS) en 2017. Dans le cadre de celle-ci, 
l’OFS s’est intéressé à la «santé auto-évaluée» 
en utilisant une échelle à cinq niveaux («très 

bonne», «bonne», «moyenne», «mauvaise» 
et «très mauvaise»). 

Comme le révèle cette enquête conduite 
auprès de personnes de 15 ans et plus vivant 
en ménage privé, 84,7% des sondés jugent 
leur état de santé bon à très bon ; 11,8% le 
considèrent comme moyen alors que 3,5% 
estiment qu’il est mauvais, voire très mau-
vais. Étant donné que les instruments de me-
sure utilisés ne sont pas les mêmes dans les 
deux enquêtes et que – en comparaison avec 
l’enquête auprès du personnel pénitentiaire 
– des personnes nettement plus jeunes ont 
participé à l’enquête de l’OFS, les résultats 
ne peuvent pas être comparés directement. 
Ils permettent toutefois de conclure – même 
s’il faut les interpréter avec une certaine pru-

dence – que  la plupart des personnes inter-
rogées jugent leur état de santé bon, voire 
très bon aussi bien dans la population suisse 
que dans les établissements d’exécution des 
sanctions pénales.    

De légères différences selon le concordat ...
Après cette comparaison générale, il s’agit 
maintenant de se demander si, pour le tra-
vail en milieu pénitentiaire, il existe des dif-
férences entre les institutions et les domaines 
d’activité. Le tableau 1 met en évidence des 
divergences dans la perception subjective de 
l’état de santé du personnel. Dans les trois 
concordats, l’état de santé est jugé pareille-
ment bon ; dans les institutions latines, les 
personnes interrogées sont cependant plus 
nombreuses (14,9%) à considérer qu’il est sa-
tisfaisant et donc à porter un regard globale-
ment un peu moins positif sur leur santé en 
comparaison avec les deux autres concordats. 

... la forme d’exécution et le domaine d’ac-
tivité
On relève également de légères différences se-
lon le régime d’exécution. 3,5% des personnes 
qui travaillent dans l’exécution en milieu fer-
mé jugent leur état de santé mauvais et ont 
donc une appréciation moins favorable en 
comparaison avec les autres formes d’exé-
cution. Les différences entre les domaines 
d’activité sont également frappantes. Dans le 

bon 89,6%

satisfaint 8,9%mauvais 1,5%

Grafique 1: ETAT DE SANTE 2012 
(N=1868)

Grafique 2: ETAT DE SANTE 2017
(N=1868)
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secteur ateliers, travail et agriculture et dans 
celui de l’administration, 4,3%, respectivement 
3,5% des personnes interrogées jugent leur 
santé mauvaise et  portent donc un regard 
moins positif que dans les autres domaines 
d’activité. 

Près de la moitié ne manque jamais
Nous avons également examiné la fréquence 
des absences de courte ou longue durée pour 
cause de maladie ou d’accident en cherchant 
à savoir si cela entraînait un manque de per-
sonnel dans les établissements. Pour ce faire, 

nous avons posé une question ouverte sur le 
nombre de jours où les collaborateurs avaient 
manqué le travail au cours des douze mois 
ayant précédé l’enquête. Nous avons ensuite 
défini cinq catégories en fonction du nombre 
de jours d’absence. Le tableau 2 montre que 
la majeure partie (44,6%) des personnes in-
terrogées n’ont jamais manqué le travail pour 
raison de santé ou d’accident au cours des 
douze derniers mois. 16,4% ont indiqué avoir 
manqué un à deux jours, 19,9% trois à sept 
jours et 13,6% une semaine à un mois. Enfin, 

5,5% des sondés ont indiqué avoir été absents 
un mois ou plus en une année.

Manque de personnel en hausse
Ces absences, qui s’étalent parfois sur un cer-
tain nombre de jours, peuvent creuser des 
trous dans les effectifs, ce qui peut affecter 
la sécurité des établissements et augmenter 
globalement la charge de travail pour le per-
sonnel restant et le stress qui en résulte. Pour 
évaluer la situation, nous avons demandé 
aux collaborateurs s’il y avait un manque de 
personnel dans leur établissement lorsqu’ils 
étaient eux-mêmes absents (voir tableau 3). 
Près de la moitié (44,3%) des personnes in-
terrogées disent que c’est parfois le cas, et 
un tiers (32,5%) déclarent que leur absence 
entraîne toujours un manque de personnel ; 
9,1% seulement indiquent que cela n’a pas de 
conséquences pour leurs collègues. 

Pour cette question, on relève des écarts 
importants entre les enquêtes de 2012 et de 
2017. En 2012, la part des personnes qui décla-
raient que leur absence entraînait systéma-
tiquement un manque de personnel s’élevait 
à 20,5%, contre 32,5% en 2017. Cette augmen-
tation soulève de nombreuses questions: y 
a-t-il un manque général de personnel dans 
les établissements d’exécution des peines et 
mesures, par exemple, ou le manque de per-
sonnel est-il lié à la légère dégradation de l’état 
de santé subjectif observée entre 2012 et 2017? 
Le groupe de chercheurs entend creuser plus 
loin. De manière générale, il est assez diffici-
le de recruter du personnel qualifié actuelle-
ment, comme le révèle l’enquête auprès des 
directeurs d’établissements. 

Mauvais Satisfaisant Bon

Concordat (N= 1599)
Suisse du Nord-Ouest 2,3 9,3 88,3
Suisse orientale 2,0 8,0 90,0
Concordat latin 2,9 14,9 82,2

Forme d’exécution (N= 1521)
Exécution en milieu fermé 3,5 10,2 86,3
Exécution en milieu ouvert 1,6 9,6 88,8
Exécution de mesure 1,3 10,0 88,7
Prison/ détention avant jugement/ déten-
tion en vue du renvoi ou de l’expulsion 2,0 11,5 86,5

Unité cellulaire hospitalière / travail et  
logement externes 0,0 0,0 100,0

Taille de l’établissement (N= 1626)
Jusqu’à 50 places 2,2 9,5 88,4
51 à 100 places 2,0 10,2 87,8
Plus de 100 places 2,8 11,1 86,2

Domaine d’activité (N= 1563)
Surveillance et encadrement 1,7 10,1 88,2
Ateliers/travail/agriculture 4,3 12,1 83,6
Service de sécurité 2,4 12,0 85,6
Administration 3,5 8,2 88,2
Services spéciaux 1,1 8,6 90,3
Formation et loisirs 0,0 9,3 90,7
Autres 2,9 7,7 89,4

Fonction de cadre (N= 1619
Avec  fonction de cadre 3,1 9,1 87,8
Sans  fonction de cadre 2,1 11,0 86,8

Tableau 1: Etat de santé selon différents aspects (indications en %, enquête de 2017)
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Des améliorations possibles dans les mesures 
de protection
Autre élément important en relation avec 
la santé du personnel: les mesures de pro-
tection prises par les établissements, qu’il 
s’agisse de matériel (gants et lunettes de 
protection, désinfectant, etc.) ou de presta-
tions (examen préventif ou vaccination con-
tre des maladies transmissibles, p. ex.). Pour 
avoir une meilleure idée de la situation, nous 
avons donc questionné les collaborateurs 
sur les mesures de protection dans leur éta-
blissement. Concrètement, nous leur avons 
demandé si un examen préventif et une vac-
cination contre l’hépatite B leur avaient été 

Tableau 2: Absences pour cause de maladie

Nombre de 
collabora-

teurs (2017)

Part en % 
(2017)

Part en % 
(2012)

Jamais 724 44,6 43,6
1 à 2 jours 266 16,4 17,7
3 à 7 jours 323 19,9 20,2
1 semaine à 1 mois 220 13,6 13,5
Plus d’un mois 90 5,5 5,0

Total 1623 100,0 100,0

Tableau 3: Manque de personnel lors d’absences pour cause de maladie

Nombre de 
collabora-

teurs (2017)

Part en % 
(2017)

Part en % 
(2012)

Toujours 530 32,5 20,5
Parfois 723 44,3 47,1
Rarement 229 14,0 24,4
Jamais 149 9,1 8,0

Total 1631 100,0 100,0

proposés et s’ils recevaient suffisamment de 
matériel de protection.

Les maladies transmissibles, dont la préva-
lence est plus élevée dans les institutions de 
privation de liberté  que dans la population 
en général, constituent un risque pour la sé-
curité du personnel et des détenus. L’hépatite 
B en est un bon exemple. L’Office fédéral de 
la santé publique et la Commission fédérale 
pour les vaccinations recommandent la vacci-
nation contre cette maladie pour le personnel 
pénitentiaire. Il est donc important de savoir 
quelles mesures les institutions prennent et 
si elles proposent à leur collaborateurs des 
examens préventifs ou la vaccination contre 
l’hépatite B. 

Les enquêtes réalisées en 2012 et 2017 
montrent toutes deux clairement que ce n’est 
pas toujours le cas (voir graphique 3). En 2017, 
85,6 % des personnes interrogées indiquaient 
que leur établissement ne leur avait pas pro-
posé d’examen préventif, ce qui représente 
une hausse par rapport à 2012, où cette part 
était de 78,2%. Pour ce qui est de la vaccina-
tion contre l’hépatite B. la majorité des sondés 
indiquent – en 2012 comme en 2017 – qu’elle 
leur a été proposée. La part des collaborateurs 
à qui ce vaccin a été proposé a toutefois reculé 
par rapport à 2012, alors que le risque n’a pas 
diminué durant ce laps de temps.

Bien que la sécurité dans les établissements 
d’exécution des sanctions pénales soit assurée 
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collaborateurs pleinement opérationnels et en parfaite santé.  
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en premier lieu par les relations interperson-
nelles, les moyens de protection – gants résis-
tants, lunettes de protection, désinfectant, 
etc. – y contribuent également et devraient 
être mis à la disposition du personnel. Nous 
avons demandé aux collaborateurs si, se-
lon eux, ces moyens de protection étaient 
suffisants pour garantir leur sécurité per-
sonnelle (voir tableau 4). Une large part des 
personnes interrogées (64,1%) a indiqué que 
c’était le cas; 16,0% ont déclaré ne pas avoir 
besoin de moyens de protection dans leur 
travail quotidien et 5,3% ont répondu qu’elles 
ne savaient pas. 14,6% estimaient que les 
moyens de protection mis à disposition par 
leur employeur n’étaient pas suffisants, ce 
qui affectait leur besoin de sécurité. Dans ce 
domaine, les établissements peuvent appor-
ter des améliorations.

Mettre la santé au centre de l’attention
Le travail et la santé sont, nous l’avons dit, 

étroitement liés, en particulier en cette période 
de pandémie de COVID-19, qui influence notre 
environnement de travail de diverses ma-
nières. Si, dans ce contexte, la santé publique 
constitue une préoccupation majeure, la pan-
démie actuelle montre également combien 

il est important de comprendre dans quelle 
mesure les personnes qui travaillent dans des 
institutions comme les établissements d’exé-
cution des sanctions pénales sont et se sentent 
en bonne santé. Les résultats des enquêtes ré-
vèlent que les collaborateurs employés dans le 
domaine de l’exécution des peines et mesures 
en Suisse jugent que leur santé est bonne; 
ils mettent toutefois aussi en relief certaines 
différences au sein du système pénitentiaire 
dans notre pays. 

Tableau 4: Moyens de protection en suffisance 

Nombre de 
collabora-

teurs 
Part en %

Non 241 14,6
Oui 1057 64,1
Je n’en ai pas besoin 264 16,0
Je ne sais pas 87 5,3

Total 1649 100,0

Les absences pour raison de maladie ou 
d’accident ont clairement des répercussions 
non seulement sur le plan individuel, mais 
aussi au niveau de l’établissement. Pour une 
part considérable des employés qui travaillent 
dans les institutions d’exécution des sanctions 
pénales, elles entraînent un manque de per-
sonnel qui augmente la pression qui pèse sur 
les collaborateurs restants. Près de 15% des 
employés estiment que les moyens de protec-
tion mis à disposition sont insuffisants, ce qui 
affecte leur besoin de sécurité. Compte tenu 
du rôle central que joue le personnel en tant 
que prestataire de services dans l’exécution 
des peines et mesures, les questions de santé 
et de stress au travail devraient être au centre 
de l’attention des autorités responsables et 
des décideurs à long terme. 
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Les enquêtes
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(http://p3.snf.ch/project-130375 et http://p3.snf.ch/Project-169495). La troisième 
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Un premier aperçu du climat social 
derrière les barreaux
Etude du groupe de recherche « Prison research » de l’Université de Berne

Le climat social dans les institutions du sys-
tème pénitentiaire suisse est perçu de façon 
variable, les avis oscillant entre « plutôt po-
sitif » et « plutôt négatif ». Une étude du 
groupe de recherche « Prison Research » est 
parvenue à la conclusion que les détenus se 
sentent plus en sécurité que les membres du 
personnel. Ces derniers évaluent générale-
ment de manière plus positive la cohésion 
entre les détenus et le soutien apporté par 
les collaborateurs.

Bien que le climat social ait une influence 
majeure sur le fonctionnement d’une insti-
tution et sur les personnes qui y vivent et y 
travaillent, peu d’études ont jusqu’à présent 
été consacrées à ce sujet dans le système 
pénitentiaire suisse. Afin de combler cette 
lacune, le groupe de recherche « Prison Re-
search » de l’Université de Berne a mené en 
2017 une enquête sur les trois principaux 
indicateurs du climat social (cohésion entre 
les détenus, ressenti par rapport à la sécuri-
té et soutien des collaborateurs) auprès du 
personnel et des détenus de 76 institutions. 
Les résultats de cette enquête financée par le 
Fonds national suisse et à laquelle ont parti-
cipé 1667 membres du personnel et 381 déte-
nus viennent d’être publiés dans la Nouvelle 
revue de criminologie et de politique pénale.

Des différences entre les régimes de détention
Ueli Hostettler, Anna Isenhardt et Conor 
Mangold indiquent dans leur contribution 
que la cohésion entre les détenus est jugée 
moins bonne par le personnel des prisons 
que par celui des établissements d’exécu-
tion des peines et des mesures, ce qui pour-
rait, selon eux, être dû en grande partie 
aux différences entre ces deux régimes de 
détention. Ainsi, dans les établissements de 
détention provisoire, notamment, les déte-
nus ont beaucoup moins de contacts entre 
eux que dans les établissements d’exécu-

tion des peines et des mesures, où l’exécu-
tion en groupe est privilégiée et où les dé-
tenus travaillent et passent leur temps libre 
ensemble. Les détenus qui sont en prison 
restent comparativement beaucoup plus 
souvent seuls dans leur cellule. Par ailleurs, 
un séjour en établissement d’exécution des 
peines et des mesures dure en moyenne 
plus longtemps qu’un séjour en prison, où 
sont principalement accueillies des per-
sonnes en détention provisoire ainsi que 
des personnes condamnées à une courte 
peine ou à une peine privative de liberté 
de substitution. Cet aspect peut avoir des 
effets défavorables sur le développement 
de relations durables, stables mais parfois 
aussi amicales, et ainsi porter atteinte à la 
cohésion entre les détenus. En moyenne, 
les détenus évaluent la cohésion entre eux 
de la même manière que le personnel des 
prisons.

Les détenus se sentent plus en sécurité
Le ressenti par rapport à la sécurité varie 
également. C’est chez les détenus que le 
sentiment de sécurité est le plus élevé, et ce 
bien qu’en Suisse aussi, ils soient plus sou-
vent exposés que le personnel aux menaces 
et aux violences des codétenus, comme le 
soulignent les auteurs. Le personnel des 
prisons se sent moins en sécurité que le 
personnel des établissements d’exécution 
des peines et des mesures, ce qui pourrait 
s’expliquer par le fait que, en raison de la 
durée plus courte de la détention, il connaît 
moins bien les détenus et est donc moins en 
mesure de les jauger, rendant plus difficile 
l’établissement d’une relation.

Des attentes trop élevées
Le soutien apporté par les collaborateurs est 
également perçu différemment : le person-
nel estime être d’un plus grand soutien que 
ne le pensent les détenus. Selon les auteurs, 

cela pourrait être dû au « décalage entre la 
perception que l’on a de soi et celle que l’on 
a des autres ». Cependant, cette différence 
de perception pourrait également s’expli-
quer par le fait que les détenus s’attendent 
de la part des collaborateurs à un soutien 
plus élevé que ceux-ci ne sont en mesure de 
leur apporter. Les avis divergent également 
énormément entre les employés. Ceux des 
établissements d’exécution des peines et 
des mesures jugent le soutien apporté par 
les collaborateurs plus important que ceux 
des prisons, ce qui est probablement aussi 
dû aux différences entre ces deux régimes 
de détention. En particulier, les services spé-
cialisés des établissements d’exécution des 
peines et des mesures (p. ex. service social, 
service de psychologie ou service en charge 
des formations) sont dotés de plus grandes 
ressources en personnel.

L’étude établit en outre une corrélation 
entre la manière dont le climat social est 
perçu et les caractéristiques individuelles 
des personnes interrogées. Chez le per-
sonnel, l’âge, le sexe, le groupe profession-
nel ainsi que l’ancienneté dans le milieu 
pénitentiaire et l’établissement concerné 
sont des critères déterminants. Chez les 
détenus, les caractéristiques individuelles 
(âge, nationalité, durée de la détention et 
infraction commise) jouent, cependant, un 
rôle moindre. 

Améliorer le climat social
Les résultats obtenus donnent un premier 
aperçu du climat social dans les institutions 
du système pénitentiaire suisse. Les auteurs 
prévoient de réaliser d’autres études en se 
basant sur ces résultats dans le but notam-
ment d’identifier clairement les facteurs 
qui, outre les caractéristiques individuelles, 
ont un impact sur le climat social d’une 
institution. Par ailleurs, ils entendent pro-
céder à une analyse approfondie des consé-
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quences de ce dernier sur les personnes qui 
vivent et travaillent dans une institution. 
Le climat social résulte d’une « interaction 
entre plusieurs aspects et paramètres mi-
neurs » qui peuvent être modifiés par les 
institutions, selon les auteurs, qui insistent 
sur la nécessité d’agir : « Etant donné que 
l’un des principaux objectifs du système 

Le régime de la détention provisoire, qui implique notamment des contacts limités et de 
longues périodes d’enfermement (photo : Champ-Dollon), peut rendre difficile l’établisse-
ment de relations durables et stables entre les détenus et porter atteinte à leur cohésion. 
Photo : Peter Schulthess

pénitentiaire suisse est la réhabilitation 
et la réinsertion des détenus et qu’il a été 
démontré que le climat social a un rôle à 
jouer ici, les établissements d’exécution des 
peines et des mesures devraient conjuguer 
leurs efforts pour l’améliorer… et ainsi ac-
croître les possibilités de réhabilitation et 
de réinsertion des détenus ». (gal)
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Vivre un éternel présent où il ne se 
passe presque rien
Première étude sur le quotidien des personnes internées

Les délinquants condamnés à une mesure 
d’internement ont peu de chances d’obte-
nir une libération conditionnelle. Au vu de 
cette pratique extrêmement restrictive, une 
étude (voir #prison-info 1/2018) est arrivée 
à la conclusion que l’internement ordinaire 
se rapproche en fait de l’internement à vie. 
Pour la première fois, une chercheuse s’est 
intéressée de plus près au quotidien des 
personnes concernées par cette forme par-
ticulière de privation de liberté.

Irene Marti

Dans le cadre de mon projet de thèse Living 
the Prison : An Ethnographic Study of Indefini-
te Incarceration in Switzerland, qui a été finan-
cé par le Fonds national suisse (FNS), je me 
suis intéressée de près à la situation des per-
sonnes internées. En utilisant des méthodes 
de recherche ethnographique (observation 
participative, entretiens de différents types, 
analyse de documents), j’ai étudié comment 
les délinquants jugés dangereux et internés 
pour une durée indéterminée dans des éta-
blissements fermés vivent au quotidien et 
organisent leurs journées (toutes les citati-
ons qui figurent dans cet article sont tirées 
d’entretiens que j’ai menés avec des détenus). 
Dans mon analyse, j’ai pris en compte aussi 

bien leur point de vue que celui des respon-
sables des institutions.

Contrairement à la plupart des détenus 
qui purgent une longue peine, les personnes 
internées ne connaissent pas la date de leur 
libération et doivent s’attendre à rester en-
fermées jusqu’à la fin de leur vie. Leur sort 
est entre les mains des tribunaux et des au-
torités d’exécution des sanctions pénales, qui 
évaluent régulièrement leur situation en se 
fondant sur des rapports internes des éta-
blissements, des évaluations psychiatriques 
et les recommandations d’une commission 
d’experts.

De nombreux détenus décrivent l’incer-
titude et l’absence de perspectives liées à 
l’internement comme une « torture psycho-
logique » ou même comme une « peine de 
mort qui se prolonge de façon inhumaine ». 
En outre, ils doivent s’adapter aux particu-
larités de la vie en prison, qui est marquée 
par la contrainte, l’impossibilité de décider 
par soi-même, la routine et la monotonie, et 
qui laisse très peu de place à la spontanéité 
et à l’imprévu. De nombreux détenus ont par 
conséquent le sentiment de vivre un éternel 
présent où il ne se passe presque rien et qui 
ne laisse guère de « traces », au sens de sou-
venirs précieux, mais qui conduit surtout à 
un émoussement de leur sensibilité. La façon 
dont les intéressés vivent cette détention à 
durée indéterminée dans un établissement 
fermé se reflète dans la manière dont ils 
organisent leur quotidien, que ce soit dans 
leur cellule, au travail et pendant les loisirs.

Ne pas se perdre soi-même dans sa cellule 
Les détenus passent le plus clair de leur 
temps seuls dans leur cellule. C’est l’endroit 
où ils se trouvent pendant leurs temps de 
repos. C’est aussi un lieu important qui les 
aide à garder confiance en eux et à préser-
ver un sentiment d’intégrité personnelle. 
On le voit concrètement au fait qu’ils s’ef-
forcent d’en faire leur « endroit à eux » ou 
« leur nid » en l’aménageant et en y exer-

çant certaines activités (par ex., jouer au 
jass, boire du café, regarder la télévision).

Un détenu voudrait par exemple « que ça 
ne ressemble, si possible, plus du tout à une 
cellule, mais qu’on voie que quelqu’un vit 
ici, qu’une personne, un être humain qui se 
sent bien, vit dans cette pièce. Par exemple 
en mettant un tapis, des plantes ».

D’autres, au contraire, cherchent à faire 
l’inverse. Alors que certains s’efforcent de 
vivre le moment présent, d’accepter leur si-
tuation et de prendre possession des lieux, 
il est pour d’autres important de rester 
concentrés sur l’avenir, et de continuer à 
espérer une libération et à se battre. Ces 
détenus prennent leurs distances avec la 
prison, raison pour laquelle ils évitent de 
trop s’installer. La cellule doit rester une 
cellule, autrement dit, « un endroit où être 
mais pas où vivre ».

« Il est important pour moi que je ne m’habi-
tue jamais à ma cellule ni même à la déten-
tion. […] Je dois éviter ça. Sinon, j’en mourrais. 
Ce serait comme si j’abandonnais, comme 
si je renonçais à ma liberté, définitivement. 
[…] C’est pour cette raison que je ne veux pas 
que ma cellule soit la plus jolie possible ».

La cellule est un espace privé et personnel 
que les détenus s’efforcent de protéger. Afin 
de contrôler l’accès à leur cellule et à leurs 
effets personnels, ils installent par exemple 
un rideau. Ou ils tentent, en faisant preuve 
de « discrétion », d’influencer la manière 
dont leur cellule sera fouillée. En outre, ils 
planifient les activités privées et intimes en 
fonction des allées et venues du personnel.

« Les employés qui viennent fouiller les cel-
lules ne savent pas ce qui est autorisé ou pas, 
à combien de lampes on a droit... Mais je ne 
fais pas partie de ceux qui causent toujours 
des problèmes et qui gueulent pour rien 

Irene Marti est ethnologue et membre du groupe 
de recherche « Prison research » de l’Université de 
Berne.
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et ça, ça peut influencer la façon dont ils 
font la fouille. Quand on passe son temps 
à rouspéter et à crier... une paire de ciseaux 
qui mesure deux millimètres de trop peut 
suffire [pour être sanctionné] ».

L’attitude des employés, par exemple au 
moment d’entrer dans les cellules (en ayant 
ou non frappé à la porte avant) ou lors des 
fouilles (réalisées avec plus ou moins de 
minutie), influence considérable la mesure 
dans laquelle les détenus considèrent leur 
cellule comme un espace privé et personnel.

Un travail qui procure un sentiment de nor-
malité
Lorsqu’elles travaillent, la plupart du temps 
dans l’un des ateliers de l’établissement, les 
personnes internées peuvent éprouver un 
sentiment de « normalité », d’individualité et 
d’appartenance sociale. Les espaces de travail 
sont généralement perçus comme des lieux 
où le caractère carcéral est moins marqué, 
non seulement en raison des équipements 
qui s’y trouvent mais aussi des interactions 
sociales qui s’y déroulent entre les « travail-
leurs ». Il est par ailleurs fréquent que les 
détenus doivent traiter des commandes de 
clients externes, ce qui leur permet d’avoir 
un contact direct avec le monde extérieur.

L’inverse peut également se produire, 
par exemple dans les sections réservées 
aux détenus malades et âgés, où le travail 
a principalement une vocation occupa-
tionnelle et où les produits fabriqués sont 
vendus dans le magasin de la prison. Au fait 
de ne pas pouvoir travailler « correctement », 
c’est-à-dire de manière professionnelle, 
comme ils l’ont appris à l’extérieur, s’ajoute 
l’impression de produire quelque chose 
d’« inutile ». Certains détenus se sentent 
par conséquent obligés de faire un travail 
qui n’a rien de « normal », ce qui donne, 
en particulier à ceux qui ont une grande 
éthique professionnelle, l’impression non 
seulement de ne servir à rien mais aussi 
de ne rien valoir.

« J’ai accompli tellement de choses dans ma 
vie [...] et je dois maintenant passer toute la 
journée à assembler avec un pistolet à colle 
des petits morceaux de bois flotté qui sont 
parfois si poreux qu’ils finissent par tomber 
au bout d’une semaine (rires). Je fabrique 
des personnages [...] que les gens achètent 

seulement parce que ça coûte pas cher [...]. 
Je trouve ça terriblement humiliant pour 
des détenus âgés qui ont trimé toute leur vie 
pour acquérir des compétences qui peuvent 
servir à la société ».

Ce que recherchent avant tout les per-
sonnes internées dans le travail, c’est de la 
reconnaissance, ce qu’elles peuvent trouver 
lorsque le personnel met en avant leurs ap-
titudes et leurs compétences individuelles 
et leur accorde sa confiance. En se mettant 
dans la peau de travailleurs, les détenus en-
dossent un rôle différent qui leur permet 
de se débarrasser de leur étiquette d’indi-
vidus « dangereux » et « méchants ». De 
plus, ils ne se considèrent plus comme de 
« simples » détenus, mais, dans le meilleur 
des cas, comme des « spécialistes » dans un 
domaine précis.

« Aujourd’hui, on m’a encore fait un com-
pliment. On m’a dit que j’étais l’homme des 
tâches spéciales. Lorsqu’il y a une fabrication 
à la pièce à faire, par exemple en bois, le chef 
d’atelier me met simplement le plan et le 
matériel entre les mains et il attend que je 
lui rapporte l’objet fini (rires).»

Les « postes de confiance » disponibles 
en quantité limité (par exemple dans le net-
toyage et l’entretien), qui permettent aux 
détenus d’avoir plus de responsabilités et 
d’autonomie mais aussi d’accéder aux es-
paces réservés au personnel, revêtent eux 
aussi une importance particulière. Ils sont 
généralement confiés aux détenus pur-
geant une longue peine car le personnel 
considère qu’ils suivent les règles et qu’ils 
connaissent le système.

Etre considérées comme des personnes 
de confiance dotées de capacités indivi-
duelles et être appréciées en tant que 
telles est vital pour les personnes inter-
nées. Compte tenu du fait que ces dernières 
sont exclues physiquement, socialement et 
moralement de la société, et ce probable-
ment de façon durable, cela a un effet positif 
sur leur estime et leur image d’elles-mêmes 
et leur permet de se considérer comme 
des êtres uniques et (encore) comme des 
membres à part entière de la société. Tou-
tefois, en cas de désintérêt, d’aversion et de 
mépris de la part des collaborateurs, l’effet 
inverse peut se produire, ce qui peut non 

seulement être une immense source de 
frustration mais aussi renforcer leur sen-
timent d’exclusion. 

Des loisirs qui permettent de se sentir plus 
libre (ou moins prisonnier)  

Lors des activités de loisirs qui se dé-
roulent en dehors des heures de travail et 
des temps de repos, les détenus sont direc-
tement confrontés sur les plans physique, 
intellectuel et émotionnel au monde exté-
rieur, ce qui fait naître chez eux des senti-
ments ambivalents. Alors que ces moments 
viennent généralement donner du relief à 
leur vie et leur permettent de se sentir plus 
libres, ou en tous cas moins prisonniers, ils 
leur rappellent aussi avec force qu’ils sont 
en détention.

Les détenus peuvent passer du temps 
à l’extérieur dans la cour de promenade – 
à l’air libre – et, pour certains, même s’as-
seoir sur de la « vraie pelouse ». Etre dans 
la cour implique cependant aussi qu’ils 
aient le mur d’enceinte et le dispositif de 
sécurité qui lui est associé sous les yeux. 
Tandis que certains apprécient ce moment 
de la journée et les diverses sensations 
éprouvées, faisant abstraction de tout ce 
qui leur rappelle la prison, pour d’autres, 
la cour est l’endroit qui leur fait prendre le 
plus douloureusement conscience de leur 
situation, raison pour laquelle ils ne sortent 
presque jamais.

« Lorsque je suis dans la cour, je vois la fo-
rêt, je vois l’église ; je les connaissais déjà 
vu que j’étais passé devant en voiture [...] Je 
vois que ce que j’ai envie de voir et j’ai pas 
envie de voir la clôture. Je vois les arbres, je 
vois les oiseaux, je les entends chanter. Un 
autre détenu m’a dit dernièrement : tu vois 
cet oiseau ? C’est un milan ! [...] C’est dans ces 
moments-là que je me dis : c’est génial. Je ne 
veux pas voir que je suis enfermé, je ne veux 
pas me sentir comme quelqu’un d’enfermé ».

Durant leur temps libre, les détenus ont éga-
lement la possibilité de pratiquer une activi-
té sportive, par exemple du badminton, du 
football ou du fitness. C’est l’occasion pour 
eux de (re)prendre le contrôle de leur corps, 
ce qui peut avoir une influence positive sur 
la manière dont ils vivent leur détention. Le 
sport leur permet cependant surtout d’inter-
agir avec les autres détenus et avec les pro-
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Lorsqu’elles travaillent (photo : JVA Pöschwies), les per-
sonnes internées peuvent éprouver un sentiment de  
normalité, d’individualité et d’appartenance sociale. 
Photo: Peter Schulthess (2016)
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fesseurs de sport (pour la plupart des agents 
pénitentiaires) en tant que coéquipiers ou 
adversaires égaux, les rôles (antagonistes) 
institutionnellement définis étant relégués 
au second plan. Les sports collectifs peuvent 
ainsi faire disparaître temporairement les 
barrières et la hiérarchie préétablies entre 
les deux groupes et permettre les rencontres.

Les visites constituent, elles aussi, un 
moment fort émotionnellement et extrê-
mement ambivalent dans le quotidien des 
détenus. Premièrement, elles ont une in-
fluence sur leur perception du temps. Ce 
sont des événements qui viennent rompre 
la monotonie de leur quotidien, qu’ils pla-
nifient, auxquels ils se préparent et dans 
lesquels ils peuvent encore trouver du ré-
confort par la suite. Les visites permettent 
aux détenus d’endosser un autre rôle, par 
exemple celui de l’ami, du partenaire ou du 
fils, et peut-être même d’oublier l’espace 
d’un instant qu’ils sont en prison. 

« Je prends le temps de me préparer, je me 
fais toujours un peu beau. Dans la chambre 
du haut, je mets ma belle chemise, la mar-
ron, [...] je me mets du parfum, ce que je ne 
fais pas d’habitude, je me coiffe et je me 
rase [...] C’est pour moi une grande joie, je 
vois la cohésion, et je trouve encore du sens 

à tout ça malgré la situation dans laquelle 
je me trouve. »

Bien que les visites aident généralement les 
personnes internées à garder espoir, elles 
peuvent aussi devenir difficiles à supporter. 
Elles leur rappellent en effet constamment 
leur situation – à savoir qu’elles sont em-
prisonnées pour une durée indéterminée 
–, et donc tout ce qu’elles ont perdu et ne 
(re)vivront probablement plus jamais, ce 
qui peut les empêcher, au même titre que 
leurs proches, de poursuivre leur vie. C’est 
la raison pour laquelle certains détenus 
décident de ne plus avoir de contacts avec 
le monde extérieur. Le plus souvent, cepen-
dant, ce sont les personnes à l’extérieur qui 
coupent les ponts.

Pas de séparation stricte
L’internement a de lourdes conséquences 
pour les personnes concernées, qui se 
voient contraintes de revoir leur manière 
d’appréhender le temps et l’espace. Les di-
recteurs d’établissements et les autorités 
d’exécution pensent qu’une refonte du sys-
tème de l’internement est envisageable, 
mais ils ne sont pas tous d’accord sur les 
mesures concrètes à prendre, leur mise en 
œuvre et leur financement. Les décideurs 

sont clairement opposés à une séparation 
stricte de ces détenus du reste de la popu-
lation carcérale, car la mixité est conforme 
au principe de normalisation inscrit dans 
la loi. Ils considèrent cependant que le fait 
de séparer en particulier les détenus âgés 
qui ont des problèmes de santé des autres 
détenus, comme on le fait généralement 
aujourd’hui, est judicieux.

Davantage de personnel requis
Les collaborateurs qui travaillent tous les 
jours au contact de ces détenus estiment 
qu’il faudrait davantage de personnel dans 
les domaines de la pédagogie sociale, de 
l’encadrement socio-éducatif et des soins 
pour pouvoir garantir une prise en charge 
adaptée. Beaucoup s’efforcent à leur niveau, 
sans mandat officiel, de prendre en compte 
la situation particulière des personnes in-
ternées en les aidant à trouver un sens à 
leur vie et à entrevoir des perspectives der-
rière les barreaux. Cependant, l’impossibi-
lité de les préparer à leur libération repré-
sente pour eux un défi à bien des égards. 
Enfin, la durabilité de la mesure n’est pas 
sans conséquence sur les rôles établis et sur 
le fragile équilibre entre proximité (phy-
sique et émotionnelle) et distance que le 
personnel arrive à trouver avec les détenus.

« Les détenus peuvent passer du temps à l’extérieur dans 
la cour de promenade mais cela implique qu’ils aient le 
mur d’enceinte sous les yeux. » 
Photo: Peter Schulthess 2016
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Les familles des détenus souffrent  
elles aussi
Le travail auprès des proches n’est pas suffisamment ancré dans le système pénitentiaire suisse

En 2018, le Conseil de l’Europe a émis une re-
commandation détaillée concernant les en-
fants de détenus. La situation n’a guère évo-
lué depuis lors. Pourtant, la nécessité d’agir 
est manifeste. L’association « Perspective 
Proches et Prisons » entend faire bouger les 
lignes et a trouvé une oreille attentive auprès 
de la Confédération et de la Conférence des 
directrices et directeurs des départements 
cantonaux de justice et police (CCDJP), mais 
ce qu’elle veut, ce sont des actes.

Dominik Lehner

En matière familiale, la prison limite les 
possibilités de faire valoir ses droits et de 
s’acquitter de ses obligations. Les difficul-
tés financières induites par la perte de re-
venus, la souffrance psychologique due 
à la séparation avec la famille et la stig-
matisation peuvent constituer une lourde 
charge pour la personne détenue et ses 
proches. A la question de savoir ce qui leur 
permet de tenir en prison, la plupart des 
personnes interrogées mentionnent leur 
famille. En vertu du code pénal (CP), les 
détenus ont le droit d’entretenir des rela-
tions avec le monde extérieur. Le maintien 

des liens participe en effet de l’objectif de 
réinsertion sociale.

Dans la pratique, on constate toutefois 
que l’implication des proches – si elle a lieu – 
occupe toujours une place marginale. Travail-
ler auprès des proches est en effet une tâche 
complexe, exigeante et qui prend du temps. 
Par ailleurs, l’accent est mis sur les auteurs 
d’infraction dans le système pénitentiaire, 
qui est principalement conçu par des adultes 
pour des adultes. Les enfants ne sont guère 
pris en compte alors qu’ils sont concernés ; 
ils sont eux aussi punis pour des actes com-
mis par l’un de leurs parents. Il s’agit là d’un 
dommage collatéral de la justice pénale. Le 
nombre de proches concernés n’a jusqu’à pré-
sent jamais été recensé en Suisse. Bien que 
de nombreuses institutions interrogent les 
détenus sur leur environnement social à leur 
arrivée, ces informations n’ont pour l’heure 
jamais fait l’objet d’aucune statistique.  

Un changement de paradigme 
Selon la recommandation concernant les en-
fants de détenus émise en 2018 par le Conseil 
de l’Europe, il convient, lorsqu’une peine pri-
vative de liberté est envisagée, d’éviter dans 
la mesure du possible de séparer les enfants 
de leurs parents (par exemple en recourant 
à des mesures alternatives à la détention). 
Lorsque la séparation est inévitable, le con-
tact doit être facilité et encouragé. Il apparaît 
évident qu’un changement de paradigme 
est ici recherché. Jusqu’à présent, le contact 
avec la famille était en quelque sorte consi-
déré comme un privilège pour permettre une 
bonne gestion et une collaboration efficace. 
Il faut désormais soutenir et encourager de 
manière proactive les détenus à assumer 
à chaque instant – y compris lorsqu’ils se 
trouvent en cellule disciplinaire (!) – leurs 
responsabilités vis-à-vis de leur famille en 
fonction des possibilités.

C’est là une nouveauté qui génère une 
charge de travail supplémentaire pour 
les prisons, déjà astreintes à de multiples 

tâches. Le jeu en vaut toutefois la chandelle, 
et ce pour toutes les parties : pour les en-
fants qui ont besoin de leur père, pour la 
partenaire qui a besoin de son partenaire 
et pour le détenu lui-même, qui a ainsi l'oc-
casion d’assumer ses responsabilités envers 
sa famille. En effet, la vie à l’extérieur ne 
s’arrête pas lorsque le père de famille purge 
une peine de prison, ni même lorsqu’il exé-
cute une sanction disciplinaire. Comme on 
le sait, l’anniversaire d’un enfant ne peut 
pas être remis à plus tard et si un père ne 
peut pas le lui souhaiter parce qu’il est en 
cellule disciplinaire, c’est l’enfant qui en 
souffre le plus. La sanction doit consister 
à priver l’intéressé de sa liberté et pas à le 
soustraire à sa famille. Il faut donc exami-
ner quelles modalités de contact sont pos-
sibles, s’il existe des moyens de transport 
appropriés pour permettre à la famille de 
venir lui rendre visite à la prison, si les lo-
caux ne sont pas trop intimidants pour les 
enfants, s’il existe une pièce pour les visites 
familiales et comment l’utilisation des ou-
tils techniques est réglementée (téléphone, 
vidéo, etc.).

Une participation motivante et porteuse 
de sens
Il ne saurait être contesté que l’implication 
des proches d’une personne détenue consti-
tue un élément non négligeable du processus 
de resocialisation de cette dernière et apporte 
une contribution importante à sa réinser-
tion. Le fait d’être associée à la vie de famille 
pendant la détention est généralement mo-
tivant et porteur de sens pour elle, et a donc 
un effet positif sur le déroulement de la pei-
ne et la prévention de la récidive. Après la 
libération, un environnement social stable 
assure souvent, outre une aide matérielle, 
un réseau de relations offrant soutien, esti-
me et confiance, qui accompagne sur le plan 
psychologique la personne libérée pendant 
tout le processus de réinsertion. Lorsque le 
détenu n'a pas d’environnement social, il est 

Dominik Lehner préside la commission concor-
dataire pour l’évaluation de la dangerosité des 
délinquants de la Suisse centrale et du Nord-Ouest 
et est membre du comité directeur de l’association 
« Perspective Proches et Prisons ».
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conseillé de l’aider au maximum à en créer 
un pendant sa détention.

Bien entendu, l’emprisonnement a pour 
effet de restreindre l’exercice des droits fon-
damentaux des détenus, et en particulier 
de leur liberté individuelle. Des dispositions 
légales et constitutionnelles s’appliquent 
ici. Conformément à l’art. 74 CP, l’exercice 
de leurs droits ne peut être restreint que 
dans la mesure requise par la privation de 
liberté et par les exigences de la vie collec-
tive dans l’établissement. Selon l’art. 75 CP, 
l’exécution de la sanction doit correspondre 
autant que possible à des conditions de vie 
ordinaires. Elle devrait par conséquent éga-
lement porter le moins possible atteinte aux 
droits légitimes des proches à entretenir 
des contacts avec le membre de leur famille 
qui est en détention. Il existe à l’échelon 
tant national qu’international des dispo-
sitions légales qui ont des effets directs ou 
indirects sur les droits des proches de la 
personne détenue. C’est le cas, à l’échelon 
international, des règles Nelson Mandela 
des Nations Unies et des règles péniten-
tiaires européennes.

Les enfants bénéficient d’une protec-
tion particulière. Les droits des enfants de 
personnes détenues sont énoncés dans la 
recommandation du Conseil de l’Europe 
susmentionnée, dans la Convention des 
Nations Unies relative aux droits de l’en-
fant et dans les recommandations du Co-
mité des droits de l’enfant pour la mise en 
œuvre de la Convention relative aux droits 
de l’enfant (deuxième à quatrième rapports 
périodiques de la Suisse, 2015). En dépit des 
dispositions nationales et internationales 
en la matière et du droit des détenus énoncé 
à l’art. 84 CP d’entretenir des relations avec 
le monde extérieur, il n’existe cependant 
pas encore en Suisse de stratégie nationale 
qui permettrait d’améliorer la situation des 
proches de détenus et d’impliquer davan-
tage ces derniers dans l’exécution d’une 
sanction pénale.

Professionnaliser le travail auprès des 
proches
L’association d’utilité publique « Perspective 
Proches et Prisons » a été fondée en 2018. 
Elle s’est donné pour mission, en se fon-
dant entre autres sur la recommandation 
du Conseil de l’Europe concernant les en-
fants de détenus, de promouvoir et de pro-
fessionnaliser le travail auprès des proches 
aux niveaux intra et extra-muros. Elle met 
l’accent sur le transfert de connaissances, 
la mise en réseau et les conseils aux auto-
rités et aux institutions en vue d’un travail 
efficace auprès des proches. L’association 
met tout en œuvre pour que les proches 
– qu’il s’agisse d’enfants, de partenaires, 
de parents, de frères et sœurs ou d’autres 
personnes – pâtissent le moins possible de 
la détention de l’un de leurs proches, autre-
ment dit qu’ils ne soient pas eux aussi pu-
nis pour des actes qu’ils n’ont pas commis.

Ils doivent pouvoir bénéficier de services de 
soutien et de conseil spécialisés et être, si 
possible, associés au processus de réinser-
tion. En prenant en compte le point de vue 
des proches concernés, notamment celui 
des enfants, l’association entend, dans la 
perspective d’une resocialisation réussie 
et de la prévention de la récidive qui y est 
liée, susciter une prise de conscience pour 
que l’on accorde davantage d’attention aux 
proches des personnes détenues, tant à l’in-
térieur qu’à l’extérieur des établissements 
pénitentiaires.

Un travail efficace auprès des proches re-
quiert :

	◼	de prendre systématiquement en compte 
la situation des proches des personnes 
détenues ; 

	◼	d’aligner la législation et la pratique 
suisses en matière d’exécution des sanc-
tions pénales sur les recommandations 
du Conseil de l'Europe relatives aux en-
fants de détenus ;

	◼	de soutenir et d’encourager de manière 
proactive les personnes détenues à conti-

nuer de jouer leur rôle de père, de mère 
ou de partenaire pendant leur déten-
tion au lieu de les empêcher d’assumer 
leurs responsabilités en leur imposant 
des restrictions inutiles ;

	◼	de créer des centres de conseil spéciali-
sés extra-muros qui fournissent, si né-
cessaire, une assistance spécialisée et 
une aide matérielle aux proches concer-
nés (voir REPR Relais Enfants Parents Ro-
mands) ;

	◼	d’établir une statistique des proches, et 
en particulier des enfants, concernés ;

	◼	de mener des projets de recherche sur 
l’impact que peuvent avoir l’implication 
et le soutien des proches des personnes 
détenues.

Un processus qui semble engagé
Le 19 décembre 2018, le Conseil fédéral a 
adopté un rapport sur les mesures visant à 
combler les lacunes dans la mise en œuvre 
de la Convention relative aux droits de l’en-
fant. Dans ce rapport, il charge l’Office fédé-
ral de la justice (OFJ) de réaliser une étude 
qualitative sur l’entretien de la relation 
entre les enfants et leur parent détenu. 
L'OFJ a lancé un appel d’offres pour cette 
étude à la fin du mois de novembre 2020. 
Parallèlement, il a demandé à l’associa-
tion « Perspective Proches et Prisons » de 
participer au groupe d’accompagnement 
qui a été mis en place. Le rapport final de-
vrait être disponible en mai 2022. Le sujet 
figure également à l’ordre du jour de la 
Conférence des directrices et directeurs 
des départements cantonaux de justice et 
police (CCDJP). Il semble donc qu’un pro-
cessus soit engagé. Hormis quelques rares 
exceptions louables, nous sommes encore 
loin du changement de paradigme exigé 
– du privilège du maintien des contacts à 
l’encouragement proactif des personnes 
détenues à prendre la responsabilité du 
maintien des liens familiaux – et de la mise 
sur pied d’une offre de conseil et de soutien 
spécialisés pour les proches de détenus 
couvrant l’ensemble du territoire.
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Liens

 •	� Des informations plus détaillées sur le travail auprès des proches de personnes détenues figurent sur le site Internet de l’association « Perspective Proches 
et Prisons » (www.angehoerigenarbeit.ch).

 •	� « Die subjektive Bedeutung von Familie für Inhaftierte », dans : Nouvelle revue de criminologie et de politique pénale 1/2020. La revue peut être commandée 
auprès de Helbing Lichtenhahn Verlag (www.helbing.ch).

 •	� La recommandation du Conseil de l’Europe concernant les enfants de détenus peut être consultée sur le site Internet du Conseil de l’Europe  
(www.coe.int).

 •	� Les règles Nelson Mandela (« ensemble de règles minima pour le traitement des détenus ») peuvent être consultées sur le site Internet des Nations Unies 
(www.un.org).

 •	� Les règles pénitentiaires européennes peuvent être consultées en français et en anglais (European Prison Rules) sur le site Internet du Conseil de l’Europe 
(www.coe.int).

 •	 La Convention des Nations Unies relative aux droits de l’enfant (RS 0.107) est disponible dans le Recueil systématique du droit fédéral (www.admin.ch).

Les établissements pénitentiaires devraient, dans l’intérêt de tous, facili-
ter et soutenir les contacts entre les détenus et leurs proches (photo : lieu 
d’accueil enfants/parents « Pollicino » dans l’établissement pénitentiaire 
La Stampa).  
Photo: Peter Schulthess (2018)
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Pour ou contre : faut-il abolir les  
prisons ?
La peine privative de liberté exécutée en 
prison est-elle « un instrument aussi inutile 
que contraire à la dignité humaine » comme 
le proclame le manifeste en faveur de l’abo-
lition des établissements pénitentiaires 
et autres prisons publié en Allemagne en 
2019 ? Auteur de l’ouvrage Weggesperrt 
(Enfermés), Thomas Galli a travaillé dans 
le domaine pénitentiaire jusqu’en 2016. Il 
expose les raisons pour lesquelles il estime 
que les prisons ne sont utiles à personne 
et évoque des pistes pour les remplacer. À 
l’opposé de cette vision, Martin Vinzens, 
directeur du pénitencier de Saxerriet 
depuis plusieurs années, considère que 
les prisons sont et resteront indispensables 
; il décrit les conditions qui doivent être 
réunies pour qu’elles soient des lieux de 
réparation et de changement intérieur.

Pourquoi les prisons ne sont utiles à personne

Avant de travailler dans le domaine péniten-
tiaire, je ne connaissais les délinquants que 
par les médias. Dans mon esprit, il s’agissait 
surtout d’assassins ou de violeurs. Il était 
donc clair qu’il fallait les enfermer ! Au cours 
de mes études de droit, la peine privative 
de liberté nous a été présentée comme une 
conséquence nécessaire pour les personnes 
qui violent nos règles fondamentales – une 
conséquence évitable, car celui qui enfreint 
les règles ne peut s’en prendre qu’à lui-mê-
me. La prison était donc la seule option pos-
sible pour ce genre d’individus. C’est ce que 
je pensais à l’époque et ce que pensent sans 
doute bon nombre d’entre nous. C’était avant 
que je n’apprenne à connaître la prison et sa 
population.

Dans les faits, très peu de détenus sont 
des criminels de la pire espèce. Beaucoup 
purgent une peine pour des infractions mi-
neures ; la plupart se sont rendus coupables 
de délits contre le patrimoine et la propriété. 
La grande majorité sera relâchée au bout de 
quelques années au maximum. Durant ce 
laps de temps, peu de choses se seront amélio-
rées, mais beaucoup se seront dégradées. Ces 
hommes (peu de femmes sont incarcérées), 
généralement jeunes, se retrouvent cloîtrés 
dans un établissement fermé avec une mul-
titude d’autres délinquants avec qui ils par-
tagent un espace exigu. Le régime appliqué 
est strict. Une demande doit être déposée 
pour chaque objet et toutes les instructions 
doivent être suivies à la lettre. La sous-culture 
carcérale n’en est pas moins florissante. La 
violence et la drogue sont omniprésentes. 
Quiconque enfreint le règlement de l’établis-
sement fait l’objet d’une mesure disciplinaire. 
Il est par exemple isolé des autres détenus 
pendant plusieurs semaines dans une cellule 
de détention sans fenêtres. Les visites sont 
limitées à quelques heures par mois et se dé-
roulent souvent derrière une vitre de sépara-
tion pour éviter le passage en douce de subs-
tances illicites – un système qui peut être cruel 
pour les enfants de détenus en particulier. 
 

La peine d’emprisonnement est contre-pro-
ductive
Comment un individu pourrait-il s’amender 
dans pareil environnement ? Le personnel pé-
nitentiaire accomplit un travail extrêmement 
difficile, il faut le souligner. Mais son combat 
contre la sous-culture carcérale est voué à 
l’échec. À quoi bon se démener pour qu’un 
délinquant décroche un diplôme durant sa 
détention alors que ses chances sur le marché 
du travail seront à peu près nulles à sa sortie 
en raison de son séjour derrière les barreaux ? 
À quoi cela sert-il qu’un individu – privé de 
toute autonomie, mais également de toute 
responsabilité pour sa propre existence – se 
conduise de manière exemplaire pendant les 
quelques mois ou années passés en déten-
tion si c’est pour se retrouver complètement 
dépassé une fois en liberté ? 

Des études montrent que la grande ma-
jorité des détenus récidivent à leur sortie de 
prison. Un sur trois est à nouveau incarcéré. 
Quand on sait par ailleurs qu’un nombre 
considérable d’infractions ne sont pas décou-
vertes, il est légitime de penser que la prison 
est contre-productive : elle ne fait qu’aug-
menter la délinquance parmi ceux qui y ont 
séjourné. À qui cela peut-il bien être utile ?

Réparer le préjudice
La plupart des victimes d’actes criminels sub-
issent des dommages matériels. Ce qu’elles 
souhaitent avant tout, et de loin, c’est que le 
préjudice soit réparé. Or, l’incarcération de 
l’auteur rend la réparation difficile, d’autant 
plus que le travail des détenus est très peu 
rémunéré. Les victimes de violence, quant à 
elles, éprouvent souvent le besoin très fort 
de punir le coupable juste après l’agression, 
mais celui-ci diminue sensiblement avec le 
temps. Beaucoup préféreraient une rencon-
tre personnelle avec leur agresseur encadrée 
par un médiateur.

Contrairement à une opinion courante, 
la prison n’est pas la sanction attendue par 
la majeure partie de la population pour bon 
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Selon Thomas Galli, les prisons ne sont utiles à per-
sonne et nous font essentiellement du tort à cause de 
leur symbolique trompeuse. Elles reflètent et ren-
forcent les inégalités au sein de la société.  	
Photo: Peter Schulthess (2019)
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nombre d’infractions. Pour les délits contre la pro-
priété, une réponse non punitive sous forme de répri-
mande ou d’obligation de réparer est clairement pré-
férée à l’emprisonnement. 

Un effet très peu dissuasif 
La prison exerce par ailleurs un effet nettement 

moins dissuasif qu’on ne l’imagine. La plupart 
des auteurs comptent bien ne pas se faire 

prendre. D’autres sont sous la dépendance 
de drogues illégales, de sorte qu’ils sont 

prêts à accepter tous les risques pour 
s’en procurer. Pour les délits vio-

lents ou à caractère sexuel com-
mis sous l’emprise de pulsions 
ou d’émotions irrépressibles, 
l’intimidation est inopérante. 
La consommation de tabac il-
lustre parfaitement le maigre 
effet de la dissuasion. Tout le 
monde connaît les images de 
poumons de fumeurs ou de lan-

gues rongées par le cancer sur 
les paquets de cigarettes. La mise 

en garde qui les accompagne est 
on ne peut plus explicite: fumer 

tue – la punition ultime. Impossible 
d’aller plus loin dans la dissuasion. 

Pourtant, il y a toujours des fumeurs et 
des fumeuses. 

Une symbolique trompeuse
En définitive, les prisons ne nous sont d’aucune 

utilité. Au contraire, elles nous font du tort, essentiel-
lement à cause de leur symbolique trompeuse. Elles 
représentent la justice, mais si on considère le passé des 
délinquants sous l’angle de la socialisation, la plupart 
partent avec un sérieux handicap sur le plan matériel 
ou émotionnel. Les individus que l’on met derrière les 
barreaux ne sont pas, à la base, des gens qui disposent 
des mêmes chances que les autres et qui, contrairement 
à « nous », ont simplement décidé de ne pas respec-
ter la loi. La prison ne fait que refléter et renforcer les 
inégalités sociales. 

Elle donne également la fausse impression que les 
personnes qu’on y enferme sont celles qui ont causé le 
plus de tort à d’autres individus ou à la collectivité. On 
peut dilapider l’argent des contribuables par milliards 
en toute légalité pour gravir les échelons politiques ou 
répandre de fausses informations sur les migrants pour 
attiser l’hostilité, mais on s’expose à une sanction pénale 
quand on chaparde une bouteille d’eau-de-vie ou quand 
on a de la drogue en sa possession pour sa consomma-
tion personnelle. La prison nous fait également croire 
à tort que tout ce qui est possible et judicieux est mis 
en œuvre pour lutter contre la criminalité. Des inter-
ventions de soutien durant l’enfance et l’adolescence, 

comme l’engagement de travailleurs sociaux, réduisent 
beaucoup plus le risque de délinquance qu'une peine 
ne saurait le faire. 

Des solutions pour remplacer la prison
Alors, par quoi remplacer les prisons ? Quelques rares 
individus, comme les auteurs de crimes sexuels sa-
diques, doivent être privés de liberté à vie si nécessaire 
afin de protéger la collectivité. Mais cette privation de 
liberté doit se faire dans un cadre qui préserve leur di-
gnité, et pas dans une minuscule cellule de détention. 
Une personne qui a infligé de très graves préjudices à 
d’autres devrait clairement voir sa liberté restreinte, 
mais de manière à réduire le risque de récidive à long 
terme. On pourrait envisager des unités de vie décen-
tralisées qui seraient sécurisées pour éviter les évasions. 
Un tel système permettrait un travail individuel avec 
les délinquants dans des conditions plus proches de la 
réalité et éviterait qu’ils ne glissent dans la sous-culture 
carcérale. Les travaux d’utilité publique et la réparation 
du préjudice devraient prendre une place encore plus 
importante dans les peines prononcées. Il est essentiel 
de mettre les délinquants face à leurs responsabilités.

Réexaminer d’un œil critique notre besoin de punir
Un grand nombre d’infractions à la loi sur les stupéfi-
ants et de délits mineurs ne devraient pas être pass-
ibles d’emprisonnement. La justice doit arrêter de ra-
bâcher qu’il faut réinsérer les délinquants, améliorer 
la sécurité et accomplir la volonté des victimes. Elle 
doit exposer de façon transparente les conséquences 
qu’entraînent nos prisons. Nous devons tous assumer 
une plus grande part de responsabilité. Sanctionner 
une faute n’est pas une science réservée aux professi-
onnels ; la sanction traduit notre besoin de punir, un 
besoin qui appelle une réflexion critique. Il ne s’agit 
pas de faire preuve de compréhension pour les actes 
commis ou d’abolir les peines, mais de prendre con-
science de ce que nous voulons atteindre à travers 
celles-ci et de ce que nous atteignons réellement.

Nous enfermons des centaines de délinquants, de 
l’escroc à l’assassin, ensemble dans un établissement 
fermé. Ce système est censé apporter satisfaction aux 
victimes tout en corrigeant les auteurs. Il vise paral-
lèlement à resocialiser les détenus et à protéger la 
collectivité. Une telle approche ne saurait fonction-
ner et nous empêche de chercher des solutions plus 
nuancées pour gérer la criminalité. Comme le disait 
Michel Foucault il y a une cinquantaine d’années, « on 
sait tous les inconvénients de la prison, et qu’elle est 
dangereuse quand elle n’est pas inutile. Et pourtant, 
on ne voit pas par quoi la remplacer. Elle est la détes-
table solution dont on ne saurait faire l’économie. ».  

Après plus de quinze ans dans le milieu péniten-
tiaire, j’ai changé de voie. Aujourd’hui, d’autres solu-
tions sont possibles. Nous devrions enfin nous libérer 
ensemble de la prison.

Thomas Galli a étudié le droit, la 
criminologie et la psychologie. Il 
a travaillé pendant plus de quinze 
ans dans le domaine pénitentiaire, 
notamment comme directeur de 
la prison Zeithain en Allemagne 
(Saxe). Depuis 2016, il officie comme 
avocat spécialisé dans le droit de 
l’exécution et de l’application des 
peines. Son livre Weggesperrt. Wa-
rum Gefängnisse niemandem die-
nen (Enfermé – pourquoi les prisons 
ne sont utiles à personne) est sorti 
cette année. Photo: Ronald Hansch

« La prison nous fait 
croire à tort que tout ce 
qui est possible et judi-
cieux est mis en œuvre 
pour lutter contre la cri-
minalité. Des interven-
tions de soutien durant 
l’enfance et l’adoles-
cence réduisent beau-
coup plus le risque de 
délinquance qu’une 
peine ne saurait le  
faire ».
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Un lieu de réparation et de changement intérieur

En tant que directeur de longue date de l’établis-
sement pénitentiaire de Saxerriet, j’écris cet article 
sous l’angle de l’exécution en milieu ouvert, avec des 
détenus condamnés à une peine d’une durée limi-
tée, c’est-à-dire la majeure partie des individus qui 
purgent une peine privative de liberté ferme. Dès 
lors qu’il existe une perspective, il y a de l’espoir. 
Un espoir là où l’horizon paraît souvent bouché, un 
espoir dépourvu de toute naïveté, mais qui compor-
te des incertitudes et qui, parfois, va à l’encontre de 
quelques « probabilités ». En rédigeant ce texte, je 
garde également à l’esprit le paradoxe du système 
pénitentiaire, auquel il revient de préparer des in-
dividus privés de liberté à une vie en liberté. 

Les prisons sont assurément utiles lorsqu’on 
exploite, développe et utilise de façon innovante 
les possibilités offertes par le système. Loin de moi 
l’idée d’embellir de tristes réalités. Un grand nombre 
de constats et de conclusions formulés par Thomas 
Galli sont pertinents et me sont familiers ; je par-
tage même son avis sur certains points. Quelques-
unes des solutions qu’il propose, comme les travaux 
d’utilité publique et la surveillance électronique, 
sont déjà pratique courante en Suisse depuis plu-
sieurs années. 

Quelles conditions les établissements péniten-
tiaires doivent-ils remplir pour produire des effets 
positifs et durables sur les détenus ? À l’avenir, ces 
institutions resteront indispensables si elles conti-
nuent de respecter des normes de qualité élevées. À 
Saxerriet, la qualité passe par le système de gestion 
intégrée, qui prévoit le réexamen de l’ensemble des 
processus de travail de l’établissement sur la base 
de critères mesurables à travers des audits de sur-
veillance tous les ans et des audits de recertification 
tous les trois ans. Avec, en point de mire, le principe 
inscrit dans les dispositions légales : « Le détenu 
et la personne exécutant une mesure ont droit au 
respect de leur dignité. L’exercice de leurs droits ne 
peut être restreint que dans la mesure requise par 
la privation de liberté et par les exigences de la vie 
collective dans l’établissement.» (art. 74 CP). Quatre 
éléments jouent un rôle fondamental ici : l’atmos-
phère, le sens donné à la sanction, la réparation et 
le cheminement qui en résulte. 

Investir dans l’atmosphère 
Les éléments qui fondent la légitimité de la prison 
doivent déjà transparaître dans la construction, 
l’atmosphère d’un établissement. En observant son 
architecture d’un œil attentif, nous verrons dans les 
bâtiments et dans la façon dont ils sont construits 
une direction, une philosophie, des valeurs et un 
état d’esprit. Dans l’exécution en milieu ouvert, 

l’architecture doit déjà véhiculer un message d’ou-
verture. À cet égard, il est important d’abandonner 
les grands ensembles au profit de petites unités de 
qualité. Par ailleurs, l’atmosphère doit rendre visible 
le respect mutuel entre personnel pénitentiaire 
et détenus. Le travail relationnel se traduit 
par un système clair et cohérent et par 
une attitude attentive, orientée vers 
la recherche de solutions d’un 
côté comme de l’autre. Dans 
le travail centré sur l’infrac-
tion, qui passe parfois par 
la confrontation, des mé-
thodes et approches pro-
fessionnelles sont indis-
pensables aujourd’hui. 

Élaborer des projets 
de vie alternatifs
L’État est habilité à 
adopter des mesures 
de contrainte envers 
les individus qui en-
freignent la loi.  De 
telles mesures ne sont 
toutefois justifiées que 
lorsqu’elles visent la réin-
sertion dans la société. Dans 
la pratique quotidienne, nous 
sommes appelés à élaborer, exer-
cer et consolider avec les détenus des 
projets de vie alternatifs et des stratégies 
en leur montrant comment organiser leur 
existence pour ne plus commettre d’infractions 
à l’avenir. Pour ce faire, il est nécessaire de disposer 
de programmes et de modèles ad hoc ainsi que de 
la marge de manœuvre nécessaire. Aborder le sens 
de la vie est également utile pour la suite. 

Culpabilité et réparation 
La réparation du tort causé par le détenu est l’un 
des buts de l’exécution. La résolution pacificatrice 
du conflit entre l’auteur, la victime et la société doit 
s’inscrire dans le schéma classique de la finalité de 
la peine. Une prévention générale digne de ce nom 
tient également compte de la satisfaction qui s’in-
stalle lorsque le délinquant agit de son propre gré 
de telle sorte que le sentiment d’injustice ressen-
ti par la communauté face à la violation de la loi  
s’apaise et que le conflit avec l’auteur est considéré 
comme réglé. Ainsi, du point de vue de la politique 
criminelle, il est souhaitable d’intégrer la réparation 
dans un concept global qui vise la réconciliation et 
prend ainsi une tonalité positive.

Martin Vinzens a étudié la théo-
logie et a d’abord travaillé comme 
aumônier. Depuis 1998, il dirige la 
prison de Saxerriet, où il a systéma-
tiquement axé l’exécution sur la ré-
insertion à travers un dialogue avec 
les détenus centré sur le travail per-
sonnel sur l’acte et la réparation.
Photo: Thomas Hary

«Nous concluons avec le dé-
tenu une alliance contre son 

comportement délictueux. 
C’est là le sens même de l’exé-

cution : apprendre à la per-
sonne qui purge sa peine, à 

travers des interventions dif-
férenciées, à organiser sa vie 
pour ne plus commettre d’in-

fractions à l’avenir. »



50   prison-info 2/2020	 Pour ou contre : faut-il abolir les prisons ?

Le travail personnel sur l’acte et la réparation reflè-
tent la volonté du délinquant d’assumer la respon-
sabilité de ce qu’il a fait et constituent un pas vers la 
réconciliation avec la société. La réconciliation est un 
processus intérieur qui ne peut par conséquent se 
faire que volontairement. Le travail sur l’acte et la ré-
paration incluent le fait de réfléchir au geste commis, 
de se mettre à la place de la victime et de se rendre 
compte des conséquences de l’infraction ainsi que la 
motivation à changer d’attitude et la réparation ma-
térielle et immatérielle du tort causé. Il s’agit, à travers 
le dialogue, d’inciter le détenu à réfléchir à son ou ses 
acte(s) et à le motiver à ne plus commettre d’infrac-
tions à l’avenir. Vouloir substituer la responsabilité à 
la culpabilité du détenu comme le réclame Thomas 
Galli dans son livre s’avère problématique. Assumer 
réellement et sincèrement sa responsabilité présup-
pose en effet que l’on admette sa culpabilité, que l’on 
se rende compte de ce que l’on a fait. 

La culpabilité ne se commande pas. Elle doit être 
ressentie par le détenu. À Saxerriet, nous avons mis en 
place le module de la « phase de culpabilité » dans le 
cadre de notre travail sur la réparation. La discussion de 
l’acte active des sentiments de culpabilité et de honte. 
Ce n’est qu’après avoir identifié ses décisions négatives 
que le détenu peut – c’est l’étape suivante – substituer 
la responsabilité à la culpabilité. La réflexion sur la 
culpabilité, la honte et le repentir ne doit en aucun cas 
être laissée de côté. Une discussion axée uniquement 
sur la responsabilité ne serait par ailleurs pas conforme 
à notre droit pénal fondé sur la faute et la culpabilité 
(même s’il est plutôt centré aujourd’hui sur le risque 
et la prévention). Nous concluons avec le détenu une 
alliance contre son comportement délictueux. C’est là 
le sens même de l’exécution : apprendre à la personne 
qui purge sa peine, à travers des interventions diffé-
renciées, à organiser sa vie pour ne plus commettre 
d’infractions à l’avenir. En définitive, notre action doit 
être guidée par une éthique fondée sur la responsabi-
lité et pas sur une forme d’assurance contre le risque 
ni, à plus forte raison, une mentalité du risque zéro. 

Se baser sur les progrès réalisés
Les établissements pénitentiaires et les prisons 
peuvent être des lieux qui encadrent et soutiennent, 
qui marquent un tournant, des communautés qui 
favorisent un changement intérieur et une nou-
velle orientation. Nelson Mandela le formulait ain-
si : « La cellule est un lieu parfait pour apprendre à 
se connaître et étudier en permanence et en détail 
le fonctionnement de son esprit et de ses émotions 
». Malgré le nombre élevé de récidivistes, je garde 
confiance. Grâce à des mesures différenciées, comme 
des allègements progressifs dans l’exécution, nous 
pouvons tester l’aptitude à vivre en liberté. Le légis-
lateur a pris une décision intelligente et clairvoyante 

en prévoyant une réglementation (art. 84 al. 6 CP) qui 
permet de soutenir d’excellente manière la resociali-
sation – ou la socialisation – sur les plans juridique 
et pratique. L’exécution (en milieu ouvert) permet au 
détenu de s’autogérer, d’avoir un regard sur l’extérieur, 
de se préparer intensivement à sa libération dans le 
cadre de la gestion de la transition ; elle permet d’évi-
ter bon nombre de débordements de la sous-culture 
carcérale et d’effets nocifs liés à la détention et offre 
ainsi de bonnes chances de réinsertion. Le système 
d’exécution des peines doit se baser sur de nouveaux 
critères pour évaluer les détenus. La situation doit 
être appréciée sur la base des progrès réalisés, en pré-
voyant par exemple des programmes que les détenus 
doivent suivre avec succès pour que l’on puisse encore 
mieux vérifier qu’ils sont bien aptes à vivre en liberté. 

Les prisons sont utiles
Les établissements pénitentiaires et les prisons sont 
utiles : 

	◼ 	lorsque le personnel des institutions ne se borne 
pas à gérer les détenus, mais les encadre de ma-
nière professionnelle, favorise des rencontres et, 
par analogie avec nos hôpitaux, ne se contente 
pas de délivrer des médicaments et de fournir des 
services, mais fait preuve de sollicitude, se montre 
à l’écoute et introduit les mesures individuelles qui 
s’imposent; 
	◼ lorsque nous agissons, par analogie cette fois avec 
l’éducation des enfants – nous n’arrêtons pas d’édu-
quer nos enfants lorsque nous essuyons des échecs 
–, en nous efforçant constamment de provoquer, 
d’un côté comme de l’autre, des changements de 
comportement, même s’il faut s’y reprendre à plu-
sieurs fois ;
	◼ lorsque nous abordons consciemment certains 
thèmes. Bien souvent, nous ne faisons que réagir. 
Nous devons avant tout nous engager en faveur de 
solutions créatives et innovantes et lutter contre 
une bureaucratie excessive ;  
	◼ lorsque nous évaluons les détenus à l’aune du che-
min parcouru et appliquons davantage le principe 
d’une libération anticipée ; 
	◼ lorsqu’elles sont une « porte d’entrée vers la  
sortie » et que la libération est synonyme de ré-
insertion dans la société et non de rechute dans 
la délinquance. Les libérations « sans appui à 
l’extérieur » sont à proscrire ; 
	◼ lorsque la réinsertion repose sur le consensus selon 
lequel la resocialisation est une mission qui incombe 
à toute la société. Pour que les interventions soient 
couronnées de succès, il faut que la société soit fa-
vorable à la réinsertion ; 
	◼ lorsque nous les considérons comme des lieux de 
réparation et de réorientations et non comme des 
endroits où l’on enferme des individus. 
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Pour Martin Vinzens, les prisons sont utiles lorsque toutes les 
possibilités sont exploitées, développées et utilisées de façon 
innovante. Dans l’exécution en milieu ouvert, cela commence 
déjà par l’architecture, qui doit véhiculer un message d’ou-
verture. 	Photo: Peter Schulthess



« Une petite pierre dans l’édifice de la 
prévention, mais une pierre qui a son 
importance »
Projet de l’association «Gefangene helfen Jugendlichen»

L’association «Gefangene helfen Jugend-
lichen» (des détenus aident des jeunes) 
a lancé un projet de prévention inédit en 
Suisse: des rencontres entre des délin-
quants et des jeunes en difficulté pour 
empêcher ces derniers de glisser sur la 
mauvaise pente. Les premières expériences 
sont très positives.

Christine Brand

«On ne peut pas tous les aider», déclare Ilias 
Schori. «Mais si nous arrivons à provoquer 
un déclic chez deux ou trois jeunes en dif-
ficulté sur dix, c’est déjà bien, et cela, c’est 
parfaitement réalisable.» L’œil vif, la barbe 
taillée court, des tatouages sur le cou et les 
bras, l’homme a lui-même été l’un de ces 
jeunes. Il a grandi dans un contexte fami-
lial compliqué et n’arrive plus à énumérer 
les nombreux séjours en familles d’accueil, 
foyers et institutions sans en oublier. Son 
chemin l’a conduit très tôt et toujours plus 
profondément dans la criminalité jusqu’à 
ce qu’il finisse en prison, à Pöschwies. 

Ilias Schori avait 13 ans quand on lui a pas-
sé les menottes la première fois. Aujourd’hui, 
il en a 27, et il a purgé toutes ses peines. Dans 
sa vie, il semble y avoir un avant et un après: 
avant Pöschwies, il trouvait relativement cool 
d’être un délinquant. Il faisait partie d’une 
bande de malfrats professionnels sans hié-
rarchie bien établie. Cambriolages, brigan-
dages, trafic de drogue… Il avait toujours de 
l’argent en poche et entrait dans les clubs de 
la Langstrasse à Zurich sans payer, car dans le 
milieu, on savait qui il était. Après son séjour 
derrière les barreaux, il s’est rendu compte 
qu’il allait gâcher sa vie s’il continuait ainsi 
et n’arrivait pas à redresser la barre. «Après 
Pöschwies, je savais que je ne voulais plus 
jamais atterrir en prison, que je ne voulais 
pour rien au monde être à nouveau enfer-

mé», dit-il. «La liberté et le droit de décider 
comment mener sa vie sont trop précieux ; 
le prix à payer est trop élevé.»

Un poste au profil particulier
C’est précisément cela qu’Ilias Schori ra-
conte aujourd’hui aux jeunes qui sont à un 
carrefour de leur vie, un point de bascule 
où il s’est lui-même retrouvé à l’époque. Il 
dirige le projet de l’association «Gefangene 
helfen Jugendlichen» que la journaliste et 
spécialiste en recherche de fonds Andrea 
Thelen a lancé en s’inspirant d’un modèle 
allemand. «Notre objectif est de montrer à 
des jeunes en difficulté âgés de 14 à 20 ans 
les conséquences de la délinquance pas seu-
lement pour eux, mais aussi pour les vic-
times, la famille et les amis», déclare Andrea 
Thelen. Tous deux entendent prendre le 
relais là où les parents, les enseignants 
et les travailleurs sociaux en milieu sco-
laire n’arrivent plus à atteindre les jeunes. 
«Quand j’avais leur âge, je n’écoutais pas 
l’éducateur qui levait un doigt moralisa-
teur. Je me disais qu’il ne comprenait de 
toute façon rien», relate Ilias Schori. «Mais 
lorsqu’un détenu raconte combien la perte 
de la liberté est douloureuse pour en avoir 
lui-même fait l’expérience, cela m’incite à 
dresser l’oreille.»

C’est précisément sur cette idée que re-
pose le projet de l’association «Gefangene 
helfen Jugendlichen»: les personnes qui 
s’adressent aux jeunes doivent savoir ce 
que c’est que d’être en conflit avec la loi et 
d’être enfermé pour l’avoir vécu. « Il était 
donc évident que notre chef de projet de-
vait lui-même être passé par la case prison», 
déclare Andrea Thelen. Une année et demie 
durant, elle a cherché une personne qui 
répondrait au profil particulier du poste. 
Puis elle a trouvé Ilias Schori. «Un coup de 
chance», dit-elle.

En tant qu’ancien détenu, Ilias Schori pro-
pose notamment des cours de prévention 
dans des écoles et des institutions pour ado-
lescents. L’élément central du programme, ce 
sont les visites en commun là où les jeunes 
ne doivent pas atterrir: en prison. Avec l’ai-
de de détenus, Ilias Schori souhaite montrer 
aux adolescents ce que signifie le fait d’être 
enfermé, de ne plus pouvoir faire ce qu’on 
veut, d’être isolé du monde et de se retrouver 
entièrement seul dans un lieu de coexistence 
forcée. Il s’agit de lutter contre une vision qui 
glorifie la prison.

Beaucoup d’intéressés
Ce n’est pas un hasard si la première de ces 
visites s’est déroulée dans l’établissement 
pénitentiaire de Lenzbourg: le directeur, 
Marcel Ruf, est connu pour être ouvert aux 
projets novateurs. «Quand j’ai reçu la de-
mande, j’ai commencé par prendre contact 
avec mes collègues en Allemagne, où le pro-
gramme ‚Gefangene helfen Jugendlichen’ 
est déjà en place depuis plusieurs années», 
explique-t-il. «Les quatre directions d’insti-
tutions m’ont toutes donné un retour po-
sitif, en disant que le programme avait des 
effets bénéfiques tant pour les jeunes que 
pour les détenus.» Marcel Ruf a donc dis-
tribué un prospectus dans l’établissement 

Andrea Thelen: «Montrer les conséquences de la 
délinquance.»
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pour trouver des détenus qui répondaient 
au profil recherché pour le projet d’Ilias 
Schori et Andrea Thelen. Tous n’entraient en 
effet pas en ligne de compte: les candidats 
devaient parler allemand, ne pas minimiser 
l’infraction qu’ils avaient commise, ne pas 
être trop introvertis ni, au contraire, trop 
extravertis, ne pas présenter de troubles 
de la personnalité et avoir un bon contact 
avec les jeunes. Six détenus ont finalement 
été sélectionnés sur les nombreuses can-
didatures. 

Pour le premier coaching des détenus, Ilias 
Schori a reçu une aide en provenance d’Alle-
magne. Volkert Ruhe, un ancien détenu qui 
dirige depuis vingt ans le projet «Gefange-
ne helfen Jugendlichen» qu’il a lui-même 
mis en place à Hambourg, a fait le déplace-
ment pour soutenir les responsables. Il a été 
ravi de recevoir la demande d’Ilias Schori et 
de savoir que son idée allait être reprise en 
Suisse. En Allemagne, son équipe est déjà 
présente dans 200 écoles. Avant les restric-
tions liées aux mesures de lutte contre le 
coronavirus, il se rendait dans les prisons 
avec des jeunes toutes les deux semaines. 
«D’après notre expérience, il n’y a qu’un 
tiers environ de jeunes auprès desquels 
nos efforts sont vains ; nous arrivons à en 
atteindre un tiers avec succès et un autre 
tiers au moins en partie», explique-t-il.

Se montrer sincère et personnel
Pour que l’opération soit un succès, Ilias 
Schori n’a pas seulement préparé les dé-
tenus à ces visites pas comme les autres, 
mais aussi les quatre jeunes sélectionnés 
dans le centre socio-éducatif Gfellergut 
à Zurich. La première partie du projet de 
prévention s’est déroulée dans le centre. 

Ilias Sshori a expliqué aux participants le 
déroulement de la visite en prison et les 
règles de comportement et leur a deman-
dé ce qu’ils en attendaient. Il a également 
parlé de son parcours, qui présente de nom-
breux points communs avec l’histoire de ces 
jeunes. «Pour moi, il est important de se 
montrer sincère et personnel», souligne-t-il. 

Deux jours plus tard, le petit groupe 
s’est rendu ensemble à Lenzbourg, où deux 
collaboratrices de la prison ont simulé une 
admission de détenu. Les jeunes ont été 
conduits à travers l’institution et, s’ils le 
souhaitaient, ils ont pu se faire enfermer 
un moment dans une cellule avant la di-
scussion avec les détenus. «Cette partie 
a été très appréciée d’un côté comme de 
l’autre», raconte Ilias Schori. Pour briser la 
glace, il a demandé aux jeunes de trouver 
quel détenu avait commis quelle infraction. 
En cherchant à savoir s’ils avaient attribué 
correctement les différents actes délictueux, 
les jeunes ont engagé le dialogue avec les 
détenus. Ceux-ci leur ont parlé de leur vie et 
de leur quotidien en prison. Les participants 
se sont posé mutuellement des questions 
et ont abordé le thème de l’agressivité au 
quotidien à travers de brefs jeux de rôles. 
Pour conclure, les jeunes et les détenus se 
sont entretenus en tête à tête.

«J’ai constaté qu’on se fait plus vite attra-
per qu’on ne le pense», a déclaré l’un des jeu-
nes lors du débriefing qui a suivi la visite. «J’ai 
été très impressionné», a résumé un autre. 
«Après les discussions en tête à tête, je sais 
que, dorénavant, je réfléchirai deux fois avant 
de faire une bêtise.» Un troisième jeune a été 
particulièrement marqué par l’impression 
qu’il a ressentie en étant enfermé dans une 
cellule. Un de ses camarades a renchéri: «Je 
n’aimerais pas finir en prison, et cette visite 

a été une véritable piqûre de rappel en me 
montrant pourquoi.»

Un bilan positif
Du côté des organisateurs, de l’établissement 
pénitentiaire et du centre socio-éducatif Gfel-
lergut, on tire un bilan très positif de cette 
première visite. «Les jeunes ne sont pas les 
seuls à avoir trouvé la visite et sa préparation 
passionnantes ; les détenus aussi», rapporte 
Marcel Ruf. «Ils veulent tous être de nouveau 
de la partie la prochaine fois.» Il semble en 
effet sûr qu’il y aura une prochaine fois. Si les 
visites ont été provisoirement suspendues à 
cause de la pandémie de COVID-19, il part du 
principe qu’elles reprendront au printemps. 
«Si, à travers ce projet, nous parvenons à 
inciter ne serait-ce qu’un jeune sur dix à ne 
pas tomber dans la délinquance, c’est déjà 
bien», conclut-il.

Une atmosphère cordiale et respectueuse
Le projet a fait l’objet d’une seule critique 
négative  à la suite d’un article paru dans la 
presse. Celui-ci faisait toutefois référence aux 
boot camps pour adolescents (des camps de 
redressement dirigés par des militaires) qui 
alimentent la controverse aux Etats-Unis. 
«On ne saurait comparer le projet ‚Gefan-
gene helfen Jugendlichen’ à cela», martèle 
Andrea Thelen. «Dans nos programmes, on 
ne hurle pas et personne n’est rabaissé. Les 
cours et les discussions avec les détenus se 
déroulent dans une atmosphère cordiale, 
avec beaucoup de respect.» Les visites en 
prison visent à inciter les jeunes à réfléchir 
en leur montrant la réalité. Mais après, c’est 
à eux de prendre les choses en main. «Nous 
ne sommes qu’une petite pierre dans l’édi-
fice de la prévention de la criminalité chez 
les jeunes », souligne Andrea Thelen, «mais 
une petite pierre qui a son importance et qui 
manquait à ce jour. » Elle souhaite continuer 
à développer le projet et l’élargir aux filles, car 
le nombre d’actes de violence a également 
augmenté chez elles ces dernières années, 
et pas seulement chez les garçons.

Pour Ilias Schori, les jeunes sont au cœur 
de son travail; il veut leur parler de ses ex-
périences pour qu’ils ne commettent pas 
les mêmes erreurs. Mais c’est également un 
travail sur lui-même. «Pour moi, ce travail 
est un pas supplémentaire pour digérer ce 
que j’ai vécu.» A ses yeux, assumer une res-
ponsabilité envers les jeunes est précieux. 

Marcel Ruf: «Tous les détenus n’entrent pas en 
ligne de compte.»

Ilias Schori: «La discussion a été très bien accueillie 
d’un côté comme de l’autre.»
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Le projet lui apporte beaucoup personnel-
lement. Discuter avec un ancien détenu du-
rant son adolescence lui aurait-il évité de mal  
tourner ? Ilias Schori n’hésite pas longtemps 

avant de répondre. «Oui, je pense que cela 
m’aurait aidé. J’aurais sans doute eu un dé-
clic si j’avais vu où la voie que j’empruntais 
pouvait me mener.»

Une visite pas comme les autres à la prison de Lenzbourg. Objec-
tif: montrer aux jeunes, avec l’aide de détenus, ce que se retrou-
ver derrière les barreaux signifie.        Foto: © ghj
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Des femmes qui dansaient, des 
hommes qui fumaient
Quotidien et ténacité des personnes emprisonnées en Suisse au début du XIXe siècle

Une thèse publiée récemment donne un 
aperçu détaillé du quotidien dans les 
prisons bâloises au début du XIXe siècle. 
Comme il peut exister un décalage entre 
la norme et la pratique, les témoignages 
des intéressés sont, outre les sources offi-
cielles, particulièrement importants pour 
reconstituer correctement ce quotidien.

Fabian Brändle

Rarement un sujet n’aura fait autant débat 
en Europe occidentale après la fin des guerres 
napoléoniennes en 1814 que la réforme com-
plète des prisons. L’idée était de rendre le sys-
tème carcéral plus humain en se basant sur 
l’idéologie des Lumières (et notamment sur 
l’ouvrage de Cesare Beccaria Des délits et des 
peines) et en s’inspirant des modèles améri-
cains et britanniques. La torture et les châti-
ments corporels, tels que la mise au pilori ou 
les flagellations publiques, faisaient l’objet de 
vives critiques de la part des réformateurs, qui 
entendaient, par la peine prononcée, rendre les 
prisonniers meilleurs, leur offrir une seconde 
chance et les réinsérer plutôt que les punir. Les 
prisonniers devaient pour ce faire accomplir 
un travail utile, par exemple du tissage ou des 
travaux agricoles sur l’exploitation attenante 
à la prison. Ce travail était dur physiquement 
et parfois monotone (filage, désherbage). En 
outre, les rations qui leur étaient distribuées 
étaient maigres et l’ancienne peine des fers n’a 
été abolie que partiellement. Dans ce sens, on 
peut dire que les réformateurs étaient résolu-
ment attachés aux impératifs traditionnels de 
répression et de dissuasion.  

Séparer et surveiller
Ces réformateurs voulaient que les « vaga-
bonds », les mendiants, les orphelins et les 
petits délinquants soient – ce qui n’était pas 
le cas dans les pénitenciers de l’époque pré-
moderne – séparés des criminels endurcis et 
placés dans de nouveaux bâtiments spécia-
lement conçus à cet effet, dont l’architecture 
devait permettre de surveiller tous leurs faits 
et gestes (panoptique selon Jeremy Bentham). 

Les pasteurs des deux confessions avaient pour 
instruction d’assurer l’encadrement spirituel 
des prisonniers et d’en faire des hommes de foi, 
le but étant que des remords et un sentiment 
de culpabilité naissent chez eux au cours de 
leur détention. Par ailleurs, un enseignement 
devait, dans l’idéal, être dispensé aux prison-
niers afin d’élever leur niveau d’éducation. 

Comme souvent lorsque des réformes sont 
lancées, la mise en œuvre des nouvelles me-
sures, si bien intentionnées soient-elles, échoue 
faute d’argent. Les prisons imaginées par  
Jeremy Bentham coûtaient tellement cher que 
les cantons ne pouvaient guère se résoudre à 
se doter de prisons modernes. Le jeune can-
ton de Genève est le seul à avoir fait bâtir une 
nouvelle prison sur le modèle américain. La 
plupart du temps, d’anciens monastères ont 
dû être transformés en prisons.

Des revenus dérisoires
Faute de moyens, il n’était pas non plus pos-
sible d’embaucher du personnel supplémen-
taire, formé pour répondre à des exigences 
élevées. Dans sa thèse très fouillée, qui mérite 
d’être lue, l’historienne Eva Keller a examiné 
les conditions de vie dans les prisons bâloises. 
Les gardiens des prisons de Bâle-Ville étaient 
généralement très mal payés ; ils gagnaient en 
tous cas un petit peu moins bien leur vie que 
les artisans qualifiés, les tisserands ou même 
les fileurs. Le fait qu’ils étaient nourris et blan-
chis améliorait certes quelque peu leur condi-
tion, mais leur rémunération beaucoup trop 
basse n’avait rien d’attrayant pour quiconque 
avait les capacités d’exercer ce métier. Un cou-
ple de gardiens qui s’occupait, selon le cahier 
des charges, de tous les besoins du quotidien 
dans la prison (dont la cuisine et la blanchis-
serie) ne gagnait que 4,5 anciens francs par 
semaine en 1820. Se présentaient donc souvent 
à ce poste des individus louches en mauvais 
état de santé, tels que des soldats démission-
naires, que l’on pensait au moins capable de 
faire régner la discipline afin de faire respecter 
le règlement intérieur mais aussi d’encadrer 
et de contrôler les prisonniers.

La faible rémunération des gardiens ren-
dait ces derniers vulnérables à la corruption. 
On a en effet trouvé des preuves attestant que 
de riches prisonniers versaient des pots-de-vin 
en échange d’un traitement de faveur. Certains 
gardiens dépassés se montraient extrême-
ment sévères et maltraitaient physiquement 
les prisonniers tandis que d’autres fraterni-
saient avec des prisonniers parfois rusés et 
se faisaient mener par le bout du nez. En tout 
état de cause, les inspecteurs locaux devaient 
gérer les nombreux méfaits plus ou moins 
graves des gardiens, tels que l’alcoolisme. Ceux 
qu’on appelait les « prévôts » étaient mal vus 
par la population locale. Dans certaines villes, 
en fréquenter était même considéré comme 
déshonorant.

Décalage entre la norme et la pratique
Les règlements intérieurs des prisons bâloises 
étaient stricts. Le déroulement des journées 
était réglé dans les moindres détails, de la 
surveillance du matin à l’extinction des feux. 
Il restait peu de place pour la vie privée sur 
le papier ; tout semblait contrôlé. Il existait 
toutefois un décalage entre la norme et la 
pratique. Les gardiens, qui étaient mal pay-
és, étaient souvent ouverts à la discussion, 
fermaient les yeux sur ce qu’il se passait et 
acceptaient des compromis boiteux. Et les 
prisonniers, aussi bien les hommes que les 
femmes, savaient comment sauvegarder leur 
amour-propre grâce à leur « ténacité ». Ils 
identifiaient rapidement les failles dans le 
système et défendaient, souvent avec succès, 
les petites libertés laborieusement acquises 
contre les mesures de discipline qu’on tentait 
de leur imposer d’en haut et de l’extérieur.
Eva Keller s’est appuyée sur les rapports d’in-
spection pour donner quelques exemples de 
cette « ténacité » au sein des prisons bâloises. 
Elle évoque un cas où plusieurs détenues ont 
signalé la présence de poudre à canon à l’in-
térieur de la prison. Une autre détenue a été 
confondue mais elle a farouchement nié être 
impliquée. A-t-elle été victime d’un complot ? 
La présence alarmante de poudre à canon au 
sein de la prison montre en tous cas que cette 
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dernière n’était pas totalement hermétique 
et que les contacts avec le monde extérieur 
étaient possibles malgré la hauteur des murs.

Les sources font également état de nom-
breuses tentatives d’évasion (réussies) ainsi 
que de femmes qui passaient leurs journées 
à danser, qui se sentaient donc parfaitement 
bien, ce qui va bien entendu complètement 
à l’encontre des principes de rigueur et de 
discipline censés prévaloir. En dansant, ces 
femmes faisaient un pied de nez symbolique 
au règlement, ce qui ne pouvait en aucun 
cas être toléré. Les inspecteurs étaient clairs 
sur ce point.

Un autre prisonnier bâlois, notaire de 
profession, qui gagnait auparavant assez 
bien sa vie et qui avait des contacts au sein 
de la classe moyenne supérieure de Bâle, 
jouissait d’un nombre étonnamment élevé 
de privilèges. Il mangeait le midi à la table 
du « prévôt » et pouvait, au lieu de faire du 
tissage, accomplir des travaux de dactylo-
graphie pour la ville, dans un premier temps 
gratuitement, comme il l’a souligné. Pen-
dant la journée, il était dispensé de porter 
les fers alors que c’était interdit. Confronté 
aux faits, le gardien n’a pas cédé au début. Il 
était en position de force et a laissé le notaire 
à nouveau circuler librement dans la prison, 
malgré l’interdiction. De plus, il facturait la 
ration du déjeuner en double, frôlant ainsi 
l’illégalité. Il est tout à fait possible que les 
relations qu’entretenait le notaire avec les 
classes moyennes supérieures aient contri-

bué à rendre le quotidien usant de la prison 
plus agréable. L’homme s’est en outre rendu 
utile pour la ville et le canton en effectuant 
des travaux de dactylographie, un traitement 
de faveur qui n’avait certainement rien de 
motivant pour les autres prisonniers.

Un témoignage personnel rare
Les témoignages personnels d’anciens pri-
sonniers sont rares. L’autobiographie d’un 
teinturier d’Obertoggenburg nommé  
Johann Georg Gerig (1804-1862) est d’autant 
plus remarquable. Cet homme sociable et 
intelligent, qui avait le sens de l’humour, a 
déclenché en 1822, alors qu’il était ivre, une 
bagarre générale au cours de laquelle plu- 
sieurs personnes ont été blessées. Le tribu-
nal a rendu un jugement sévère l’année qui 
a suivi, le condamnant à un an de prison dans 
l’établissement de travail forcé de Saint-Léo-
nard près de Saint-Gall. L’organisation quoti-
dienne y était, sur le papier, réglée dans les 
moindres détails, comme à Bâle. Ainsi, une 
journée de travail dans l’atelier de tissage 
ou sur l’exploitation agricole durait au mi-
nimum douze heures. Cependant, l’astucie-
ux teinturier a trouvé des stratagèmes pour 
contourner le règlement intérieur et tromper 
les quelques gardiens présents. Bien que fu-
mer fût strictement interdit, il a mis au point 
un système d’alerte sophistiqué qui lui per-
mettait, ainsi qu’aux autres prisonniers, de 
fumer la pipe. Cet homme charmant flirtait 
même avec la fille du voisin et parvenait à lui 

rendre visite de temps en temps. Une nuit, 
il est sorti par la fenêtre et s’est rendu dans 
une auberge à Saint-Gall, où il a bu du vin 
plus que de raison.

Le teinturier était un sournois, un filou. 
Ses petites escapades n’avaient cependant 
guère d’incidence sur le quotidien carcé-
ral. Les mémoires humoristiques de Johann 
Georg Gerig sont une nouvelle preuve qu’il 
peut exister un décalage entre la norme et 
la pratique, et que les historiens ont besoin 
des témoignages des personnes concernées 
pour pouvoir reconstituer ce quotidien de 
manière relativement fidèle.

Bibliographie

 •	� Eva Keller : Auf Bewährung. Die Straffälli-
genhilfe im Raum Basel im 19. Jahrhundert. 
Constance 2019.

 •	� Fabian Brändle : Färber Gerig gibt sich die 
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Une thèse publiée récemment donne un aperçu détaillé 
du quotidien dans les prisons bâloises au début du XIXe 
siècle. Sur cette aquarelle de Johann Jakob Neustück 
de 1859, on aperçoit le mur d’enceinte avec l’entrée de 
l’ancien monastère transformé en pénitencier, qui est 
resté en service jusqu’à l’ouverture en 1864 d’un nouvel 
établissement à la périphérie de la ville (Schällemätteli). 
Cette année-là, le pénitencier a été rasé pour faire place 
à l’immense bâtiment de d’hôpital. Aujourd'hui, se 
trouve ici l’entrée des urgences de l’hôpital universitaire. 
© Office cantonal de protection des monuments histo-
riques de Bâle-Ville.

Fabian Brändle est titulaire d’un doctorat en his-
toire. Il fait de la recherche et publie notamment 
des ouvrages sur l’histoire de la démocratie et de 
la culture populaire. Il collectionne par ailleurs 
les autobiographies, les journaux intimes et les 
témoignages de personnes issues des classes 
inférieures et moyennes.

56   prison-info 2/2020	 Exécution des peines et mesures



De nouvelles méthodes de  
traitement à l’étude
L’OFJ finance deux projets pilotes

Deux nouveaux projets pilotes financés 
par l’Office fédéral de la justice (OFJ) ont 
été lancés au cours du premier semestre 
de l’année 2020. Le premier a pour but 
d’expérimenter une version électronique 
du programme Start Now dans des établis-
sements d’éducation pour mineurs tandis 
que le second vise à tester l’« approche du 
rétablissement » en psychiatrie légale. 

Les jeunes placés dans des établissements 
d’éducation pour mineurs présentent un 
taux élevé de troubles psychiques. Des mé-
ta-analyses ainsi que le projet pilote « Pé-
dagogie du traumatisme », qui s’est achevé 
en 2017 (voir #prison-info 1/2017), révèlent 
par ailleurs que les jeunes ayant évolué 
favorablement malgré des expériences 
traumatisantes sont capables de maîtri-
ser leurs émotions et qu’ils possèdent des 
compétences sociales. Un projet pilote vient 
d’être lancé afin de développer et tester la 
version électronique du programme Start 
Now comme nouvelle offre de traitement 
dans le domaine de l’aide à la jeunesse en 
milieu institutionnel. 

Ce programme permet à des jeunes d’ap-
prendre, à l’aide d’un manuel, des techniques 
pour maîtriser leurs émotions et adopter le 
bon comportement dans des situations de 
stress ou de conflit. La formation de grou-
pe encadrée par un coach doit en outre les 
amener à la pleine conscience mais aussi les 
inciter à maîtriser leurs besoins et à respec-
ter ceux des autres. Une étude européenne 
démontre l’efficacité de ce programme dé-
veloppé aux Etats-Unis et adapté pour les 
jeunes par le professeur Christina Stadler à 
l’Université de Bâle. Sa version électronique, 
e-Start Now, met à disposition une applica-
tion pour téléphone portable ou tablette en 
lieu et place du manuel. Outre l’attrait qu’el-
le exerce sur les jeunes en tant que nouvelle 
technologie, cette version présente d’autres 
avantages tels qu’une grande flexibilité, un 

paramétrage personnalisé et la possibilité 
d’une utilisation généralisée.

Quelque 200 jeunes âgés de 14 à 24 ans, 
placés dans des établissements d’éducation 
pour mineurs, participent à ce projet pilote 
prévu pour une durée de quatre ans. Afin d’ex-
aminer si l’application peut être utilisée sans 
assistance ou si une formation de groupe en-
cadrée offre de meilleurs résultats, les jeunes 
ont été répartis en trois groupes : e-Start Now 
sans assistance, e-Start Now avec un groupe 
virtuel de discussion et e-Start Now avec un 
groupe réel dirigé par un coach. Les coûts du 
projet (qui comprennent une évaluation par 
l’Université de Bâle) sont estimés à 1,7 million 
de francs environ et pris en charge à hauteur 
de 60 % par l’OFJ.

Approche du rétablissement appliquée à 
la médecine légale
L’approche du rétablissement, qui a été mise 
au point par des personnes elles-mêmes con-
cernées sur la base de leur propre expérience, 
est répandue en psychiatrie au niveau inter-
national. Elle favorise notamment l’espoir, 

la recherche de sens et d’identité ainsi que 
la capacité à assumer la responsabilité de 
son rétablissement personnel. Le soutien de 
personnes spécialement formées à cet effet, 
ayant elles-mêmes connu une expérience de 
maladie (« pairs »), est à cet égard primordial. 
Dans les pays germanophones, l’approche du 
rétablissement n’a encore jamais été utilisée 
en psychiatrie légale.

Cette approche est actuellement expé-
rimentée dans le cadre du projet pilote RE- 
FOR-MA (« rétablissement en psychiatrie fo-
rensique hospitalière et en exécution de me-
sures ») au sein de trois unités de la clinique 
médico-légale de Bâle et de trois unités de 
la clinique de psychiatrie légale de Rheinau. 
L’efficacité des interventions est systémati-
quement évaluée chez environ 90 patients, 
et une comparaison est faite avec un groupe 
témoin à la clinique de psychiatrie légale de 
Königsfelden. Evalués à 600 000 francs envi-
ron (évaluation par les services psychiatriques 
universitaires de Berne comprise), les coûts 
de ce projet d’une durée de deux ans seront 
couverts à 80 % par l’OFJ. (gal)

Le programme Start Now, qui aide les jeunes à maîtriser leurs émotions, est actuellement testé sous forme d’applica-
tion dans des établissements d’éducation pour mineurs, et ce pour une durée de quatre ans. Illustration : © Start Now
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Pas de détention en cas de départ 
impossible
Arrêt du Tribunal fédéral sur la détention pour insoumission pendant la pandémie de coronavirus

Selon le Tribunal fédéral, la détention pour insoumission 
d’un étranger doit être levée lorsqu’un départ est impos-
sible dans un délai prévisible en raison de la pandémie 
de coronavirus. Photo : Keystone

La détention pour insoumission d’un 
étranger doit être levée lorsque, dans le cas 
concret, un départ est objectivement impos-
sible dans un délai prévisible en raison de 
la pandémie de coronavirus. Peu importe, 
selon le Tribunal fédéral, que la personne 
concernée, placée en détention pour insou-
mission, ait collaboré ou non à l’obtention 
des documents de voyage requis ou à l’éta-
blissement de son identité. 

L’Office des migrations du canton de Zurich 
a prononcé en 2019 le renvoi d’un ressortis-
sant malien dont la demande d’asile avait 
fait l’objet d’une décision de non-entrée en 
matière et l’a placé en détention dans cette 
perspective. La mesure a été prolongée, puis 
une détention pour insoumission a été or-
donnée, laquelle a été prolongée à plusieurs 
reprises. L’homme a formé un recours contre 
la décision de prolongation d’avril 2020, re-
cours que le Tribunal administratif zurichois 
a, pour l’essentiel, rejeté en mai dernier.

Dans un arrêt rendu le 21 juillet 2020, le 
Tribunal fédéral a admis le recours du déte-
nu et ordonné la levée de la détention pour 
insoumission. Cette forme de détention cons-
titue l’ultime moyen auquel il est fait recours 
lorsqu’aucune autre mesure de contrainte 
n’est susceptible d’amener la personne sé-
journant illégalement en Suisse à retourner, 
même contre son gré, dans son pays d’origine. 
EIle vise à contraindre l’intéressé à coopérer 
avec les autorités (obtention des documents 
de voyage requis, établissement de son iden-
tité, départ). Dans le cadre de la pandémie 
de coronavirus, le critère déterminant pour 
la levée de la détention pour insoumission 
est de savoir si un départ sera objectivement 
possible dans un délai prévisible.

La disposition à collaborer n’est pas dé-
terminante
Comme le Tribunal fédéral l’a récemment 
souligné pour des renvois ou des expulsions 
pendant la pandémie de coronavirus, cha-

que cas doit être apprécié en tenant compte 
des circonstances concrètes. Contrairement 
à l’avis de l’instance précédente, le fait que 
l’intéressé ait coopéré ou non pendant sa dé-
tention pour insoumission à l’obtention des 
documents de voyage requis ou à l’établisse-
ment de son identité n’est pas déterminant.

En l’espèce, son départ se heurte à l’im-
possibilité temporaire d’un retour au Mali 
dans un délai prévisible. En effet, aucun vol 
n’a lieu en raison du coronavirus et il existe 
des interdictions d’entrée et de sortie. Dans 
ces conditions, l’intéressé ne peut pas re-
tourner dans son pays, de gré ou de force. 
Il existe ainsi, selon le Tribunal fédéral, des 
obstacles techniques qui empêchent un re-
tour, et ce même si l’homme coopère. (Réd.) 
 
Arrêt 2C 408/2020 du 21 juillet 2020
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Brèves
Pas de rapport sur les personnes 
LGBTIQ*
Le Parlement n’exige pas du Conseil fédéral 
un rapport sur les personnes lesbiennes, 
gays, bisexuelles, trans*, intersexes et queer 
emprisonnées. Lors de la session d’été 2020, le 
Conseil national a rejeté le postulat « LGBTIQ* 
en détention. Connaître la situation en vue 
de l’améliorer » (18.3267), déposé par la con-
seillère nationale Lisa Mazzone. 

La conseillère fédérale Karin Keller-Sutter 
a déclaré devant le Conseil national qu’on ne 
pouvait pas, selon une enquête menée au-
près des cantons, connaître précisément le 
nombre de personnes LGBTIQ* emprisonnées, 
le droit à la protection de la personnalité et 
de la sphère privée ne permettant pas de de-
mander aux détenus leur identité de genre 
et leur orientation sexuelle. En outre, aucun 
cas où les droits des personnes concernées 
auraient été bafoués en prison n’a été recensé. 

S’il existe toujours un risque d’être mal-
traité par ses codétenus, selon la conseil-
lère fédérale Karin Keller-Sutter, ce risque 
concerne tous les groupes vulnérables. « En 
pareils cas, les autorités prennent des me-
sures de sécurité préventives, par exemple 
en transférant les personnes concernées dans 
une autre unité de l’établissement ou dans 
une autre institution. » La cheffe du Dépar-
tement fédéral de justice et police (DFJP) a 
par ailleurs attiré l’attention sur le fait que 
le Centre suisse de compétences en matière 
d’exécution des sanctions pénales (CSCSP) 
est en train d’élaborer des recommandations 
sur la gestion de ces personnes. Tant que des 
solutions pourront être trouvées au cas par 
cas, il n’est, selon elle, pas nécessaire que la 
Confédération intervienne.

La CNPT dresse un bilan positif

La Commission nationale de prévention de 
la torture (CNPT) a indiqué, dans son rap-
port d’activité 2019, que la majorité des re-
commandations qu’elle a émises au cours 
de ses dix premières années d’existence ont 
été bien accueillies et mises en œuvre. Dans 
son suivi, elle a accordé une priorité import-
ante notamment à ses recommandations 
sur la détention préventive, sur l’exécution 
des mesures, sur les centres fédéraux pour 
requérants d’asile ou encore sur la santé.

La CNPT considère que les recommanda-
tions, qui résultent à la fois du travail d’ins-
pection et du dialogue régulier qu’elle mène 
avec les autorités compétentes, constituent 
le principal gage de sa crédibilité. Il arrive 
dans certains cas que la répartition fédéra-
liste des compétences retarde une mise en 
œuvre à l’échelle nationale et que des recom-
mandations dont la pertinence est pourtant 
reconnue, en particulier celles concernant 
l’aménagement des locaux, ne puissent être 
concrétisées qu’une fois les demandes de 
financements nécessaires passées sous les 
fourches caudines de toutes les instances 
prévues dans la loi. A posteriori, il apparaît 
régulièrement que la Commission doit par-
fois faire preuve de patience et de persévé-
rance pour que ses recommandations soient 
appliquées. Le rapport parle toutefois d’un 
constat général réjouissant : « Passé le scep-
ticisme initial, la Commission s’est établie 
comme une instance de contrôle reconnue, 
également par les spécialistes du domaine. »

Les règles pénitentiaires euro-
péennes adoptées
Le Comité des Ministres du Conseil de l’Eu-
rope a adopté, le 2 juillet 2020, les règles pé-
nitentiaires européennes révisées. Certaines 
dispositions ont en effet été adaptées afin de 
tenir compte de l’évolution de la société (voir 
#prison-info 1/2020).

Un prix décerné à l’association 
Neustart
L’association sans but lucratif Neustart, qui 
s’engage depuis 45 ans auprès des délin-
quants et de leur famille dans la région Bâle/
Nord-Ouest de la Suisse, s’est vu attribuer le 
Prix Social bâlois 2020 par l’association pro-
fessionnelle AvenirSocial. Cette équipe consti-
tuée de travailleurs sociaux et de bénévoles 
propose gratuitement une offre de conseil 
social et en matière de dettes, un soutien 
psychosocial et une assistance de probation 
au quotidien.

Dans le débat public, on prête générale-
ment peu d’attention au fait que « derrière 
chaque auteur d’infractions, il y a une per-
sonne avec sa propre histoire, sa détresse et 
ses réalités », a expliqué Ruth Bonhôte, qui 
s’exprimait en tant que représentante du jury 
lors de la cérémonie de remise du prix. L’aide 
aux personnes condamnées, qui constitue 
un domaine d’activité traditionnel du travail 
social, revêt une grande importance au sein 
de notre société. La réinsertion sociale passe 
en effet par une diminution de la marginali-
sation et de la stigmatisation mais aussi et, 
surtout, par la prévention de la récidive. Ruth 
Bonhôte a salué le travail exigeant accompli 
par l’association Neustart, qui doit mettre 
en balance plusieurs aspects tels que la pro-
tection de la société, le respect des victimes 
d’infractions et la reconnaissance sans juge-
ment de valeur de la dignité et de l’individua-
lité des auteurs d’infractions. C’est un travail 
qui requiert un grand professionnalisme, de 
l’autoréflexion et un examen critique de ses 
propres valeurs et normes.
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Les dialogues restauratifs recon-
duits dans le canton de Vaud
Au vu du « bilan très positif » du projet pilote 
de justice restaurative mené au sein de l’éta-
blissement pénitentiaire « Aux Léchaires » à 
Palézieux (voir #prison-info 2/2019), d’autres 
dialogues restauratifs entre des auteurs d’in-
fractions et des victimes seront mis en place 
dans les autres établissements pénitentiaires 
du canton. Une session qui devait avoir lieu 
en automne aux Etablissements de la Plaine 
de l’Orbe (EPO) a toutefois dû être reportée 

à l’an prochain en raison de la pandémie de 
Covid-19. Trois autres sessions sont d’ores et 
déjà planifiées pour l’année 2021, comme le 
révèle un communiqué de presse publié par 
le Service pénitentiaire vaudois (SPEN).
	 Le projet pilote vaudois a mis en re-
lation, sur une base volontaire, huit jeunes 
adultes, auteurs d’infractions, et des victimes 
indirectes, sous la conduite du Forum suisse 
de justice restaurative (Swiss RJ Forum). Se-
lon le communiqué, les jeunes détenus ont 
participé activement, se sont montrés ou-
verts, motivés et ont manifesté beaucoup de 
respect pour les victimes. Ils ont pu percevoir 
l’ampleur de la souffrance des victimes et 
prendre conscience de manière très concrète 
des conséquences négatives qu’ont eues leurs 
actions. Les victimes, de leur côté, se sont 
senties très à l’aise avec les jeunes adultes 
en détention et ont été impressionnées par 
les changements observés chez ces derniers 
au fil des rencontres.

Ce programme de justice restaurative 
s’insère dans la mission de réinsertion et 
de (re)socialisation des personnes détenues 
qu’entend développer le SPEN de manière 
plus active ces prochaines années.

Combler les lacunes dans l’offre 
de prévention
En Suisse, les offres de conseil et de trai-
tement destinées aux personnes attirées 
sexuellement par les enfants comportent 
des lacunes. Tel est le constat que dresse 
le Conseil fédéral dans un rapport adopté 
lors de sa séance du 11 septembre 2020. Le 
Conseil fédéral est prêt à subventionner 
une offre de conseil dans toutes les régions 
linguistiques et à soutenir la coordination 
de l’offre à l’échelle du pays.

Les personnes qui ont de tels penchants 
subissent souvent une forte pression psy-
chologique, même si elles ne cèdent pas 
à leurs pulsions et qu’aucun acte répré-
hensible n’est commis. Cependant, les pro-
blèmes psychiques et l’isolement social ac-
centuent le risque de commettre des abus 
sexuels sur des enfants. C’est là qu’inter-
viennent les mesures de prévention, qui 
ont des effets positifs selon le rapport : elles 
semblent pouvoir atténuer un peu la pres-
sion psychologique que ressentent les per-
sonnes concernées et renforcer leurs stra-
tégies pour mieux maîtriser les situations 
dans lesquelles elles sont confrontées à des 
enfants dans la vie quotidienne.

Pour le Conseil fédéral, il importe de 
combler les lacunes dans l’offre de préven-
tion, notamment au Tessin et en Suisse 
alémanique, et de coordonner les offres. 
Aujourd’hui déjà, la Confédération alloue 
des aides financières au projet de conseil ro-
mand « DIS NO ». Le Conseil fédéral est prêt 
à étendre les aides financières et à subven-
tionner des offres de conseil dans les autres 
régions linguistiques, ainsi qu’à soutenir la 
coordination des offres de prévention dans 
toute la Suisse. Il précise cependant que la 
mise en place d’offres de traitement spé-
cialisées destinées aux personnes attirées 
sexuellement par les enfants relève de la 
seule compétence des cantons.

Le rapport du Conseil fédéral peut être con-
sulté sur le site Internet de l’Office fédéral 
des assurances sociales (www.ofas.admin.
ch). 

Davantage de places et de 
sécurité
La première pierre du chantier de construc-
tion des nouveaux bâtiments de l’établisse-
ment pénitentiaire de Crêtelongue (EPCL) a 
été posée à Granges le 28 septembre 2020. Le 
projet comprend la construction d’un nou-
veau bâtiment qui sera doté de 80 cellules 
et qui permettra d’accueillir des détenus en 
section fermée, ainsi que d’un bâtiment an-
nexe destiné à recevoir 24 personnes en ré-
gimes de semi-détention, de travail externe 
et de courtes peines.

Une fois terminé – la fin des travaux est 
prévue pour la fin de l’année 2022 –, l’EPCL 
sera dévolu à l’exécution des peines de basse 
sécurité et de sécurité renforcée, peut-on ap-
prendre dans le communiqué de presse publié 
par le Service de l’application des peines et 
mesures du canton du Valais. Le regroupe-
ment de tous les régimes de l’exécution de 
peines sur le site de Crêtelongue s’inscrit dans 
la stratégie « vision 2030 pour le système pé-
nitentiaire valaisan ». Il permettra de garantir 
un niveau de sécurité adapté et d’offrir aux 
détenus de meilleures chances de réinsertion 
sociale et professionnelle. Estimés à 40 mil-
lions de francs, les coûts de cette construction 
seront pris en charge à hauteur de 35 % par 
l’Office fédéral de la justice.
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Le recours au suicide assisté en 
principe possible
Le recours au suicide assisté en prison devrait 
en principe être possible, mais les réglemen-
tations détaillées relèvent de la compétence 
des cantons. C’est ce qui ressort d’un guide 
succinct publié en automne par le Centre 
suisse de compétences en matière d’exécu-
tion des sanctions pénales (CSCSP), en colla-
boration avec la Conférence des directrices 
et directeurs des départements cantonaux 
de justice et police (CCDJP). 

Ce guide expose des principes centraux 
pour l’évaluation des demandes de suicide 
assisté en détention. Compte tenu des positi-
ons divergentes adoptées par les cantons en 
ce qui concerne les conditions à remplir, les 
responsabilités, le lieu de décès et la procédu-
re, le CSCSP n’a pas pu élaborer de document-
cadre complet. Il appartient aux cantons de 
décider s’ils estiment nécessaire de légiférer 
pour régler les questions en suspens.

Le guide succinct est disponible sur le site 
Internet du CSCSP (www.cscsp.ch).

Statistique de l’exécution des 
sanctions
Selon la statistique de l’exécution des sanc-
tions publiée par l’Office fédéral de la statis-
tique (OFS), 13 252 peines et mesures ont été 
exécutées en Suisse en 2019. De ce total, plus 
des deux tiers (68 %) étaient des incarcéra-
tions dans un établissement pénitentiaire, 
moins d’un tiers (32 %) étaient des prestations 
de travail d’intérêt général ou une sanction 
sous forme de surveillance électronique. 90 
% des incarcérations concernaient une per-
sonne de sexe masculin et plus du tiers (36 
%) étaient des Suisses, ce qui représente une 
augmentation de 4,7 % par rapport à l’an-
née 2018.

La statistique figure sur le site Internet de 
l’OFS (www.bfs.admin.ch)

Le projet de prison des Dardelles 
enterré
Le projet de construction de la nouvelle pri-
son des Dardelles n’a pas abouti. Le 2 octobre 
2020, le Grand Conseil du canton de Genève 
a refusé, à une voix près (44 voix contre, 43 
pour et 7 abstentions), le déclassement de 10,7 
hectares de zone agricole et le crédit d’inves-
tissement de 258,5 millions de francs. Cette 
prison de 450 places, qui devait être implan-
tée à Puplinge, visait à donner un peu d’air 
à la prison de Champ-Dollon, qui souffre de 
surpopulation.

Le conseiller d’Etat Mauro Poggia a dé-
claré au journal 24 heures que revenir avec 
le même projet ne serait bien entendu pas 
respectueux de la volonté exprimée, même 
si la majorité n’a tenu qu’à une seule voix. Un 
projet redimensionné lui paraît toutefois tout 
à fait envisageable. « C’est même indispen-
sable au vu de la vétusté de Champ-DolIon, 
de la surpopulation carcérale, et de la néces-
sité d’assurer une prise en charge adéquate 
des personnes condamnées pour un retour 
en liberté avec des chances de succès de ré-
insertion. »

Le projet de prison de Zurich-
Ouest en bonne voie
La prison de Zurich-Ouest entrera en service 
au printemps 2022. L’Office de l’exécution 
judiciaire a déjà commencé à recruter 100 
collaborateurs en octobre 2020. Les person-
nes venant d’autres secteurs professionnels 
sont particulièrement recherchées.

La prison de Zurich-Ouest fait partie du 
centre de justice et police qui est construit 
sur le site de l’ancienne gare de marchan-
dises à Zurich. Elle disposera de 241 places et 
accueillera des personnes arrêtées provisoi-
rement ou en détention provisoire. Elle em-
ploiera 140 collaborateurs au total, dont une 
centaine sera principalement en charge de la 
surveillance et de l’encadrement.

Fredy Fässler est le nouveau 
président de la CCDJP
Le 12 novembre 2020, lors de son assemb-
lée d’automne réunie sous forme virtuelle, 
la CCDJP a élu à sa tête le directeur saint-
gallois de justice et police Fredy Fässler. Ce 
dernier est membre du Comité de la CCDJP 
depuis plus de cinq ans et a entre ses mains 
le destin du Centre suisse de compétences en 
matière d’exécution des sanctions pénales 
(CSCSP) en sa qualité de président du Con-
seil de fondation. 

Le président sortant Urs Hofmann a 
d’abord dirigé la CCDJP en tant que vice-pré-
sident et, à partir d’avril 2019, comme pré-
sident, son prédécesseur, le conseiller d’Etat 
genevois Pierre Maudet, ayant quitté la  
CCDJP en raison de la procédure pénale ou-
verte contre lui dans le canton de Genève et 
à la suite de la redistribution des tâches au 
sein du gouvernement genevois. Au début 
de l’année 2020, Urs Hofmann a décidé de ne 
pas briguer de nouveau mandat, après 12 ans 
passés au gouvernement argovien. Il remettra 
son mandat de directeur du Département de 
l’économie publique et de l’intérieur à la fin 
de l’année 2020 et quittera, par la même oc-
casion, la CCDJP. « Au cours de ces deux der-
nières années, et notamment aussi pendant la 
pandémie de Covid-19 qui sévit actuellement, 
il a dirigé la CCDJP avec compétence et luci-
dité et il était pleinement accepté et appré-
cié par les membres de la CCDJP et les nom-
breux interlocuteurs de celle-ci », peut-on lire 
dans le communiqué de presse de la CCDJP. 
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La CourEDH juge les conditions 
de détention à Champ-Dollon 
convenables

Dans un arrêt rendu le 24 novembre 2020, 
la Cour européenne des droits de l’homme 
(CourEDH) a rejeté la requête d’un ressortis-
sant irakien qui se plaignait de ses conditions 
de détention à Champ-Dollon.

L’homme avait dû en 2015 partager pen-
dant 98 jours une cellule de 10 m2 environ 
avec deux autres détenus. La surface indivi-
duelle dont il disposait était donc inférieure 
à la norme de 4 m2 établie par le Comité eu-
ropéen pour la prévention de la torture et des 
peines ou traitements inhumains ou dégra-
dants (CPT). Dans son arrêt, la CourEDH juge 
que le manque d’espace ne saurait à lui seul 
caractériser une violation de l’interdiction 
de traitements inhumains ou dégradants au 
sens de l’art. 3 de la Convention européenne 
des droits de l’homme. Il faut également ex-
aminer les autres aspects matériels des con-
ditions de détention, afin de déterminer si ce 
manque d’espace s’accompagnait d’autres 
déficiences, notamment d’un défaut d’accès 
à une cour de promenade ou à l’air et à la 
lumière naturels, d’une mauvaise aération, 
d’une température insuffisante ou trop éle-
vée dans les locaux, d’une absence d’intimi-
té aux toilettes ou de mauvaises conditions 
sanitaires et hygiéniques.

La Cour admet que, dans le cas d’espèce, 
les conditions concrètes de la détention du 
requérant, comprenant notamment l’état 
d’hygiène et d’aération, l’approvisionnement 
en eau et en nourriture, le chauffage et la lu-
mière, étaient convenables. Elle conclut donc 
que le requérant n’a pas été soumis à une 
détresse ou à une épreuve d’une intensité 
qui excède le niveau inévitable de souffrance 
inhérent à la détention.

L’arrêt rendu dans l’affaire Bardali c. Suisse 
(31623/17) peut être consulté à l’adresse sui-
vante : hudoc.echr.coe.int.

Barbara Looser Kägi, nouvelle 
directrice de l’établissement 
pénitentiaire de Saxerriet

Barbara Looser Kägi, qui dirige l’Office de 
l’exécution des sanctions pénales du canton 
de Saint-Gall depuis 2018, prendra la direction 
de l’établissement pénitentiaire de Saxerriet 
le 1er juin 2021 et succèdera à Martin Vinzens, 
qui part à la retraite.

Selon le communiqué de presse publié par 
la Chancellerie d’Etat du canton de Saint-Gall, 
la future directrice saisit l’occasion de revenir 
dans l’établissement où elle officiait en 2017 
et 2018, d’abord en tant que responsable de 
l’exécution, puis en tant que directrice ad-
jointe. « Le fait de pouvoir travailler au contact 
des gens, que ce soit les collaborateurs ou les 
détenus, me rend très heureuse et est l’un de 
mes points forts », déclare-elle à propos de 
sa motivation à revenir à Saxerriet et à effec-
tuer à nouveau un travail en première ligne.

Selon le communiqué, Martin Vinzens a 
dirigé avec succès cet établissement ouvert 
pendant plus de 20 ans, ouvrant la voie à de 
nombreux changements et accompagnant 
un grand nombre de projets et de mesures 
tels que d’importants travaux de transforma-
tion et d’agrandissement, le travail auteurs 
d’infractions-victimes, la thérapie assistée 
par l’animal, l’orientation systématique de 
l’exécution des sanctions vers la réinsertion, 
pour ne citer que ces exemples. Il a par ail-
leurs donné des cours au Centre suisse de 
formation pour le personnel pénitentiaire et 
a été membre de la commission d’évaluation 
de la dangerosité des délinquants du Concor-
dat d’exécution des peines et mesures de la 
Suisse orientale.

Le CPT envisage une visite en 
Suisse
Le Comité européen pour la prévention de la 
torture (CPT) envisage, selon son programme 
provisoire, une visite en Suisse en 2021. 
Comme à son habitude, il ne communique-
ra le nom des institutions dans lesquelles il 
se rendra que quelques jours avant sa venue. 
Dans un courrier daté du 17 novembre 2020, 
il a attiré l’attention des autorités suisses 
sur le fait qu’une ou plusieurs visites pour-
raient, en fonction des circonstances, être 
reportées en 2022. 

Lors de sa réunion plénière, qui s’est te-
nue par vidéoconférence du 3 au 6 novembre 
2020, le CPT a notamment discuté de ses 
visites à venir et de la meilleure façon dont 
elles devaient être effectuées dans le cadre 
de la pandémie de Covid-19. A cet égard, les 
membres du Comité ont été informés qu’à 
l’occasion de deux visites récentes, un petit 
nombre de membres des différentes déléga-
tions avaient, à leur retour, été testés positifs 
à la Covid-19. Le CPT continuera à observer 
strictement les mesures préventives lors de 
ses visites, lesquelles revêtent un caractère 
encore plus important dans le cadre de la 
pandémie qui sévit actuellement.

Le CPT se fonde sur la Convention euro-
péenne pour la prévention de la torture et des 
peines ou traitements inhumains ou dégra-
dants, qui a été ratifiée par tous les membres 
du Conseil de l’Europe. Il a déjà effectué sept 
visites en Suisse depuis 1991. Le Comité ne se 
veut pas accusateur mais entend plutôt amé-
liorer les conditions de la privation de liberté 
en dialoguant avec les autorités compétentes 
des pays visités.
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Nouveautés

Nicolas Queloz | Catherine Jaccottet 
Tissot | Nils Kapferer | Marco Mona 
(éditeurs)

Changer de regard : La justice 
restaurative en cas d'infractions 
graves

133 pages – 49 francs
Schulthess Verlag, Zürich
ISBN 978-3-7255-8729-2

 

 
 
Marianne Heer | Elmar Habermeyer 
| Stephan Bernard (Herausgeber)

Übergangsmanagement 
und Nachsorge: Die wahren 
Herausforderungen des Mass-
nahmerechts

152 pages – 59 francs
Stämpfli Verlag, Bern

Benjamin F. Brägger |  
Tanja Zangger

Freiheitsentzug in der Schweiz. 
Handbuch zu grundlegenden 
Fragen und aktuellen Heraus-
forderungen 

514 pages – 142 francs
Stämpfli Verlag, Bern
ISBN 978-3-7272-5352-2

 
 
 
Bernd Maelicke | Christopher Wein 
(Herausgeber)

Resozialisierung und Syste-
mischer Wandel

380 pages –  € 79
Nomos Verlag, Baden-Baden
ISBN 978-3-8487-6719-9

 
 
 
 
 

Bernd Maelicke | Christopher Wein [Hrsg.]

Resozialisierung und  
Systemischer Wandel
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Colonne vertébrale et sismographe des 
institutions
Les infirmiers sont également indispensables pour le système d’exécution des mesures

Il est essentiel de continuer à développer les 
soins dans les établissements d’exécution 
des mesures. Les infirmiers peuvent en 
effet assurer comme aucun autre groupe 
professionnel les soins médicaux et psy-
chiatriques de base des patients et jouer 
un rôle clé dans la réinsertion des auteurs 
d’infractions présentant des troubles psy-
chiques.

Miro Barp

Lorsque la première vague de la pandémie 
de coronavirus a atteint son pic, même les 
personnes qui n’avaient aucun lien avec le 
système de santé ont reconnu que les infir-
miers étaient indispensables pour ce dernier. 
Sans eux, les hôpitaux seraient restés à l’arrêt. 
La population les a d’ailleurs remerciés en les 
applaudissant chaleureusement pendant 
plusieurs minutes.

Plus méconnue encore est l’importance 
du personnel infirmier pour le système d’exé-
cution des peines et des mesures. Les infir-
miers travaillent dans les services médicaux 

des prisons, les établissements d’exécution 
des mesures et les cliniques de psychiatrie 
légale, où ils sont les premiers interlocuteurs 
des détenus et des patients qui rencontrent 
des problèmes psychologiques ou de san-
té. Ils sont même la colonne vertébrale des 
cliniques de psychiatrie légale. Ce sont des 
personnes de référence et de confiance im-
portantes pour les détenus, les patients et 
les clients, ce qui explique qu’ils remarquent 
les évolutions aussi bien positives que néga-
tives et se rendent compte des risques plus 
vite que les autres collaborateurs. Ils sont 
donc en quelque sorte le sismographe des 
établissements pénitentiaires.  

Cadre et plaque tournante de toutes les 
activités
Les infirmiers sont le groupe professionnel 
le plus représenté dans les cliniques de psy-
chiatrie légale. Ils assurent un fonctionne-
ment ininterrompu de ces dernières et sont 
responsables du milieu thérapeutique qui 
rend possible le traitement en milieu ins-
titutionnel. Ils assument souvent aussi des 
tâches inhérentes au suivi thérapeutique et 
sont responsables de la sécurité. Les soins 
infirmiers constituent donc à la fois le cadre 

et la plaque tournante de toutes les activités 
(voir schéma ci-dessous) :

Toutefois, leur rôle central ne se reflète 
pas suffisamment dans la structure hiérar-
chique. Les soins infirmiers sont considérés 
comme une « fonction transversale » dans 
les organisations matricielles des structu-
res de gestion, autrement dit comme une 
simple prestation qui n’est pas – ou pas suf-
fisamment – représentée dans la direction 
des entreprises.

Des solutions qui ne manquent pas
En psychiatrie légale – aussi bien dans les 
cliniques psychiatriques que dans les autres 
établissements d’exécution des peines et des 
mesures –, les solutions possibles pour un 
déploiement plus efficace des infirmiers ne 
manquent pas, car toutes les connaissances 
spécialisées requises ne s’acquièrent pas grâ-
ce à une formation professionnelle initiale 
en particulier (par exemple, des études de 
médecine ou de psychologie). La formation 
actuellement suivie par le personnel infir-
mier dans les écoles supérieures et les hau-
tes écoles spécialisées représenterait une 
bonne base pour des formations continues 
en psychiatrie légale. En raison du recours 
accru à la télémédecine, on demande déjà 

Miro Barp, titulaire d’un master 
en sciences médico-légales, est 
responsable du projet « Aufbau 
Sicherheitsdienst » des services 
psychiatriques d'Argovie (PDAG). Il 
est à l’origine de la Société suisse 
des soins en psychiatrie légale 
(FPFP), dont il a été le président 
fondateur.
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Les infirmiers contribuent fortement à garantir la qualité de l’exécution des peines et des mesures. 
 Photo : Peter Schulthess (2019)

Bibliographie

 •	� Miro Barp : « Das Pflegepersonal als Rückgrat 
der forensischen Psychiatrie ». Cet article est 
disponible en allemand uniquement sur le 
site Internet de la revue spécialisée Pflege 
Professionell (https://pflege.professionell.
at) (numéro 14).

 •	� Josef Sachs et Miro Barp : Forensiklexikon. 
Berne, Stämpfli Verlag, 2018.

aux infirmiers employés dans les services 
médicaux des prisons de travailler de façon 
plus autonome.

Si les infirmiers veulent prétendre à une 
fonction qui correspond à leur potentiel dans 
les établissements d’exécution des peines et 
des mesures, ils doivent cependant satisfaire 
à certaines conditions de formation. Des amé-
liorations sont sans nul doute nécessaires ici. 
Sous-spécialité de la psychiatrie, la psychia-
trie légale a connu une évolution rapide au 
cours des trois dernières décennies. Très vite, 
les psychiatres forensiques se sont organisés 
à l’échelle nationale et ont mis sur pied des 
programmes de formation spécifiques, alors 
que les soins infirmiers sont longtemps res-
tés plongés dans une certaine torpeur. Il a 
ainsi fallu attendre 2016 pour que la Société 
suisse des soins en psychiatrie légale (FPFP) 
soit fondée. C’est à ce jour la seule associa-
tion de ce type en Suisse alémanique. Elle est 
une plate-forme de mise en réseau des infir-
miers qui prend position sur les questions de 
déontologie et qui coordonne les possibilités 
de formation continue.

Payer les infirmiers à leur juste valeur
Mais cela ne suffit pas. Nous avons besoin 
de cadres qui assument des fonctions diri-
geantes et qui soient capables de penser et 
d’agir de façon conceptuelle en se fondant 
sur des données probantes. Dans tous les 
grands établissements d’exécution des me-
sures qui accueillent des détenus atteints 
de troubles mentaux, les infirmiers aux pos-
tes de responsables devraient avoir suivi un 
cursus de niveau master en soins infirmiers. 
C’est seulement si cette condition est remplie 
que les soins pourront occuper la place qui 
leur revient dans la gestion de l’entreprise. Il 
faut toutefois aussi investir davantage dans 
la formation des infirmiers à tous les autres 
niveaux. Les infirmiers de demain sont des 
professionnels hautement qualifiés, qui ont 
pour beaucoup suivi une formation du degré 
tertiaire. Ils contribuent fortement à garantir 
la qualité de l’exécution des peines et des me-
sures mais il faut les payer à leur juste valeur.

Il est aussi urgent de développer les soins 
dans les établissements d’exécution des me-
sures que dans les hôpitaux. Les soignants 
effectuent un travail pénible, ont plus de 
risques de se faire agresser par des patients 
souffrant de maladies psychiques que les 
autres groupes professionnels, doivent sa-
voir faire face à des pathologies diverses et 
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variées et sont sous-payés. De nombreux éta-
blissements souffrent déjà d’une fluctuation 
importante de leur personnel.

Les infirmiers peuvent dispenser comme 
aucun autre groupe professionnel les soins 
médicaux et psychiatriques de base aux pa-
tients et aux détenus, car ils sont formés pour 
pratiquer des actes médicaux, pour assurer 
une prise en charge psychosociale et (s’ils 
disposent d’une expérience dans le domaine 
médico-légal) pour garantir la sécurité. C’est 
la raison pour laquelle ils ont un rôle impor-
tant dans la collaboration interdisciplinaire.

Je note avec satisfaction des prémices de 
changement s’agissant des soins de psychia-
trie légale. Je suis par conséquent convaincu 

que les professionnels du secteur continue-
ront à l’avenir à se positionner avec assu-
rance et à jouer un rôle déterminant dans 
la réinsertion des délinquants souffrant de 
troubles mentaux.

https://pflege-professionell.at/2019-2
https://pflege-professionell.at/2019-2
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« La prison est un milieu  
macho…. Réinsérer les détenus 
dans la société, c’est aussi leur 
apprendre à traiter correctement 
les femmes. »

Franz Walter, ancien directeur des Etablissements de Bellechasse  
(Freiburger Nachrichten, 24 septembre 2020)
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Contrairement aux personnages drôles et sympathiques qui trans-
mettent leur message sur un ton bienveillant, ce personnage fémi-
nin impressionnant, qui se dresse devant un virus surdimensionné, 
profère des menaces non dissimulées. Soniconer explique qu’« [il 
a] voulu, par ce graffiti, alerter les détenus sur les dangers de la 
Covid-19 en représentant la violence qu’ils ont vécue par le passé 
sous la forme de serpents terrifiants ». Photo : Peter Schulthess 
(2020)	 Photo: Peter Schulthess (2020)
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Regard sur le passé. La distanciation et l’isolement des prisonniers 
étaient des pratiques courantes par le passé, qui avaient pour but 
de les empêcher de communiquer. On ignore si ces mesures discipli-
naires ont également eu pour « effet secondaire » d’éviter l’une ou 
l’autre épidémie de grippe ou d’autres infections dans les établisse-
ments pénitentiaires. Photo : Respect de la distanciation lors d’une 
promenade dans la prison de Lenzbourg au début des années 1920
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